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GEWIDMET. 


"Vorwort. 

Den  Anlass  zu  vorliegender  Schrift  gaben  seiner 
Zeit  zu  veröffentlichende  Untersuchungen  über  die  recht- 
liche Bedeutung  der  drei  im  Decretalenrechte  einander 
gegenübergestellten  Processarten,  des  Accusations-,  In- 
quisitions-  und  Denunciationsprocesses.  Kam  ich  nämlich 
bei  dieser  Gelegenheit  zur  Ueberzeugung,  dass  der  Accu- 
sationsprocess  der  canonische  Criminalprocess  und  zwar 
Degradationsprocess  war,  so  liess  sich  damit  die  verbreitete 
Ansicht,  wonach  die  Degradation  seit  dem  zwölften  Jahr- 
hundert nur  in  einer  der  Deposition  nachfolgenden  so- 
lennen Ueberlieferung  an  den  weltlichen  Strafrichter 
bestanden  habe,  nicht  vereinbaren.  Das  führte  mich  auf 
eine  Prüfung  der  Lehre  über  die  Entwickelung  des  geist- 
lichen Privilegium  fori  in  Strafsachen.  Bald  sah  ich, 
dass  die  Ausbildung  dieses  Privilegs  in  ganz  anderer 
Zeit  und  in  ganz  anderer  Weise  erfolgt  ist,  als  man  ge- 
wöhnlich anzunehmen  pflegt.  Nichtsdestoweniger  glaubte 
ich  erst  dann  an  die  Darstellung  der  späteren  Verhält- 
nisse gehen  zu  dürfen  und  zu  können,  nachdem  die  be- 
züglichen Zustände  in  der  fränkischen  Zeit  klargelegt 
seien.     Die  Geschichte   der  fränkischen  Zeit  bildet  eben 
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auch    in    dieser    Frage    die    Vorgeschichte    des    späteren 
Mittelalters. 

Ursprünglich  bloss  als  kritische  Literaturstudie  an- 
gelegt und  ausschliesslich  für  Strafsachen  berechnet,  ist 
meine  Untersuchung  unter  der  Hand  zu  einer  selbstän- 
digen Quellenforschung  geworden,  die  den  Gerichtsstand 
des  fränkischen  Clerus  nicht  nur  in  Criminal-,  sondern 
auch  in  Civilsachen  zum  Gegenstande  hat. 

Das  Quellenmaterial  war  im  Allgemeinen  bereits 
durch  die  vorhandene  Speciallitteratur  (Sohm,  Löning) 
vorgezeichnet.  Hinsichtlich  der  Acta  Sanctorum  (Bolland 
und  Mabillon)  beschränkte  sich  denn  auch  die  vorliegende 
Arbeit  im  Wesentlichen  auf  die  schon  aus  jener  be- 
kannten Fälle.  Einer  völlig  selbständigen  Prüfung  wurden 
dagegen  unterzogen  die  Canones  und  die  einschlägigen 
Decretalen  (Mansi  und  Migne)  an  der  Hand  von  Hefele 
und  Jaffe;  die  Leges  (Capitularien,  Volksrechte,  nebst 
den  Formeln) ;  die  Scriptores  (Pertz  und  Bouquet),  vor 
Allem  Gregor's  v.  Tours  Historia  Francorum  (Ruinart). 
Von  einschlägigen  Urkundenwerken  wurden  eingesehen 
die  von  Sohm  seiner  fränkischen  Reichs-  und  Gerichts- 
verfassung zu  Grunde  gelegten  (mit  Ausnahme  von  Car- 
tulaire  de  Sauxillanges  und  Fumagalli) ;  ausserdem  noch : 
Gallia  christiana,  sowie  (speciell  für  Italien):  Ficker 
Forschungen  IV,  Codex  dipl.  Cavensis  und  Chartae  II 
und  III.  Die  Fälschungen  von  Benedict  Levita  und 
Pseudo-Isidor  wurden  als  dem  positiven  Rechte  nicht  ent- 
sprechend absichtlich   umgangen. 
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Was  die  Ausdehnung  der  Arbeit  auch  auf  das  Gebiet 
der  Civilsachen  betrifft,  so  lag  der  Grund  vornehmlich 
darin,  dass  sich  bei  der  Beschaffenheit  gerade  der  Haupt- 
quellen eine  gesonderte  Darstellung  des  Gerichtsstandes 
des  fränkischen  Clerus  in  Criminalsachen  als  völlig  un- 
durchführbar erwies.  So  war  namentlich  König  Chlo- 
thar's  IL  Edict  vom  Jahre  614,  welches  sozusagen  den 
Knotenpunkt,  wie  aller  bisherigen,  so  auch  dieser  Dar- 
stellung bildet,  nur  bei  gleichzeitiger  Behandlung  der 
Criminal-  und  Civilsachen  zu  erklären.  Das  hatte  nun 
allerdings  die  grössten  Schwierigkeiten  im  Gefolge.  Das 
Eingehen  auf  die  Civilsachen  erforderte  nämlich  mate- 
rielle Competenzbestimmungen  und  diese  führten  wieder 
zu  germanistischen  Excursen  über  Gewere,  Vertragsrecht, 
Mobiliarsachenrecht  etc.,  die  nicht  vermieden  werden 
konnten,  wenn  die  einschlägigen  Quellen,  namentlich 
die  Placita,  für  die  Gerichtsstandsfrage  ausgenützt  werden 
sollten. 

Konnten  auf  solche  Weise  die  Grenzen  zwischen 
germanistischer  und  canonistischer  Disciplin  nicht  immer 
eingehalten  werden,  so  hielt  ich  mich  um  so  strenger 
an  die  zeitlichen  und  örtlichen  Grenzen  des  Themas. 
Die  Berührungspunkte  mit  der  römischen  Zeit  sind  durch 
Löning,  jene  mit  der  französischen  durch  Fournier  ver- 
mittelt. Käumlich  ist  die  Untersuchung  auf  das  Franken- 
reich (nebst  Deutschland  und  seit  774  Italien)  beschränkt. 
Auf  ausserfränkische,  beispielsweise  auf  spanische  Ver- 
hältnisse   wurde   nur   gelegentlich  Rücksicht  genommen. 
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Was  das  Ergebniss  der  Arbeit  selbst  anlangt,  so 
wird  der  kundige  Leser  allfällige  Verstösse  im  Einzelnen 
mit  den  Schwierigkeiten  zu  entschuldigen  wissen,  welche 
zu  bewältigen  waren.  In  den  Hauptresultaten  glaube 
ich  die  Kritik  nicht  scheuen  zu  dürfen. 

Uebergebe  ich  hiemit  meine  Schrift  der  Oeffent- 
lichkeit,  so  möchte  ich  es  nicht  unterlassen,  inbesondere 
meinem  werthen  Freunde  Prof.  Dr.  Anton  Val  de  Lievre 
zu  danken  für  die  warme  Theilnahme,  mit  der  er  die 
Arbeit  von  ihrem  Beginne  an  verfolgte  und  förderte. 

Innsbruck,  Pfingsten  1886. 

A.  Nissl. 
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I.  Gerichtsstand  des  Clerus  in  Criminalsachen. 


Einleitung. 

§  1. 
Die  Untersuchung,  welchem  Gerichtsstande  der  Clerus 

im  Frankenreich  unterworfen  war,  liefert  einen  Beitrag  zur 
grossen  Frage  nach  der  principiellen  Stellung  von  Kirche 
und  Staat  in  dem  betreffenden  Zeitalter.  Zur  Entwickelung 
ihres  inneren  Lebens  fand  die  Kirche  beim  Eintritt  in 
das  Frankenreich  sehr  günstige  Verhältnisse  vor.  Der 
altdeutsche  Staat  war  ein  reiner  Kechtsstaat.  Sein  Zweck 
bestand  lediglich  in  der  Wahrung  des  Friedens  nach 
Aussen  und  Innen.  Alles  was  über  diese  enge  Staats- 
aufgabe hinausreichte,  fiel  in  den  Bereich  der  Autonomie !). 
Aus  diesem  Grunde  war  von  altersher  den  Genossen- 
schaften ein  weiter  freier  Spielraum  eingeräumt.  Das 
genossenschaftliche  Leben  konnte  sich  auf  einer  vom 
Staate  unabhängigen  Basis  entwickeln.  Diese  günstige 
Lage  benützte  die  Kirche  denn  auch  sofort  zu  reicher 
Entfaltung  ihrer  corporativen  Thätigkeit.  Sie  erzeugte  ihr 
eigenes  Recht,  sie  übte  ihre  eigene  Gerichtsbarkeit  über 
Laien  wie  über  Cleriker2).  Nichtsdestoweniger  waren 
aber  Recht   und  Gericht  der  Kirche  dem  Staate  gegen- 


i)  Sohm  G.  V.  XIV.      2)  Löaing  II  448  ff. 

N  i  s  s  1 ,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Clerus.  I 
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über  kein  Recht  und  kein  Gericht.  Der  Rechtsschutz  war 
eben  nicht  nur  „  Praecipuum u  sondern  zugleich  „  Monopol B 
der  Staatsgewalt.  Gerade  die  geistliche  Gerichts- 
barkeit über  denClerus  war  daher  einer  derjenigen 
Funkte,  wo  Kirche  und  Staat  früher  oder  später  sich  be- 
rühren mussten.  Ganz  abgesehen  nämlich  davon,  dass  es 
das  naturgemässe  Streben  der  Kirche  sein  mochte,  die 
einschlägigen  Errungenschaften  aus  römischer  Zeit1)  zu 
bewahren  und  auch  im  Frankenreiche  zur  Geltung  zu 
bringen,  lag  es  schon  im  Interesse  hierarchischer  Disciplin, 
über  den  Clerus  auch  in  weltlichen  Dingen  Jurisdiction  zu 
erlangen.  Würde  der  fränkische  Staat  der  Kirche  gegenüber 
strenge  am  Princip  der  Neutralität  festgehalten  haben, 
so  wären  alle  diese  Aspirationen  von  vornherein  aussichtslos 
gewesen.  Als  blosses  Corporationsgericht  wäre  das  geist- 
liche Gericht  unfähig  geblieben,  irgendwelche  Rolle  auf 
dem  Staatsgebiete  zu  spielen,  so  wie  umgekehrt  das 
staatliche  Gericht  in  der  kirchlichen  Sphäre.  Der  frän- 
kische Staat  ist  aber  diesem  Principe  thatsächlich  nicht 
treu  geblieben.  Bereits  in  merovingischer  Zeit  ist  der 
Grundsatz  der  Unabhängigkeit  von  Staat  und  Kirche, 
wiewohl  er  für  diese  Zeit  im  Allgemeinen  ak  Basis  des 
fränkischen  Staatskirchenrechtes  angesehen  werden  darf, 
keineswegs  strenge  zur  Ausführung  gekommen2).  Dem 
Könige  standen  schon  in  merovingischer  Zeit  wichtige 
Befugnisse  zu  in  Bezug  auf  Besetzung  von  Kirchen - 
ämtern,  Berufung  von  Synoden  etc.  Im  karolingischen 
Reiche  ist  dann  vollends  ein  anderes  Princip  realisirt 
worden:  das  Princip  der  gegenseitigen  Durchdrin- 
gung  beider  Sphären3).     Dadurch  war  die  Möglichkeit 


»J  Lüningl289ff.     2)  LöningUS*.     »)  Löning  II  274. 
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der  Verwirklichung  der  kirchlichen  Bestrebungen  aller- 
dings gegeben.  In  wieweit  dieselben  thatsächlich  zum 
Durchbruche  gekommen  sind,  lässt  sich  aber  unter  diesen 
Umständen  nicht  auf  aprioristischem  Wege  ent- 
scheiden. Die  bezügliche  Frage  kann  nur  durch  eine 
rechtshistorische  Untersuchung  gelöst  werden,  denn 
sie  ist  eine  positivrechtliche,  und  die  Antwort  wird 
eben  desshalb  auch  anders  lauten  in  Criminal Sachen 
und  wieder  anders  in  Civilsachen. 

Wenden  wir  uns  dem  Strafrechtsgebiete  zu 
und  halten  wir  vorerst  Umschau  in  der  Litteratur. 
Die  ältere  mit  Dove  abschliessende  Lehre  gieng  dahin, 
dass  wenigstens  in  merovingischer  Zeit  zur  Processirung 
incriminirter  Cleriker  nur  eine  aus  geistlichen  und  weit- 
liehen  Beisitzern  zusammengesetzte  „gemischte  Commis- 
sion" competent  gewesen  sei1).  Wie  einig  auch  die  An- 
hänger dieser  Lehre  in  der  Annahme  der  gemischten 
Commission  als  Criminal-  oder  doch  Verhörsinstanz  der 
fränkischen  Cleriker  waren,  so  sehr  giengen  anderseits 
deren  Meinungen  auseinander  in  der  doch  so  wichtigen 
Straffrage.  Die  Einen 2)  nahmen  an,  dass  die  Folge  einer 
Verurtheilung  durch  die  gemischte  Commission  nur  geist- 
liche Bestrafung  gewesen  sei,  Andere3)  dagegen  Hessen 
auch  weltliche  Crimin aistrafen  gegen  Cleriker  eintreten. 
Dieser  Gegensatz  in  der  Auffassung  der  Straffrage  ist  in 
der  neueren  Litteratur  keineswegs  verschwunden,  viel- 
mehr hat  er  sich  verschärft,  indem  er  auch  die  Gerichts- 


*)  Statt  aller  Andern  Dove  De  iurisd.  40  ff. 

2)  Vertreter   dieser    Ansicht    waren    namentlich    Thomas- 
sinus P.  II  1.  3  c.  105  und  Unger  Gerichts- Verfassung  388. 

3)  So  mehr  oder  minder  bestimmt  die.  Meisten  seit  d  e  M  a  v  c  a 
Concord.  sacerd.  VI  c.  22. 

1* 
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standsfrage  ergriffen  hat.  Allerdings  ist  es  der  neueren 
Litteratur  gelungen,  die  Lehre  vom  gemischten  Gericht 
aus  dem  Felde  zu  schlagen.  Gerade  dadurch  wurde  aber 
Raum  geschaffen,  um  nach  Massgabe  des  in  der  Straf- 
frage eingenommenen  Standpunktes  auch  zur  Frage  des 
Gerichtsstandes  verschiedene  Stellung  zu  nehmen.  So 
konnte  es  kommen,  dass  sich  gegenwärtig  in  der  Wissen- 
schaft zwei  völlig  conträre  Grundanschauungen  über  unser 
Thema  gegenüberstehen,  deren  litterarische  Hauptreprä- 
sentanten Sohm  und  Löning  sind.  Nach  Sohm1)  waren 
die  Bischöfe  des  Frankenreichs  schon  seit  Mitte  des 
sechsten  Jahrhunderts,  seit  614  auch  die  übrigen  Cleriker 
in  weltlichen  Criminalsachen  nicht  nur  von  der  weltlichen 
Strafe,  sondern  auch  vom  weltlichen  Gerichte  gänzlich 
eximirt.  Dem  Staate  verblieb  nach  Sohm  bereits  in 
merovingischer  Zeit  nur  das  Recht  des  ersten  Angriffes 
und  der  Erhebung  des  Strafantrages.  Der  eigentliche 
Criminalprocess  gegen  Cleriker  und  die  Bestrafung  der- 
selben mit  geistlicher,  nicht  weltlicher  Strafe  war  aus- 
schliesslich Recht  des  geistlichen  Gerichts.  Im  entschie- 
denen Gegensatze  dazu  behauptet  L  ö  n  i  n  g 2),  dass  nicht 
nur  die  unter  dem  Bischöfe  stehenden  Cleriker,  sondern 
die  Bischöfe  selbst  im  Frankenreiche  vom  Anfang  an  bis 
jedenfalls  in  die  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  unbedingt 
und  schlechthin  sowohl  der  weltlichen  Strafgewalt  als 
der  weltlichen  Gerichtsgewalt  unterworfen  waren.  Die 
der  weltlichen  Bestrafung  von  Clerikern  bisweilen  voraus- 
gehenden mit  deren  geistlicher  Bestrafung  f  endenden 
Synodalprocesse  erklärt  er  als  ausschliesslich  kirchliche, 
von   der   weltlichen    Processirung   des   betreffenden  Cle- 


M  Noh,m  Gerichtsb.  24  7  ff.       »)  Löniüg  II  51 G  tt'. 


rikers  gänzlich  unabhängige  Disciplinarprocesse.  Doppelt 
bedeutsam  wird  diese  Controverse,  wenn  man  erwägt, 
dass  einerseits  die  Theorie  von  der  ausschliesslich  geist- 
lichen Straf-  und  Gerichtsgewalt  von  einem  Schriftsteller 
ausgeht,  dessen  Anschauungen  über  das  fränkische  Staats- 
wesen derselben  nichts  weniger  als  günstig  sind1),  wäh- 
rend anderseits  dem  Verfechter  der  ausschliesslich  welt- 
lichen Straf-  und  Gerichtsgewalt  die  auf  breiter  Quellen- 
grundlage und  mit  grossem  Scharfsinn  durchgeführte 
Arbeit  seines  litterarischen  Gegners  keineswegs  unbekannt 
gewesen  ist.  Soll  bei  diesem  Stande  der  Frage2)  ein 
befriedigender  Ausgleich  der  Meinungen  erzielt  werden, 
so  kann  derselbe  jedenfalls  nicht  durch  oberflächliches 
Transigiren,  sondern  nur  durch  selbständiges  Zurück- 
greifen auf  die  Quellen  erreicht  werden. 

Werfen  wir  einen  Blick  auf  die  uns  vorliegenden 
Quellen.  Den  Mittelpunkt  bildet  das  Chlotharische 
Edict  vom  Jahre  614,  dessen  grundlegende  Bedeutung 
für  unsere  Frage  allseitig  anerkannt  ist3).  Nun  ist  aber 
gerade   der  Wortlaut   dieses  Gesetzes   so  knapp,   dunkel 


*)  Vergeblich  wehrt  sich  gegen  diese  Consequenz  Sohm  selbst 
in  Gerichtsb.   195. 

*)  Die  Lehr-  und  Handbücher  des  Kirchenrechts  folgen  bald 
der  einen  bald  der  andern  Theorie.  Völlig  den  Standpunkt  Lönings 
hat  acceptirt  Friedberg  Lehrb.  d.  K.  R.  211.  Den  Sohm'schen 
Standpunkt  hält  fest  Hinschius  in  Holtzendorffs  Encyclop.  178 
und  theilweise  schon  für  die  merovingische,  völlig  für  die  karoling. 
Zeit  auch  Richter-Do ve  (Kahl)  Lehrb.  d.  K.  R.  7  71.  Ebenso 
folgt  noch  nach  Löning  der  Sohnischen  Lehre  in  allem  und  jedem 
v.  Bar  Handb.  d.  deutschen  Strafrechts  I  76.  Grosse  Unsicherheit 
zeigt  sich  namentlich  bei  W  a  i  t  z  in  den  neueren  Auflagen 
seiner  V.  G. 

»)  Sohm  Gerichtsb.  257;  Löning  II  526;  Waitz  V.  G. 
II  2.  Abtheilung  243. 


und  orakelhaft,  dass  sich  aus  demselben  fast  Alles  heraus- 
lesen beziehungsweise  in  dasselbe  hineintragen  lässt, 
ohne  dass  es  jemals  gelingen  dürfte,  durch  blosse  Verbal- 
interpretation den  Schlüssel  für  unser  Problem  zu  finden. 
Nebstdem  liefern  ein  bedeutendes  Material  die  Leges, 
C a n o n e s  und  Scriptores  der  fränkischen  Zeit.  Diese 
Quellen  sind  aber  auf  dem  ersten  Blicke  nichts  weniger 
als  geeignet,  die  bestehenden  Zweifel  im  Sinne  der 
Sohm'schen  oder  Löning'schen  Theorie  zu  lösen;  viel- 
mehr sind  sie  dazu  angethan,  das  Bestehen  solcher  Zweifel 
in  der  Theorie  zu  erklären.  So  findet  sich  eine  nicht 
unbeträchtliche  Zahl  von  Nachrichten  über  factische 
Criminalprocesse  namentlich  gegen  Bischöfe,  auf  Grund 
deren  man  annehmen  könnte,  dass  die  Geistlichen  im 
Frankenreich  wegen  weltlicher  Verbrechen  nur  von 
geistlichem  Gerichte  gerichtet  und  nur  mit  geist- 
licher Strafe  bestraft  worden  seien.  Solche  Berichte 
gewinnen  um  so  mehr  an  Gewicht,  als  eine  ähnliche 
Annahme  auch  einzelne  Aeusserungen  der  weltlichen 
und  geistlichen  fränkischen  Gesetzgebung  zu  erheischen 
scheinen.  Diese  Quellengruppe  ist  es  denn  auch,  die 
der  Sohm'schen  Theorie  vorzüglich  als  Substrat  dient, 
während  Alles,  was  ihr  zuwider  ist,  als  Ausnahme  oder 
Gewaltact  erklärt  wird.  Daneben  finden  sich  aber  doch 
auch  wieder  Gesetze,  welche  für  Cleriker  ganz  wie  für 
Laien  weltliche  Criminalstrafen  festsetzen,  und  sind  damit 
übereinstimmend  andere  Berichte  über  practische  Cri- 
minalfälle  der  Cleriker,  die  überdies  in  einer  Weise 
abgefasst  sind,  dass  gar  nicht  daran  zu  denken  ist,  dass 
ein  geistliches  Gericht  in  irgend  einer  Weise  an  der 
Processirung  des  betreffenden  Clerikers  mitgewirkt  habe. 
Solchen    Aeusserungen    in    Leges  und  Scriptores  zufolge 
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wären  die  Cleriker  im  Frankenreiche  in  Criminalsachen 
wie  die  Laien  nicht  nur  der  weltlichen  Strafe  unter- 
standen ,  sondern  auch  und  zwar  ausschliesslich  dem 
weltlichen  Gerichte.  Auf  den  eben  bezeichneten 
Quellen  fusst  die,  sich  übrigens  im  Wesentlichen  auf  die 
merovingische  Zeit  beschränkende,  Löning'sche  Theorie. 
Ausser  den  zwei  eben  charakterisirten  Quellenreihen 
lässt  sich  aber  noch  eine  dritte  zusammenstellen,  aus 
der  sich  ergibt,  dass  gegen  criminose  Cleriker  gleich- 
zeitig sowohl  geistliche  als  weltliche  Strafe 
in  Anwendung  kam,  und  dass  dabei  der  weltlichen  Be- 
strafung ein  Process  auf  einer  kirchlichen  Synode  voran- 
gieng,  dem  jene  auf  dem  Fusse  folgte.  Diese  dritte 
C lasse  von  Quellen,  mit  der  sich  bei  näherer  Ein- 
sicht nicht  nur  die  den  beiden  anderen  Classen  ange- 
hörigen  Belege,  sondern  auch  die  Edictserklärung  in 
Eiuklang  bringen  lässt,  bildet  den  natürlichen  Aus- 
gangspunkt für  die  Durchführung  einer  von  der 
Sohm'schen  und  Löning'schen  Theorie  abweichenden 
neuen  Auffassung  der  Criminalgerichtsstandsfrage 
des  fränkischen  Clerus. 

Zum  Schlüsse  noch  einige  orientirende  Worte  über 
den  Verlauf  und  das  Kesultat  der  Forschung,  in 
welcher  die  neue  Auffassung  unseres  Gegenstandes  zur 
Geltung  gebracht  werden  soll.  Zwei  Fragepunkte  bilden 
den  Hauptinhalt  der  zu  lösenden  Controverse:  die  Straf- 
frage und  die  Gerichtsstandsfrage.  Wer  es  unternimmt, 
die  Gerichtsstandsfrage  zu  untersuchen,  darf  der  Straf- 
frage nicht  aus  dem  Wege  gehen.  Die  Frage,  ob  im 
Frankenreiche  gegen  Cleriker  nur  kirchliche  oder  auch 
weltliche  Strafen  in  Anwendung  zu  kommen  hatten, 
muss  erledigt  werden,  bevor  man  daran  gehen  kann,  zu 
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schauen,  welches  Gerichtsorgan  mit  der  Ausübung  der 
Strafgewalt  über  Cleriker  verfassungsmässig  betraut  war. 
Demgemäss  wird  auch  zunächst  die  Straf-1)  und  dann 
erst  die  Gerichtsstandsfrage2)  erörtert  werden.  Was  nun 
die  Straffrage  betrifft,  so  setzt  dieselbe  ihrerseits 
selbst  wieder  die  Feststellung  des  Verbrechens- 
begriffes sowohl  nach  weltlichem3)  als  kirchlichem4) 
Recht  als  Präjudicialfrage  voraus.  Nur  wenn  man  weiss, 
in  welchen  Fällen  der  fränkische  Staat  und  die  frän- 
kische Kirche  überhaupt  mit  Criminalstrafen  vorzu- 
gehen pflegten,  und  welche  Folgen  das  Verbrechen  nach 
kirchlicher  und  weltlicher  Auffassung  nach  sich  zog,  wird 
man  mit  einiger  Sicherheit  sagen  können,  ob  bei  straf- 
würdigem Thatbestande  gegen  Cleriker  auch  der  Staat 
oder  nur  die  Kirche  einschritt.  Meritorisch  wird  dieser 
erste  Theil  der  Untersuchung,  wie  aus  der  obigen  An- 
deutung hinsichtlich  des  Inhaltes  der  als  massgebend 
erklärten  Quellengruppe  erhellt,  die  Bejahung  der  welt- 
lichen Strafgewalt  über  sämmtliche  Cleriker  und  mithin 
die  volle  Rechtfertigung  der  Löning' sehen 
Theorie  in  diesem  Punkte  ergeben.  Auch  die  dem 
zweiten  Theile  vorbehaltene  Gerichtsstands  frage 
lässt  sich  bei  ihrer  eigenartigen  Gestaltung  nicht  wohl 
beantworten  ohne  Heranziehung  einer  anderen  Frage, 
nämlich  der  nach  dem  Strafverfahren.  Erst  dann, 
wenn  man  es  versucht,  sich  den  Lauf  des  Processes  in 
Strafsachen  gegen  Cleriker  von  Anfang  bis  zu  Ende  zu 
vergegenwärtigen,  treten  auch  die  Gerichtsstandsverhält- 
nisse mit  plastischer  Deutlichkeit  entgegen.  Für  die  Ver- 
folgung der  Gerichtsstandsfrage  ist  aber  die  Verfahrens- 


!)  Siehe  unten  §  4.       *)  §S  8  —  11.       3)  §  2.       <)  §  3 
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frage  doch  nur  Mittel  zum  Zwecke,  nicht  Selbstzweck. 
Aus  dieser  Erwägung  wird  es  sich  rechtfertigen,  das 
Verfahren  und  den  Gerichtsstand  nur  in  Strafsachen  der 
Bischöfe  gesondert  zu  behandeln1),  nicht  auch  in  denen 
der  übrigen  Cleriker2).  Das  Ergebniss  der  dies- 
bezüglichen Untersuchung  wird,  dem  oben  Gesagten 
entsprechend,  eine  Versöhnung  der  Ansichten  von 
Sohm  und  Löning  sein.  Die  noch  übrig  bleibenden 
Widersprüche  sollen  durch  Einführung  eines  neuen  bis- 
her noch  nicht  beachteten  Elementes  in  unsere  Frage, 
nämlich  des  clericalen  Grades,  beseitigt  werden* 
Hiernach  wird  sich  die  Sache  folgendermassen  stellen : 
Für  den  niederen  Clerus  ist  die  Auffassung  Lö- 
nings  zutreffend3);  für  den  höheren  Clerus  da- 
gegen bekommen  wir  als  Criminalinstanz  neuerdings  eine 
Art  combinirten  Gerichtes,  jedoch  nicht  im 
Sinne  eines  gemischten  (halb  weltlichen,  halb  geist- 
lichen) Gerichtes  der  älteren  Lehre,  sondern,  wie  sich 
noch  näher  zeigen  wird4),  im  Sinne  eines  doppelten, 
das  heisst  eines  weltlichen  und  geistlichen  Ge- 
richtes mit  durchaus  selbständigen  Aufgaben. 


A.  Straffrage. 
1.  Verbrechensbegriff. 

a)  Nach  weltlichem  Kecht. 

§  2- 
Die   Germanen   fassten,    wie   bekannt,    das    Ver- 
brechen   als    Friedensbruch    auf5).     Die    Strafe    des 


*)  §§  5-7.        2)  §§  9—11.        »)  §§   10,   11. 
4)  §§  8,   10,   11.       5)  Wilda  268,  269. 
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Friedensbruches  war  ursprünglich  Friedlosigkeit1).  In 
der  fränkischen  Zeit  hatte  sich  jedoch  die  altgermanische 
Friedlosigkeit  bereits  in  ein  Sj^stem  öffentlicher  Strafen 
aufgelöst2).  Die  vornehmste  der  öffentlichen  Strafen  und 
gleichsam  ihr  Normalfall  war  die  Todesstrafe3).  Die 
Todesstrafe  zeigt  sich  als  die  Verbrechensstrafe  im  emi- 
nenten Sinn  nicht  minder  in  den  Volksrechten4),  als 
in  den  Capitularien  der  Könige5). 

Welche  Handlungen  man  als  mit  Todesstrafe  zu 
belegende  Missethaten  betrachtete,  war  indess  nach  Ort 
und  Zeit  verschieden.  In  örtlicher  Beziehung  ist  zu 
erinnern  an  den  weitgehenden  Unterschied  zwischen  der 
Lex  Saxonum,  der  „  lex  crudelissima ",  und  der  verhältniss- 


i)  Wilda  268,  278,   305.       8)  Wilda  270,  296,  484. 

3)  Wilda  269. 

4)  Lex  Frision.  Add.  Sap.  tit.  11.  —Lex  Saxon.  21,  23 -So, 
32  —  35,  38.  Capitulatio  de  partibus  Saxoniae  a.  775  -790  c.  2  —  14. 
Capitulare  Saxonicum  a.  797  c.  10.  —  Lex  Sal.  Capit.  I.  c.  6;  IL  c.  10  ; 
IV.  c.  1,  2.  Decretio  Childeberti  regis  c.  1,  2.  Decretio  Chlotharii 
regis  c.  14.  —  Lex  Rib.  LXXIX,  vgl.  D'Achery  Spicileg.  II  87  (V.  S. 
Eligii  I  31).  —  Lex  Baiuw.  I  7 ;  II  1,  4.  —  Lex  Alaraan.  XLIV  1.  — 
Lex  Langobard.  Rot.  1-7,  9,  19,  36,  163,  203,  211,  213,  249, 
253,  268,  279,  280.  Liupr.  130.  Räch.  12,  13.  —Lex  Burgund.  II 
1,4;  IV  1 ;  XXXIV  1  ;  LH  2,  3,  5  ;  LXVIII  1,  2 ;  LXX  1,  2.  —  Von 
Lex  Visigoth.  siehe  die  Zusammenstellung  der  einschlägigen  Stellen 
bei  Dahn  Westgothische  Studien  205. 

5)  Chilperici  edict.  a.  561—584  c.  8.  (M.  G.  Cap.  I  9);  Childeb.  IL 
decretio  a.  596  c.  4—7  (M.  G.  Cap.  I  16);  Chlothar.  II.  edict.  a.  614 
c.  18,  22,  24  (M.  G.  Cap.  I  20);  Capit.  Harist.  a.  779  c.  8  (M.  G. 
Cap.  I  47);  Capit.  miss.  gen.  a.  805  c.  10  (M.  G.  Cap.  I  124); 
Divisio  regn.  a.  806  c.  18  (M.  G.  Cap.  I  129);  Capit.  Aquisgr. 
a.  801— 813  c.  11  (M.  G.  Cap.  I  171);  Capit.  de  iust.  fac.  a.  SU- 
SIS c.  4  (M.  G.  Cap.  I  17  6);  Capit,  Car.  M.  de  latr.  a.  804  —  813 
c.  2  (M.  G.  Cap.  I  180);  Carol.  II.  edict,  Pistens.  a.  864  c.  20,  25 
(M.  G.  Leg.  I  492);  Carol.  II.  Capit,  Carisiac.  a.  87  3  c.  12  (M.  G. 
Leg.  I  521);  Capit.  Ital.  a.  801  c.  3  (M.  G.  Cap.  I  205  =  Lib. 
Pap.  Car.  Magn.  SO  (81))  und   c.   4  (=  Car.  Magn.  85  (87)). 
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massig  milden  Lex  Baiuwariorum  *).  Während  diese  nur 
die  allerschwersten  und  gemeingefährlichsten  Delicte  mit 
dem  Tode  bedrohte  (namentlich  Hoch-  undLandesverrath) 2), 
setzte  jene  ebendieselbe  Strafe  nicht  nur  auf  Meineid3), 
Hausfriedensbruch4),  Brandstiftung5)  und  einigermassen 
qualificirte  Diebstähle6)  und  Todschläge7),  sondern  selbst 
auf  Fleischessen  in  der  Fastenzeit  aus  Verachtung  des 
Christenthums8),  Todten Verbrennung  nach  heidnischem 
Kitus9),  Unterlassen  der  Taufe  und  Verharren  im  Heiden- 
thum10)  u.  s.  w.  Zeitlich  tritt  die  Todesstrafe  zurück  mit 
dem  fortschreitenden  Einflüsse  der  Kirche.  Die  Kirche 
gebot  Schonung  des  Menschenlebens,  den  Grundsatz  ver- 
fechtend, dass  man  Gottes  Geschöpfe  nicht  um  leichter 
Ursache  willen  vernichten,  dass  man  nicht  zugleich  durch 
Todesstrafe  die  Möglichkeit,  noch  in  dieser  Welt  seine 
Sünden  zu  bessern,  abschneiden  solle 1  x).  Neben  der  Todes- 
strafe (mit  Vermögenseinziehung)  waren  als  öffentliche 
Strafen  im  Gebrauch  Exil  und  Verstümmelungsstrafen12). 
Todesstrafe,  Exil  und  Verstümmelungsstrafe  erscheinen 
somit  als  die  fränkischen  Friedensbruchsstrafen.  Darnach 
wäre  „  crimen  *  (Friedensbruch)  im  Sinne  des  fränki- 
schen   Rechts,    so    wie    es    Wilda    gethan    hat13),    zu 


*)  Vgl.  Wilda    100,   497.      2)  Lex   Baiuw.  II  1;   vgl.  I  10. 

3)  Lex  Sax.  21.       4)  Lex  Sax.  27,  82.       5)  Lex  Sax.  88. 

6)  Lex  Sax.  29,   80,   83-35.       7)  Lex  Sax.  21,  23,  26,  27. 

8)  Capit.   de   part.  Sax.   c.  4.       9)  Capit.  de  part.  Sax.  c.  7. 

10)  Capit.  de  part.  Sax.  c  8. 

.     1!)  Wilda  100,  498.  —  Lex  Baiuw.  I  7  :  Nulla  sit  culpa  tarn 

gravis,  ut  vita  non  concedatur  propter  timorem  Dei  et  reverentiam 

Hanctorum,  quia  Dominus  dixit:  qui  dimiserit,  dimittetur  ei ;  qui 

non  dimiserit,  nee  ei  dimittiti  r.     Vgl.  Lex  Burgund.  LH  3,  4,  5. 

la)  Vgl.  Wilda  507   ff.;   Geib  I  192. 

18)  Wilda  G85. 
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deh'niren     als    die    mit    der    einen    oder    andern 
öffentlichen  Strafe  bedrohte  Handlung. 

An  sich  richtig,  entspricht  jedoch  diese  Definition 
nicht  völlig  dem  Geiste  der  fränkischen  Kechtsquellen. 
Dieser  kennt  nur  ein  Verbrechen,  das  ist  die  todes- 
würdige Handlung,  und  nur  eine  Verbrechensstrafe,  die 
Todesstrafe.  Exil  und  Verstümmelungsstrafen  sind  ihm  nur 
Ersatzstrafen  für  die  Todesstrafe,  ausgesprochen  von  der 
richterlichen  Gewalt  im  Wege  der  Begnadigung l)  oder  von 
der  gesetzgebenden  Gewalt  in  Milderung  der  strengen 
Volksauffassung2).  Diese  Auffassung  tritt  zu  Tage  in 
der  bisher  nicht  genügend  gewürdigten  aber  sowohl  durch 
die  Capitularien  als  durch  alle  Volksrechte  sich  hin- 
ziehenden Gegenüberstellung  der  „  maiores  causae,  maiora 
capitula,  criminales  actiones,  crimina  capitalia,  crimina 
mortalia"  einerseits,  der  „minores  causae,  minores 
culpae,  capitula  minora,  cetera  peccata,  leviores  causae,  non 
capitalia,  culpae  non  criminales"  anderseits3).    Noch 


*)  Hiefür  gibt  es  unzählige  Beispiele,  insbesondere  bei  Be- 
strafung des  Hochverraths.     Siehe  unten  §  4. 

2)  Vgl.  namentlich  Lex  Sal.  Decretio  Childeb.  reg.  c.  1  : 
apud  queincnnque  post  interdictum  latrocinius  comprobatur, 
vitae  periculuin  incurrat;  —  Childeb.  IL  decretio  a.  596  c.  7 
(M.  G.  Oap.  L  16):  De  furis  et  malefactoris  —  quomodo  sine  lege 
involavit,  sine  lege  moriatur;  und  Capit.  Harist.  a.  779  c.  2S 
(M.  G.  Cap.  I  47) :  De  latronibus  ita  decrevimus  observandum, 
ut  pro  prima  vice  non  moriatur,  sed  o c c u  1  u m  perdat, 
de  secunda  vero  culpa  nasus  ipsius  latronis  abscidatur;  de 
tertia  vero  culpa,  si  non  emendaverit,  moriatur 
(•=  Lib.  Pap.  Car.  Magn.  44.)  —  Das  latrocinium  gilt  noch  immer 
als  todeswürdig  d.  h.  als  Verbrechen,  aber  die '  Todesstrafe  soll 
nicht  sofort  verhängt,  sondern  zunächst  durch  Verstümmelungs- 
strafen ersetzt  werden. 

8)  Capitulatio  de  part.  Saxon.  a.  775—790  in  princ. :  Con- 
stitute  sunt  primum  de  m  a  i  o  r  i  b  u  s  c  a  p  i  t  u  1  i  s    —  ;  c.   14:  pro 


—     13     — 

in  der  zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts  werden 
in  den  Capitularien  „  capitale  crimen  g  und  „  malefacta  cri- 


his  vero  mortalibus  c  r  i  m  i  n  i  b  u  s  —  ;  c.  15:  De  mino- 
ribus  capitulis  consenserunt  omnes  — ;  c.  S 1 :  de  faida  vel 
maioribus  causis  — ,  de  minoribus  vero  c a u s i s.  —  Const 
de  Hispan.  a.  815  c.  2  (M.  G.  Cap.  I  262):  Ipsi  vero  pro  maio- 
ribus causis  sicut  sunt  hornicidia,  raptns,  incendia,  depraeda- 
tiones,  meuibrorum  amputationes,  furta,  latrocinia,  alienarum 
rerum  invasiones  —  ad  comitis  sui  mallum  omnimodis  venire 
non  recusent.  Ceteras  vero  minores  causas  more  suo  inter  se 
mutuo  definire  non  prohibeantur ;  c.  S:  criminales  actiones 
ad  examen  comitis  reserventur.  —  Pipp.  Capit.  Ital.  a.  801  —  810 
c  1 4  (M.  G.  Cap.  1210):  Ut  ante  vicarios  nulla  criminalis 
actio  diffiniatur,  nisi  tantum  leviores  causas,  quae  f acile 
possunt  diiudicari  (=  Lib.  Pap.  Car.  Magn.  68  (69)).  Vgl.  Capit.  de 
iust.  fac.  a.  811— 813  c.  4  (M.  G.  Cap.  I  176):  Ut  nullus  homo 
in  placito  centenarii  —  ad  mortem  —  iudicetur  (=  Car.  Magn. 
35  (36)).  —  Lex  Baiuw.  II  1 :  Ut  nullus  liber  Baiuwarius  alodem 
aut  vitam  sine  capitale  crimine  perdat  — .  Ceteras  vero 
quascumque  commiserit  peccatas,  usque  habet  substantiam 
conponat  secundum  legem,  si  vero  non  habet,  ipse  se  in  servitio 
deprimat  — ,  donec  debitum  Universum  restituat.  —  Lex  Alainan. 
XLIV  1 :  Si  quis  liber  liberum  crimen  aliquod,  quod  mortale, 
inposuerit,  et  ad  regem  aut  ad  ducem  eum  accusaverit  —  ;  c.  2 : 
De  minoribus  autem  culpis,  sicut  duci  placet,  ita  fiat  inter 
eos.  —  Lex  Burgund.  LH  2:  Auditis  igitur  atque  perpensis  cri- 
minalis negotii  meritis  — ;  c.  3 :  quam  sanguinis  sui  effu- 
sione  debuerat  expiare.  Dazu  mit  specieller  Anwendung  auf 
furta  ibid.  LXX  1 :  Si  ingenuus  aut  servus  furtum  simul  fecerint, 
ingenuus  triplum  solvat,  quod  fuvatum  est:  si  tarnen  capitale 
crimen  non  fuerit ;  c.  2 :  De  his  vero  causis,  unde  homi- 
nem  mori  iussimus,  si  in  ecclesiam  fugerit,  redimat  se  secundum 
formam  pretii  constituti  ab  eo,  cui  furtum  fecerit,  et  inferat  multae 
nomine  solidos  12;  c.  3:  Si  vero  minores  furta  —.solvat  multae 
nomine  solidos  3.  —  Lex  Visigoth.  VI  4,  2 :  Si  autem  ipse,  qui  in 
domum  alienam  intraverit,  hominem  occiderit,  continuo  et  ipse 
moriatur.  Quod  si  non  criminalem  culpam  admiserit, 
secundum  legum  ordinem  componere  non  moretur,  iuxta  quod 
damnum  in  eadem  domo  fecerit  — .  Quod  si  non  habuerit  unde 
componat,  ipse  sine  dubio  serviturus  tradatur.  —  ib.  VII  1,  5:  et 
cum  cognoverint  crimen  admissum,  reum  comes  et  iudex  conipre- 
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minalia"  als  gleichwertig  gebraucht1).  In  der  Grundauf- 
fassung des  fränkisch-germanischen  Strafrechts  ist  jedes 
crimen  ein  crimen  capitale  2).  Nur  das  todeswürdige 
Verbrechen  ist  Verbrechen,  crimen,  causa  maior ; 
die  culpae  non  capitales,  non  mortales  sind  causae  minores 
und  damit  zugleich  culpae  non  criminales. 

In  den  unter  germanischem  Einflüsse  entstandenen 
römischen  Kechtscodificationen  begegnet  dieselbe  Auf- 
fassung. Wie  die  germanischen  Volksrechte  unterscheidet 
die  Lex  K  o  m  a  n  a  „  causae  criminales a  und  „  causae  pri- 
vatae  hoc  sunt  minores3)"  und  definirt  „ causa  criminalis" 


hendant.  Et  si  capitalia  non  admiserit,  tunc  ei  cui  reus  est, 
aut  componere  compellatur,  aut  si  non  liabuerit  unde  componat, 
serviturus  tradatur.  —  Schon  Tacit.  Germ.  12  sagt:  Licet  apud  con- 
cilium  accusare  quoque  et  discrimen  capitis  intendere.  — 
Sed  et  levioribus  delictis  pro  modo  poenarum  equorum 
pecorumque  numero  convicti  multantur. 

*)  Hloth.,  Hludov.  et  Carol.  conv.  ap.  Mersnam  II.  a.  Söl 
c.  5  (M.  G.  Leg.  I  408) ;  Capit.  ab  omnib.  conserv.  a.  860  c.  5 
(M.  G.  Leg.  I  470).  Vgl.  damit  Carol.  IL  syn.  Pist.  a.  862  c.  8 
(Leg.  I  480).  —  An  mehreren  Stellen  ist  daher  von  crimen  capitale 
oder  crimen  mortale  die  Rede,  wo  crimen  schlechtweg  gemeint  ist. 
Vgl.  Admon.  gen.  a.  789  c.  79  (M.  G.  Cap.  I  60)  und  Lex  Baiuw. 
VII  4  Add.  IV  12. 

2)  Gelegentlich  der  Interpretation  des  Chloth.  Edicts  vom 
Jahre  614  c.  4  spricht  Sohm  Gerichtsb.  275  für  die  merovingische 
Zeit  bereits  mit  uns  übereinstimmend  den  Satz  aus:  »Die  einzig 
öffentliche  Strafe  ist  im  merovingisch-fränkischen  Reich  die  Todes- 
strafe (und  Vermögensconfiscation)  mit  ihrem  Surrogat  dem  Exil 
(Acht).  Die  criminalia  negotia  sind  daher  mit  crimina  capitalia 
identisch«.  In  G.  V.  420  fügt  er  obigem  Satze  nach  näherer 
Begründung  (S.  419  N.  90)  für  die  karolingische  Zeit  noch  hinzu: 
,Im  karolingischen  Reich  ist  die  Todesstrafe,  obgleich  neben  ihr 
die  verstümmelnden  Strafen  aufgekommen  sind,  noch  die  pein- 
liche Strafe  geblieben«. 

3)  Lex  Rom.  Visigoth.  Cod.  Theod.  XVI  1,  8  Epit.  S.  Galli 
(Lex  Utin.).  —  Zu  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod.  XI  11,  1  stellt  die 
lnterpretatio  allerdings  nur  die  magna  crimina  (als  solche  worden 


—     15     — 

geradezu  als  eine  „causa,  ubi  vita  utriusque  partis  in 
dubium  devocatur  ■ l),  beziehungsweise  als  eine  Anklage 
„  de  capitali  culpa u  2). 

Als  Ausdruck  für  die  Verhängung  öffentlicher  Strafe, 
ja  sogar  für  deren  Vollstreckung3)  wird  mit  Vorliebe 
gebraucht  „dainnare"  (condemnare),  zwar  nicht  so  sehr 
in  den  Leges  als  bei  den  Scriptores.  Mit  Rücksicht  auf 
die  Abstufbarkeit  der  öffentlichen  Strafe  (bald  Todes- 
strafe, bald  Ersatzstrafen)  ist  im  einzelnen  Fall  meist 
auch  die  Strafart  mitaugegeben 4).  Wird  es  absolut  ge- 
braucht, heisst  damnare  criminell  verurtheilen, 
ein  Sprachgebrauch,  der  sich  sowohl  in  germanischen5) 


aufgezählt  homicidium,  adulterium,  maleiicium,  veneficium,  welche 
die  Lex  Rom.  Visigoth.  als  atrocissima  crimina  bezeichnet)  den 
civiles  causae  vel  leviora  crimina  gegenüber  und  ebenso  mit  ihr 
die  zugehörigen  Epit.  Aeg.,  Epit.  Lugd.,  Epit.  Monachi.  Dagegen 
lassen  Epit.  Guelph.  und  Epit.  S.  Galli  die  magna  crimina  bereits 
wieder  zusammen  als  crimina  und  causae  criminales  schlechthin. 

1)  Westgothische  lnterpretatjo  zu  Lex  Rom.  Visigoth.  Cod. 
Theod.  XI  8,  S.  Hier  heisst  es :  ludices  cum  in  civiiibus  causis 
tum  etiam  in  criminalibus,  in  quibus  v  i  t  a  e  hominum  s  a  1  u  t  i  s- 
que  quodammodo  fata  tractantur,  appellationes  admittant,  nee 
denegent  vocem  in  supplicium  sententia  destinatis. 

2)  Vgl.  miteinander  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod.  XI  8,  1 
Interpret.,  Epit.  Aeg.,  Epit.  Lugd.,  Epit.  Monachi,  Epit.  S.  Galli. 
Vgl.  So  hm  Gerichtsb.  258  N.  200. 

3)  Vgl.  Lehmann  Rechtsschutz  90,  92. 

4)  So  ist  die  Rede  von  damnare  (condemnare)  exilio,  damnare 
mortis  sententia,  damnare  capitali  poena,  damnare  capitis  prae- 
cisione,  wo  anderswo  steht  exilio  trudere,  exilio  deportare,  exilio 
pertrahere,  capitali  sententia  f'erire,  iudicare  ad  mortem,  morti 
adiudicare. 

6)  Z.  B.  Chloth.  II.  praeeept.  a.  584  — G28  c.  6  (M.  G. 
Cap.  I  18):  Si  iudex  alequem  iniuste  damnaverit,  in  nostri 
absentia  ab  episcopis  castigetur,  ut  quod  perpere  iudieavit  versatim 
melius  discussione  habeta  emendare  procuret.  Vgl.  damit  prae- 
eept, c.  S  und  Chloth.  II.  erlief,  a.  614  c.  22  (M.  G.  Cap.  I  21).  — 
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als  in  römischen1)  Rechtsquellen  der  fränkischen  Zeit 
nachweisen  lässt  und  im  Einklänge  steht  mit  dem  ur- 
sprünglichen Zusammenfallen  von  condemnatio  (damnatio) 
und  Friedloslegung2). 

Wir  sagen  somit:  Nach  den  für  die  Frage  über  die 
Gerichtsstandsverhältnisse  des  Clerus  im  Frankenreich 
eventuell  in  Betracht  kommenden  Quellen  weltlichen 
Rechts  ist  Criminalsache  grund  begrifflich 
todeswürdige  oder,  was  dasselbe  ist,  damna- 
tionswürdige  Sache. 

b)  Nach  geistlichem  Recht. 

§  3. 
Nach  älterem  geistlichen  Recht  war  „  crimen  ■  oder 
„ crimen  capitale *  die  schwere  Sünde  (Todsünde) 3)  und 


V.  S.  Columbani  (f  615)  c.  84  (Mabillon  Acta  II  IG):  carcerem  eo 
in  loco  plenum  esse  damnatorum  hominum  mortis  poenain 
exspectantium.  —  Exauct  Hludov.  a.  881  c.  4  (M.  G.  Leg.  I  S68): 
absentes  morti  adiudicari  fecerit  —  absentes  damnavit. 
Dazu  als  Parallelstelle  V.  Walae  II  10  (M.  G.  Script.  II  556  = 
Bouquet  III  285):  primi  damnantur  palatii.  —  Daher  auch  dam- 
natio im  Sinne  von  poena  criminalis  bei  Hludov.  imp.  II.  leg.  a.  850 
(M.  G.  Leg.  I  405),  wo  von  den  Räubern,  deren  Unterdrückung 
die  Vorlage  des  Kaisers  bezweckte ,  abwechselnd  gesagt  wird : 
poenas  in  legibus  positas  erga  eos  —  exsequantur  (c.  1);  lega- 
libus  p  o  e  n  i  s  —  subigantur  (c.  2) ;  d  a  m  n  a  t  i  o  n  e  m  legibus 
praefixam    —  sustineat  (c.  8)  u.  s.  w. 

l)  Den  Ausdruck  de  absolutione  aut  de  damnatione 
accipiat  sententiam  der  Interpretatio  zu  Lex  Rom.  Visig.  Cod. 
Theod.  XI  8,  1  übersetzt  Epit.  Lugd.  mit  aut  absolutionem  aut 
poenam  suscipiat.  Das  Titelsummar  zu  Lex  Rom.  Visig.  Cod. 
Theod.  IX  80  (Hänel,  p.  8)  gibt  das  sententiam  proferire 
capitalem  der  Interpretatio  zu  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod. 
IX  80,  1  wieder  mit  damnare.  Die  Interpr.  zu  Lex  Visig. 
Cod.  Theod.  XI  14,  5  übersetzt  condemnationes  exprimere 
mit  in  sanguine  desaevire. 

s)  Wilda  280.       8)  Löning  I  256;  II  448. 
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hatte,  wenn  offenkundig,  nur  durch  öffentliche  Busse 
ablösbare l)  Excommunication  zur  Folge 2).  Geringere 
Vergehen  waren  mit  Abendmahlsversagung  bedroht 3).  Bis 
ins  vierte  Jahrhundert  konnten  wie  die  Laien  so  auch 
die  Geistlichen  aller  Grade  der  öffentlichen  Busse  unter- 
worfen werden 4).  Seit  dieser  Zeit  sollten,  um  die  Würde 
des  Priesterthums  nicht  zu  verletzen,  wenigstens  die 
höheren  Cleriker  derselben  nicht  mehr  unterstellt 
werden 5).  Folgemässig  wurden  höhere  Cleriker  der  Regel 
nach  überall  da,  wo  Laien  wegen  schwerer  Sünden  ex- 
communicirt  wurden,  bloss  mehr  degradirt 6).  Degradation 
eines  Geistlichen  konnte  von  altersher  auch  eintreten 
wegen  schwerer  Amtsvergehen 7) ,  während  geringere 
Amts-  und  Standesverletzungen  mit  Suspension,  Un- 
fähigkeit zu  höheren  Aemtern  oder  auch  mit  körper- 
licher Züchtigung  bestraft  wurden8).  Auf  diese  Weise 
bildete  sich  für  den  höheren  Clerus  der  Begriff  eines 
„ crimen"  im  engeren  Sinne  aus,  umfassend  alle  de- 
gradationswürdigen schweren  Sünden  und  alle  degra- 
dationswürdigen schweren  Amtsvergehen,  kurz  die 
degradationswürdigen  Handlungen.  Die  richtige 
Erfassung  dieses  engeren  bisher  nicht  genügend  beach- 
teten 9)   kirchlichen  Verbrechensbegriffes  ist  von  grosser 


*)  Löning  I  254,  268.       2)  Löning  I  25S,  264. 

3)  Löning  I  266.       *)  Löning  I  185. 

5)  Löning  1  186,   187.       6)  Löning  I  280. 

7)  Löning  I  258.       8)  Löning  I  258;  II  495. 

9)  Am  nächsten  der  Auffassung  im  Texte  kommt  Katz 
Ein  Grundriss  des  canonischen  Strafrechts  (1881)  S.  1,  2,  wo  er 
das  kirchliche  »Verbrechen*  zum  Unterschiede  von  der  »Sünde 
im  engeren  Sinne «  definirt  als  das  von  der  Kirche  mit  Vindicativ- 
strafen  bedrohte  Vergehen  der  Cleriker.  Katz  lässt  jedoch  den 
gefundenen  Unterschied  als  ,  rein  formelle  Unterscheidung  *  sofort 
wieder   fallen   in   der   Meinung,    dass   dadurch   der   ,  Correctheit  * 

Nissl,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Clerus.  2 
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Wichtigkeit,  namentlich  für  das  Verständniss  der  Pro- 
cessarten,  nach  denen  im  späteren  Dekretalenrechte 
wegen  „  crimina a  verfahren  wird *).  Im  Folgenden  ist 
jedoch  nur  sein  Vorhandensein  in  fränkischer  Zeit  dar- 
zuthun. 

Wie  die  älteren,  machen  die  fränkischen  Quellen  in 
Ahndung  der  schweren  Sünden  (peccata  criminalia)  einen 
Unterschied  zwischen  Laien  und  Clerikern.  Den  Laien 
trifft  wegen  schwerer  Sünde  Anathem  mit 
öffentlicher  Busse,  den  Geistlichen  Degra- 
dation. Allgemein  ist  das  ausgesprochen  in  nach- 
stehendem Satze  eines  Capitulars  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  neunten  Jahrhunderts:  „  Et  de  tali  causa,  unde  seculares 
homines  vitam  perdunt,  inde  clerici  gradum  ecclesiasticum 
amittunt  ■ 2).    Verurtheilung  zu  ewigem  nur  durch  öffent- 


der  Darstellung  kein  Eintrag  geschehe  (vgl.  Katz  1  N.  1  und 
4  N.  2).  In  Wahrheit  leidet  seine  Arbeit  nur  allzusehr  unter 
diesem  verhängnissvollen  lrrthume. 

')  Nur  unter  Berücksichtigung  dieses  engeren  kirchlichen 
Verbrechensbegriffes  —  der  sich  übrigens  bei  den  Decretisten  und 
Decretalisten  gerade  in  Beziehung  auf  den  canonischen  Process 
zur  Evidenz  nachweisen  lässt  —  wird  klar,  was  Papst  Innocenz  III. 
wollte,  als  er  dem  althergebrachten  Verfahren  »de  crimine  crimi- 
naliter*  (per  accusationem)  ein  Verfahren  »de  crimine  civiliter« 
(per  inquisitionem  et  denuntiationem)  gegenüberstellte. 

2)  Caroli  II.  edict.  Pist.  a.  864  c.  20  (M.  G.  Leg.  I  492).  — 
Mit  Unrecht  bezieht  Sohm  Gerichtsb.  267  obigen  Satz  auf  die 
Todesstrafe  des  weltlichen  Rechts.  Im  Sinne  Sohms  aufgefasst, 
ist  der  Zusammenhang  desselben  mit  dem  übrigen  Inhalt  von 
ed.  Pist.  c.  20  unverständlich.  Dieses  will  beweisen,  dass  der  Laie 
wegen  Maassfälschung  der  öffentlichen  Busse  zu  unterstellen  ist, 
und  sagt  daher:  post  legalem  emendationem  episcopale  iudicium 
suscipiat,  quia  contra  tale  interdictum  Domini  fecit  dicentis :  ,  Qui 
pecuniam  suam  non  dedit  ad  usuram«,  unde  regnum  Dei  sibi 
clausit  et  infernumsibiapperuit.  Quod  peccatum  inter  illa 
criminalia   peccata   computatur,    de   quibus  dicit  apostolus, 
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liehe  Busse  abwendbaren  Tode  (Anathem)1)  und  Degra- 
dation sind  zwei  gleichwertige  Kirchenstrafen,  so  gleich- 
wertig, dass  noch  beim  Ausklingen  der  fränkischen 
Zeit  in  Erinnerung  an  das  von  den  altgallischen  Con- 
cilien  den  verbrecherischen  Geistlichen  zugestandene 
Recht,  die  öffentliche  Busse  selbst  zu  verlangen  2),  einem 
wegen  Hochverrathes  zu  degradirenden  Presbyter  die 
Wahl  gelassen  wird  zwischen  Degradation  und  Anathem  3). 
Diese  Gleichstellung  von  Degradation  und  Anathem 
gilt  indess  auch  in  fränkischer  Zeit,  ja  vornehmlich  in 
fränkischer  Zeit  nur  beim  höheren  Clerus.  Nach  dem 
angeführten  allgemeinen  Satze  des  Capitulare  Pistense  ver- 
lieren die  Cleriker  da,  wo  Laien  anathematisirt  werden, 
den  „  gradus  ecclesiasticus ".  Gradus  ecclesiasticus  ist  nun 
aber,  wie  viele  Quellenstellen  ergeben,  gleichbedeutend  mit 
„honor  ecclesiasticus"  und  mit  „ordo  sacer".  Ihn  haben 
nach  strengem  Recht  nur  die  „  sacerdotes B,  das  sind  die 
Bischöfe,  Priester  undDiaconen,  eben  desswegen 


quod  qui  ea  fecerit,  cum  huiusmadi  nee  eibum  suraere 
christiano  licet;  et  inde  sacri  Nicaeni  canones  clericos 
gradus  perdere  iubent.  Darauf  folgt  der  fragliche  Satz. 
Vgl.  auch  nächste  Note. 

1)  Conc.  Meld.-Paris.  a.  845  c.  56  (Mansi  XIV  832):  ana- 
thema  aeternae  est  mortis  damnatio  et  non  nisi  pro 
mortali  debet  imponi  crimine  et  illi  qui  aliter  non  po- 
tueritcorrigi.  —  Conc.  Altheim.  a.  9 1 6  c.  85  (M.  G.  Leg.  II  559) : 
Si  autem  (genannte  Laien)  digne  non  poenituerint  —  ana- 
themate  —  eos  perpetualiter  innodamus  et  cum  Juda  traditore 
Dei  aeterno  igni  tradimus  cremandos. 

2)  Vgl.  Löning  I  187. 

3)  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  55  (M.  G.  Script.  III  685): 
presbytero  iubetur,  ut  quod  malit  eligat,  aut  perpetuum  a  n  a- 
t h e m a  aut  sui  legitimam  depositionem  — .  Diu  ergo  secum 
deliberans  maluit  deponi  quam  sub  perpetuo  anathemate  detineri. 
Vgl.  Richeri  Hist.  IV  7  8  (Script.  III  648). 

2* 
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auch  „clerici  honorati"  oder  „clerici  cum  honore"  oder 
auch  schlechthin  „gradus  ecclesiastici  *  genannt1).  Die 
sacerdotes  allein  sind  im  eigentlichen  Sinne  „  ordinati ", 
denn  ordinäre  ist  „  promovere  ad  sacros  ordines g  oder  „  pro- 
movere  ad  gradus  ecclesiasticos  * 2).    Die  niederen  Cleriker 


*)  Conc.  Toletan.  IV.  a.  6SS  c.  74  (Mansi  X  637) :  p  r  e  s  b  y  t  e r  o  s 
et  diaconos  —  ecclesiasticos  honores.  Dazu  Lex  Visig. 
IX  2,  8,  welche  unterscheidet  episcopi,  presbyteri  et  dia- 
cones  als  »clerici  habentes  honorem*  von  den  »clerici  qui 
sine  honore  sunt«.  —  Conc.  Toletan.  XL  a.  675  c.  10  (Mansi 
XI  143):  omnes  qui  sacris  mancipantur  ordinibus  —  unus- 
quisque  qui  adecclesiasticosgradus  est  accessurus.  —  Conc. 
Toletan.  VI.  a.  688  c.  4  (Mansi  X  664):  ecclesiasticoruni 
ordinum  gradus  —  sacrorumordinum  apices.  —  Conc.  Caesar- 
aug.  III.  a.  691  c.  1  (Mansi  XII  42):  cum  quisque  —  ad  sacer- 
d  o  t  a  1  e  promovetur  officium,  nullatenus  patimur,  ut  in  reliquis 
diebus  nisi  tantum  dominicis  festivitatibus,  ii  qui  honoris  digni 
habeantur  officio  in  ecclesiastico  praeficiantur  ordine.  —  Conc. 
Bracar.  IV.  a.  675  c.  7  (Mansi  XI  158):  qui  gradus  iam  eccle- 
siasticos meruerunt ,  id  est  presbyteri,  abbates  sive 
levitae.  —  Epist.  Hincm.  Rem.  ad  Hadrianum  IL  (Mansi  XVI  688) : 
episcopi,  presbyteri,  diaconi  —  ecclesiastici  gra- 
dus. —  Capit.  eccl.  a.  818,  819  c.  6  (M.  G.  Cap.  I  276):  eccle- 
siastici gradus  —  sacri  ordines.  —  Lex  Baiuw.  I  8 : 
ministros  ecclesiaeidest  subdiaconum,  lectorem,  exorcistam, 
acolitum,  hostiarium.  —  ib.  19:  presbyterum  vel  diaconum 

—  qualem  plebs  sibi  recepit  ad  sacerdotem  —  sit  reverentia 
sacerdotum  u.  s.  w. 

*)  Capit.  eccl.  a.  818,  819  c.  6  (M.  G.  Cap.  I  275):  De  ser- 
vorum  vero  ordinatione,  qui  passim  ad  gradus  eccle- 
siasticos indiscrete  promovebantur,  placuit  omnibus  cum 
sacris  canonibus  concordari  debere ;  et  statutum  est,  ut  nullus  epis- 
coporum  deinceps  eos  ad  sacros  ordines  promovere  prae- 
sumat,  nisi  prius  a  dominis  propriis  libertatem  consecuti  fuerint, 

—  quia  iuxta  sacros  canones  vilis  persona  manens  sacerdotii 
dignitate  fungi  non  potest.  De  rebus  vero  illorum  vel  peculiare, 
qui  a  propriis  dominis  libertate  donantur,  ut  ad  gradus  eccle- 
siasticos iure  promoveantur  — ,  si  post  ordinationem 
aliquid  adquisierint  etc.  — ;  et  quandoque  de  familia  ecclesiae 
utilis   inventus   aliquis   ordinandus   est  — ,   libertatem   conse- 


—     21     — 

sind  bloss  „  ordines  officii  clericalis  ■  und  gegenüber  den 
„  ordines  officii  sacerdotalis " *)  von  so  geringer  Bedeu- 
tung2), dass  ihr  officium  bei  der  „legitima  depositio*  eines 
Presbyters  wenigstens  im  Frankenreiche  gar  nicht  in 
Betracht   kommt3).     Dem   entsprechend   bedrohen   denn 


quatur  et  tunc  demum  ad  gradus  ecclesiasticos  promo- 
veatur.  Similiter  quoque  de  his  agendum  est,  quos  laici  de 
familia  ecclesiarum  ad  sacros  ordines  promovere  voluerint ; 
sed  et  de  his,  quos  praepositi  canonicorum  aut  monachorum 
ordinandos  expetierint ,  eadem  forma  servanda  est.  —  Dem 
entsprechend  heisst  es  in  einem  Auszuge  aus  Conc.  Arvern.  II. 
circa  a.  549  c.  4  (Mansi  IX  145)  »clericus  post  ordinationem «, 
wo  ein  Vergleich  mit  anderen  Concilien  z.  B.  mit  Conc.  Aurel.  V. 
a.  549  c.  17  (Mansi  IX  112)  ergibt,  dass  stehen  sollte  »episcopus, 
presbyter  et  diaconus«.  Auch  im  Liber  Pontificalis  werden  unter 
den  »  ordinationes  «,  welche  der  betreffende  Papst  vollzogen  haben 
soll,  stets  nur  die  der  Bischöfe,  Priester  und  Diaconen  aufgeführt. 
Ebenso  sagt  noch  Conc.  Altheim.  a.  916  c.  IS  (M.  G.  Leg.  II  555): 
Dei  ordinationem  accusant,  qui  institutos  sibi  episcopos 
vel  sacerdotes  accusant. 

1)  Epist.  Leonis  I.  a.  444  (Mansi,  VIII  769):  Cognovimus 
—  a  quibusdam  fratribus  solos  episcopos  tantum  diebus  do- 
minicis  ordinari:  presbyteros  vero  et  diaconos,  circa  quos 
par  consecratio  fieri  debet,  passim  quolibet  die  dignitatem  officii 
sacerdotalis  accipere.  Quod  contra  canones  et  traditionem 
patrum  usurpatio  corrigenda  committit:  cum  mos  quibus  est 
traditus  circa  omnes  sacros  ordines  debeat  omnimodis  custodiri. 
Ita  ut  per  longa  temporum  curricula,  qui  sacerdos  vel  levita 
ordinandus  est,  per  omnes  clericalis  officii  ordines  pro- 
vehatur,  ut  diuturno  discat  tempore,  cuius  et  doctor  ipse 
futurus  est. 

2)  Vgl.  Conc.  Emerit.  a.  660  c.  18  (Mansi  XI  76) :  omnes  pres- 
byteri  parrochiani  —  de  ecclesiae  suae  familia  clericos  sibi 
faciant.  Dagegen  heisst  es  in  Conc.  Hispal.  II.  a.  619  c.  7 
(Mansi  X  556):  quam  vis  cum  episcopis  Ulis  (seil,  presbyteris) 
ministeriorum  (misteriorum)  communis  sit  dispensatio,  quaedam  — 
sibi  prohibita  noverint,  sicut  presbyterorum  et  diaco- 
norum  consecratio. 

3)  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  55  (M.  G.  Script.  III  685): 
episcopi   nulla   miseratione   circa   eum   (Adalgerum  presbyterum) 
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auch  die  fränkischen  Canones  und  Capitularien  überall  nur 
die  clerici  honorati *),  die  sacerdotes 2),  die  Bischöfe,  Priester 
und  Diaconen3)  mit  Degradation  und  zwar  namentlich  auch 
da,  wo  im  einzelnen  Falle  den  Laien  wegen  ebendesselben 


adducti,  veste  sacerdotali  induunt,  ac  inox  illi  singula  quaeque 
usque  ad  subdiaconatuin  sine  reverentia  detrahentes,  sin- 
gillatim  per  singula  subinferunt:  Cessa  ab  officio!  Deinde 
per  legitimam  reconciliationem  1  a  i  c  a  m  illi  tantum  communionem 
concedunt. 

')  Conc.  Aurel.  III.  a.  538  c.  4  (Mansi  IX  IS) :  Quod  si  adulterii 
permixtio  fuerit  approbata,  in  regradatione  honorum  priscorum 
canonum  statuta  serventur.  —  ib.  c.  7  :  De  adulteriis  autem  hono- 
ratorum  clericorum  —  depositus  ab  officio.  —  Conc.  Meld.- 
Paris.  a.  845  c.  79  (Mansi  XIV  840):  quicunque  quae  a  divino  spiritu 
per  pontificalem  auctoritatem  et  regiam  maiestatem  promulgata  — 
contraire  praesumpserit,  si  ecclesiastico  ordine  quaelibet  persona 
fuerit  honorata,  synodali  auctoritate  gradus  proprii  amissione 
mulctetur. 

2)  Car.  Magn.  Capit.  a.  769  c.  5  (M.  G.  Cap.  1  45):  Si  sacer- 
dotes plures  habuerint  uxores  vel  sanguinem  christianorum  vel 
paganorum  fuderint  aut  canonibus  obviaverint,  sacerdotio  pri- 
ventur,  quia  deteriores  sunt  secularibus.  Vgl.  Admon.  gen.  a.  789 
c.  58  (M.  G.  Cap.  I  57)  und  Capit.  excerpt.  de  can.  a.  806  (?)  c.  13 
(M.  G.  Cap.  I  138). 

3)  Conc.  Valent.  a.  874  c.  4  (Mansi  III  498):  quicunque  se  sub 
ordinatione  vel  diaconatus  vel  presbyterii  vel  episco- 
patus  mortali  crimine  dixerint  esse  pollutos,  a  supradictis  ordi- 
nationibus  subinovendos  (seil,  sciretis).  —  Conc.  Aurel.  I.  a.  5 1 1  c.  9 
(Mansi  VIII  358):  Si  diaconus  aut  pres byt er  crimen  capitale 
coinmiserit,  simul  et  ab  officio  et  communione  pellatur.  —  Conc. 
Epaon.  a.  517  c.  22  (Mansi  VIII 561):  Si  presbyter  aut  diaconus 
crimen  capitale  commiserit,  ab  officii  honore  depositus  in  moua- 
sterium  retrudatur,  ibi  tantummodo,  quamdiu  vixerit,  communione 
sumenda.  Vgl.  Conc.  Aurel.  IV.  a.  541  c.  17  (Mansi  IX  116);  Conc. 
Cabilon.  a.  644  —  656  c.  3  (Mansi  X  1190) ;  Capit.  miss.  a.  802  c.  24 
(M.  G.  Cap.  I  96);  Conc.  Aquisgr.  a.  817  de  inst.  can.  c.  47,  74 
(Mansi  XIV  198,  201);  Conc.  Wormat.  a.  868  c.  10—12  (Mansi  XV 
871).  —  Daher  heisst  es  denn  auch  in  Capit.  Pap.  a.  882  c.  S 
(M.  G.  Leg.  I  860):  Statuimus  de  presbyteris  et  diaconis 
ecclesiastico   honore   privatis,    ut   redigantur   poenitentiae ,    sicut 
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Thatbestandes  Anathem  trifft 1).  Ausnahmen  davon  sind 
nur  Scheinausnahmen,  denn,  wo  bei  Degradationsan- 
drohung Cleriker  schlechtweg  genannt  sind,  wird  ent- 
weder in  der  betreffenden  Bestimmung  selbst  die  Degra- 
dation sofort  wieder  auf  die  höheren  Cleriker  beschränkt2), 
oder  es  ist  eine  solche  Beschränkung  mit  Notwendigkeit 
zu  supponiren 3),  oder  endlich  es  handelt  sich  um  buch- 


canones  praecipiunt.  [=  Hlud.  II.  Capit.  a.  875  c.  85  (M.  G.  Leg. 
I  526)]. 

*)  Conc.  Matisc.  I.  a.  581  c.  18  (Mansi  IX  935):  De  his  vero 
qui  innocentes  —  accusare  convicti  fuerint,  si  clericus  h  o  n  o- 
ratior  fuerit,  ab  officii  sui  ordine  regradetur:  si  vero  secu- 
laris  communione  privetur,  donec  malum,  quod  admisit,  per 
publicam  poenitentiam  digna  satisfactione  componat.  —  Conc. 
Aquisgr.  II.  a.  836  Cap.  II.  c.  12  (Mansi  XIV  679):  si  quispiam 
episcoporum  aut  quilibet  sequentis  ecclesiastici  ordinis 
(Hochverrath  verübt),  gradum  proprium  canonica  atque  synodali 
sententia  amittat.  Quodsi  quisquam  laicus  — ,  sciat  se  ab  uni- 
verso  gradu  anathematizandum.  —  Conc.  Altheim.  a.  916 
c.  23  (M.  G.  Leg.  II  555):  si  quis  laicus  (hochverrätherisch)  insi- 
diatur  — ,  anathema  sit;  —  episcopus  vero,  presbyter 
vel  diaconus,  si  hoc  crimen  perpetrat,  degradetur.  —  Vgl. 
Conc.  Meld.-Paris.  a.  845  c.  15  (Mansi  XIV  822);  Conc.  Wormat. 
a.  868  c.  43  (Mansi  XV  877).  —  Siebe  auch  Dionyso-Hadriana  Decr. 
Leon.  I.  c.  16  [bestätigt  von  Papst  Zacharias  in  Epist.  ad  Pipp. 
maior.  dorn.  a.  741  c.  14  (Mansi  XII  328)]. 

2)  Conc.  Tribur.  a.  895  c.  11  (Mansi  XVIII  138):  Si  quis  cle- 
ricus, quamvis  nimium  coactus,  homicidium  fecerit,  sive  sit 
presbyter  sive  diaconus,  deponatur.  Vgl.  Epist.  Nicol.  I. 
ad  Salom.  episc.  Constant.  a.  867  (Migne  119  p.  1127). 

3)  Aus  dem  weiteren  Inhalt  der  betreffenden  Stelle  selbst  ergibt 
sich  die  Notwendigkeit  der  Supposition  z.  B.  in  Conc.  Matisc. 
IL  a.  585  c.  19  (Mansi  IX  956):  ut  ad  locum  examinationis  reorum 
nullus  clericorum  accedat  — .  Si  tarnen  — ,  defraudatus  honesti 
honoris  stola,  illis  gregibus  examinatorum  societur,  quos 
d  i  v  i  n  i  s  praetulit  mysteriis.  Daher  Conc.  Autissiod.  a.  585  c.  3  3 
(Mansi  IX  915):  Non  licet  presbytero  nee  diacono  ad  tre- 
palium  ubi  rei  torquentur  stare.  —  Dasselbe  ergibt  die  Vergleichung 
mit  analogen  andern  Stellen  z.  B.  Statut.  Rhisp.  a.  799  c.  17  (M.  G. 
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stäbliche  Keproduction  älterer  nicht  fränkischer  Canones  *). 
Der  in  manchen  Fällen  bei  Nennung  von  Bischof  und 
Priester  oder  von  Bischof,  Priester  und  Diaeon  sich  fin- 
dende Zusatz  „  vel  clerici  honorati  B  das  heisst  „  überhaupt 
alle  Cleriker,  die  einen  honor  haben  ■,  erklärt  sich  aber  aus 
dem   auch   bei  anderen  Gelegenheiten2)  hervortretenden 


Cap.  I  226):  Ut  nullus  ex  clero  feminam  secum  in  domo  habitare 
permittat  — .  Si  quis  —  habuerit,  deponatur;  si  clericus 
hoc  perpetratus  fuerit,  v  a  p  u  1  e  t ,  vglich.  mit  Capit.  Ital.  c.  7  (M.  G. 
Cap.  I  836):  Ut  nullus  ecclesiasticus  feminam  secum  habere  prae- 
sumat.  Sipresbyter  fuerit  aut  diaconus  aut  episcopus,  ab 
ordine  deponatur;  si  clericus,  nudus  ad  palum  vapulet.  — 
Ebenso  Capit.  in  dioces.  syn.  quad.  tract.  a.  803  (?)  c.  11  (M.  G. 
Cap.  I  236)  vglich.  mit  Capit.  post  a.  805  add.  a.  806-818  c.  1 
(M.  G.  Cap.  I  142);  Capit.  Aquisgr.  a.  809  c.  10  (M.  G.  Cap.  I 
149);  Capit.  miss.  Aquisgr.  a.  809  c.  21  (M.  G.  Cap.  I  150);  Capit. 
e  can.  excerpt.  a.  813  c.  17  (M.  G.  Cap.  I  174).  —  Ebenso  Conc. 
Meld. -Paris,  a.  845  c.  27  (Mansi  XIV  827)  vglich.  mit  Capit.  miss. 
a.  802  c.  19  (M.  G.  Cap.  I  95).  —  Ebenso  Conc.  Aurel.  III.  a.  538 
c.  8  (Mansi  IX  14)  vglich.  mit  Conc.  Aurel.  I.  c.  9  u.  Conc.  Epaon. 
c.  22  u.  s.  w. 

»)  Z.  B.  Conc.  Worm.  c  74  (Mansi  XV  882)  =  Dionyso-Hadriana 
Chalced.  18  ;  ib.  c.  85  =  Dionyso-Hadriana  Chalced.  22  ;  ib.  c.  87  = 
Dionyso-Hadriana Chalced.  27.  Letztere  Stelle  heisst:  Eosquirapiunt 
mulieres  —  decrevit  s.  synodus,  ut  si  quidem  clerici  sunt,  de- 
cidant  gradu  proprio;  si  vero  laici,  anathematizentur. 
Vgl.  damit  die  selbstständig  fränkische  Formulirung  dieser  Be- 
stimmung in  Lib.  Pap.  Loth.  105  (Lud.  II.  8)  =  Conc.  Ticin.  a.  850 
c.  10  (Mansi  XIV  934):  Ipsos  autem  raptores  —  quamquam  ana- 
thematizandos  antiqui  canones  praecipiunt,  in  ultimo  tarnen  con- 
stitutis,  si  devote  postulaverint,  sacrae  communionis  viaticum  pro 
misericordia  non  denegemus.  Quodsi  aliquis  de  ordine  clericali 
huiusmodi  transgressor  vel  cooperator  exstiterit,  propra  gradus 
h  o  n  o  r  e  carebit  [natürlich  vorausgesetzt,  dass  der  Cleriker  einen 
honor  hat.  Vgl.  Conc.  Aquisgr.  a.  817  de  inst.  can.  c.  7  3  (Mansi  XIV 
201):   abiici  —  ab   honore  cuius  particeps  videtur  existere.] 

2)  Eugen.  II.  Conc.  Rom.  a.  826  c.  4  (M.  G.  Cap.  I  370):  sacer- 
d  o  t  e  s  id  est  presbyteri,  diaconi  vel  etiam  s  u  b  d  i  a  c  o  n  i.  Ebenso 
c.  15,  18,  26,  38.  —  Conc.  de  percuss.  cler.  (M.  G.  Cap.  I  859): 
sacerdotes  Dei  —  subdiacon,  diacon,  presbyter,  episcopus. 
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Bestreben,  den  alten  Kreis  der  clerici  honorati  (sacer- 
dotes)  auf  den  Subdiacon l)  und  vielleicht  auch  auf  die 
Aebte a)  auszudehnen.  Es  ist  daher  nur  consequent  und 
nicht  im  mindesten  Widerspruche  mit  dem  angeführten 
Satze  des  Capitulare  Pistense,  wenn  an  anderer  Stelle 
der  niedere  Clerus  ausdrücklich  gleich  den  Laien  unbe- 
dingt der  öffentlichen  Busse  unterworfen  wird 3),  womit 
immerhin  die  Ausstossung  aus  dem  Clerus  (Abnahme  des 
gradus  clericalis)  concurriren  mochte.  Nur  die  Rücksicht 
auf  die  Würde  des  Priesterthums  hatte  beim  Clerus  De- 
gradation an  Stelle  von  öffentlicher  Busse  und  Anathem 
gesetzt,  nur  die  Degradation  vom  Priesterthum  ist  noch 
in  fränkischer  Zeit  anathemsgleiche  Degradation. 

Die  Vergehen,  die  für  die  Laien  und  für  die  niederen 
Cleriker  Anathem,  für  die  höheren  Geistlichen  Degra- 
dation nach  sich  ziehen,  sind  die  Todsünden  (peccata 
mortalia).  Der  Umfang  der  degradationswürdigen  Tod- 
sünde   ist    ähnlich    schwankend    aber    doch    weiter,    als 


*)  So  wird  bei  gleichem  Thatbestande  Degradation  angedroht 
gegen  höhere  Cleriker  und  Subdiaconen:  Conc.  Turon.  IL  a.  567 
c.  19  (Mansi  IX  797) ;  Conc.  Autissiod.  a.  585  c.  20  (Mansi  IX  914); 
Conc.  Wormat.  a.  868  c.  9  (Mansi  XV  871),  gegen  höhere  Cleriker 
»vel  clerici  honorati«:  Conc.  Matisc.  I.  a.  581  c.  11  (Mansi 
IX  938);  Conc.  incerti  loci  (bald  nach  a.  614)  c.  8  (Mansi  X  547). 

*)  Capit.  miss.  Aquisgr.  a.  809  c.  7  (M.  G.  Cap.  I  152):  epis- 
copus,  abba  —  honore  priventur.  —  Chron.  Moissiac.  a.  817 
(M.  G.  Script.  I  813):  episcoporum  vel  abbatum  necnon  et 
aliorum  sacerdotum.  —  Vgl.  auch  Conc.  Brac.  IV.  a.  675 
c.  7  (Mansi  XI  158). 

8)  Conc.  Aquisgr.  a.  817  de  inst.  can.  c.  134  (Mansi  XIV  238): 
Si  quis  in  collegio  canonicorum  culpam  criminalem  admiserit, 
—  coram  episcopo  deducatur,  ut  ab  eo  publica  mulctetur 
poenitentia.  Vgl.  Conc.  Aquisgr.  de  inst,  sanct.  c.  18  (Mansi 
XIV  272);  Regula  Chrodeg.  c.  15  (Mansi  XIV  321);  Regula  eccl. 
Leod.  (Mansi  XIV  291). 
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der  der  todeswürdigen  Handlung  (crimen)  des  weltlichen 
Kechts.  So  ist  beispielsweise  Tödtung  (Mord)  in  Aus- 
übung der  Blutrache  degradationswürdig,  wenngleich  nicht 
weltliches  „crimen*1).  Dagegen  ist  sicher,  dass  jedes 
weltliche  Verbrechen  das  heisst  jede  todes würdige  Handlung 
auch  degradationswürdige  Handlung  ist.  Alle  „mortifera 
crimina  *  bedingen  Degradation  2)  und  zwar  darum,  weil 
die  ,,  leges  publicae  tf  den  Tod  darauf  setzen  3).  Ausser  den 
schweren  gemeinen  Sünden  sind  degradationswürdige 
Handlungen   des  höheren  Clerus  wie  früher  so  in  frän- 


*)  Bischof  Gewelieb  von  Mainz  hatte  im  Sachsenkrieg  (a.  745) 
den  Mörder  seines  Vaters  ermordet.  Weltlicherseits  hielt  man 
das  für  kein  Verbrechen.  Conc.  Germ.  III.  a.  745  (Mansi  XII  371): 
n e m i n e  tum  id  quod  Gervilio  (Gewelieb)  fecerat  pro  homicidio 
ei  imputante.  Ebenso  Vit.  S.  Bonifac.  Append.  (M.  G.  Script.  II  S54): 
non  computantibus  nee  rege  nee  caeteris  optimatibus  vindietam 
patris  crimen  esse  dicentibusque :  Vicem  reddidit  patris  morti.  — 
Trotzdem  setzte  der  h.  Bonifaz  auf  der  Mainzer  Synode  dessen 
Absetzung  durch.  Conc.  Germ.  III :  Bonifacius  —  in  synodo  pronun- 
ciavit :  Neminem  qui  hominis  caede  pollutus  sit  —  sacerdotio 
fungi  posse  — .  Gewelieb  exauetoratus  est.  Ebenso  Othlon. 
Ratisbon.  Lib.  I  37  (M.  G.  Script.  II  347  n.  24  —  Bouquet  III  668): 
episcopus  Gewelieb  —  deponebatur.  —  Bonifacius  —  attestans 
nulluni  homieidii  reatu  pollutum  debere  episcopali  sacer- 
dotio fungi. 

2)  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  52  (M.  G.  Script.  III 
684):  Quid  enim  interest  inter  omnia  mortifera  crimina, 
utrum  homicidio  vel  adulterio  an  veneficio  (die  »atrocissima  cri- 
mina« der  Lex  Rom.  Visigoth.  Cod.  Theod.  XI,  11  1,  vgl.  oben 
S.  14  N.  3)  quis  puniatur?  —  non  enim  ad  rem  speetare  videtur, 
utrum  hoc  an  illo  crimine  se  ipsum  sacerdotio  privet. 

3)  Conc.  Duziac.  I.  a.  871  Resp.  episcop.  c.  8  (Mansi  XVI  653): 
Quia  sicut  leges  publicae  mortem  inferunt  delatoribus  id  est 
calumniatoribus :  ita  ecclesiastica  censura  ecclesiasticos  ministros 
g  r  a  d  u  privari  decernit.  —  Hincm.  Rem.  de  divortio  Loth.  et 
Tetberg.  (Migne  125  p.  648):  quod  leges  civiles  ministerio  rei 
publicae  raorte  condemnant,  leges  ecclesiasticae  degrada- 
ti onis  vel  excomuiunicationis  iudicio  puniunt. 
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kischer  Zeit  auch  die  schweren  Amts-  oder  Standes- 
vergehen. Höhere  Cleriker  werden  degradirt,  wenn 
sie  fremde  Weiber  in  ihrem  Hause  haben  l)  oder  auch 
nur  mit  ihren  eigenen  Frauen  geschlechtlichen  Umgang 
pflegen 2),  wegen  freiwilliger  Gegenwart  bei  einer  Fol- 
terung oder  Hinrichtung3),  wegen  Tragens  von  Waffen4), 
usurpatio  ordinum5),  zwangsweiser  Einkleidung  eines 
Mädcheus 6),  Messelesens  ausser  der  consecrirten  Kirche  7) 
u.  s.  w. 

Alle  degradations würdigen  Handlungen 
des  höheren  Clerus  (seien  sie  nun  schwere 
gemeine  Sünden  oder  schwere  Standesver- 
gehen) zusammen  bilden  in  fränkischer  Zeit 
die  kirchlichen  „criminaa  im  engeren  und 
eigentlichen  Sinne.  Es  folgt  das  daraus,  dass  nach 
den  fränkischen  Quellen  für  den  höheren  Clerus  jede 
degradationswürdige  Handlung  crimen  (crimen  capitale) 
ist,  und  ebenso  umgekehrt  jedes  crimen  (crimen  capitale) 


l)  Conc.  ine.  loci  (bald  nach  614)  c.  8  (Mansi  X  547);  Conc. 
Cabilon.  a.  644—656  c.  8  (Mansi  X  1190);  Statut.  Rhispac.  a.  799 
c.  17  (M.  G.  Cap.  I  226);  Ghaerbaldi  Leod.  ep.  capit.  a.  802  —  810  c.  I 
(M.  G.  Cap.  I  242);  Capit.  miss.  a.  802  c.  24  (M.  G.  Cap.  I  96); 
Capit.  ülon.  eccl.  IL  a.  825  c.  5  (M.  G.  Cap.  I  328);  Capit.  Ital. 
c.  7  (M.  G.  Cap.  I  SS 6.) 

*)  Conc.  Aurel.  IY.  a.  541  c.  17  (Mansi  IX  1 16);  Conc.  Turon.  IL 
a.  567  c.  19  (Mansi  IX  797);  Conc.  Autissiod.  a.  585  c.  20  (Mansi 
IX  914);  Conc.  Wormat.  a.  868  c.  9  (Mansi  XV  871). 

3)  Conc.  Matisc.  II.  a.  585  c.  19  (Mansi  IX  956).  Vgl.  Conc. 
Autissiod.  a.  585  c.  88,  34  (Mansi  IX  915). 

4)  Conc.  Meld.-Paris.  a.  845  c.  87  (Mansi  XIV  827).  Vgl.  Capit, 
miss.  a.  802  c.   19  (M.  G.  Cap.  I  95). 

5)  Conc.  Aurel.  IV.  a.  541  c.  10  (Mansi  IX  115).  Vgl.  Conc. 
Taurin.  a.  401   c.  8  (Mansi  III  861). 

6)  Decret.  Vern.  a.  758  c.  4  (M.  G.  Cap.  I  40). 

7)  CoLC'Rom.  (?)  a.  855  c.   14  (M.  G.  Leg.  I  4S9). 
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für  den  höheren  Clerus  degradationswürdige  Handlung. 
Der  zweite  Satz  findet  sich  unter  Zusammenstellung  der 
bezüglichen  älteren  —  und  darunter  auch  altfränkischer 
—  Canones  schon  zu  Beginn  der  fränkischen  Periode 
mit  aller  Schärfe  ausgesprochen  in  drei  Schreiben  Papst 
Johannes  IL  Eine  Synode  von  Marseille  hatte  den  Bischof 
Contumeliosus  wegen  verschiedener  Excesse  (Fleisches- 
vergehen und  Angriffe  auf  das  Kirchengut)  bloss  disciplinär 
behandelt,  nämlich  zur  Busse  in  ein  Kloster  verwiesen  *). 
Papst  Johannes  protestirt  dagegen,  denn  „criminibus 
involutus  —  sacris  non  potest  inhaerere  mysteriis 2) ", 
„  criminibus  implicatus  sacerdotii  non  potest  ministeria  iam 
tractare 3) ",  „  neque  enim  fas  est  pollutum  criminibus 
sacris  ministeriis  de.^ervire 4) B.  Der  allgemeine  Satz,  den 
Papst  Johannes  aus  den  aufgeführten  Canonesstellen 5), 
die  alle  sagen,  dass  Bischöfe,  Priester  und  Diaconen 
wegen  „  crimina "  oder  „  crimina  capitalia B  zu  degradiren 


!)  Hefele  II  752  Protokoll  der  Marseiller  Synode  a.  53 S  (ab- 
gedruckt aus  d.  Freiburg.  Zeitschr.  für  Theol.  Jahrg.  1844  Bd.  XI 
471):  Pro  qua  re  disciplinam  catholicae  religionis  —  visum 
est,  ut  in  —  nionasterio  ad  agendam  poenitentiam  — 
mitteretur. 

2)  Epist.  Joan.  IL   ad  episc.  Gall.   a.  534    (Mansi  VIII  807). 

■)  Epist.  Joan.  II.  ad  presb.  et  diac.  Contumel.  episc.  a.  584 
(Mansi  VIII  807). 

4)  Epist.  Joan.  II.  ad  Caesar.  Arelat.  a.  584  (Mansi  VIII  809). 

5)  Coli.  Dionysiana:  Epist.  Siricii  c.  7;  Can.  Apost.  25,  29; 
Neocaes.  45;  Antioch.  4,  15.  —  Gallische  Canones :  Conc.  Valent. 
a.  874  c.  4;  Aurel.  I.  a.  511  c.  9 ;  Arausic.  I.  c.  23;  Epaon.  a.  517 
c.  22.  —  Die  angeführten  griechischen  Canones  schliesst  Papst 
Johann  mit  dem  Satze:  Tituli  infra  scripti  ad  hoc  de  canonibus 
excerpti  sunt,  ut  unusquisque  breviter  possit  agnoscere,  quod 
c  1  e r i c i  post  crimina  capitalia  non  possint  ad  honorem 
pristinum  (also  clerici  honorati)  revocari.  Die  darauf  folgenden 
gallischen  Canones  schreiben  die  Deposition  vor. 
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seien,  ableitet,  ist  bald  darauf  vom  dritten  Concil  von  Orleans 
wiederholt  worden  l)  und  auch  später  sowohl  in  merovin- 
gischer  als  in  karolingischer  Zeit  bei  verschiedenen  Ge- 
legenheiten zum  Ausdrucke  gekommen*).  Die  Verbrechens- 
strafe für  die  höheren  Cleriker  ist  nach  der  Strenge  der 
Canones 3)  Degradation  und  nur  Degradation,  was  indess 
nicht  ausschliesst,  dass  derselben  andere  canonische  Strafen 
nachfolgen,  insbesondere  Einsperrung  in  ein  Kloster,  da- 
mit der  Degradirte  dort  Busse  thue4).    Der  andere  Satz, 


*)  Conc.  Aurel.  III.  a.  588  c.  8  (Mansi  IX  14):  Si  quis  clericus 
furtum  aut  falsitatem  admiserit,  quia  capitalia  et  ipsa  sunt 
crimina,  communione  concessa,  ab  ordine  degradetur. 

2)  Z.  B.  Conc.  Matisc.  I.  a.  581  c.  11  (Mansi  IX  93  8):  Episcopi, 
presbyteri  et  universi  honoratiores  clerici  repudient  carnale  com- 
mercium — .  Quodsi  quis  fecisse  cognoscitur,  omni  in  perpetuum, 
quam  admisso  iam  c r i m i n e  perdidit,  dignitate  privabitur. 
—  Hinein.  Rem.  de  praedest.  diss.  post.  c.  36  (Migne  125  p.  890): 
Ebbo  pro  quibusdam  criminibus  —  nullatenus  officium 
pontificale  agere  deberet. 

3)  Epist.  Joan.  IL  ad  Caesarium  1.  c. :  Dolemus  de  amissione 
pontificis,  rigorem  tarnen  canonum  servare  necesse  est. 

4)  Das  wird  gebilligt  von  Papst  Johann  IL  in  Epist.  ad 
Caesar.  1.  c,  vorgeschrieben  von  Conc.  Agath.  (?)  a.  506  c.  50 
(Mansi  VIII  338);  Conc.  Epaon.  a.  517  c.  22  (Mansi  VIII  561); 
Conc.  Aurel.  III.  a.  538  c.  7  (Mansi  IX  14);  Conc.  Germ.  a.  742 
c.  6  (Mansi  XII  367  =  M.  G.  Cap.  I  25) ;  Capit.  Pap.  a.  832  c.  S 
(M.  G.  Leg.  I  360). 

Gegen  die  häretischen  Bischöfe  Clemens  und  Adelbert  [Jaffe 
Bibl.  rer.  Germ.  III  137  a.  745],  sowie  gegen  die  Bischöfe  Günther 
und  Thirtgaud  in  der  Doppelehefrage  Lothars  [Chron.  Sigeb. 
Gembl.  a.  863  (Bouquet  VII  251);  Epist.  Nicol.  I.  ad  episc.  reg. 
Ludov.  a.  867  (Bouquet  VII  482)]  wird  wie  in  anderen  Fällen 
nach  Degradation  Anathem  ausgesprochen  für  den  Fall,  dass  sie 
»aliquid  de  ministerio  sacro  deineeps  forte  tetigissent  *.  Vgl.  auch 
Can.  Apost.  29. 

Ueber  Einsperrung  als  kirchliche  Disciplinarstrafe  gegen 
Cleriker  auch  bei  nicht  criminellen  Thatbeständen  vgl.  Conc. 
Matisc.  I.  a.  581   c.  8    (Mansi  IX  938),   insb.  aber  Conc.  Aquisgr. 
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dass  Degradation  eines  höheren  Clerikers  canonisch  nicht 
statthaft  ist  ohne  crimen,  findet  sich  am  prägnantesten 
formulirt  in  der  Apologia  Ebbonis  x) :  „  sine  certo  crimine 
canonice  numquam  deiicitur  episcopus  ".  Schon  das  fünfte 
Concil  von  Orleans  bestimmt  daher,  dass  bei  Lebzeiten  eines 
Bischofs  nur  dann  ein  anderer  an  dessen  Stelle  gesetzt 
werden  darf,  wenn  den  ersten  „  capitalis  culpa  deiecerit 2) u, 
und  wird  ebenso  in  karolingischer  Zeit  jede  Deposition 
eines  Bischofs  als  „  contra  canones  ■  erklärt,  die  erfolgt  ist 
„  nulla  culparum  confessione 3) u  und  „  sine  ullo  crimine4) ". 
Dasselbe  gilt  von  der  Degradation  der  Priester  und  Dia- 
conen 5).  Selbst  nach  bereits  vollzogener  Degradation 
hat  sofort  Kestitution  einzutreten,  sobald  erwiesen  ist, 
dass  der  Degradation  kein  „  crimen K  zu  Grunde  lag 6),  und 


a.  817  de  inst.  can.  c.  1S4  (Mansi  XIV  238);  ibid.  de  inst,  sanct. 
c.  18  (Mansi  XIV  272). 

*)  Apolog.  Ebbonis  III  (Mansi  XIV  778). 

2)  Conc.  Aurel.  V.  a.  549  c.   12  (Mansi  IX  181). 

3)  Richeri  Hist.  I  25  (M.  G.  Script.  III  577) :  (Nach  Erzbischof 
Herimanus  Ansicht)  contra  fas  (Richerius)  ab  rege  episcopatum 
suscepisset  super  eum  qui  tenebat  (Hilduin  von  Tongern),  quique 
nulla  culparum  confessione  victus,    nullo  iudicio  dainnatus  esset. 

4)  Flodoardi  hist.  Rem.  II  13:  Rigobertus  (archiep.  Rem.)  a 
sede  contra  canones  deiectus  —  sine  ullo  crimine. 

5)  Epist.  Nicol.  I.  ad  Salom.  episc.  Constant.  a.  867  (Migne 
119  p.  1127):  Sola  ergo  spontanea  confessio  et  canonicus  numerus 
vel  qualitas  testium  decernentibus  episcopis  et  accusatore  quod 
obiecerat  comprobante  clericum  privat  proprio  gradu.  Es  handelt 
sich  um  »crimina«  von  Presbytern  und  Diaconen.  —  Vielleicht 
gehören  hieher  auch  Conc.  Turon.  II.  a.  567  c.  2  (Mansi  IX  792): 
Abt  und  Archipresbyter.  Conc.  ine.  loci  (bald  nach  614)  c.  11 
(Mansi  X  547):  Abt  und  Archipresbyter.  Conc.  Ticin.  a.  855  c.  5 
(M.  G.  Leg.  I  438)  Archipresbyter.     Siehe  oben  S.  25  N.  2. 

6)  Epist.  Nicol.  I.  ad  Herard.  Turon.  archiep.  a.  858—867 
(Mansi  XV  400):  presbyter  —  conquestus  dicens  se  falsis 
criminibus  impetitum  —  et  irrationabiter  fuisse  eiectum  — . 
[deirco  —  ei  r e d d e n d o  —  pristinum  quem  perdidit  honorem  — 
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zwar  von  Rechtswegen,  nicht  etwa  bloss  aus  „  compassio  *, 
wie  bei  allfälliger  Restitution  im  Gnadenwege  l).  Weil 
jede  degradationswürdige  Handlung  eines  höheren  Cle- 
rikers  crimen  ist,  knüpft  Papst  Nicolaus  I.  in  einem 
Schreiben  an  König  Salomon  von  Bretagne  das  Verfahren 
zur  Degradation  eines  Bischofs  an  ebendieselben  Be- 
dinguugen,  welche  die  africanischen  Canones  für  das 
Verfahren  ,  de  crimine  ■  gegen  den  Bischof  fordern 2). 
Canonischer  Degradationsprocess  ist  für  den  höheren 
Clerus  canonischer  Criminalprocess  eben  darum,  weil 
Degradation  und  „  crimen ■  in  unzertrennlichem  Zu- 
sammenhange stehen. 

Im  Einklänge  damit  steht,  dass  „damnare  pro 
criminibus"  für  den  höheren  Clerus  immer  ein 
„degradare*    ist.     Schon    früher   üblich3),    ist   dieser 


nullatenus  canonica  inst.ituta  —  contemni  permittas.  Vgl. 
damit  den  allgemeinen  Satz  in  Greg.  III.  Indicia  congrua  poeni- 
tentibus  a.  781  c.  83  (Mansi  XII  296):  Episcopus  —  pres- 
b y t e r  aut  diaconus,  si  gradu  suo  iniuste  deiectus  in 
secunda  synodo  innocens  i  eperiatur,  —  gradu s  amissos 
recipiat  (=  Conc.  Toletan.  IV.  c.  28). 

«)  Wie  z.  B.  in  Epist.  Greg.  II.  a.  724  (Ughelli  V  1088). 

2)  Epist.  Nicol.  I.  ad  Salom.  reg.  Britan.  a.  866  (?)  (Bouquet 
VII  406,  bei  Jaffe  nicht  angegeben) :  nee  ullam  posse  episcopos 
sui  honoris  sustinere  iacturam  delibero,  quos  non  constat 
fuisse  a  12  episcopis,  praesente  primamque  sententiam  Metropo- 
litano  episcopo  obtinente,  cum  examinarentur,  auditos.  Vgl.  damit 
Dionyso-Hadriana  Carth.  c.  12:  Si  quis  episcopus  absque  tempore 
synodi  in  crimine  detentus  fuerit,  a  12  episcopis  audiatur. 

3)  Dionyso-Hadriana  Can.  Apost.  25 :  Quod  episcopus  aut 
presbyter  aut  diaconus,  si  pro  criminibus  damnati  fuerint, 
minime  communione  priventur.  Episcopus  aut  presbyter  aut  dia- 
conus, qui  in  fornicatione  aut  periurio  aut  furto  captus  est,  depo- 
n  a  t  u  r :  non  tarnen  communione  privetur.  —  Ebenso  Can.  Apost.  29 : 
Quod  officium  pristinum  damnati  pro  criminibus  usurpare 
non  debeant.    Si  quis  episcopus  aut  presbyter  aut  diaconus  depo- 


—     32     — 

Sprachgebrauch  in  fränkischer  Zeit  geradezu  durch- 
greifend. „Canonicae  damnationis  sententia"  ist  in 
dieser  Zeit  für  den  höheren  Clerus  selbstverständlich 
Degradationssentenz *). 

Wir  sagen  somit:  Nach  den  für  die  Frage  über  die 
Gerichtsstandsverhältnisse  des  Clerus  im  Frankenreich 
in  Betracht  kommenden  Quellen  geistlichen  Kechts  ist 
Criminalsache  %  a  t'  l£ox?]vdegradations(dam- 
nations)würdige  Sache. 

2.  Weltliche  Strafgewalt  über  den  Clerus. 

§  4. 
Wenn  nach  dem  in  den  vorigen  zwei  Paragraphen 
über  das  geistliche  und  weltliche  Verbrechen  Gesagten 
die  Strafe  Kriterium  des  Verbrechensbegriffes  ist,  so  lässt 
sich  aus  der  Natur  der  thatsächlich  verhängten  Strafen 
auch  ein  Schluss  ziehen  auf  die  Natur  der  die  Strafen 
verhängenden  Gewalt:  der  Degradation  mit  ihren  Neben- 
strafen entspricht  principiell  geistliche,  der  Todesstrafe 
und  ihren  Ersatzstrafen  weltliche  Strafgewalt.  Der  natür- 
liche Ausgangspunkt  für  die  Untersuchung,  ob  der  Clerus 
in  fränkischer  Zeit  der  weltlichen  Strafgewalt  unter- 
standen oder  nicht,  ist  somit  eine  Kritik  der  bei 
weltlichen  Criminalthatbeständen  gegen  den 


situs  iuste  super  certis  criininibus  ausus  fuerit  attrectare  mini- 
sterium  dudum  sibi  commissum,  hie  ab  ecclesia  penitus  abscin- 
datur.  —  Auch  in  Can.  Apost.  42,  44,  45,  46,  47,  48,  50  wird 
abwechselnd  gebraucht:  damnetur,  abiieiatur,  deponatur.  Vgl. 
Antioch.  c.  12,  15;  Carthag.  c.  19. 

J)  Beispielsweise:  Apolog.  Ebbonis  III  (Mansi  XIV  777,  778); 
Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871  c.  10  (Mansi  XVI  677);  Epist.  Hadrian.  II. 
ad  episc.  syn.  Duziac.  a.  871  (Mansi  XV  852);  Epist.  Nicol.  I.  ad 
Saloin.  reg.  Britan.  circa  a.  866  (Bouquet  VII  406). 
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fränkischen  Clerus  thatsächlich  in  Anwen- 
dung gekommenen  Strafen.  Diese  sind  nun  an- 
erkanntermaassen  Degradation,  Haft  (Einkerkerung),  ins- 
besondere Haft  in  einem  Kloster,  Exil  mit  oder  ohne 
Vermögensconfiscation,  Verstümmelung  und  Todesstrafe. 
Degradation,  Haft,  namentlich  Klosterhaft,  und  Exil 
finden  sich  als  Kegel;  Verstümmelungs-  und  Todestrafe 
(jedenfalls  seit  Beginn  des  siebten  Jahrhunderts)  als 
seltene  Ausnahme  von  der  Eegel. 

Das  legt  die  Ansicht  nahe,  dass  es  im  Franken- 
reiche wenigstens  für  den  höheren  Clerus  —  auf  den  sich 
auch  die  meisten  der  überlieferten  Berichte  beziehen  — 
überhaupt  keine  weltliche  sondern  nur  geistliche  Cri- 
miualstrafgewalt  gegeben  habe.  Degradation  ist 
nämlich  unleugbar,  wo  immer  sie  vorkommt,  geistliche 
und  nur  geistliche  Strafe  x).  Ebenso  muss  von  den  mit 
der  Degradation  der  Eegel  nach  concurrirenden  anderen 
Strafen  —  Exil,  Haft,  Kloster  ha  ft  —  zugegeben 
werden,  dass  sie  geistliche  Strafen  sein  konnten. 
Schon  oben  haben  wir  fränkische  Canones  kennen 
gelernt,  welche  die  Einsperrung  degradirter  höherer 
Cleriker  geradezu  gebieten2).  Was  die  Canones  vor- 
schreiben, wurde  in  der  Praxis  auch  in  der  That  gehand- 
habt. So  begegnet  für  degradirte  Bischöfe,  Priester  und 
Diaconen   wiederholt  Klosterhaft  oder  Kerker 3),    ebenso 


*)  Degradation  ist  eben  die  geistliche  Criminalstrafe  v.ax5  e£oy  y^v. 

2)  Siehe  oben  S.  29  N.  4. 

3)  Conc.  Paris.  II.  a.  551  (553)  (Mansi  IX  7  89),  vgl.  Hefele 
III  7.  Die  Synode  bestätigt  ein  früheres  Synodalurtheil,  zu  Folge 
dessen  Bischof  Saffaricus  von  Paris  abgesetzt  und  in  ein  Kloster 
gesperrt  wurde :  placere  nobis  quod  eum  inmonasterio  dirxerunt 
— .  Et  quia  sine  dubio  culpas  eius  esse  capitales  canonum 
auctoritate  monstratur,  utique  —  deiectioni  ipse  se  fecit  obnoxiuin. 

N  i  s  s  1 ,  Gerichtsstand  d.  trink.  Cleru3.  3 
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Exil1),  und  zwar  als  zweifellos  geistliche  Strafen,  weil  aus- 
gesprochen vom  geistlichen  Gericht  (auctoritate  episcopali) 
kraft  geistlichen  Rechts  (secundum  ecclesiasticas  regulas). 
Die  Thatsache,  dass  in  vielen  Fällen  die  weltliche 
Gewalt  es  war,  welche  die  bezeichneten  Strafen  vollzog, 
ist  an  und  für  sich  kein  Beweis  für  die  weltliche  Straf- 
gewalt,   sondern   kann   sich   auch   aus   der   Uebung   des 


—  Mein,  di  Lucca  IVb  App.  8  (=  Vb  182  a.  803).  Geistliches 
Strafverfahren  gegen  den  Presbyter  Alpulus  wegen  Nonnen- 
raubes: (Bischof  von  Pisa)  tulit  suis  manibus  sibi  (dem  Alpulus) 
orario  a  collo  et  iactavit  illum  a  pedes  suos,  et  iuratus  dixit 
(Alpulus),  ut  diebus  vitae  suae  esset  monachus  in  monasterio 
in  Gorgona  — .  Conc.  ap.  Carisiac.  a.  849  (Mansi  XIV  921).  Synode 
verurtheilt  den  Presbyter  und  Mönch  Gottschalk  wegen  Ketzerei : 
sacerdotalis  mysterii  officium  —  noveris  tibi  esse  —  sublatum  — . 
Insuper  —  secundum  ecclesiasticas  regulas  ergastulo 
retrudi  auctoritate  episcopali  decernimus.  (Gegen  die  Echt- 
heit dieses  Schriftstücks  Hefele  IV  144;  für  dieselbe  neuestens 
Schrörs  Hincmar  491  ff.).  Vgl.  über  denselben  Fall  Hincm. 
Rem.  de  praedest.  diss.  post.  c.  2  (Migne  125  p.  85) :  honore  pres- 
byterali  —  abiectus  et  — ,  sicut  decreverant  Germaniae  pro- 
vinciarum  episcopi,  —  ergastulo  est  retrusus.  Epist.  Hinein. 
Rem.  ad  Nicol.  I.  (Migne  126  p.  43):  (Gottschalk)  monaste- 
riali  custodiae  maneipatus  est.  —  Conc.  Mett.  a.  888  c.  9 
(Mansi  XVIII  80):  Quidam  etiam  diaconus,  qui.de  sacrilegio 
confessus  et  convictus  fuit,  pro  misericordia  in  carcere  poni 
iii8sus  est  interdicto  ministerio. 

i)  Flodoardi  Hist.  Rem.  IV  35:  At  illi  (Bischöfe  der  Synode 
von  Ingelheim  a.  948),  postquam  delator  (Diacon  Sigebald) 
publice  confutatus  est  falsa  detulisse,  lectis  capitulis  de  huiusmodi 
calumniatoribus,  iudicant  et  unanimiter  censent  eum,  quo  frue- 
batur  honore,  privari  debere  et  secundum  capitulorum  tenorem 
in  exilium  retrudi.  Diaconatus  igitur,  quo  fungebatur  mini- 
sterio, multatus  a  conspectu  synodi  reprobatus  abscessit.  —  Chron. 
Adon.  a.  794  (Bouquet  V  320):  Synodus  —  legatis  apostolicae 
sedis  praesidentibus  —  iterum  facta  contra  praedietam  haeresim 
(Adoptianismus)  —  convictus  et  damnatus  est  iterum  Felix 
(Bischof  von  Urgel)  cum  errore  suo  perpetuoque  exilio  apud 
Lugdunum  relegatus  est. 
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brachium  saeculare  erklären.  Der  weltliche  Arnl 
wurde  nämlich  im  fränkischen  Keiche  nicht  nur  zur 
Beugung  des  Ungehorsams  gegen  die  kirchlichen  An- 
ordnungen thätig1),  wobei  nicht  selten  Exil  und  Haft,  ja 
selbst  Vermögensconfiscation  in  Verwendung  kamen 2) ; 
sondern  auch,  um  Strafurtheile  auszuführen3),  welche 
die  geistliche  Gewalt  speciell  über  höhere  Cleriker  aus- 
sprach.    Sind    in   den   ersterwähnten   Fällen   Exil,  Haft 


')  Schon  Guntchramni  regia  edict.  a.  585  (M.  G.  Cap.  I  11) 
enthält  den  Satz:  distringat  legalis  ultio  iudicum,  quos  non 
corrigit  canonica  praedicatio  sacerdotum. 

2)  Libell.  proclam.  Rothadi  ep.  a.  864  (MansiXV  681).  Bischof 
Rothad  von  der  Synode  zu  Soissons  deponirt,  will  nach  Rom 
gehen,  aber  »Hincmarus  regem  postulavit,  ut  T.  abbatem  ad  me 
(Rothad)  dirigeret,  qui  publica  voce  ex  verbo  regis  et  Hinc- 
mari  archiepiscopi  auctoritate  prohibere  curavit,  ut 
nullus  —  mecum  egrederetur  ac  ire  volentem  Romam  me  pro- 
sequeretur  —  ;  ablata  est  migrandi  facultas,  et  circumseptus 
custodia  in  eadem  sum  civitate  retentus".  Als  Rothad  den 
König  bat,  ihn  dennoch  ziehen  zu  lassen,  antwortete  dieser  ,se 
(der  König)  tantum  sacris  episcoporum  monitis  ac 
dispositionibus  humiliter  obediturum*.  In  der  Folge, 
sagt  Rothad,  »tamquam  in  latronem  more  satellitum  homines  in 
me  manus  iniecerunt,  meque  rapaciter  adcarceralemduxere 
custodiam«.  —  Vgl.  auch  Capit.  de  cler.  percuss.  a.  8-21  —  895 
c.  6  (M.  G.  Cap.  I  S62).  Si  quis  —  episcopis  inoboediens  — 
exstiterit,  primum  canonica  sententia  feriatur,  deinde  in  nostro 
regno  beneficium  non  habeat  et  alodis  eius  in  ban- 
num  mittat ur;  et  si  annum  et  diem  in  nostro  banno  perman- 
serit,  ad  fiscum  nostrum  redigaturet  captus  in  exilium 
religetur  et  ibi  taindiu  custodiatur  et  constringatur,  donec 
coactus  Deo  —  satisfaciat,  quod  prius  gratis  facere noluerat. 
—  Capit.  de  reb.  eccl.  a.  787—813  (?)  c.  3  (M.  G.  Cap.  I  185): 
Ut  decime  pleniter  dentur:  et  a  quibus  retente  sunt,  de  prima 
contentu  sit  culpavilis,  qui  eas  retenuit  solidos  6  — ;  c.  4 :  de 
secando  conponat  bannum  nostrum  — ;  de  tertio  autem,  ut 
sacrilegus  habeatur,  sit  in  exilium  missus  et  res  eius  in 
fiscum  nostrum  redigantur. 

8)  Z.  B.  Jaffe  Bibl.  rer.  Germ.  III  137  a.  745.    Der  h.  Boni- 

3* 
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und  VermÖgensconfiscation  nicht  weltliche  Criminal- 
strafen,  sondern  wenn  überhaupt  Strafen,  und  nicht  bloss 
Zwangsmittel,  jedenfalls  nur  weltliche  Ungehorsams- 
strafen, so  ist  für  die  Fälle  der  zweiten  Art  völlig  zuzu- 
geben, dass  es  sich  trotz  der  scheinbar  staatlichen  Straf- 
thätigkeit  nicht  um  Ausübung  weltlicher,  sondern  geist- 
licher Strafgewalt  handelt.  Die  hier  vorgeführten  Bei- 
spiele kirchlicher  Criminalstrafthätigkeit  mit  oder  ohne 
Zuhilfenahme  des  brachium  saeculare  betreffen  allerdings 
nur  rein  kirchliche  Verbrechen,  da  aber,  wie  im  voraus- 
gehenden Paragraphen  gezeigt  wurde,  jedes  »weltliche 
crimen"  immer  auch  „ geistliches  crimen"  war,  so  steht 
an  sich  nichts  im  Wege,  ebendasselbe  Verhältniss  auch 
da  anzunehmen,  wo  nicht  rein  kirchliche,  sondern 
kirchlich-weltliche  Criminalthatbestände  in  Frage  kamen. 
Soll  trotzdem  für  den  fränkischen  Clerus  —  und 
zwar  den  gesammten  Clerus  —  in  weltlichen  Criminal- 
sachen  eine  selbständige  weltliche  Strafgewalt 
behauptet  werden,  so  muss  sich  zufolge  der  in  §  2 
gemachten  Ausführungen  zeigen  lassen,  dass  Todes-  und 
Verstümmelungsstrafen  nicht  darum  gegen  Cleriker  selten 
in  Anwendung  kamen,  weil  sie  von  Rechtswegen  über- 
haupt nicht  in  Anwendung  kommen  sollten;  sowie,  dass 
auch  Exil  und  Klosterhaft,  wenn  sie  an  Clerikern  bei 
weltlichen  Criminalthatbeständen  vom  Staate  vollzogen 
wurden,   aller   Regel  nach  nicht  Aeusserungen  des  bra- 


facius  berichtet  dein  Papste,  dass  häretische  sacerdotes  von 
einer  Synode  degradirt  und  zu  Klosterhaft  verurtheilt  worden 
seien.  Da  sie  jedoch  nicht  dem  Urtheile  gemäss  in  ein  Kloster 
sich  zurückgezogen,  so  bittet  Bonifacius  namentlich  hinsichtlich 
des  einen  derselben  den  Papst  »ut  per  litter as  vestras 
mandare  carotis  duci  Carlomanno,  ut  mittatur  in 
custodiam,  ut  seinina  satani  latius  uon  seminet *; 
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chium    saeculare    waren,    sondern    vielmehr    gleich    der 
Verstümmelung  Ersatzstrafen  der  Todesstrafe. 

Exil  und  Klosterhaft  waren  nun  in  fränkischer 
Zeit  gewiss  auch  weltliche  Criminalstrafen.  Hin- 
sichtlich des  Exils  kann  kein  Zweifel  obwalten  1).  Gleich- 
wertig mit  Exil  schlechtweg  ist  aber  auch  Exilirung 
(Einsperrung)  in  ein  Kloster,  wegen  der  damit  häufig 
verbundenen  Unterstellung  unter  die  Mönchsregel  tech- 
nisch auch  „tondere"  genannt2).  Beide  Strafen  stehen 
denn  auch  gegen  Laien  wegen  weltlicher  Criminalthat- 
bestände  als  weltliche  Criminalstrafen  in  unbestreitbarer 
Anwendung.  Sie  werden  ausgesprochen  vom  weltlichen 
Gericht  kraft  weltlichen  Eechts  3),  oft  in  Concurrenz  mit 
anderen  weltlichen  Criminalstrafen4)  und  mitunter  sogar 
unter  ausdrücklichem  Hinweise  auf  ihre  Qualität  als 
Todes-Ersatzstrafen 5). 


<)  Vgl.  oben  §  2  und  Waitz  V.  G.  IV  514. 

2)  Als  gleichwerthig  mit  den  übrigen  weltlichen  Criminal- 
strafen wird  »tondere*  aufgeführt  in  Divis,  regn.  a.  806  c.  18 
(M.  G.  Cap.  I  129):  ut  nullus  eorum  —  quemlibet  ex  illis  apud 
se  accusatum  sine  iusta  discussione  atque  examinatione  aut  o c ei- 
der e  aut  membris  mancare  aut  excaecare  aut  invitum 
tondere  faciat.  —  Vgl.  auch  Waitz  V.  G.  IV  515. 

3)  Z.  B.  Caroli  IL  syn.  Suess.  a.  858  c.  5  (M.  G.  Leg.  I  417): 
Pippinus  —  in  potestatem  avuneuli  sui  Caroli  redactus  consilio 
reverendissimorum  pontificum  et  procerum  attonsus  et 
in  habitu  monachico  ad  monasterium  S.  Medardi  custo- 
cliendus  et  docendus  deduetus  est. 

*)  Annal.  Nazariani  a  786  (M.  G.  Script.  I  42):  exiliati  et 
illuc  evulsi  esse  cognoscentur  oculi  eorum.  Possessiones  vero 
vel  agros  eorum  omnes  infiscati  esse  noseuntur  (wegen  Hoch- 
verrathes).  Vgl.  Annal.  Lauriss.  mai.  a.  786  (Script.  I  168).  — 
Eginh.  Vita  Car.  Magn.  c.  20  (Script.  II  454):  partim  luminibus 
orbati,  partim  membris  incolumes,  omnes  tarnen  exilio 
deportati  sunt  (wegen  Hochverrathes). 

5)  Vita  S.  Leodegarii  a.  670—678  c.  8  (Bouquet  II  618):  ad 
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Diese  Thatsache  lässt  vermuthen,  dass  in  den  Fällen, 
wo  nicht  an  Laien,  sondern  an  Clerikern  von  der  welt^ 


ecclesiae  confugit  altare  (Majordonius  Hebrom),  eiusque  in  multis 
partibus  subito  thesaurus  fuit  direptus  — .  Episcopis  tunc  quibus- 
dam  intercedentibus  —  eum  non  interficiunt:  sed  Luxovio 
monasterio  dirigitur  in  exilium,  ut  facinus  quod  perpetra- 
verat  evasisset  poenitendo.  —  Acta  martyr.  S.  Ragneberti  (Bouquet 
III  619) :  intercedente  Rothomagensis  urbis  pontifice  (ein  des  Mord- 
versuchs gegen  den  Majordonius  Hebroin  Schuldiger)  non  est 
continuo  interfectus;  sed  cuidam  viro  —  in  exilium 
commendatur.  —  Ann.  Lauresham.  a.  788  (M.  G.  Script.  I  88): 
iudicaverunt  eum  (Thassilo)  morti  dignum.  Rex  autem 
misericordia  motus  —  noluit  eum  occidere,  sed  cum  ipsius 
petitione  clericum  (nämlich  » monachum «)  eum  fecit  et  retrusit 
in  monasterio.  Aehnlich  berichten  über  denselben  Fall  Annal. 
Lauriss.  mai.  a.  788  (Script.  I  172);  Annal.  Einhardi  a.  788  (Script. 
I  17  8).  Andere  Berichte  erwähnen  zwar  das  » attondere  %  aber 
nicht  das  demselben  vorausgegangene  Todesurtheil.  Solche  sind 
Annal.  Nazariani  a.  788  (Script.  I  44) ;  Annal.  Petav.  a.  788  (Script. 

I  17);  Annal.  Lauriss.  min.  a.  788  (Script.  I  119);  Annal.  Lauresham. 
fragm.  Chesnii  (Script.  I  8  8);  Annal.  Maxim.  (Script.  XIII  21); 
Gesta  abb.  Fontanell.  (Script.  II  291).  —  Annal.  Lauresham  a.  792 
(Script.  I  85) :  populus  —  iudicavit  Pippinum  et  consentaneos 
(wegen  Hochverraths),  ut  hereditate  et  vita  privarentur:  et 
ita  de  aliquis  impletum  est.  Nam  de  Pippino  filio,  quia  noluit 
Rex  ut  occideretur,  iudicaverunt  Franci,  ut  ad  ser- 
vitium  Dei  inclinare  debuisset,  quod  et  ita  factum  est;  et  misit 
iam  clericum  in  monasterio.  Ueber  denselben  Fall  berichten, 
jedoch  ohne  Erwähnung  des  dem  »tonsare«,  »detondere*,  »coenobio 
retrudere«  vorausgegangenen  Todesurtheils  Annal.  Lauriss.  min. 
a.  792  (Script.  I  119);  Eginh.  Vita  Car.  Magn.  a.  792  c.  20  (Script, 

II  454);  Ann.  Alamann.  (Script.  I  47).  Auch  von  den  Mitschuldigen 
Pippin's  wurde  ein  Theil,  obwohl  alle  zum  Tode  verurtheilt 
worden  waren  (Annal.  Lauresham.),  exilirt.  Ann.  Mosell.  a.  791 
(Script.  XVI  498) :  alii  suspensi,  alii  decollati,  alii  flagellati  atque 
exiliati.  —  Annal.  Einhardi  a.  801  (Script.  I  189):  ut  maiestatis 
rei  capitis  damnati  sunt  (die  Gegner  Papst  Leo's  III.).  Pro 
quibus  tarnen  papa  pio  affectu  apud  imperatorem  intercessit: 
nam  et  vita  et  membrorum  integritas  eis  concessa 
est ;  ceterum  pro  facinoris  inagiiitudine  e  x  i  1  i  o  deportati  sunt. 
Uebereinstimmend :  Chron.  Adon.  a.  801  (Bouquet  V  821).    Keiner 
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liehen  Gewalt  wegen  ebenderselben  Vergebungen  eben- 
dieselben Strafen  (Exil  und  Klosterhaft)  vollzogen  wurden, 
das  Verhältniss  regelmässig  kein  anderes  war.  Die  Ver- 
muthung  wird  dadurch  zur  Gewissheit,  dass  in  einzelnen 
Fällen  crimineller  Bestrafung  von  Clerikern  mit  Exil 
oder  Klosterhaft  Confiscation  des  Vermögens  con- 
currirt1),  denn  Confiscation  als  Cr  im  in  als  träfe  kann 
nur  weltliche  nicht  aber  geistliche  Strafe  sein  2) ;  sie  wird 
noch  mehr  zur  Gewissheit  dadurch,  dass,  wie  bei  Be- 
strafung von  Laien,  so  bei  Bestrafung  von  Geistlichen 
mehrfach  erwähnt  ist,  Exil  oder  Klosterhaft  seien 
verhängt  worden  statt  der  Todesstrafe.  So  wurde 
in  merovingischer  Zeit  Bischof  Egidius  von  Keims  exilirt, 


Erwähnung  des  vorausgegangenen  Todesurtheils  geschieht  in  Vita 
Leon.  III.  a.  801  (Bouquet  V  467);  Annal.  Lauresham.  a.  799  (Script. 
I  37);  Annal.  Lauriss.  min.  a.  799  (Script.  I  119);  Annal.  Guelferbit. 
a.  800  (Script.  I  45). 

*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  X  19  a.  591.  Bischof  Egidius  von 
Reims  wird  wegen  Hochverrathes  deponirt  und  exilirt  und  sein 
Vermögen  für  den  königlichen  Schatz  eingezogen.  —  Pardessus 
Dipl.  II  178  a.  677.  Im  königlichen  Hofgericht  erlässt  Theoderich  III. 
dem  wegen  Hochverrathes  zu  Absetzung  und  Exil  verurtheilten 
Bischof  Chramlin  von  Embrun  die  Vermögensconfiscation ,  das 
Kloster  S.  Denis  als  Exilsort  gewährend. 

2)  Confiscation  kann  allerdings  weltlicherseits  verhängt 
werden  in  Bestrafung  des  Ungehorsams  gegen  die  geistliche 
Gewalt  (vgl.  oben  S.  85  N.  2),  aber  nicht  in  Vollstreckung  geist- 
lichen Criminalurtheils,  welches  Confiscation  als  Strafe  nicht  kennt. 
Sohm  Gerichtsb.  269  unterscheidet  nicht  die  beiden  Möglich- 
keiten. Für  seine  Meinung  führt  er  daher  an  Childeb.  IL  decret. 
a.  596  c.  2  (M.  G.  Cap.  I  16),  wo  den  trotz  bischöflicher  Mahnung 
unbussfertigen  Incestuosen  Exil  und  Vermögensverlust  angedroht 
wird.  Sohm  schreibt  in  Folge  dessen  auch  die  Confiscation  in 
den  Fällen  der  vorigen  Note  auf  Rechnung  des  brachium  saecularc. 
Gegen  Sohm  vgl.  Löning  II  524  N.  2;  Waitz  V.  G.  II  2.  Abtheil. 
189  N.  S. 
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nachdem  ihm  auf  Interzession  einer  Synode  vom  König 
das  Leben  geschenkt  worden l)  war,  und  ganz  ähnlich 
Bischof  Leodegar  von  Autun 2).  Auch  in  karolingischer 
Zeit  wurden  mehrfach,  so  in  den  Jahren  818  und  830, 
geistliche  Verschwörer  zum  Tode  verurtheilt,  aber  gleich 
den  mitschuldigen  Laien  aus  Gnade  des  Königs  in  Klöster 
gesperrt3),  ja  sogar  noch  im  Jahre  991  erhielt  Bischof 


*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  X  19:  obtentavita  —  exilio 
condemnatus  est.     Vgl.  auch  Löning  II  520  N.  1. 

2)  Vita  S.  Leodegarii  a.  67  3  c.  6  (Bouquet  II  615):  Cum  bi 
qui  primi  videbantur  esse  palatii  simul  ab  Hilderico  fuissent  con- 
quisiti,  quod  iudicium  de  sancto  dei  decernerent,  hoc  consona 
responderunt  voce,  ut  si  ei  vitam  concederet,  sub  perpetuo 
e  x  i  1  i  o  eum  in  Luxovio  (Kloster)  permanere  iuberet.  Vgl.  Löning 
II  523  N.  3. 

3)  Vita  Hludov.  imp.  a.  880  c.  45  (M.  G.  Script.  II  634) :  Omnes 
illos  huius  impiae  conspirationis  principes  —  ad  iuditium  ad- 
ductos,  cum  iuris  censores  filiique  imperatoris  (eos)  iuditio  legali 
tamquam  reos  maiestatis  decernerent  capitali  sen- 
tentia  feriri,  nulluni  ex  eis  permisit  (imperator)  occidi;  sed 
usus  ut  multis  visum  est  leniori  quam  debuit  pietate,  sibi  tarnen 
consueto  benignitatis  et  clementiae  more,  laicos  quidem  prae- 
cepit  locis  oportunis  attundi,  clericos  vero  in  convenien- 
tibus  itidem  monasteriis  custodiri.  —  Vita  Hludov.  imp. 
a.  818  c.  29  (M.  G.  Script.  II  628):  Erant  autem  huius  sceleris 
(Verschwörung  König  Bernhard's  von  Italien)  conscii  quamplures 
clerici  seu  laici,  inter  quos  aliquos  episcoporum  huius 
procella  tempestatis  involvit  —  ;  c.  80 :  Bernardum  —  eiusque  in 
supradicto  scelere  fautores,  cum  lege  iudicioqueFrancorum 
deberent  capitali  invectione  feriri,  subpressa  tristiori 
sententia,  luminibus  orbari  consensit  — .  Bernardus  et  Reginherius, 
dum  impatientius  oculorum  ablationem  tulerunt,  mortis  sibi  con- 
sciverunt  acerbitatem.  Episcopos  porro  hac  constrictos  imma- 
nitate  ab  episcopis  reliquis  depositos,  monasteriis  mancipavit. 
Ceterorum  autem  (Laien  und  Cl  eriker,  vgl.  c.  29)  null  um  vel 
vita  privari  vel  menbrorum  amputatione  iussit 
multari;  sed  secundum  quod  exigente  culpa  visum  est,  alios 
exiliari,  alios  iussit  attondi.  Vgl.  damit  Thegan.  Vita  Hludov. 
imp.    a.  818    c.  22    (M.  G.    Script.    II    596):    omnes    iudicati 
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Arnulf  von    Reims    nur   auf  vieles  eigene  und  der  Mit- 
bischöfe Flehen  custodia  statt  Todesstrafe  l). 

Schon    diese    zeitlich    sehr    auseinander    liegenden 
Fälle  von  Begnadigungen  beweisen,  dass  selbst  Todes- 


sunt  ad  mortem  praeter  episcopos.  Chron.  Moissiac. 
a.  817  (Script.  I  818):  iudicaverunt  eos  dignos  ad  mor- 
tem. Sed  piissimns  imperator  pepercit  vitae  illorum,  iussitque 
ipei  regi  Bernardo  oculos  erui  —  Achiteo  vero  similiter  oculos 
erui  et  eeteris  sociis  suis.  Teudnlfum  vero  episcopum  Aurelia- 
nensem,  qui  et  ipse  auctor  praedicti  maligni  consilii  fuit,  synodo 
facta  episcoporum  vel  abbatum  necnon  et  aliorum  sacerdotum, 
iudicaverunt  tarn  ipsum  quam  omnes  [de  ordine  ecclesiastico] 
episcopos  et  abbat  es  vel  ceteri  clerici  (d.  h.  omnes  de 
ecclesiastico  ordine  —  clerici,  nämlich  die  Bischöfe,  Aebte  und 
alle  übrigen  höheren  Cleriker),  qui  de  hoc  maligno  consilio 
socii  fuerant,  a  proprio  deciderent  gradu;  quod  ita  factum 
est.  Nonnulli  etiam  in  exilio  missi  sunt  (nämlich  einige 
der  deponirten  Cleriker).  Ohne  zu  erwähnen,  dass  unter  den 
, ceteri*,  die  anstatt  mit  Tod  oder  Verstümmelung  bestraft  zu 
werden,  exilirt  oder  eingesperrt  wurden,  auch  clerici  sich  befanden, 
berichten  über  diesen  Fall  Annal.  Einh.  a.  818  (Script.  I  205) 
und  daraus  Annal.  Fuld.  (Script.  I  856). 

i)  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  58  (M.  G.  Script.  III  685): 
Tunc  conversus  ad  Arnulfum  (von  Reims) :  Prosternere  ergo, 
inquit  pater  Arnulfus  (Bischof  von  Orleans),  cor  am  tuis  do- 
minis  coramque  tuis  regibus,  quos  inexpiabiliter  offen- 
disti,  propriamque  contltens  culpam  pro  tui  vita  supplica. 
Qui  cum  in  modum  crucis  prostratus  pro  vita  et  membris 
eiulatu  quo  poterat  supplicaret,  in  lacrimas  et  suspiria 
synodum  totam  convertit.  Moxque  Daibertus,  Bituri- 
censium  archiepiscopus,  ad  genua  principum  ob- 
volutus  humillimas  preces  omnium  pro  salute  viri 
offert.  Qui  pietate  flexi:  Vivat,  inquiunt,  vestro  beneficio, 
nostraque  degat  sub  custodia  nee  ferrum  nee  vineula 
metuens,  nisi  forte  in  fnga  spem  posuerit.  Hoc  dictum  episcopis 
non  satis  placuit,  quippe  cum  putarent  adolescenti  fugam  facile 
posse  persuaderi,  ob  eamque  rem  mortis  legibus  iterum 
subiacere.  Iterant  ergo  preces  et  iterum  obtinent,  iuvenem 
minime  gladio  feriendum,  nisi  iterum  digna  ultore 
gladio  committat.    Vgl.  Richeri  Hist.  IV  70  (Script.  III  647). 
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und  Verstümnielungsstrafen  gegen  Cleriker  in  An- 
wendung kommen  konnten.  Die  uns  überlieferten  Zeug- 
nisse der  fränkischen  Strafpraxis  erbringen  den  Beweis, 
dass  sie  auch  wirklich  in  Anwendung  ge- 
kommen sind:  am  häufigsten  zu  Beginn  der  frän- 
kischen Zeit,  insbesondere  im  stürmischen  Zeitalter 
Gregors  von  Tours  x),  vereinzelt  auch  noch  später,  und 
zwar  sowohl  in  merovingischer 2)   als  in  karolingischer 


*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  II  41 ;  V  50 ;  VII  20;  VIII  29. 
Vgl.  So  hm  Gerichtsb.  255;  Löning  II  520.  Wohl  nur  Gewalt- 
act  ist  die  gegen  Bischof  Desiderius  von  Vienne  vier  Jahre  nach 
seiner  Exilirung  von  Brunhilden  veranlasste  Steinigung.  Chron. 
Fredeg.  c.  24  a.  603  und  c.  82  a.  607.  Vgl.  Vita  S.  Desiderii 
(Bonquet  III  484). 

2)  Vita  S.  Leodegarii  c.  14  (Bouquet  II  621).  Hier  wird  über 
den  Ausgang  des  zweiten  Hochverrathsprocesses  gegen  Bischof 
Leodegar  von  Autun  (a.  678)  erzählt:  Tunc  a  palatio  sententia 
mandatur  decreti  Leodegarium  diutius  vivere  non  d  e- 
bere;  —  in  silvani  euni  ducunt  (die  Henkersknechte),  ut  iussionis 
irnplerent  sententiam  — .  Et  esurgens  cervicern  tetendit,  gladia- 
torern commonuit,  ut  quod  sibi  iussum  fuerat  adimpleret.  Cumque 
haec  diceret,  percussor  extendens  gladium  amputavit  caput 
eins.  Vgl.  Löning  II  524  N.  1.  —  Vita  S.  Leodegarii  c.  14 
(Bouquet  II  621):  Deinde  (Bischof  Diddo)  exilio  condemnatus 
morteque  secuta  poena  capitis  exsolvit  quidquid  doli  in 
sanctum  virum  (Leodegar)  exercuit.  A 1  i i  vero  episcopi  tunc 
a  rege  per  Hebroinum  (Majordomus)  in  ipsa  synodo  pene  similein 
poenam  sortiti,  perpetuo  exilio  sunt  deportati  — .  Waimerius 
etenim  (Bischof)  —  laqueo  fuit  suspensus  ac  morte  tur- 
pissima  —  condemnatus.  Vgl.  Löning  II  520  N.  2.  —  Von 
einem  a.  675  zum  Tode  verurtheilten  Mönch  Columbus  (wohl 
auch  Cleriker,  weil  er  sich  den  Diaconat  anmaasste)  erzählt  Vita 
S.  Aigulfi  c.  27  (Mabillon  Acta  II  685):  Iussu  enim  regali  per- 
quisitus  inventus  est  et  in  vincula  coniectus  atque  iudicio 
Francorum  poenarum  ferocitate  usque  ad  mortem 
vexatus.  Vgl.  Löning  II  529  N.  8.  Die  Rechtmässigkeit  dieser 
Hinrichtung  wird  auch  von  dem  im  neunten  Jahrhundert  leben- 
den Verfasser  obiger  Vita,  Mönch  Adrevald  von  Fleury,  anerkannt. 
Er  lässt  nämlich  den  ermordeten  Abt  Aigulf  Nachts  dem  Mörder 
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Zeit J).     Die  immer  grössere  Seltenheit  des  Vorkommens 
der   gedachten  Strafen  erklärt  sich  leicht  aus  dem  stei- 


Columbus  erscheinen  und  diesem  sagen,  dass  er  bei  Gott  nicht 
völlig  Gnade  finden  werde  ,donec  ante  Chlodoveum  regem  He- 
broinumque  Maiorem-domus  et  publicum  Francorum  iudi- 
cium  adhiberetur  ei  remedium:  quod  et  factum  constat. * 

—  Ueber  Hinrichtung  eines  Abtes  berichten  die  Gesta  abb.  Fon- 
tanell.  a.  7  88  c.  11  (M.  G.  Script.  II  284):  Accusatus  vero  (sc.  Wido 
abbas)  apud  principem  Carolum,  quod  conspirationem  adversus 
ipsum  cum  aliis  meditatus  esset,  iussu  eiusdem  exarchi  ad  regiam 
domum  compellitur  migrare.  Qui  dum  pergeret  cum  satellitibus 
regiis,  venientes  in  territorium  Viromandiae,  capitis  praeci- 
sione  damnatur. 

*)  Cartul.  de  Redon  I  157  a.  858:  dedit  A.  clericus  suam 
vineam  abbati  et  suis  monachis  —  pro  redemptione  manus 
sue  dextre,  quam  iudicaverunt  incidere,  eo  quodvoluit 
occidere  A.  presbyterum  flagellans  eum  ac  manus  ei  ligans.  Vgl. 
Löning  II  581  N.  2.  —  Auch  die  von  Karl  d.  Kahlen  auf  Grund 
richterlicher  Verurtheilung  zum  Tode  an  seinem  Sohne  Karlmann 
vollzogene  Blendung  wird  (gegen  Sohm  Gerichtsb.  268)  in  den 
Quellen  als  Blendung  eines  Clerikers  aufgefasst.  Zwar  heisst 
es  in  Annal.  Hincm.  Rem.  a.  878  (M.  G.  Script.  I  495),  Karlmann 
sei  als  Diacon  auf  Veranlassung  des  Königs  von  einer  Synode 
»ab  omni  gradu  ecclesiastico  laicali  sibi  commu- 
nione  servata*  deponirt  und  darauf  in  custodia  gesetzt 
worden  und  erst  als  seine  Complicen  von  neuem  conspirirten, 
»necesse  fuit  etiam  illa  de  quibus  ab  episcopis  iudicatus  non 
fuerat,  in  medium  revocare  et  secundum  sacrarum  legum  decreta 
pro   admissis  suis  iudicio  mortis  addictum  mitiori  sententia 

—  luminibus  acclamatione  cunctorum  qui  adfuerant  o r b a r i *, 
woraus  Sohm  schliesst,  es  habe  sich  hier  auf  Grund  eines  neuen 
erst  nach  der  Deposition  eingetretenen  Thatbestandes  um  einen 
zweiten  Process  gegen  den  nunmehrigen  Laien  Karlmann 
gehandelt.  Alle  anderen  Quellen  sprechen  indess  ausdrücklich 
von  Blendung  des  »diaconus«  Karlmann.  Annal.  Fuld.  a.  873 
(Script.  I  885):  Karolus,  Galliae  tyrannus,  Carlmannum  filium 
suum  in  diaconatus  officio  positum  excaecari  praecepit. 
Chron.  Regin.  a.  870  (Script.  I  588):  C.  —  iussu  patris  attonsus 
clericus  effectus  est,  dehinc  procedente  tempore  ad  diaconatus 
officium  —  ordinatus  est  — .  Posthaec  —  ex  praecepto  patris 
ei    oculi    eruuntur.     Annal.    Lemov.   a.  873    (Script.  II  251): 
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genden  Einflüsse  der  Kirche  1).  Trat,  vielfach  in  Folge 
kirchlicher  Intervention,  selbst  bei  Laien  oft  Umwandlung 
der  Todesstrafe  in  Exil  und  Klosterhaft  ein,  so  musste 
dieses  um  so  häufiger  stattfinden  bei  Bestrafung  von 
Clerikern,  namentlich  aber  der  Bischöfe. 

Es  mochte  auf  diese  Weise  immerhin  practische 
Regel  werden,  dass  Cleriker  da,  wo  Laien  mit  dem  Tode 
bestraft  werden,  bloss  (in  ein  Kloster)  zu  exiliren  seien 2). 


K.  filius  Karoli  diaconus  oculis  multatns  est.  Annal.  Laub, 
a.  87 o  (Script.  IV  15):  C.  —  abbas  Lobiensium  et  diaconus  a 
patre  excaecatur.  Annal.  Xant.  a.  87 S  (M.  G.  Script.  II  285): 
clericus  orbus  (Karlmann)  —  quem  ipse  pater  luminibus 
privari  iussit  et  postea  in  monasterium  retrudi.  Vgl. 
unten  §  1 1.  —  Vielleicht  gehört  hieher  auch  die  allerdings  erst  zwei 
Jahre  nach  der  Verurtheilung  und  Absetzung  erfolgte  und  von 
So  hm  Gerichtsb.  268  darum  als  Gewaltact  aufgefasste  Blendung 
Hincmar's  von  Laon.  Vgl.  Annal.  Hincm.  Rem.  a.  878  (M.  G.  Script. 
I  508),  Annal.  Vedast.  a.  878  (Script.  I  517),  Adon.  contin.  I.  a.  877 
(Script.  II  825),  Conc.  Tricass.  II.  a.  878  Reclam.  Hincm.  Land. 
(Mansi  XVII  852).     Vgl.  unten  §  7. 

*)  Vgl.  oben  §  2. 

2)  Conv.  Carisiac.  a.  838  (Mansi  XIV  766)  und  Gesta  Aldrici 
ep.  (Bouquet  VI  802).  Nach  diesen  Fälschungen  aus  der  Mitte 
des  neunten  Jahrhunderts  (vgl.  Roth  Benefieialwesen  4  59)  sollen 
die  Reichsgrossen  gegen  Abt  und  Mönche  des  Klosters  Anille 
St.  Calais  wegen  Erschleichung  von  Königsurkunden  geurtheilt 
haben:  Et  hoc  iustum  est,  ut  si  aliquis  laicorum  hoc  fecisset, 
ut  —  pro  certo  iudicaretur  illi,  ut  capitali  sententia  puni- 
retur.  Sed  quia  non  laici,  sed  iam  dicti  monachi  hoc  fece- 
rnnt,  dignum  est,  ut  ita  coerceantur,  ne  alii  monachi  deinceps 
talia  agere  praesumant.  Propterea  nonnulli  praefati  monasterii 
monachi  cum  Sigemundo  praedicto  eorum  abbate  exilio  damnati 
sunt.  —  Zu  weit  geht  Löning  II  520  N.  2.  wenn  er  aus  der 
ganz  singulären  Bestimmung  in  Caroli  II.  cdict.  Pist.  a.  864  c.  25 
(M.  G.  Leg.  I  494):  »Igitur  pro  tali  venditione  (Watfenverkauf  an 
Normannen)  volumus,  ut  venditor  de  vita  componat  et  omnes 
res  eius  infiscentur.  Ecclesiasticus  vero  aut  Deo  sacrata 
perpetuo  exilio  dampnentur',  den  allgemeinen  Satz  ableitet, 
dass   in    der   zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts  die  Strafe 
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Die  eventuelle  wirkliche  Aliwendung  von  Todes-  und 
Verstüminelungsstrafen  auch  gegen  Geistliche  war  darum 
doch  nicht  Kriegsrecht1),  sondern  Friedens- 
recht. Kriegsrecht  war  sie  desshalb  nicht,  weil  sie 
in  den  Gesetzen  begründet  war.  Nicht  dagegen 
ist  eine  allgemein  gehaltene  Stelle  der  Lex  Baiuwariorum, 
welche  die  Priester,  Diaconen  und  Oleriker  der  Straf- 
gewalt des  Bischofs  zuweist,  denn  jene  Stelle  bezieht 
sich  nicht  auf  weltliche  Criminal-,  sondern  auf  kirch- 
liche Disciplinarsachen  2).     In  weltlichen  Criminalsachen 


der  lebenslänglichen  Verbannung  für  die  Geistlichen  gesetzlich 
an  die  Stelle  der  Todesstrafe  getreten  sei. 

l)  Als  solches  werden  diese  Strafen  gegen  Geistliche  auf- 
gefasst  von  Sohm  Gerichts!).  268,  269. 

iJ)  Lex  Baiuw.  I  12:  De  presbiteris  vel  diaconis  et  de  eccle- 
siasticis  ininistris.  Ut  nullo  presbitero  vel  diacono 
liceat  habere  secum  in  domo  extraneam  feminara, 
nee  (ne)  per  iilain  occasionein  deeipiatur,  et  pollutus  offerat  sacri- 
ticiuin ,  nee  plebs  per  eius  offensionem  corruat  et 
plaga  sustineat.  Piopterea  (vgl.  Cod.  Theod.  XVI  2,  44  und 
Lex  Koni.  Visigoth.  Cod.  Theod.  I  6)  qui  giadu  sacerdotale  ful- 
ciuntur,  extranearum  mulierum  interdieta  consortia  cognoscant. 
Haec  eis  tantuni  facultate  concessa  sit :  niatris,  filias  atque  sorores 
germanas  inter  doniorum  suarum  sepe  contiueant :  in  his  enitn 
nihil  scevi  criminis  estirnare  foedus  naturae  permittit,  illas 
etiain  non  reliqui  castitatis  ortatur  affectio.  De  ceteris  cau- 
sis  presbiteris,  diaconis  vel  clericis  ab  episcopis 
seeundum  lllorum  canones  iudicentur.  —  Durch  die 
Aufnahme  dieser  Bestimmung  der  römischen  Rechtt-codificationen 
in  die  Lex  Baiuw.  ist  das  uncanonische  Zusammenwohnen  mit 
Frauen  für  Presbyter  und  Diaconen  aus  öffentlichen  Rücksichten 
(ne  plebs  —  plaga  sustineat)  zugleich  zu  einem  welt- 
lichen Vergehen  gemacht  worden.  Vgl.  Capit,  miss.  gen. 
a.  802  c.  24  (M.  G.  CaxD.  I  96):  Si  quis  autem  presbyter  sive 
d  i  a  c  o  n  u  s  post  hoc  in  domo  sua  secum  mulier  es  extra 
canonicam  licentiam  habere  praesumpserit,  honorem  simul 
et  h e r e d i t a t e m  p  r  i  v  e  t  u  r  nsque  ad  n o s t r a m  'p r a e s e n- 
tiam.    Aehnlich  sagt  Pipp.  Ital.  reg.  capit.  800  —  810  c-  l  (M.  G. 
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werden  die  Cleriker  in  einzelnen  Fällen  sogar  ausdrück- 
lich mit  peinlicher  Strafe  bedroht J).  Dass  dieses  nicht 
häufiger  geschieht,  sondern  immer  einer  besonderen 
Veranlassung  bedarf,  hat  seinen  Grund  nur  darin,  dass 
im  allgemeinen  für  die  Cleriker  nichts  anderes  galt,  als 
für  die  anderen  Leute.  Die  Todesstrafe  mit  ihren  Surro- 
gaten war  eben  auch  für  den  Clerus  selbstverständlich 
die  Criminalstrafe.  Mit  aller  Deutlichkeit,  wenngleich 
nicht  direct,  sondern  nur  indirect,  erklärt  dieses  die  Lex 
Baiuwariorum  für  den  unter  dem  Bischöfe  stehenden 
Clerus.  Anlässlich  der  Bestimmungen  über  die  Höhe  der 
Compositionssumme  für  Tödtung  von  Clerikern  —  erst  der 
ministri  ecclesiae,  id  est  subdiaconus,  lector,  exorcista, 
acolitus,   hostiarius 2),   dann   der   sacerdotes,   das   ist  der 


Cap.  I  207) :  interdixit  per  omnia  magna  synodus  (Nicaena  c.  8), 
ut  nulli  episcopo  vel  presbytero  atque  diacono  sive 
clerico  introductam  non  liceat  habere  mulie rem — . 
Et  qui  hoc  facere  ausus  f uerit,  bannum  nostrum  ad  par- 
tem  nostram  componat.  Daraus  folgt,  dass  der  mit  »de 
ceteris  causis«  eingeleitete  Schlusssatz  der  Lex  Baiuwariorum 
nur  heissen  kann :  » In  anderen  kirchlichen  Vergehungen  verbleiben 
Priester,  Diaconen,  wie  die  übrigen  Cleriker  der  ausschliess- 
lichen canonischen  Strafgewalt  des  Bischofs*.  — 
Auf  kirchliche  Vergehungen  beziehen  unsere  Stelle  auch 
Löning  II  5S1  N.  2  und  Waitz  V.  G.  II  2.  Abtheil.  244  gegen 
Sohm  Gerichtsb.  261. 

*)  Capit.  Aquisgr.  a.  809  c.  10  (M.  G.  Cap.  I  149):  Ut  pres- 
byter  qui  sanctum  crisma  donaverit  ad  iudiciuin  subvertendum, 
postquam  de  gradu  suo  spoliatus  fuerit,  m  a  n  u  m  a  in  i  1 1  a  t.  Vgl. 
Capit.  miss.  Aquisgr.  a.  809  c.  21  (M.  G.  Cap.  I  150).  —  Capit. 
miss.  gen.  a.  802  c.  17  (M.  G.  Cap.  I  94):  Certe  si  amplius  quid 
tale  (Sodomie  in  Klöstern)  ad  aures  nostras  (des  Königs)  pervenerit, 
non  solum  in  eos,  sed  etiam  et  in  ceteris  qui  in  talia  consentiant, 
talem  ultionem  faciamus,  ut  nullus  Christian us  — 
tale  quid  perpetrare  amplius  praesumserit. 

a)  Lex  Baiuw.  I  8, 
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Priester  und  Diaconen  l),  und  endlich  des  Bischofs 2)  — 
heisst  es  nämlich  am  Schlüsse:  Der  Bischof,  weil  er  eben 
Bischof  ist,  soll  selbst  dann  nicht  getödtet  werden,  wenn 
er  auf  einem  Verbrechen  betreten  wird,  weder  vom  Er- 
greifer noch  von  Gerichtswegen.  Bischöfe  sollen  viel- 
mehr wegen  Verbrechen  stets  nur  (deponirt  und)  exilirt 
werden3).  Die  hier  gesetzlich  ausgesprochene  Befreiung 
der  Bischöfe  von  der  Todesstrafe  hat  wohl  nicht  allge- 
meine Anerkennung  gefunden  4) ;  in  der  Lex  Baiuwariorum 
selbst  ist  sie  nicht  weg  zu  leugnen.  Aber  ebenso  gewiss 
ist  darin  die  Befreiung  von  der  Todesstrafe  aller  jener 
Cleriker,  die  nicht  Bischöfe  sind,  verneint  und  damit  die 
Todesstrafe  als  die  Criminalstrafe  des  Clerus  schlechthin 
aufrechterhalten. 

So  ergibt  sich  als  Resultat:  In  weltlichen  Cri- 
minalsachen     unterstanden     in     fränkischer 


*)  Lex  Baiuw.  1  9.       2)  Lex  Baiuw.  I  10. 

3)  Lex  Baiuw.  I  10:  Et  si  episcopus  contra  aliquem  culpa- 
bilis  appareat  (handhafte  That),  non  praesumat  eum  occidere, 
quia  summ us  pontifex  est:  sed  mallet  eum  ante  regem 
vel  ducem  aut  ante  plebem  suam  [vor  die  nächstbeste  Criminal- 
instanz,  vgl.  Capit.  Ital.  a.  801  c.  7  (M.  G.  Cap.  I  205)J,  et  si 
convictus  crimine  negare  non  possit,  tunc  secundum  canones  ei 
iudicetur,  si  talis  culpa  est,  ut  deponatur  aut  exilietur.  De 
homicidio,  de  fornicatione,  de  consensu  hostili,  si  infra  provincia 
inimicos  invitaverit  et  eos  perdere  voluerit,  quos  salvare  debuit: 
pro  istis  culpis  damnetur.  —  Als  Ersatz  der  Todesstrafe  wird 
gegen  Sohm  Gerichtsb.  264  die  hier  den  Bischöfen  angedrohte 
Verbannung  auch  aufgefasst  von  Löning  II  519  N.  2  unter 
Hinweis  auf  Mabillon  Acta  III  P.  1  p.  481  a.  7 SO,  wo  Piltrud  vom 
Bischöfe  Corbinian,  der  erklärt  hatte  »nequaquam  cum  eo  (dem 
Herzog  Grimoald  von  Baiern)  ulterius  panem  communem  sumere 
veHe«,  sagt  »in  principis  ignominiam  hoc  egisse  ideoque 
mortis  esse  reum«.    Vgl.  auch  Waitz  V.  G.  II  2.  Abth*  189. 

4)  Vgl.  oben  S.  41  N.  1. 
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Zeit  vom  Anfange  bis  zum  Ende  die  Cleriker 
aller  Grade  gleich  den  Laien  der  weltlichen 
Strafgewalt  *). 

B.  Gerichtsstandsfrage. 
1.  Gerichtsstandsverhältnisse  der  Bischöfe. 

a)  Oriminal verfahren  gegen  Bischöfe. 

a)  Einleitungsverfahren. 

§  5. 
Da,  wie  gezeigt  wurde,  der  fränkische  Clerus  in 
weltlichen  Criminalsachen  der  weltlichen  Strafgewalt 
unterstand,  so  ist  zu  vermuthen,  dass  er  in  solchen  auch 
seinen  Gerichtsstand  vor  den  weltlichen  Ge- 
richten hatte.  Anderseits  macht  es  der  Umstand,  dass 
für  den  höheren  fränkischen  Clerus  jedes  „  weltliche 
crimen B  auch  „  geistliches  crimen  ■  war,  bei  dem  grossen 
Einflüsse  der  Kirche  im  Frankenreich  nicht  unwahr- 
scheinlich, dass  wenigstens  für  die  höheren  Cleriker  der 
weltliche    Criminalgerichtsstand    nicht    ausschliess- 


*)  Noch  im  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert  wird  daher 
in  Frankreich  und  im  französisirten  England  die  weltliche  Straf- 
gewalt über  den  Clerus  vom  Staate  in  Anspruch  genommen. 
Belege  hiefür  finden  sich  bei  Foumier  Les  (Jfticialites  au  rnoyen 
äge  (Paris  1880)  p.  65  —  68,  75,  98,  108,  110,  112,  118.  Der  Kampf, 
welcher  daselbst  in  dieser  Zeit  zwischen  Kirche  und  Staat  um 
die  Strafgewalt  über  den  Clerus  geführt  wurde,  ist  somit  nicht, 
wie  Foumier  annimmt,  ein  Kampf  des  Staates  gegen  ein  bereits 
bestehendes  kirchliches  Privileg,  sondern  ein  Kampf  des  Staates 
zur  Vertheidigung  seiner  alten  wegen  laxer  Ausübung  allerdings 
theilweise  ganz  ausser  Anwendung  gekommenen  Rechte.  Wir 
werden  anderswo  Gelegenheit  haben,  zu  zeigen,  wie  sich  gerade 
ans  diesem  Kampfe  das  kirchliche  Privilegium  fori  (im  Sinne  einer 
Exemtion  von  der  weltlichen  »Strafgewalt)  erst  entwickelt  hat. 
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licher  Criminalgerichtsstand  geblieben  sei.  Wenn 
im  Folgenden  zunächst  nur  von  den  Bischöfen  gehan- 
delt werden  wird,  so  geschieht  das  aus  zwei  Gründen: 
Erstens  liefern  die  Quellen  für  die  Frage  über  den 
Gerichtsstand  der  Bischöfe  das  meiste  Material,  und 
zweitens  —  das  ist  massgebend  —  gilt,  wie  sich  ergeben 
wird,  nur  für  die  Gerichtsstandsfrage  der  Bischöfe  wäh- 
rend der  ganzen  fränkischen  Zeit  fortdauernd  eben- 
dasselbe. Dass  der  Untersuchung  über  den  Gerichts- 
stand eine  Untersuchung  über  das  Verfahren  voraus- 
geschickt wird,  rechtfertigt  sich,  wie  bereits  oben1)  betont 
wurde,  dadurch,  dass  lediglich  in  der  richtigen  Würdi- 
gung des  zweiten  der  Schlüssel  zum  Verständnisse  des 
ersten  liegt. 

Das  Verfahren  gegen  weltlich  criminose  Bischöfe 
wird  in  aller  Kegel  durch  eine  Art  Vorverfahren 
eingeleitet2).  Nach  den  uns  überlieferten  Criminal- 
processberichten  verläuft  dieses  Vorverfahren  folgender- 
massen.  Den  nächsten  Anlass  dazu  gibt  entweder  eine 
förmliche   Anklage    mit3)    oder    ohne4)   Gerüfte,    oder 


»J  §  l. 

2)  Dieses  Vorverfahren  hat  bereits  nach  Inhalt  und  Zweck 
kurz  aber  scharf  gezeichnet  Sohm  Gerichts!).  252 — 254. 

3)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VI  36  a.  584:  Interea  quiescentibus 
cunctis  media  fere  nocte  cubiculum  sacerdotis  (Bischof  Aetherius 
von  Lisieux)  inrumpunt  exclamantes  voce  magna  atque  dicentes 
vidisse  se  mulierem  a  cubiculo  egredi  ipsamque  ob  hoc  dimisisse, 
dum  ad  episcopum  festinassent  — .  Nee  mora  —  adligatur 
sacerdos  catenis  —  et  arduae  custodiae  maneipatur.  —  Ueber 
das  Verfahren  bei  handhafter  Ergreifung  eines  Bischofs  vgl.  auch 
Lex  Baiuw.  1  10  (oben  S.  47  N.  3). 

4)  Annal.  Einh.  a.  821  (M.  G.  Script.  I  208):  Fortunatus 
patriarcha  Gradensis  —  a  quodam  presbytero  suo  (wegen  Hoch- 
verraths)  apud  imperatorem  fuisset  aecusatus.  —  Vgl.  auch 
Vita   S.  Leodegarii   a.  67  3    c.  5    (Bouquet  II  614):   Leodegar  von 

Niftdl,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Cl«ru3.  4 
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Aussagen  von  Mitschuldigen1),  oder  sei  es  amt- 
liche 2),  sei  es  private 3)  Denunciation,  oder  endlich 
öffentliches  Gerücht4).  Hat  der  König  auf  eine  dieser 
Arten  von  der  verbrecherischen  Handlung  eines  Bischofs 
Kenntniss  erlangt,  so  findet  eine  Vorladung  desselben 
vor  das  Königsgericht  statt5).    Ist  Gefahr  im  Verzug,  so 


Autun.  Vita  S.  Ansberti  (f  698)  c.  31  (Mabillon  Acta  II  1012): 
Ansbert  von  Rouen.  Gesta  abb.  Fontanell.  (vf.  um  880)  a.  755  c.  12 
(M.  G.  Script.  II  286):  Raginfrid  von  Rouen.  Cont.  Regin.  a.  944 
(Script.  I  619):  Ruodbert  von  Trier  und  Richarius  von  Tongern. 
J)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  X  19  a.  590:  Sunnigisilus  (der 
frühere  Marschall  Childebert's)  in  his  tormentis  —  confessus 
est  —  etiam  Egidium  Remensem  episcopum  socium  fuisse 
in  illo  —  consilio  ad  interficiendum  Childebertum 
regem. 

2)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VI  11  a.  581:  Dynamius  (rector 
provinciae)  —  ad  Guntchramnum  regem  nuntios  dirigit 
dicens,  quod  partem  sibi  debitam  civitatis  per 
episcopum  (Theodor  v.  Marseille)  perderet  nee  unquam 
Massiliensem  urbem  suo  potiretur  dominio,  nisi  hie  avellatur  ab 
ea.  —  Vgl.  auch  Greg.  Tur.  VI  22  a.  582:  Cartherius  v.  Perigueux. 

3)  Gesta  epp.  Autissiod.  (vf.  um  865)  circa  7  37  (M.  G.  Script. 
XIII  394):  quorundam  invidia  suggestum  est  regi,  quod 
—  Eudo  —  non  aliter  nisi  ex  consensu  Ainmari  (ep.  Autis- 
siod.) evasisset.  —  Vgl.  auch  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VIII  7 
a.  585 :  Palladius  und  Berthram.  Chron.  Adon.  a.  840  (M.  G.  Script. 
II  3-21):  Bernard  v.  Vienne  und  Agobard  v.  Lyon.  Conc.  Duziac.  I. 
a.  871  Libell.  proclam.  regis  (Mansi  XVI  579):  Hincmar  v.  Laon. 
Richeri  Hist.  IV  96  a.  995  (M.  G.  Script.  III  653):  Adalbero  v.  Laon. 

4)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  21  a.  577:  Hi  vero  (Salonius 
v.  Embrun  und  Sagittarius  v.  Gap.)  in  maioribus  sceleribus  quo- 
tidie  miscebantur.  —  Unde  factum  est,  ut  clamor  populi  ad 
regem  denuo  procederet.  —  Vgl.  auch  Greg.  Tur.  V  1 9 
a.  577  :  Praetextatus  v.  Rouen.  Conc.  Valent.  III.  a.  855  Prae- 
fatio  (Mansi  XV  1):  Bischof  v.  Valence. 

5)  Annal.  Einh.  a.  821  (M.  G.  Script,  I  208):  Der  des  Hoch- 
vevraths  angeklagte  Patriarch  Fortunatus  , ob  hoc  ad  palatium 
ire  iuberetur*.  —  Vgl.  auch  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  21 
a.  577:  Salonius  v.  Embrun  und  Sagittavius  v.  Gap.  Greg.  Tur. 
V  19  a.  577:  Praetextatii9  v.  Rouen.    Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871 
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wird  wohl  auch  sofortige  Haftnahme  zur  zwangs- 
weisen Vorführung  des  Angeschuldigte a  angeordnet1), 
falls  sie  nicht  schon  früher  durch  die  Ankläger2)  des 
Bischofs  oder  durch  die  Beamten  des  Königs  veranlasst 
worden  ist3).  In  allen  diesen  Fällen  handelte  es  sich 
nicht  um  Straf-,  sondern  um  Sicherungsmassregeln, 
welche  allsogleich  wieder  fallen  gelassen  werden  konnten, 
sobald  der  Sicherungszweck  dieselben  nicht  dringend 
erheischte4).  Die  Vorladung,  beziehungsweise  Vorführung 


c.  9  (Mansi  XVI  658):  Hincuiar  v.  Laon.  Gerb.  Acta  conc.  Rem. 
a.  991   c.  25  (M.  G.  Script.  III  670):  Arnulf  v.  Reims. 

»)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VI  11  a.  581:  At  ille  (König 
Gunthram)  ira  commotus  iubet  contra  fas  religionis,  ut  pontifex 
summi  Dei  (Theodor  v.  Marseille)  arctatus  vinculis  sibi 
exhiberetur  dicens :  Trudatur  exilio  inimicus  regni 
nostri,  ne  nobis  nocere  amplius  valeat  — .  Cumque  ad  —  festa 
egressus  civitatem  properaret,  subito  armati  —  sanctum  vallant 
antistitem,  deiectumque  ab  equo  —  ad  regis  deducunt  prae- 
sentiam.  —  Vgl.  auch  Greg.  Tur.  VI  22  a.  582:  Cartherius 
v.  Perigueux.  Greg.  Tur.  X  19  a.  590:  Egidius  v.  Reims.  Vita 
S.  Leodegarii  a.  676  c.  12  (Bouquet  II  619):  Leodegar  v.  Autun. 
Gesta  episc.  Autissiod.  (vf.  um  865)  circa  7  37  (M.  G.  Script.  XIII 
894):  Ainmar  v.  Auxerre. 

*)  Oben  S.  49  N.  3. 

3)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VI  24  a.  582:  Gundobaldus  qui 
se  filium  Chlothacharii  regis  esse  dicebat,  de  Constantinopoli  veniens 
Massiliam  est  advectus  — ;  a  Theodoro  episcopo  susceptus  est.  — 
Guntchramnus  vero  dux  adprehensum  Theodorum  epis- 
copum  in  custodia m  pro  hac  causa  detrusit,  reputans, 
cur  hominem  extraneum  intromisisset  in  Gallias,  voluissetque 
Francorum  regnum  imperialibus  per  haec  subdere  ditionibus  — . 
Custodiebatur  igitur  sacerdos  in  cellula,  nee  per- 
mittebatur  ecclesiae  propinquare  Post  haec  autem  duetus  est 
ad  Guntchramnum  regem  cum  Epiphanio  episcopo,  —  sci- 
licet,  quod  et  ipse  conscius  huius  causae  fuisset.  —  Vgl.  auch  Greg. 
Tur.  VIII  43  a.  587  :  Palladius  v.  Saintes. 

4)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VIK  43  a.  587  :  (Palladius  v.  Saintes) 
ab  Antestio  (Herzog  König  Gunthram's)  in  via  vallatur.  Qui 
nee   discussa  rei   veritate   dicebat:   Non  ingrederis  urbem, 

4* 
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dient  dem  Zwecke  einer  Voruntersuchung.  Mittel- 
punkt dieser  Voruntersuchung  ist  in  der  Regel  ein 
Verhör  (discussio,  audientia)  des  Beschuldigten.  Meist 
wird  es  vom  König  selbst  angestellt  und  zwar  in  der 
ausgesprochenen  Absicht,  um  zu  eruiren,  ob  der  Vorwurf 
des  Verbrechens  begründet  sei  oder  nicht.  Desshalb 
findet  auch  mitunter  gleichzeitig  mit  dem  Verhöre  Con- 
frontirung  und  Befragung  des  Klägers  und  der  Be- 
lastungszeugen statt,  sowie  Vorhaltung  von  corpora 
delicti l).    Zu  ebendemselben  Ende  werden  auch  die  B  e- 


sed  exilio  condemnaberis,  quia  suscepisti  nuntios  inimicae 
domini  nostri  regis.  —  Quid  plura ?  tenetur  in  via  epis- 
copus,  domus  ecclesiae  describitur,  resque  diri- 
piuntur.  Cives  cum  nomine  (Herzog  Antestius)  obtinere  non 
queunt,  ut  saltem  vel  celebrata  solemnitate  paschali  discutiatur. 
Hisque  supplicantibus,  et  illo  renitente,  tandem  patefacit  vulnus 
quod  latebat  in  pectore.  Si  inquit,  domum  —  meae  ditioni  facta 
venditione  subdiderit,  quae  flagitatis  facio :  alioquin  n  o  n  e  f  f  u  g  i  e  t 
manus  meas,  nisi  trudatur  in  exilium.  Metuit  negare 
episcopus :  scripsit,  subscripsitque  ac  tradidit  agrum :  et  sie 
datis  fideiussoribus  de  praesentia  sua  ante  regem 
in  civitatem  ingredi  permissus  est.  —  Vgl.  auch  Greg. 
Tur.  VIII  12  a.  585:  Theodor  v.  Marseille. 

l)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VI  24  a.  582:  Theodor  v.  Mar- 
seille und  Epiphanius  »discussi  a  rege  in  nullo  inventi  sunt 
crimine«.  —  Greg.  Tur.  VI  22  a.  582:  König  Gunthram  lässt 
Bischof  Cartherius  v.  Perigueux  vorführen  »discussurus  utique 
si  vera  essent  quae  ei  opponebantur  an  non.  Ad- 
veniente  vero  episcopo,  rex  h  o  m  i  n  e  s  illos  cumlitteris  (Leute 
mit  hochverrätherischen  Schreiben,  die  Graf  Nonnichius  aufge- 
griffen und  »sub  ardua  custodia«  dem  König  übersandt  hatte) 
repraesentat:  interrogat  sacerdotem,  si  ab  eo  direetae 
fuerint.  Negat  ille  a  se  direetas.  Interrogantur  vero  ho- 
mines  a  quo  eas  aeeeperint.  Frotunium  diaconum  proferunt. 
Interrogatur  sacerdos  de  diacono.  Respondit  sibi  eum 
esse  praeeipuum  inimicum,  nee  dubitari  debere  ipsius  esse  nequitias, 
qui  contra  eum  saepius  causas  commovisset  iniquas.  Adducitur 
dia conus  sine  mora.    Interrogatur  a  rege:  confitetur  super 
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lastungszeugen  festgenommen  und  überhaupt  alle 
Beweismittel  gesammelt,  die  eventuell  zur  Ueber- 
führung  des  Angeschuldigten  geeignet  sind  1).    Lässt  der 


episcopum  dicens :  Ego  hanc  epistolam  episcopo  iubente  dictavi. 
Proclamante  vero  episcopo  et  dicente,  quod  saepius 
hie  ingenia  quaereret,  qualiter  eum  ab  episcopatu  deiieeret,  rex 
misericordia  niotus  commendans  deo  causam  suam  cessit  utrisque«. 
—  Greg.  Tur.  VIII  43  a.  587:  Transactis  igitur  diebus  sanetis 
(Palladius  v.  Saintes)  ad  regem  pergit:  adfuit  etAntestius 
(Kläger),  sed  nihil  de  his  qnae  opponebat  episcopo  potuit 
adprobare.  —  Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871  c.  9  (Mansi  XVI  672): 
ab  eo  (rege)  mandatus  (Hincmar  v.  Laon),  ut  veniret  et  rationem 
redderet  de  his  unde  aecusatus  erat.  —  Nach  Ann.  Flo- 
doardi  a.  931  (M.  G.  Script.  III  380)  Richeri  Hist.  I  62  (Script.  III 
585):  (Bovo  v.  Chälons)  apud  regem  prodentibus  sui  facti 
conseiis  convictus.  —  Contin.  Regin.  a.  944  (Script.  I  619): 
rex  —  placitum  cum  primoribus  Lothariensium  et  Francorum  habuit, 
ubi  factioneChonradi  ducis  (die  Bischöfe  Ruodbert  v.  Trier 
und  Richarius  v.  Tongern)  infidelitatis  apud  regem  arguun- 
tur,  sed  in  breve  ab  obiecto  sibi  crimine  liberantur.  —  Vgl.  Greg. 
Tur.  V  19  a.  577  :  Praetextatus  v.  Rouen.  Greg.  Tur.  V  21  a.  577  : 
Sagittarius  v.  Gap  und  Salonius  v.  Embrun.  Greg.  Tur.  VI  11 
a.  581:  Theodor  v.  Marseille.  Greg.  Tur.  VI  36  a.  584:  Aetherius 
v.  Lisieux.  —  Vita  S.  Liudgeri  IL  (vf.  n.  864)  c.  32  (Script.  II  420) : 
B.  Liudger  (t  809)  vom  Kaiser  »ad  audientiam«  geladen. 

*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  50  a.  580 :  post  multa  mala, 
quae  (Leudastes)  in  me  (Gregor  v.  Tours)  meosque  intulit  —  ad 
hoc  erupit,  ut  diceret  me  crimen  in  Fredegundem  reginam  dixisse : 
adserens  si  archidiaconus  meus  Plato  aut  Gallienus 
amicus  noster  subderentur  poenae,  convincerent 
me  utique  haec  locutum.  Tunc  rex  iratus  —  iussit  eum  — 
retrudi  in  carcerem.  Nam  Riculfum  clericum  se  habere  dicebat, 
per  quem  haec  locutus  fuisset.  —  At  ille  (Riculf)  iterum  vinetus 
relaxato  Leudaste  custodiae  deputatur  dicens  Gallienum 
eadem  die  et  Platonem  archidiaconem  fuisse  prae- 
s e n t e s ,  cum  haec  est  episcopus  locutus.  —  Igitur  dedueti 
ad  regem  qui  vineti  fuerant  ineusantur  instanter,  ut  capitali 
sententia  finirentur.  Sed  rex  recogitans  absolutos  a  vineulo  (als 
Zeugen)  in  libera  custodia  reservat  illaesos.  Greg.  Tur. 
V  19  a.  577:  Quo  (Praetextatus  v.  Rouen)  discusso  reperit  (rex) 
cum  eodem  res  Brunichildis  reginae  commendatas: 
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König  aus  besonderen  Kücksichten  den  angeklagten 
Bischof  nicht  vor  sich  kommen,  sondern  vielmehr  die 
Voruntersuchung  völlig  an  Ort  und  Stelle  führen,  so 
geschieht  das  durch  einen  königlichen  Specialbevoll- 
mächtigten 1).  Der  Ausgang  des  Einleitungsverfahrens 
ist  bedingt  vom  Ergebnisse  der  Voruntersuchung.  Stellt 
sich  heraus,  dass  der  Angeschuldigte  vollständig  un- 
schuldig ist,  so  wird  das  Verfahren  eingestellt 
und  der  Beschuldigte,  wenn  er  in  Haft  war,  freigelassen2). 
Ergibt  die  Voruntersuchung  umgekehrt  genügende  An- 
haltspunkte für  die  Schuld  des  Angeklagten  oder  ver- 
bleiben  doch  berechtigte  Zweifel  an  dessen  Unschuld3), 


ipsisque  ablatis.  —  Die  dem  Bischöfe  abgenommenen  Sachen 
werden  im  Hauptverfahren  vom  König  als  corpora  delicti  benützt. 
Wie  hier,  sind  gewiss  auch  die,  wie  wir  sehen  werden,  in  anderen 
Fällen  im  Hauptverfahren  dem  Angeklagten  vorgehaltenen  Beweis- 
stücke in  einer  Voruntersuchung  gesammelt  worden.  —  Vgl.  auch 
in  voriger  Note  Greg.  Tur.  VI  22  a.  582 :  Cartherius  v.  Perigueux. 
*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VIII  12  a.  585:  Denique  cum  rex 
maxima  intentione  Theodorum  episcopum  iterum  persequi  cona- 
retur  —  ad  discutiendas  causas  Ratharius  illud 
(nach  Marseille)  quasi  dux  a  parte  regis  Childe- 
berti  dirigitur.  —  Vgl.  auch  Richeri  Hist.  IV  96—98  a.  995 
(M.  G.  Script.  III  653):  Adalbero  v.  Laon. 

2)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VI  11  a.  581:  Theodor  v.  Marseille 
gefesselt  dem  König  vorgeführt  »nee  eulpabilis  inventus 
ad  civitatem  suam  redire  permissus  est«.  Greg.  Tur.  VI  36 
a.  584:  At  ille  rex  legatos  fratri  suo  dirigit,  adserens  nihil  se 
criminis  in  episcopo  (Aetherius  v.  Lisieux)  repe risse. 
Tunc  Guntchramnus  rex  (dedit)  ei  —  epistolas  per  omnes 
episcopos  regni  sui,  ut  peregrinum  aliquo  —  consolarentur.  — 
Vgl.  auch  Cont.  Regin.  a.  944  (M.  G.  Script.  I  619):  Ruodbert 
v.  Trier  und  Richarius  v.  Tongern.  —  Nieht  aus  völliger  Ueber- 
zeugung  von  der  Unschuld,  sondern  mehr  aus  Gnade  erfolgt  die 
Einstellung  in  Greg.  Tur.  VI  22  a.  582 :  Cartherius  v.  Perigueux. 
—  Vgl.  noch  die  Vita  S.  Liudgeri  IL  c.  32  (Script.  II  420). 

3)  Recht  deutlich  ergibt  sich  das  aus  Greg.  Tur.  Hist.  Franc. 
VIII  43  a.  587  :  Antestius  kann  dem  Bischof  Theodor  v.  Marseille 
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so  beruft  der  König  gegen  denselben  eine  Synode. 
Für  sein  Erscheinen  auf  der  Synode  hat  der  Angeschul- 
digte unter  Umständen  Sicherheit  zu  leisten1);  er  wird 
wohl  auch  zur  Sicherung  seiner  Person  bis  zur  Synode 
in  Haft  genommen 2),  jedenfalls  dann,  wenn  er  flucht- 
verdächtig erscheint3).  Geschieht  dabei  die  Bewachung 
des  verdächtigen  Bischofs  in  einer  dessen  Würde  nicht 
verletzenden  Weise,  vielleicht  bloss  durch  Stellung  unter 


vor  dem  Könige  nichts  beweisen.  ,  Episcopus  autem  ad  urbem 
redire  iubetur  et  usque  ad  synodum  futuram  dilatatur, 
si  forte  aliqua  de  bis  quae  opponebantur  eviden- 
tius  possint  agnosci*. 

*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VIII  7  a.  585:  Die  Bischöfe  Pal- 
ladius  und  Berthram,  die  sich  in  Gegenwart  des  Königs  viele 
Verbrechen  vorgeworfen  »discedentes  igitur  a  regis  praesentia 
cautiones  et  fideiussores  dederunt,  ut  decimo  Kalendas 
mensis  noni  ad  synodum  convenirent«. 

2)  Greg.  Tur.  Hist,  Franc.  V  19  a.  577:  Quo  (Praetextatus 
v.  Rouen)  discusso  —  (der  König)  eum  in  exilio  usque  ad 
sacerdotalem  audientiam  retineri  praecepit.  —  Greg. 
Tur.  VIII  12  a.  585:  Theodor  v.  Marseille  erscheint  unter  Ver- 
bürgung vor  dem  König,  worauf  er  »a  Guntchramno  rege  de- 
tentus  est*   (bis  zur  zweiten  Synode  v.  Mäcon  a.  585). 

—  Vgl.  auch  Greg.  Tur.  Vitae  Patrum  VI  5  a.  549  :  Marcus 
v.  Orleans. 

3)  Epist.  syn.  Tricass.  ad  Nicol.  I  a.  867  (Mansi  XV  792): 
Ebbo  (Bischof  v.  Reims)  —  fugam  arripuit  — .  Quod  im- 
peratorem  latere  non  potuit  — ;  per  Rothadum  coepiscopum  suum 
et  per  Ercauraum,  in  cuius  ecclesia  latitabat,  sed  et  per  alios 
suos  fideles  eum  (Ebbo)  ad  se  imperator  sub  custodia  deduci 
praecepit,  quem  in  monasterio  S.  Bonifacii  usque  ad 
tempus  synodi  servari  praecepit.  Vgl.  über  denselben  Vor- 
gang: Epist.  Caroli  Calvi  ad  Nicol.  I.  a.  867  (Mansi  XV  797); 
Narrat.  cler.  Rem.  (Bouquet  VII  277);  Thegani  Vita  Hludov.  imp. 
a,  834    c.  48    (M.  G.  Script.  II  601);    Flodoardi  Hist.  Rem.  II  20. 

—  In  Flod.  Hist.  Rem.  II  20  heisst  es  auch  von  Ebbo's  Mitschul- 
digen, dem  Bischöfe  Hildemann  v.  Beauvais:  Sed  et  H.  —  insi- 
mulatus,  quod  —  fugam  ad  Lotharium  moliretur,  in  mona- 
sterio S.  Vedasti  detentus  synodum  exspectavit. 
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polizeiliche  Aufsicht1),  so  hat  auch  die  Kirche  nichts 
dagegen  einzuwenden2),  obwohl  sie  sonst  jedes  gewalt- 
same Vorgehen  der  weltlichen  Gewalt  gegen  Bischöfe 
auf  das  schärfste  verpönt3). 

Wenn    in    unseren   Quellen    von   Concilsberufungen 
wider   verbrecherische  Bischöfe   die  Kede  ist,    ohne  dass 


*)  In  dieser  Weise  wurde  bereits  Gregor  von  Tours  bewacht. 
Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  50  a.  580:  Ponunt  portis  (der  Stadt 
Tours)  dolose  custodes,  qui  civitatem  tueri  adsimu- 
lantes  me  (Gregor)  utique  custodiunt. 

2)  Unter  Zustimmung  der  Synode  von  Douzy  erklärt  Karl 
d.  Kahle  gegen  Hincmar  v.  Laon  Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871  c.  4 
(Mansi  XVI  663):  ipse  (Hincmar)  sicut  et  iam  saepe  fecerat,  et 
fuga  lapsus,  ne  veniret  ad  synodum,  vellet  absce- 
d  e  r  e.  Et  insuper  facultates  ecclesiasticas  et  vasa  sacra  et  vesti- 
menta  —  fraudulenter  secum  asportabat.  Et  ideo  misi  fide- 
iussores,  ut  satagerent,  ne  isdem  Hincmarus  cum 
thesauro  et  facultatibus  ecclesiasticis  fugam  ar- 
ripere  posset.  Et  si  ad  synodum  venire  vellet,  libere  eum 
venire  permitterent ;  et  nullam  violentiamveldehono- 
rationem  illi  facerent  — :  mei  autem  homines,  quos  ad 
praefatam  custodiam  misi,  alonge  in  circuitu  illius 
custodiae  agerent,  ne  ipse  cum  eis  quae  sunt  ecclesiae  — 
effugere  posset. 

3)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VI  24  a.  582.  Die  Vorführung 
Bischof  Theodor's  v.  Marseille  in  Fesseln  geschah  nach  Gregor 
»contra  fas  religionis*.  —  Greg.  Tur.  X  19  a.  590:  Als 
König  Childebert  IL  den  des  Hochverraths  verdächtigten  Bischof 
Egidius  v.  Reims  ohne  weiteres  (nee  mora)  von  Reims  weg- 
schleppen und  nach  Metz  bringen  Hess,  um  ihn  dort  bis 
zum  Zusammentritt  des  Concils  in  custodia  zu  halten,  »tunc  ab 
aliis  sacerdotibus  increpitus  (est),  cur  hominem  absque 
audientia  ab  urbe  rapi  et  in  custodiam  retrudi  praece- 
pisset*,  worauf  ihn  der  König  in  der  That  einstweilen  zur  Stadt 
(Bischofsstadt)  zurückkehren  Hess.  Vgl.  Sohm  Gerichtsb.  256. 
Mit  Unrecht  legt  Löning  II  52 S  N.  1  darauf  Gewicht,  dass  es 
heisst  , hominem*  und  nicht  »episcopum*,  denn  »ab  urbe  rapi*  ist 
gleichbedeutend  mit  »ab  ecclesia  rapi*.  —  Vgl.  auch  Greg.  Tur. 
VIII  12  a.  585:  Theodor  v.  Marseille,  und  insb.  Conc.  Matisc.  II. 
a.  585  c.  9  (Mansi  IX  953). 
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ein  vorausgehendes  Einleitungsverfahren  erwähnt  wird  *), 
so  wird  das  vielfach  ebenso  auf  Kechnung  lückenhafter 
Berichterstattung  zu  setzen  sein,  wie  wenn  umgekehrt 
die  Quellen  in  einzelnen  Fällen  von  Voruntersuchungen 
sprechen,  die  zu  Ungunsten  angeklagter  Bischöfe  aus- 
fielen, ohne  dass  sie  der  daraufhin  erfolgten  Concils- 
berufung  gedächten  2).    Konnte  die  Voruntersuchung  und 


*)  Z.  B.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  21  a.  567 :  Salonius  v. 
Embrun  und  Sagittarius  v.  Gap.  Greg.  Tur.  V  28  a.  579 :  Eben- 
dieselben. Vita  S.  Leodegarii  a.  678  c.  14  (Bouquet  II  621):  Diddo 
und  andere  Bischöfe.  Conc.  Valent.  III.  a.  855  Praefatio  (Mansi 
XV  1):  Bischof  v.  Valence.  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  2 
(M.  G.  Script.  III  660) :  Arnulf  v.  Reims. 

*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VI  24  a.  582 :  Die  Bischöfe  Theodor 
und  Epiphanius  können  zwar  vor  dem  König  nicht  überführt 
werden,  »rex  tarnen  iussit  eos  sub  custodia  degere«  (bis  zur 
Synode?).  —  In  manchen  Fällen  lässt  sich  die  trotzdem  erfolgte 
Concilsberufung  mit  mehr  oder  weniger  Wahrscheinlichkeit  dar- 
thun.  So  vielleicht  in  Annal.  Flodoardi  a.  681  (M.  G.  Script. 
III  880):  Bovonem  —  rex  capiens  tradidit  custodiendum 
Hugoni  (Grafen),  et  episcopatum  ipsius  Miloni  clerico 
tribuit,  woraus  Richeri  Hist.  I  62  (Script.  III  585):  Bovo 
Catalanesium  episcopus  (in  der  discussio  vor  König  Rudolf  reg. 
a.  928 — 986)  convictus  ergastulo  mancipatur.  —  Die 
beiden  Stellen  können  wohl  nur  auf  Untersuchungshaft  bezogen 
werden.  Milo  erhält  das  Bisthum  nicht  endgiltig,  sondern  nur 
zur  einstweiligen  Administration.  Die  Einsetzung  eines  proviso- 
rischen Administrators  des  Bisthums  bei  Haftnahme  bis  zur  Synode 
erfolgte  auch  im  Processe  gegen  Ebbo  v.  Reims.  Epist.  Caroli  Calvi 
ad  Nicol.  I.  a.  867  (Mansi  XV  798);  Hincm.  Rem.  de  praedest.  diss. 
post.  c.  86  (Migne  125  p.  891).  Im  Jahre  947  erscheint  Bovo  in 
der  That  wieder  als  Bischof  v.  Chälons.  Annal.  Flodoardi  a.  947 
(Script.  III  394);  Richeri  Hist.  II  60  (Script.  III  601).  Da  weiter 
Flodoardi  Hist.  Rem.  IV  26  berichtet,  dass  beim  Regierungs- 
antritte Ludwig's  IV.,  welcher  a.  986  nach  dem  Tode  Rudolfs 
erfolgte,  hinsichtlich  des  Bisthums  Chälons  kein  Personalwechsel 
vorgenommen  wurde,  wiewohl  die  meisten  Bisthümer  der  Reimsei 
Diöcese  neu  besetzt  wurden,  so  wird  es  sehr  wahrscheinlich,  dass 
Bovo  noch  unter  Rudolf,  also  zwischen  981  und  986  restituirt 
wurde.    Hefele  IV  598  berichtet  von  zwei  französischen  Synoden, 
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Haftnahme,  etwa  wenn  die  That  notorisch  und  der  Thäter 
nicht  fluchtgefährlich  war,  auch  ganz  wegfallen,  so 
war  dagegen  die  Berufung  der  Synode  in  jedem 
regelrechten  Criminalstrafverfahren  gegen 
Bischöfe  ein  wesentliches  Moment.  Diesem 
Satze  stehen  scheinbar1)  jene  Quellen  entgegen,  welche 
davon  berichten,  dass  gegen  verbrecherische  Bischöfe 
weltlicherseits  strafweise  vorgegangen  worden  sei  ohne 
jedwede  Concilsintervention.  In  Beurtheilung  solcher 
Nachrichten  lassen  sich  zwei  Gesichtspunkte  unter- 
scheiden. Erstens  der  Bericht  entspricht  den  Thatsachen. 
Näher  besehen  ist  dann  das  einseitige  Vorgehen  der 
weltlichen  Gewalt  —  insoweit  es  überhaupt  strafweises 
und  nicht  bloss  processualisches  Zwangs- Vorgehen  ist2) 
—  entweder   offenbarer  Gewaltact3),    oder   ein   Act  pri- 


die  in  diese  Zeit  [fallen,  nämlich  zu  Chäteau-Thierry  (Castellum 
Theoderici)  a.  988  und  zu  Firnes  (ad  sanctam  Macram)  a.  985. 
Bovo  dürfte  also  wohl  vor  eine  dieser  beiden  Synoden  gestellt 
worden  sein.  —  Zweifelhaft  ist  auch  der  Fall  Adalbero  v.  Laon 
in  Richeri  Hist.  IV  98  a.  995  (Script.  III  654);  aber  mit  Rück- 
sicht auf  den  fast  gleichzeitigen  (a.  991)  und  ganz  regelrecht  mit 
Concilsberufung  sich  abwickelnden  Process  gegen  Arnulf  v.  Reims 
ist  die  Consilsberufung  wohl  auch  hier  zu  supponiren. 

*)  Mit  gleich  zu  widerlegenden  Gründen  folgert  in  der  That 
Löning  II  517  ff.  aus  solchen  Stellen  die  Unnothwendigkeit  der 
Intervention  einer  Synode. 

2)  So  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VI  11  a.  581  (Löning  II  519 
N.  1).     Vgl.  oben  S.  51  N.  1. 

8)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VII  27  a.  585:  Bischof  Magnulf 
äussert  gegenüber  dem  Prätendenten  Gundobald  Zweifel  an  der 
Echtheit  seiner  Geburt;  »ubi  et  Desiderius  (Anhänger  Gundobald's) 
de  consilio  episcopi  comperit  quae  fuerant  dicta,  ira  commotus 
manus  in  eum  (episcopum)  iniecit,  caesumque  com- 
m uniter  hastis,  pugnis  et  calcibus  ac  fune  revinc- 
tum  exilio  damnaverant  res  eius  tarn  proprias 
quam  ecclesiae  integre  auferentes*.  —  Als  politischen 


—     59    — 

vater1)  oder  politischer2)  Kache,  Acte,  die  der  König 
später  oft  bereut  und  daher  durch  Restitution  und  Ab- 
bitteleistung 3)  oder  durch  spätere  fromme  Werke  (z.  B. 


Gewaltact  bezeichnet  solches  Vorgehen  ein  angebliches  Schreiben 
Papst  Hadrian's  I.  c.  a.  775  in  Flodoardi  Hist.  Rem.  II  IS  (Process 
gegen  Erzbischof  Rigobert  v.  Reims). 

*)  Vita  S.  Leodegarii  a.  676  c.  12  (Bouquet  II  619):  Leodegar 
und  sein  Bruder  des  Königsmordes  beschuldigt,  beleidigen  in  der 
»discussio«  den  Majordomus  Hebroin.  Leodegar's  Bruder  wird 
sofort  gesteinigt,  den  h.  Leodegar  selbst  aber  »diutius  ad  vin- 
dictam  servaverunt  et  turpiter  denudatum  per  pla- 
tearum  palustria  iusserunt  pertrahi  nudum,  eum- 
que  ad  vindictam  deformatum  tradiderunt  viro 
nomine  W.,  ut  sub  eius  gravi  dominio  emitteret  cruciatus  spi- 
ritum«.  —  Dass  Blutrache  auch  gegen  Bischöfe  in  Uebung  war, 
beweist  Vita  S.  Landeberti  (f  708)  c.  9  (Mabillon  Acta  III  65): 
Cum  audisset  autem  (Dodo  domesticus)  necem  proximoruin, 
collegit  magnam  copiam  virorum  fortissimorum  ad  bellandum, 
moxque  irruit  ad  interficiendum  b.  virum  Lande- 
bertum  pontificem.  Das  darf  nicht  befremden,  nachdem 
König  Gunthram  selbst  die  Bestrafung  eines  Bischofs  wegen  Er- 
mordung eines  königl.  Bruders  mit  Intervenirung  der  Synode  als 
Act  der  Blutrache  auffasst.  Greg.  Tur.  VIII  5  a.  585:  Multa  tunc 
(Gunthram)  et  in  Theodorum  (Bischof  v.  Marseille)  adversa  locutus 
est,  protestans,  quod,  si  ad  synodum  veniret,  iterum  exilio 
truderetur  dicens:  Scio  enim  quod  horum  causa  germanum 
meum  Chilpericum  interfici  fecit.  Denique  nee  nos  pro  virishaberi 
debemus,  si  eius  necem  ulcisci  non  valemus  hoc  anno. 

2)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  27  a.  578:  At  ille  (König 
Chilperich)  ira  commotus  obiurgatum  eum  (Bischof 
Eunius  v.  Vannes)  exilio  damnari  praeeepit  (Löning 
II  518  N.  2).  —  Eunius  hatte  selbst  nichts  verbrochen,  sondern 
war  nur  als  Gesandter  des  wortbrüchigen  Waroch, 
Grafen  der  Bretonen,  zu  Chilperich  gekommen. 

3)  Vita  S.  Lupi  a.  613  c.  12  (Boll.  Acta  1.  Sept.  I  259). 
Bischof  Lupus  v.  Sens  wird  bei  König  Chlothar  II.  angeklagt. 
In  Folge  dessen  »rex  —  feile  commotus  —  Lupum  episco- 
pum  retrusit  in  exilium*  (Löning  II  518  N.  8).  Die  Exi- 
lirung  ohne  Concil  wird  bemängelt  in  Vita  S.  Winebaudi  c.  8 
(Boll.  Acta  6.  April  I  574):  Chlotharii  regis  (nescio  quo  casu) 
b.  Lupus  Senonicae   civitatis    episcopus  dignoscitur  ineurrisse  ca- 
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durch  Kloster  Stiftung) x),  um  der  Strafe  Gottes  2)  zu  ent- 
gehen, wieder  gut  zu  machen  sucht.     Bisweilen  kam  es 


lumniam  et  extra  ritum  canonicae  sententiaeadep- 
tus  exilium.  Später  wird  Lupus  auf  Bitten  des  h.  Winebaudus 
begnadigt  und  mit  Ehren  überladen  (Vita  Lupi  a.  614  c.  14), 
was  Aimoin.  Floriac.  Hist.  Franc.  IV  16  (Bouquet  III  124)  wohl 
mit  Recht  mit  den  Worten  übersetzt:  rex  poenitus  facti  ab 
exilio  eum  iussit  reduci  — ,  a  quo  commissorum  postulata  im- 
petrataque   venia   muneratum   eum   remisit   ad  sua. 

—  So  auch  Vita  S.  Amandi  c.  15  a.  630  (Mabillon  Acta  II  684): 
Pontifex  (Amandus)  dum  pro  capitalibus  criminibus  —  ipsum 
redargueret  regem,  iubente  eo  non  absque  iniuria  de  regno 
eius  fuerat  expulsus  (Löning  II  518  N.  5);  aber  c.  16 
sagt  weiter :  Bischof  Amandus  lange  vergebens  gesucht,  kommt 
endlich  zum  König,  der  »prostratus  b.  viri  pedibus  deprecabatur, 
ut  tanto  sceleri,  quod  in  eum  perpetravit,  veniam  largiri 
dignaretur.  Sed,  ille  ut  erat  mitissimus  atque  supra  modum 
patiens,  citius  eum  elevavit  a  terra  facinusque  in  se  perpetratum 
clementissime  indulsit.  Tunc  rex  ad  sanctum  ait  Amandum: 
Poenitet  me  valde,  quod  stulte  adversus  te  egerim,  precor 
igitur,  ne  memineris  iniuriae,  quam  tibi  irrogavi*. 

J)  Vita  S.  Ansberti  circa  a.  692  c.  81  (Mabillon  Acta  II 
1012):  accusatus  apud  ipsum  principem  (Pippinum)  praefatus 
pontifex  (Ansbertus)  iussu  eiusdem  exilio  deportabatur 
in  Altummontem  monasterium.  Nach  c.  32  dieser  Vita 
(vf.  vor  702)  wird  Ansbert  später  von  Pippin  begnadigt  (Löning 
II  518  N.  6).  Die  Gesta  abb.  Fontanell.  (vf.  um  830)  c.  2  (M.  G. 
Script.  II  275)  wissen  aber  ausserdem  zu  berichten,  Pippin  habe 
im  Jahre  708  aus  Reue  über  seine  That  das  Kloster  Fleury 
gegründet,  »  ut  indulgentiam  mereretur  accipere «. 

2)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VIII  20  a.  585 :  Cogitabat  (König 
Gunthram)  enim  multos  episcoporum  exilio  detrudere. 

—  Gregor  von  Tours  erklärt  das  als  Ursache  der  Erkran- 
kung des  Königs.  —  Derselbe  König,  als  er  (Greg.  Tur.  V  21 
a.  577)  die  Bischöfe  Salonius  und  Sagittarius,  weil  sie  ihn  und 
seine  Familie  in  der  »  discussio  *  geschmäht,  in  seinem  Zorn 
ohne  weiteres  hatte  in  Klöster  sperren  lassen  »iudices  loco- 
rum  terribiliter  commonens,  ut  ipsos  cum  armatis 
custodire  debeant*  (Löning  II  522  N.  2),  gab  die  Bischöfe 
wieder  frei,  nachdem  ihm  vorgestellt  wurde,  >  ne  forte  innocentes 
hi   episcopi   exsilio   condemnati   fuissent,   et   peccatum   regis 
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wohl  auch  vor,  dass  der  König,  um  wenigstens  den 
Schein  zu  wahren,  den  einseitigen  Strafact  noch  nach- 
träglich durch  ein  Concil  ratihabiren  Hess  1).  Solche  ein- 
seitige Gewaltmassregeln  können  um  so  weniger  befrem- 
den, als  sie  unter  Umständen,  wo  es  das  Interesse  des 
Angeklagten  zu  erheischen  schien,  selbst  kirchlicherseits 
gebilligt  wurden,  wiewohl  mit  dem  Bewusstsein,  damit 
etwas  Regelwidriges  zu  billigen 2).  Zweitens  es  entspricht 
der  Bericht  nicht  den  Thatsachen,  das  heisst  die  Inter- 
vention einer  Synode,  obwohl  sie  thatsächlich  statthatte, 
wird  in  den  Quellen  verschwiegen.  Die  Darstellung  kann 
nämlich  unvollständig  sein.  Das  ist  sehr  häufig  der 
Fall,  insbesondere  bei  den  Chronisten 3).    Sie  kann  auch 


augeatur    in    aliquo    et    ideo    filius    domini    nostri    (des 
Königs)  pereat«.     Vgl.  So  hm  Gerichtsb.  256. 

1)  Greg.  Tur.  Vitae  Patrum  XVII  8  a.  558—561:  Bischof 
Nicetius  v.  Trier  wird  ohne  Concil  vom  König  exilirt 
(Löning  II  518  N.  1);  aber  einige  Zeit  darauf  wurde  er  »ab 
episcopis  reliquis  qui  adulatores  regis  effecti 
fuerant«  deponirt. 

2)  Vita  S.  Leodegarii  a.  67  3  c.  6  (Bouquet  II  615):  Leodegar 
wird  ohne  Concil  exilirt  > episcopis  vero  aliquibus  vel 
sacerdotibus  ideo  consentientibus,  ut  ad  praesens 
eum  ab  ira  regis  redderent  liberum.  Nam  —  rex 
pravorum  illectus  consilio  eumadduci  iusserat  de  Lu- 
xovio,  ut  ad  voluntatem  causantium  cum  irrisione 
depositum,  prout  voluissent,  r  edder  et  interfec- 
tum*.  —  Die  Ansicht  Löning's  II  523,  dass  Leodegar  hier  von 
einer  Synode  deponirt  worden  sei,  ist  also  unrichtig. 

8)  Vgl.  z.  B.  das  späte  Chron.  Sigeb.  a.  685  (M.  G.  Script.  VI 
S27):  S.  Leodegar ius  diu  —  tormentatus  post  famen  et  carceris 
squalorem,  post  oculorum  avulsionem,  post  plantarum  conscisionem, 
post  linguae  et  labiorum  excisionem  tandem  consumavit  marty- 
rium  per  capitis  abscissionem.  Dass  Leodegar,  wie  wir 
aus  der  Vita  wissen  [Vita  S.  Leodegarii  a.  678  c.  14  (Bouquet 
II  621):  ipsum  ad  —  synodum  arcessierunt.  Vgl.  Löning 
II  524  N.  1],  zuerst  vor  ein  Concil  gestellt  wurde,  ist  hier  nicht 
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tendenziös  gefärbt  sein,  wie  namentlich  in  Legenden l) 
oder  in  Streitschriften  2).  Welcher  dieser  möglichen  Fälle 
auch  immer  zutreffen  mag,  entweder  haben  wir  Schein- 
ausnahmen vor  uns,  oder  wenn  wirkliche  Ausnahmen,  so 
sind  es  nur  Ausnahmen  von  der  Kegel.    Regel  aber  war, 


gesagt.  —  Ebenso  heisst  es  in  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  V  878 
Epist.  Fuld.  XIII  von  dem  zu  Diedenhofen  a.  885  bekanntlich 
von  einer  Synode  deponirten  Ebbo  v.  Reims  »Ebbo  etiam  a 
Ludovico  depositus  in  Fuldense  coenobium  est  abditus *, 
als  wäre  der  König  einseitig  vorgegangen.  —  Auch  die  Gesta 
episc.  Virdun.  a.  794  c.  14  (M.  G.  Script.  IV  44)  sagen,  Bischof 
Petrus  v.  Verdun  habe  sich  vom  Hochverrathsvorwurf  gereinigt 
»coram  principe«,  während  uns  Synod.  Franconof.  c.  9  (M.  G. 
Cap.  I  75)  sagt,  dass  die  Reinigung  erfolgt  ist  vor  dem  König 
und  dem  C  o  n  ci  1  von  Frankfurt.  —  So  dürfte  vielleicht  zu  erklären 
sein  Chron.  Fredeg.  a.  626  c.  54 :  Eo  anno  Palladius  eiusque  filius 
Sidocus,  episcopus  Aelosani ,  incusante  Aighynane  duce, 
quocl  rebellionis  Wascorum  fuissent  conscii,  exilio  retruduntur 
(Löning  II  518  N.  4).  —  Die  besten  Beispiele  von  lückenhafter 
Darstellung  in  Chroniken  geben  wohl  die  S.  87  N.  5  zusammen- 
gestellten Berichte  über  die  Cri min alf alle  Thassilo  und  Pippin. 
Die  meisten  dieser  Berichte  erwähnen  nur  die  Thatsache  der 
Klo&terhaft,  das  der  Haft  vorausgegangene  Todesurtheil  als  selbst- 
verständlich verschweigend. 

*)  So  sagt  Chron.  Fredeg.  c.  24  a.  603:  synodus  Cabillone 
colligitur.  Desiderium  Viennensem  episcopum  deiiciunt  et 
—  Desiderius  —  in  exilio  retruditur.  In  Vita  S.  Desiderii  a.  603 
(Bouquet  III  484),  obwohl  der  Vorfall  sonst  breit  erzählt  ist,  wird 
dagegen,  weil  es  eben  eine  Heiligenlegende  ist,  die  mitwirkende 
Synode  nicht  erwähnt.  —  Vgl.  auch  Chron.  Moisiac.  a.  8 1 7 
(M.  G.  Script.  I  318);  Thegani  Vita  Hludov.  c.  22  (Script.  II  596); 
Vita  Hludov.  imp.  c.  29,  SO  (Script.  II  62$)  mit  der  mehr  legenden- 
haften Darstellung  der  Processirung  Theodulf's  v.  Orleans  in  Hug. 
Floriac.  Hist.  eccl.  (Script.  IX  868)  und  Abbrev.  gest.  reg.  Franc. 
(Bouquet  VI  2  88). 

2)  So  heisst  es  in  Apolog.  Ebb.  III  (Mansi  XIV  776)  »com- 
pulsus  (Ebbo)  ad  tribunal  palatinum,  non  ad  synodalem 
sanctorum  conventum',  während  doch  alle  anderen  Quellen 
sagen,   Ebbo   sei   vor  eine  Bischofs-Synode  gestellt  worden. 


—     63     — 

wie  bereits  oben  gezeigt  wurde,  Abschluss  des  einleitenden 
Verfahrens  durch  Verfahrenseinstellung  oder  Berufung 
eines  Concils  *). 

ß)  Hauptverfahren. 

§  & 
Der   zweite   Theil  jedes   regelrechten  Criminalstraf- 

verfahrens  gegen  Bischöfe  spielte  sich  vor  der  durch 
die  öffentliche  Gewalt  wider  den  verbrechensverdächtigen 
Bischof  berufenen  Synode  ab.  Mit  Rücksicht  auf  das 
diesem  Stadium  des  Criminalstraf Verfahrens  einerseits 
vorausgehende  Einleitungsverfahren  2),  und  anderseits  auf 
das,  wie  sich  ergeben  wird,  demselben  nachfolgende 
Schlussverfahren3),  nennen  wir  dasselbe  Hauptver- 
fahren.   Theoretisch  lassen  sich  zwar  in  diesem4)  drei 


1)  Conc.  Aquisgr.  IL  a.  836  Cap.  III  c.  7  (Mansi  XIV  689) 
verlangt,  urn  einerseits  leichtsinnigen  Anklagen  und  insbesondere 
Penunciationen  von  Bischöfen  vorzubeugen  und  anderseits  jeden 
eventuell  zurückbleibenden  Verdacht  zu  zerstören,  die  Concils- 
berufung  sogar  für  den  Fall,  wenn  der  König  in  der  Vorunter- 
suchung keinen  Schuldbeweis  gefunden:  Didicimus  sane  nonnullos 
episcoporum  a  quibusdam  personis  clam  temer aria  detrac- 
tione  accusatos  atque  detractos ;  sine  approbatione 
t  a  m  e  n  ,  in  causis  reprehensibilibus,  quae  pontificatus  ordini  non 
congruere  visae  sunt,  si  approbatae  fuerint.  Idcirco  obnixe  pre- 
camur,  ut  si  aliquis  deinceps  accusator  annisus  fuerit  aliquem 
excessum  in  episcopali  ordine  rite  reprehendere,  et  a d 
au  res  imperiales  perducere,  ut  non  facile  per  cui- 
uscumque  personam  officium  tanti  ministerii  in 
aliquo  vilescere  videatur.  Accusator  itaque  uti,  sicut  hac- 
tenus,  delitescendo  se  subtrahere  locum  non  ha- 
beat,  sed  neque  accusatus:  Huius  rei  veritas  synodali  con 
ventui  pateat. 

2)  Vgl.  §  5.       3)  Vgl.  §  7. 

4)  Das   anschaulichste   Bild   geben   uns   von   diesem  Haupt- 
verfahren die  ausführlichen  Nachrichten  über  die  Criminalprocesse 
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Hauptphasen  ^unterscheiden   (ein   Instructions-,   ein   Be- 
weis-   und    ein    Erkenntniss-Verfahren),    in    der    Praxis 


gegen  die  Bisehöfe :Praetextatusv.  Rouen  a.  577:  Greg.  Tur. 
Hist.  Franc.  V  19.  Gregor  v.  Tours  a.  580:  Greg.  Tur.  V  50. 
Egidius  v.  Reims  a.  590:  Greg.  Tur.  Xl9.  Ebbov.  Reims 
a.  8S5:  Flodoardi  Hist.  Rem.  I[  20;  Hincm.  Rem.  de  praedest. 
diss.  post.  c.  36  (Migne  125  p.  889  ff.);  Epist.  Hincm.  Rem.  ad 
Nicol.  I.  (Migne  126  p.  79  ff.);  Epist.  Hloth.  imp.  ad  Leon.  IV. 
(Mansi  XIV  884);  Thegani  Vita  Hludov.  imp.  c.  56  (M.  G.  Script. 
II  602);  Vita  Hludov.  imp.  c.  84  (Script.  II  640);  Annal.  Bertin. 
a.  835  (Script.  I  429);  Acta  conc.  Suess.  JI.  a.  858  (Mansi  XIV 
985);  Epist.  Caroli  Calvi  ad  Nicol.  I.  a.  867  (Mansi  XV  797  = 
Gall.  cbrist.  IX  7);  Epist.  syn.  Tricass.  ad  Nicol.  I.  a.  867  (Mansi 
XV  792);  Narr.  cler.  Rem.  (Bouquet  VII  27  7  ff.);  Apolog.  Ebbon. 
(Mansi  XIV  775  ff.  =  Bouquet  281  ff.) ;  Epist.  Greg.  IV.  (?)  ad  episc. 
et  orthod.  fidel.  (Mansi  XIV  518).  Wenilo  v.  Sens  a.  859: 
Libell.  proclam.  Caroli  reg.  adv.  Wenilon.  (M.  G.  Leg.  I  462) ; 
Annal.  Prudent.  Trec.  a.  859  (M.  G.  Script.  I  453) ;  Synod.  ap. 
Sapon.  a.  859  c.  6  (M.  G.  Leg.  I  464).  Hincmar  v.  Laon 
a.  871:  Conc.  Duziac.  I.  a.  871  (Mansi  XVI  578  ff.),  vgl.  Epist. 
syn.  Duziac.  ad  Hadrian.  II.  (Mansi  XVI  678) ;  Annal.  Hincm.  Rem. 
a.  871  (M.  G.  Script.  I  492);  Reclam.  Hincm.  Laudun  in  conc. 
Tricass.  H.  a.  878  (Mansi  XVil  352).  Arnulf  v.  Reims  a.  991: 
Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  (M.  G.  Script.  III  658  ff.);  Richeri 
Hist.  IV  51—73  (Script.  III  648  ff).  —  Den  Process  gegen  Arnulf 
v.  Reims  noch  der  fränkischen  Zeit  zuzurechnen,  rechtfertigt 
sich  dadurch,  dass  die  Reimser  Synode  selbst  die  Ueberein- 
stimmung  ihres  Verfahrens  mit  dem  der  fränkischen  Zeit  wieder- 
holt ausspricht  (Acta  conc.  Rem.  c.  28,  28,  47).  —  Als  Ergänzung 
zu  obigen  Processen  vgl.  Greg.  Tur.  Vitae  Patrum  VI  5  a.  549 : 
Marcus  v.  Orleans.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VIII  20  a.  585: 
Ursicin  v.  Cahors.  Greg.  Tur.  V  28  a.  57  9:  Salonius 
v.  Embrun  und  Sagittarius  v.  Gap.  Chron.  Fredeg.  a.  608 
c.  24:  Desiderius  v.  Vienne.  Pardessus  Dipl.  II  178  a.  677: 
Chramlinus  v.  Embrun.  Vita  S.  Leodegarii  a.  678  c.  14 
(Bouquet  II  621):  Diddo  und  Leodegar  v.  Autun.  Synod. 
Franconof.  a.  794  c.  9  (M.  G.  Cap.  I  75):  Petrus  v.  Verdun. 
Annal.  Einh.  a.  818  (M.  G.  Script.  I  205);  Chron.  Moissiac.  a.  817 
(Script.  I  318);  Annal.  Xantenses  a.  818  (Script.  II  224);  Thegani 
Vita  Hlud.  c.  22  a.  818  (Script.  II  596);  Vita  Hlud.  imp.  c.  30 
(Script.    II    628);     Theodulfi     Aurelian.     episc.     carmina    LXXH 
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entsprechen  ihnen  aber  durchaus  nicht  drei  selbständige 
Processabschnitte,  zumal  die  beiden  ersten  Phasen  ganz 
ineinander  übergiengen.  Dazu  kommt,  dass  im  Laufe 
der  fränkischen  Zeit  die  das  Hauptverfahren  beherrschen- 
den Principien  selbst  eine  wesentliche  Umwandlung  er- 
litten haben,  wodurch  auch  die  einzelnen  Phasen  in 
verschiedenen  Zeiten  ein  völlig  verschiedenes  Gepräge 
erhielten.  Aus  einem  anfangs  rein  mündlichen  und  zwar 
contradictorischen  Verfahren  (Anklageprocess)  wird  das- 
selbe allmählig  ein  mehr  schriftliches  und  durchaus  in- 
quisitorisches Verfahren  (Untersuchungsprocess).  Unserer 
Aufgabe,  für  welche  die  Schilderung  des  Verfahrens  nur 
Mittel  zum  Zweck  ist,  entspricht  es  wohl  besser  von  der 
gedachten  Dreitheilung  ganz  abzusehen  und  im  An- 
schlüsse an  die  Quellen  die  thatsächlichen  Vorgänge  mit 
ihren  Aenderungen  einfach  zu  referiren,  anstatt  von  ihnen 
ein  streng  schulgerechtes  Gesammtbild  zu  entwerfen. 

Die  vorerwähnte  Verschiedenartigkeit  zeigt  sich 
gleich  in  der  Synodalanklage.  Wurde  sie  anfangs 
vor  der  Synode  mündlich  erhoben,  so  war  es  seit  der 
Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  üblich,  der  Synode  einen 
förmlichen  „  libellus  accusationis u  zu  überreichen  J).  Gleich 
der   mündlichen' Anklage  enthält  die  Anklageschrift  das 


(M.  G.  Poetae  aevi  Carol.  I  563):  Anselm  v.  Mailand,  Theo- 
clulf  v.  Orleans,  Wolfold  v.  Cremona.  Epist.  Joann.  VIII. 
a.  878  (Mansi  XVII  858):  Frotarius  v.  Bordeaux.  Caroli  III. 
cap.  de  Tungr.  episc.  a.  920  (M.  G.  Leg.  I  565);  Riehen  Hist.  I  25 
a.  921  (M.  G.  Script.  III  577):  Hilduin  v.  Tongern. 

')  Das  erste  Mal  begegnet  eine  Anklageschrift  im  Process 
gegen  Wenilo  v.  Sens  Annal.  Prud.  Trec.  a.  859  (M.  G.  Script. 
1  458):  Carolus  rex  —  synodo  episcoporum  adsistens  libellum 
accusationis  adversus  Guanilonem  (Wenilo)  porrexit.  Vgl. 
Synod.  ap.  Sapon.  a.  859  c.  6  (M.  G.  Leg.  I  464).  —  Die  Anklage- 
schrift selbst  steht  in  M.  G.  Leg.  I  462. 

Niigl,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Clerus.  5 
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Petit  um  Condemnation  (Degradation)  des  Angeklagten 
unter  Hinweis  auf  die  demselben  zur  Last  gelegten 
verbrecherischen  Thatsachen 1).  Synodalankläger  war  der 
König  in  eigener  Person2)  oder  vertreten  durch  einen 
öffentlichen  Beamten3),  und  zwar  nicht  nur  bei  An- 
klagen wegen  Hochverrathes,  sondern  auch  dann,  wenn 
dem    Angeklagten    anderweitige    verbrecherische    That- 


*)  So  sagt  König  Chilperich  als  Kläger  zum  beklagten  Prae- 
textatus  v.  Rouen  (Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  19  a.  577):  egisti 
datis  muneribus,  ut  ego  interficer er.  Hostem  autem  filium 
patri  fecisti,  seduxisti  pecunia  plebem,  ut  nullus  mecum 
fidem  habitam  custodiret,  voluistique  regnum  meum  in 
manum  alterius  trade re.  Gegenüber  der  Synode  aber 
»petiit  rex,  ut  —  tunica  eius  scinderetur*.  —  Daher 
heisst  es  bei  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VIII  12  a.  585  von  Theodor 
v.  Marseille  »ut  ad  synodum  —  quasi  ab  episcopis  damnandus 
adesset«.  —  Ebenso  sagt  König  Karl  der  Kahle  im  Anklagelibell 
gegen  Hincmar  v.  Laon  a.  871  (Mansi  XVI  578  —  581),  der  Bischof 
habe  den  König  beim  Papste  wiederholt  verläumderisch 
angeklagt,  sei  ihm  ungehorsam  gewesen  und  habe  auch 
andere  zur  Auflehnung  und  Untreue  angestiftet;  »unde  a 
vestra  episcopali  auctoritate  consilium  et  auxilium  diu  fatigatus 
exposco,  qualenus  vel  tandem  ab  illius  vexationibus  va- 
leam  requiescere  (Lib.  procl.  c.  5).  In  Annal.  Hinein.  Rem. 
a.  871  (M.  G.  Script.  I  492)  heisst  es  darüber:  rex  synodum 
—  condiceret,  quatenus  de  illius  (Hincmar  v.  Laon)  pravitatibus 
reguläre  sibi  agitaretur  iudicium  —  depositionis  iudicium 
reguläre. 

2)  So  im  Process  gegen  Praetextatus  v.  Rouen  (Greg.  Tur. 
Hist.  Franc.  V  19  a.  577).  —  Ebenso  Greg.  Tur.  V  50  a.  580:  Gregor 
v.  Tours.  Flodoardi  Hist.  Rem.  II  20  a.  885:  Ebbo  v.  Reims. 
Libell.  proclam.  Caroli  reg.  a.  859  (M.  G.  Leg.  I  462):  Wenilo 
v.  Sens.  Petit,  proclam.  Caroli  a.  871  (Mansi  XVI  578):  Hincmar 
v.  Laon.  Caroli  III.  capit.  de  Tungr.  episc.  a.  920  (M.  G.  Leg. 
I  565) :  Hilduin  v.  Tongern. 

8)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  X  19  a.  590:  Ennodium  ex  duce 
(rex)  ad  negotium  delegit  prosequendum  (gegen  Egi- 
dius  v.  Reims).  —  Später  klagt  auf  der  Synode  statt  des  Königs 
auch  der  Majordomus.  So  in  Vita  S.  Leodegarii  a.  678  c.  14 
(Bonqnet  II  621)  gegen  Diddo  und  andere  Bischöfe. 
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bestände  vorgeworfen  wurden x).  Da  nämlich  das  Cri- 
rainalstraf verfahren  begrifflich  die  Verfolgung  todes- 
würdiger2) Handlungen  bezweckte,  und  gerade  desshalb 
in  erster  Linie  das  öffentliche  Interesse  berührte,  so  war 
die  Synodalanklage,  wie  immer  die  zu  Ungunsten  des 
Angeklagten  abschliessende  Voruntersuchung  veranlasst 
worden  sein  mochte 3),  stets  Anklage  durch  die  öffent- 
liche Gewalt  (Officialverfolgung).  Der  durch  das  Ver- 
brechen verletzte  Private  hatte  im  Hauptverfahren  höch- 
stens die  Stelle  eines  Privatbeteiligten4). 

Der  Angeklagte  wurde,  wenn  er  nicht  schon  in 
Haft  war  und  daher  der  Synode  einfach  durch  die  welt- 
liche Gewalt  vorgeführt  wurde 5),  durch  einen  Vorladungs- 


')  Auf  Hochverrath  beziehen  sich  die  meisten  der  über- 
lieferten Criminalprocesse  gegen  Bischöfe.  Doch  kommen  auch 
andere  Verbrechen  vor.  So  klagte  (Greg.  Tur  Hist.  Franc.  V  19 
a.  577)  König  Chilperich,  als  er  mit  der  gegen  Prätextatus  er- 
hobenen Hochverrathsklage  nicht  durchdringen  zu  können  glaubte, 
den  Bischof  wegen  Diebstahls  an.  —  Vgl.  auch  Epist.  Hincm. 
Rem.  ad  Nicol.  [.  (Migne  12G  p.  79)  und  Flodoardi  Hist.  Rem.  II  20 
a.  885:  Ebbo  v.  Reims. 

2)  Vgl.  §  2. 

3)  Vgl.  über  die  verschiedenen  Eröffnungsarten  des  Ein- 
lcitungsverfahrens  §  5. 

4)  So  Bischof  Berthram  im  Processe  gegen  Gregor  v.  Tours, 
da  ihn  dieser  des  Ehebruchs  mit  der  Königin  beschuldigt  haben 
sollte  (Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  50  a.  580).  Obwohl  Berthram 
scheinbar  als  Hauptkläger  auftritt,  ist  es  doch  der  König,  der 
die  Anklage  verfolgt.  —  Dieser  Umstand  hatte  zur  Folge,  dass 
der  Kläger  des  Einleitungsverfahrens  auf  der  Synode  in  der  Regel 
gar  nicht  mehr  auftrat.  Das  Gegentheil  fordert  der  bestehen- 
den Uebung  entgegen  die  Synode  von  Aachen  vom  Jahre  836. 
Vgl.  oben  S.  68  N.  1. 

5)  So  z.  B.  Prätextatus  v.  Rouen.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc. 
V  19  a.  577:  coniuncto  autem  concilio  exhibitus  est. 
—  Ebenso  in  karolingischer  Zeit  Ebbo  v.  Reims  und  Hildemann 
v.  Beauvais. 

5* 
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befehl  von  der  Synode  selbst  aufgefordert,  vor  ihr  zu 
erscheinen  *).  War  der  Geladene  ungehorsam,  so  konnte 
er  durch  äussere  weltliche  Mittel  zum  Erscheinen  ge- 
zwungen werden2).  Falls  der  erschienene  Angeklagte 
nach  der  ihm  etwa  zur  Vorbereitung  zugestandenen 
Frist3)  nicht  processhindernde  Einreden  vorbrachte  z.  B. 
durch  Recusation  von  Synodalmitgliedern  oder  durch 
Geltendmachung  der  Exceptio  spolii4),  musste  er  sich 
über  die  Anklage  meritorisch  äussern,  das  heisst  er 
musste  entweder  bekennen  oder  leugnen5). 

Das   durch  Leugnen  des  Angeklagten  bedingte  In- 
structions-   und    Beweisverfahren    ist   in    mero- 


*)  Acta  conc.  Duziac.  a.  871  c.  1  (Mansi  XVI  658):  Quoniam 
(Hincmar  v.  Laon)  a  metropolitano  suo  venire  praemonitus 
venire  contempsit:  per  ter,  ternis  episcopis  ac  ternis 
presbyteris  ternisque  diaconibus  ad  eandem  syno- 
dum  est  iterum  vocatus.  —  Vgl.  auch  Epist.  Joann.  VILI. 
ad  Frotar.  archiep.  a.  878  (Mansi  XVII  35S):  Frotarius  v.  Bordeaux. 
Caroli  III.  capit.  de  Tungr.  episc.  a.  920  c.  7  (M.  G.  Leg.  I  565) : 
Hilduin  v.  Tongern. 

2)  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  28.  Mit  Bezugnahme 
auf  die  Präcedenzfälle  Ebbo  v.  Reims  und  Hildemann  v.  Beauvais 
wird  den  Vertheidigern  Arnulfs  v.  Reims  unter  Beifall  der  Synode 
eingewendet :  I  u  s  t  u  m  ergo  videri,  ut  qui  de  regiae  maiestatis 
crimine  impetitus  vocationi  episcoporum  non  paruerit, 
iudiciaria  potestate  conventus  sit. 

3)  Vgl.  Synod.  ap.  Saponar.  a.  859  c.  6  (M.  G.  Leg.  I  464): 
Wenilo  v.  Sens.  Acta  conc.  Duziac.  a.  871  c.  2  (Mansi  XVI  660): 
Hincmar  v.  Laon. 

4)  Beides  begegnet  im  Process  gegen  Hincmar  v.  Laon.  Acta 
conc.  Duziac.  a.  871  c.  4,  6  (Mansi  XVI  662,  665). 

5)  Vgl.  diesbezüglich  Acta  conc.  Duziac.  a.  871  c.  6  (Mansi  XVI 
665):  Hincmarus  metropolitanus  episcopus  Hincmaro  Laudunensi 
episcopo  dixit:  —  ad  obiecta  tibi  responde;  quia  sicut  s.  dicit 
Gelasius,  ideo  ad  synodum  vocatur  certa  quaecumque  persona,  ut 
aut  fateatur  obiecta  aut  convincatur  obiectis.  Vgl. 
ib.  c.  S. 
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vingischer  Zeit,  soweit  wir  davon  Kenntniss  haben, 
durchwegs  getragen  vom  Accusationsprincip.  Die  Fest- 
stellung der  streitigen  Punkte  besorgten  die  Parteien 
selbst  durch  Reden  und  Gegenreden,  die  so  lange  fort- 
gesetzt wurden,  bis  keine  Partei  weitere  erhebliche  Be- 
hauptungen vorzubringen  im  Stande  war.  Ebenso  war 
die  Beweisführung  ausschliesslich  Parteisache.  Die  Synode 
Hess  sich  einfach  überzeugen.  Dem  Ankläger  oblag  die 
Pflicht,  seine  Anklage  zu  beweisen.  Er  kam  derselben 
dadurch  nach,  dass  er  hinsichtlich  aller  beweisbedürftigen, 
weil  bestrittenen,  Positionen  seiner  Anklage  der  Synode 
durch  Vorbringung  von  Zeugen,  Urkunden  und  Indicien 
möglichste  materielle  Gewissheit  zu  verschaffen  suchte. 
Umgekehrt  war  es  Sache  des  Angeklagten,  in  entspre- 
chender  Weise    den    Entlastungsbeweis    zu    erbringen  *). 


l)  Besonders  instructiv  ist  in  dieser  Beziehung  das  Verfahren 
gegen  Egidius  v.  Reims.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  X  19  a.  590: 
König  (Jhildebert  II.  erklärt  den  auf  der  Synode  anwesenden 
Bischof  Egidius  öffentlich  für  einen  Hochverräther  und  bestellt  den 
Ennodius  als  Vertreter  der  Anklage.  Ennodius  macht 
darauf  dem  Angeklagten  verschiedene  »Propositionen«.  Zuerst 
wirft  er  ihm  vor,  er  habe  hochverrätherischer  Weise  die  Freund- 
schaft König  Chilperich's,  des  Feindes  Childebert's,  nachgesucht 
und  sich  dafür  mit  Fiscalgütern  beschenken  lassen  (Die  mihi, 
o  episcope,  quid  tibi  visuni  fuit,  ut  relicto  rege  etc.). 
Der  Angeklagte  erwidert,  er  sei  zwar  ein  Freund  Chilperich's 
gewesen,  aber  darum  nicht  ein  Feind  Childebert's ;  die  fraglichen 
Güter  habe  er  von  Childebert  selbst  erhalten  (Ad  haec  ille 
respondit  etc.).  Zum  Beweis  dessen  producirt  er  die  königliche 
Schenkungsurkunde  (proferente  easdem  (Chartas)  in  publico). 
Der  anwesende  König  leugnet  die  Thatsache  der  Schenkung, 
der  herbeigerufene  Referendar  die  Echtheit  seiner  Unterschrift. 
»In  hac  igitur  causa  primum  episcopus  fallax  re- 
pertus  est«.  Als  Zweites  legt  der  Ankläger  den  hochverräthe- 
rischen  Briefwechsel  zwischen  dem  Bischof  und  König  Chilperich 
vor   (post   haec   epistolae   prolatae  sunt  etc.).     Der  Ange- 
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Der  Synode  stand  dann  die  freie  Würdigung  des  Beweis- 
erfolges zu x).  Nur  bei  nicht  bewiesener  Anklage  aber 
verbleibendem  Verdacht  kam  es  schon  frühzeitig  vor, 
dass  die  Synode  dem  Angeklagten  behufs  formeller  Keini- 
gung  einen  Eid  auftrug2),  der  später  durch  Eideshelfer 
verstärkt  und  eventuell  durch  Gottesurtheile  ersetzt 
werden  konnte  3).    Die  ersten  entschieden  inquisitorischen 


klagte  leugnet,  die  Briefe  geschrieben,  geschickt  und  empfangen 
zu  haben  (negavit  episcopus  etc.).  Es  wird  darauf  hin  als 
Träger  der  Briefe  des  Bischofs  »puer  fa miliaris*  producirt; 
»unde  non  dubium  fuit  residentibus,  haec  ab  eodem 
directa«.  Als  Drittes  legt  der  Ankläger  vor  »pactiones 
quasi  ex  nomine  Childeberti  et  Chilperici  regis,  in 
quibus  tenebatur  insertum,  ut  eiecto  Guntchramno  rege,  hi  duo 
reges  inter  se  eius  regnum  urbesque  dividerent*.  Der  König 
verneint  sein  Mitwissen  und  beschuldigt  den  Bischof  als  den 
Urheber  der  in  Folge  jenes  Pactes  entstandenen  Bürgerkriege 
(dicens :  quid  tu  commisisti  etc.).  »Cumque  de  huiusmodi 
causis  altercatio  diutius  traueret ur«,  treten  als  Bei a- 
stungszeugen  auf  ein  vom  Angeklagten  zu  Gunsten  Chilperich's 
bestochener  Abt  und  die  Gesandten,  die  zur  fraglichen  Zeit  mit 
Egidius  bei  Chilperich  gewesen.  Als  der  Bischof  trotzdem  beim 
Leugnen  beharrt  (haec  eo  negante),  gibt  der  Abt  weitere 
Zeugen  an  und  deckt  als  Vertrauter  des  Bischofs  den  ganzen 
Anschlag  auf.  »Quae  et  ille  (Egidius)  convictus  deinceps 
est  confessus".  —  Vgl.  auch  die  Processe  gegen  Praetextatus 
v.  Rouen  (Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  19  a.  577)  und  Gregor  v.  Tours 
(Hist.  Franc.  V  50  a.  580). 

*)  Im  Processe  gegen  Praetextatus  verweigert  daher  die 
Synode  trotz  des  schliesslichen  formellen  Geständnisses  des  An- 
geklagten die  Verurtheilung,  weil  sie  anderweitige  Gründe  hatte, 
an  der  Schuld  desselben  zu  zweifeln  (Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  19 
a.  577). 

2)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  50  a  580:  cunctis  dicentibus: 
non  potest  persona  inferior  super  sacerdotem  credi,  restitit  ad  hoc 
causa,  ut  dictis  missis  in  tribus  altaribus  me  (Gregor  v.  Tours) 
de  his  verbis  exuerem  sacramento. 

3)  Synod.  Franconof.  a.  794  c.  9  (M.  G.  Cap.  1  75):  Defi- 
nitum   est   etiam   ab  eodem  d.  rege  sive  a  sancta  synodo, 
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Anzeichen  begegnen  im  neunten  Jahrhundert.  Dahin 
gehört  das  eigenthümliche  Institut  der  „festes  confes- 
sores". Wenn  der  Angeklagte  ein  Schuldbekenntniss 
machen  wollte,  Hess  man  es  nämlich  zu,  dass  er  sich 
aus  der  Zahl  der  Synodalmitglieder  Beichtväter  wählte, 
welche  dann  die  unter  Zuziehung  von  Augenzeugen  in 
der  geheimen  Beichte  abgegebene  „  confessio tt  ohne  An- 
gabe der  näheren  Details  der  Synode  als  Zeugen  be- 
stätigten J),  und  ihr  so  eine  ganz  neue  Erkenntnissquelle 
eröffneten.  Ein  weiteres  inquisitorisches  Moment  war 
das  zunehmende  Eingreifen  der  Synode  in  den  Gang 
der  Verhandlung.  Noch  ist  der  Ankläger  selbst  auf  der 
Synode  gegenwärtig  und  verhandelt  auch  in  Person  mit 
dem  Angeklagten,  aber  das  eigentlich  thätige  Process- 
subject  wird  jetzt  mehr  und  mehr  die  Synode,  beziehungs- 
weise deren  Vorsitzender;   die  Anklageschrift  bildet  nur 


ut  Petrus  episcopus  (v.  Verdun)  contestans  coram  Deo  et 
angelis  eius  iura r et  cum  duobus  aut  tribus  sicut  sacra- 
tionem  suscepit,  aut  certe  cum  suo  archiepiscopo,  quod  ille  in 
mortem  regis  sive  in  regno  eius  non  consiliasset  nee  ei  infidelis 
fuisset.  Qui  episcopus,  dum  cum  quibus  iuraret  non  in- 
venisset,  elegit  sibi  ipse,  ut  suus  honio  ad  Dei  iudicium 
iret.  —  Vgl.  auch  Epist.  Hincm.  Rem.  ad  Nicol.  I.  (Migne  126 
p.  7S):  Hildemann  v.  Beauvais  a.  8S5. 

*)  Zum  ersten  Male  begegnen  die  testes  confessores  im 
Process  gegen  Ebbo  v.  Reims.  Epist.  Caroli  Calvi  ad  Nicol.  I. 
a.  867  (Mansi  XV  798):  episcopi  —  obtinuerunt  apud  imperatorem, 
ut  non  coram  laicis,  sed  in  sacrario  ipsius  Ebonis  causa  dis- 
poneretur  — .  Ebo  —  protulit  tres  testes  tamquam  suos 
confessores  —  episcopos;  qui  vicem  illius  obtinentes 
dicerent,  si  ita  verum  est,  ut  ipse  Ebo  eis  confitebatur,  con- 
silium  ei  darent,  ut  a  pontificali  ministerio  abstineret.  Qui  etiam 
sibi  alios  tres  (episcopos)  adseiverunt,  qui  eum 
illis  confit  entern  viderunt.  —  In  etwas  veränderter  Form 
findet  sich  dasselbe  Institut  dann  auch  im  Process  gegen  Arnulf 
v.  Reims. 
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die  allgemeine  Grundlage  für  die  inqairirende  Thätigkeit 
der  Synode  *).  Am  Schlüsse  der  fränkischen  Periode 
endlich  haben  wir  den  reinsten  Untersuchungsprocess. 
Der  Ankläger  tritt  vor  durchgeführtem  Beweisverfahren 
auf  der  Synode  gar  nicht  mehr  auf.  Die  weltliche  Ge- 
walt  begnügt  sich  vielmehr  damit,    dass  sie  die  Synode 


*)  Das  ist  bereits  der  Fall  im  Process  gegen  Hin c mar 
v.  Lao-n.  Nach  Zurückweisung  der  vom  Angeklagten  vorge- 
brachten processhindernden  Einreden,  die  vielfach  ein  persönliches 
Eingreifen  des  Königs  als  Kläger  zur  Folge  hatten  (Acta  conc. 
Duziac.  a.  871  c.  4,  5,  6),  fordert  Hincmar  v.  Reims  als  Vorsitzender 
im  Auftrag  der  Synode  den  Angeklagten  auf,  Antwort  zu  geben 
auf  die  einzelnen  in  der  ihm  übermittelten  Anklageschrift  des 
Königs  enthaltenen  Anklagethat sachen  (p r o f e r  petitione  m 
proclamationis  adversum  te  a  domno  rege  synodo  porrectam 
et  responde  regula riter  ad  tibi  obiecta).  Als  der  An- 
geklagte sich  dessen  weigert,  »exemplar  ipsius  petitionis  Hinc- 
marus  metropolitanus  episcopus  per  singula  iussit 
relegi  in  synodo*.  Nach  Verlesung  des  ersten  den  Eidbruch 
gegen  den  König  betreffenden  Punktes  »interrogavit  eum 
Hincmarus  metropolitanus  episcopus ,  si  t a  1  e  i  u  r  a- 
mentum  domno  regi  fecisset ? *  Der  Angeklagte  jedoch 
»noluit  responde re,  utrum  ita  iurasset  an  non:  sed 
tantum  dixit,  quia  non  fuerint  ibi,  quando  iuravit,  quattuor  evan- 
gelia.  Unde  a  multis  ibidem  probatum  fuit,  quia  non 
verum  dixerit  — .  Dixit  etiam  se  scriptum  habere,  qua- 
liter  iuravit.  Et  iussus  profcrre  idem  scriptum,  dixit 
se  illum  secum  non  habere  — .  Et  licet  idem  —  fateri  noluisset, 
quod  ita,  ut  in  petitione  regis  habetur,  iurasset :  multorum  tarnen 
testium  idoneorum  testimonio  est  comprobatus  ita  iurasse«.  Ueber 
den  zweiten  Anklagepunkt,  nämlich  »de  subscriptione  suae  pro 
fessionis  —  interrogatus  (vom  Vorsitzenden),  si  hanc 
professionem  a  se  subscriptam  regi,  sicut  in  petitione 
illius  continetur,  donaverit?  Respondit:  Si  forte  eidem 
petitioni  subscripsi,  utique  attendi«.  Jedoch  »suis  actibus  et 
idoneorum  testium  est  testimonio  comprobatus,  pro- 
fessionis  suae  subscriptionem  non  conservasse s.  In  ähnlicher  Weise 
wird  der  Angeklagte  auch  bezüglich  der  übrigen  Anklagepunkte 
inquirirt  und  überführt  (Acta  conc.  c.  7).    Siehe  oben  S.  CS  N.  4. 
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zur  Untersuch ung  der  Sache  beruft.  Die  Synode  ist 
nicht  nur  selbständig  im  Verhör,  sondern  auch  selb- 
ständig in  der  Beweisaufnahme.  Der  Angeklagte  erhält 
zwar  von  der  Synode  aus  ihrer  Mitte  bestellte  Exofficio- 
Vertheidiger,   ist  aber  in  Wahrheit  nur  Inquisit x),   dem 


l)  Vgl.  den  Process  gegen  Arnulf  v.  Reims.  Arnulf, 
Sohn  des  vorletzten  karolingischen  Königs  Lothar  von  Frankreich, 
wurde  auf  Veranlassung  Hugo  Capet's  und  dessen  Sohnes  und 
Mitregenten  Robert  auf  den  Erzstuhl  Reims  erhoben  (a.  988) 
gegen  den  Eid  der  reinsten  Treue  und  Anhänglichkeit  an  die 
neue  Dynastie.  Da  Arnulf  später  dringend  im  Verdachte  stand, 
die  Stadt  Reims  seinem  Oheim  Karl  v.  Lothringen  überliefert  zu 
haben,  beriefen  die  Könige,  nachdem  sie  den  Bischof  in  ihre 
Gewalt  bekommen  und  sich  vergebens  an  Papst  Johann  XV.  ge- 
wendet hatten,  gegen  denselben  die  Synode  von  Reims  a.  991. 
Den  Vorsitz  auf  dieser  Synode  hatte  Erzbischof  Siguin  v.  Sens ; 
Arnulf  v.  Orleans  war  ihr  Geschäftsführer  und  Sprecher.  Er  er- 
öffnete die  Sitzung  mit  einer  Ansprache,  worin  er  es  als  Aufgabe 
der  Synode  bezeichnete,  zu  untersuchen,  ob  Arnulf  sich  vom  Ver- 
dachte reinigen  könne  (Gerberti  Acta  conc.  Rem.  c.  2 :  q  u  a  e- 
rendum  est,  quomodo  tanta  infamia  carere  possimus  et  s i 
f  rat  er  et  coepiscopus  noster  illata  crimina  diluere 
quaerat  vel  crimen  regiae  maiestatis  propulsare). 
Darauf  wurde  der  eidliche  Revers,  welchen  Arnulf  den 
Königen  ausgestellt  hatte,  verlesen  (Acta  conc.  c.  8).  Unterdessen 
war  der  Priester  Adaiger,  der  die  Thore  von  Reims  geöffnet  hatte, 
von  der  Synode  als  Zeuge  vorgerufen  worden  (Acta  conc. 
c.  6 :  Bruno  —  inquit :  itaque  is  presbyter ,  qui  urbis  portas 
aperuit,  intromittatur  si  placet,  atque  gestorum 
ordinem  pandat«.  Ab  uuiversis  dictum  est:  »Placet«). 
Adaiger  sagt  aus,  der  Bischof  habe  ihm  das  Oeffnen  der  Thore 
befohlen  und  ihm  dazu  eigenhändig  die  Schlüssel  gegeben.  Er 
erklärt  sich  bereit  zum  Beweis  durch  Feuerprobe  (Acta  conc.  c.  11). 
Darauf  werden  die  beiden  Anatheme  verlesen,  die  Arnulf 
gegen  die  Anhänger  Kaii's  erlassen  hatte,  aber  von  Siguin  wird 
constatirt,  dass  Arnulf  selbst  sie  nicht  beachtet  habe  (Acta  conc. 
c.  12 — 15).  Nun  werden  alle  Freunde  Arnulfs  aufgefor- 
dert, ihn  zu  vertheidigen  (Acta  conc.  c.  17)  und  für  den 
Weigerungsfall  mit  demAnathem  bedroht  (Acta  conc. 
c.  18,  19).     Des   Längern   wird   in   Folge   dessen  zwischen  diesen 
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unter   Androhung   des  Anathems   aufgetragen   wird,    die 
Wahrheit  zu  sagen. 

Den  Schluss  des  Hauptverfahrens,  von  welchen  Prin- 
cipien  dasselbe  immer  beherrscht  sein  mochte,  bildete 
—  vorausgesetzt,  dass  der  König  die  Anklage  nicht 
zurückgezogen1)  —  das  Urtheil  der  Synode.  Die  Be- 


und  den  Gegnern  Arnulfs  über  die  Frage  disputirt,  ob  die  Synode 
über  Arnulf  zu  richten  berechtigt  sei.  Endlich  erklären  sich  die 
Freunde  Arnulfs  als  besiegt  (Acta  conc.  c.  20  —  29).  Arnulf 
wird  vorgeführt  und  behauptet  seine  Unschuld.  Da  nun  aber 
ein  zweiter  Vertrauter  gegen  ihn  als  Zeuge  auftritt,  bittet  er  um 
die  Erlaubniss,  abseits  mit  einigen  Synodalmitgliedern  sich  zu  be- 
rathen  (Acta  conc.  c.  SO).  Unterdessen  stellt  die  Synode  die  älteren 
Canones  zusammen,  nach  denen  Arnulfs  Sache  beurtheilt  werden 
müsse  (Acta  conc.  c.  81  —  39).  Die  »confessores  episcopi« 
rufen  jetzt  ihre  Collegen  herbei  und  erzählen  »eum  (Arnulf) 
—  sua  crimina  sub  nomine  confessionis  declarasse,  seque  a  sacer- 
dotali  officio  —  removeri  velle.  Sed  episcopi,  qui  consentiente 
Arnulfo  confessionis  testes  admissi  fuerant,  ab  ipsius  ore 
se  audire  malle  dicebant.  Quod  cum  factum  esset,  episcopi  per 
terribile  nomen  omnipotentis  Dei,  sub  tremendo  anathe- 
mate  praecipiunt,  ne  ulla  formidine  coactus  ali- 
quid falsi  de  se  proferat.  —  At  ille  —  vera  esse  con- 
firmat*.  Arnulf  gestattet  weiter,  dass  man  auch  Aebte  und 
Cleriker  herbeirufe,  um  Zeugen  seiner  Selbstanklage  zu 
sein,  jedoch  ,  sacramento  vel  anathemate  devincti,  (ut)  sua  peccata 
fido  silentio  degerent*  (Acta  conc.  c.  40).  Arnulf  wird  entfernt, 
die  Synode  beräth  sich  über  die  Sentenz  (Acta  conc.  c.  40—48). 
Am  nächsten  Tage  wird  die  Synode  wieder  eröffnet,  es  erscheint 
auch  der  König  mit  den  weltlichen  Grossen,  der 
Sprecher  gibt  ein  Resume  über  den  bisherigen  Verlauf  der 
Verhandlung,  und  Arnulf  macht  über  Aufforderung  des 
Sprechers  formell  das  Geständniss,  dass  er  die  Treue 
gegen  den  König  verletzt  habe  (Acta  conc.  c.  49—52).  Siehe  oben 
S.  63  N.  4.  -  Vgl.  Hefele  IV  685  ff. 

')  Annal.  Prudent.  Trec.  a.  859  (M.  G.  Script.  I  453).  Die 
Durchführung  des  Verfahrens  gegen  Wenilo  v.  Sens  unterbleibt, 
da  der  König  nach  überreichtem  Klagelibell  mit  dem  Bischof 
sich  aussöhnte:  episcopus  —  absque  audientia  episco- 
porum  Karolo  r  e  g  i  r  e  c  o  n  c  i  1  i  a  t  u  r. 
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rathungen  über  das  Urtheil  scheint  die  Synode  meist 
im  Geheimen  gepflogen  zu  haben  1).  Ueber  die  Art  der 
Urtheilsfassung  fehlen  eingehendere  Nachrichten;  in 
einem  näher  beschriebenen  Einzelfall  wurden  über  Auf- 
forderung des  Vorsitzenden  Metropoliten  von  den  Synodal- 
mitgliedern motivirte  schriftliche  Vota  abgegeben  und 
dann  vom  Vorsitzenden  unter  Zustimmung  der  Synode 
in  ein  motivirtes  Gesammturtheil  zusammengefasst 2).  Die 
Verkündigung  des  gefassten  Beschlusses  erfolgte  anfangs 
mündlich,  später  schriftlich 3).  Inhaltlich  war  das  Urtheil 
entweder  freisprechendes  oder  condemnatorisches  Urtheil. 
Das  freisprechende  Urtheil  war  Zurückweisung  des  An- 
klagepetits,  sei  es,  weil  es  am  Schuldbeweise,  oder  weil 
es  an  der  rechtlichen  Subsumtion  der  Anklagethatsachen 
fehlte4).  Im  letzteren  Falle  kam  es  höchstens  zur  Auf- 
erlegung einer  Pönitenz  oder  kirchlichen  Disciplinar- 
strafe,  nämlich  dann,  wenn  einzelne  der  behaupteten 
Thatsachen   zwar   als    erwiesen  und  strafbar,    aber  doch 


!)  Vgl.  die  Processe  gegen  Praetextatus  von  Rouen,  Ebbo 
v.  Reims,  Hincmar  v.  Laon,  Arnulf  v.  Reims. 

2)  So  im  Process  gegen  Hincmar  v.  Laon.  Acta  conc.  Duziac. 
a.  871  c.  8,  9,  10.  Vgl.  Reclam.  Hinein.  Laud.  in  Conc.  Tricass.  II. 
a.  878  (Mansi  XVII  352),  wo  Hincmar  von  Laon  gewiss  nicht  mit 
Unrecht  behauptet,  dass  die  einzelnen  Bischöfe  der  Synode  von 
Douzy  die  Vota  bereits  fertig  aus  der  Hand  Hincmar's  v.  Reims 
erhalten  haben.  Vgl.  Acta  conc.  Duziac.  c.  8,  9,  10  mit  ib.  c.  7 
(Beweis  verfahren). 

3)  Acta  conc.  Duziac.  a.  871  c.  10. 

4)  Greg.  Tur.  Vitae  Patrum  VI  5  a.  549 :  in  qua  synodo 
cognoscentes  b.  episcopi  hoc  esse  vaeuum,  quod 
contra  eum  (Marcus  v.  Orleans)  fuerat  mussitatum,  eum 
cathedrae  suae  restituunt.  —  Vgl.  auch  Greg.  Tur.  Hist.  Franc. 
V  50  a.  580:  Gregor  v.  Tours.  Synod.  Franconof.  a.  794  c.  9 
(M.  G.  Cap.  I  75):  Petrus  v.  Verdun. 
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nicht  als  verbrecherische  Thatsachen  erkannt  wurden  1). 
Das  condemnatorische  Urtheil  war  dem  Anklagepetit 
gemäss  Degradationsurtheil.  Dasselbe  ist  getragen  von 
der  auf  das  Ergebniss  des  Instructions-  und  Beweis- 
verfahrens gegründeten  thatsächlichen  Feststellung 2). 
Die  Ausführung  der  verurtheilenden  Sentenz  erfolgte 
unter  besonderen,  aber  nicht  immer  gleichartigen  Feier- 
lichkeiten 3).  In  karolingischer  Zeit  Hess  man  sich  im 
Gegensatz  zu  früher4)  wohl  auch  herbei,  unter  Aner- 
kennung  der   Canones   von    Sardica  für  die  Sentenz  die 


*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  19  a.  577:  Der  König  bittet 
um  Degradation  des  angeklagten  Praetextatus  v.  Rouen.  »Quibus 
conditionibus  ego  (Gregor  v.  Tours)  restiti*.  Vgl.  Greg.  Tur. 
VII  16:  Scitote  ei  (dem  Praetextatus)  poenitentiam  indic- 
tam  a  saeerdotibus,  non  tarnen  eum  prorsus  ab  episcopatu 
remotum.  —  Vgl.  auch  Greg.  Tur.  V  28  a.  579:  Salonius 
v.  Embrun  und  Sagittarius  v.  Gap.  Greg.  Tur.  VIII  20  a.  585 : 
Ursicin  v.  Cahors. 

*)  Vgl.  die  Depositionssentenz  gegen  Hincmar  v.  Laon.  Acta 
conc.  Duziac.  a.  871  c.  10:  Hincmarus  Remorum  episcopus  Hinc- 
marum  hactenus  ecclesiae  Laudunensis  episcopum  —  regiae 
siquidem  subiectioni  et  honorificentiae  contra  regulam  apo- 
stolicam  resultatorem;  periurum  quoque,  s  e  d  i  t  i  o  s  u  m 
et  rerum  alienarum  ac  facultatum  pervasorem,  calumnia- 
torem  ac  iniuriarum  reum  —  episcopali  honore  ac  dignitate 
privatum  iudico  et  omni  sacerdotali  officio  spoliatum 
decerno. 

8)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  X  19  a.  590:  ipsum  (Egidius 
v.  Reims)  ab  ordine  sacerdotali  lectis  canonum  sanc- 
tionibus  removerunt.  —  Vita  S.  Leodegarii  a.  678  c.  14  (Bouquet 
II  621):  condemnatum  (Bischof  Diddo)  ab  ipsa  synodo  calvaria 
accepta  in  capite  expulsum  segregant  a  sancta 
congregatione.  —  Ibid.:  eius  (Leodegar  v.  Autun)  tunicam 
consciderunt  a  capite.  —  Vgl.  Pardessus  Dipl.  II  178  a.  677 
(Chramlinus  v.  Embrun),  insbes.  aber  Gerberti  Acta  conc.  Rem. 
a.  991  c.  40—47  (Arnulf  v.  Reims).  —  Ueber  die  Absetzuugs- 
f'or  in  alitäten  der  älteren  Zeit  überhaupt  siehe  Kober  Deposition 
und  Degradation  49  ff. 

4)  Vgl.  Löning  I[  68,  84;  Schrörs  Hincmar  262. 
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Bestätigung  (Confirmation) l)  des  apostolischen  Stuhles 
zu  erbitten 2).  Indess  entsprach  das,  wie  sich  aus  dem 
Folgenden  3)  ergeben  wird,  nicht  dem  weltlichen  Zweck 
des  Criminalverfahrens.  Um  die  römische  Ueberprüfung 
zu  verhindern,  fasste  man  die  testes  confessores  als 
„iudices  electi"  auf,  von  denen  nach  den  Canones  nicht 
appellirt  werden  sollte4),  und  acceptirte  die  freiwillige 
Resignation  des  Confitenten  (Selbstdeposition)  als  Exe- 
cutionsform  der  ihr  folgenden  sie  scheinbar  bestätigenden 
Depositionssentenz    der    Synode 5).     Wurde    in    solchen 


»)  Vgl.  Schrörs  Hincmar  263  ff.,   843  ff. 

2)  Vgl.  die  Sentenz  gegen  Hincmar  v.  Laon.  Acta  conc. 
Duziac.  a.  871  c.  10:  reservato  per  omnia  iuris  privi- 
legio  domni  —  papae:  sicut  sacri  Sardicenses  canones  decre- 
verunt.  Dazu  Epist.  syn.  Duziac.  ad  Hadrian.  H.  a.  871  (Mansi 
XVI  680) :  precamur  —  ea  quae  iuxta  ecclesiasticum  morem,  prout 
intelleximus,  —  diffinivimus,  vestra  quoque  sententia  ro- 
b  o  r  a  n  d  o. 

8)  Vgl.  §§  7  und  8. 

4)  Hincm.  Rem.  de  praed.  diss.  post.  c.  86  (Migne  125  p.  889): 
Ebbo  —  elegit  sibi  per  consensum  synodi  episcopos  iudices 
peccatorum  suorum,  quos  canones  e  1  e c t o s  appellant,  de 
quibus  scriptum  est  in  concilio  Africano  c.  68,  utabelectis 
iudicibus  provocari  non  liceat.  —  Acta  conc.  Rem.  a.  991 
c.  40:  eum,  qui  electos  iudices  constituerat,  ad  alter ius 
non  posse  commeare  iudicium,  certum  erat ;  iam  e p i s- 
copi  invidia  Romani  privilegii  carere  videbantur. 
Vgl.  c.  28.  —  In  Wahrheit  waren  die  testes  confessores  keine 
iudices  electi.  Sie  sprechen  kein  Urtheil,  sondern  geben  nach  der 
Beichte  dem  Geständigen  nur  den  Rath,  freiwillig  auf  das  Priester- 
thum  zu  verzichten.  Schrörs  Hincmar  81  irrt  daher,  wenn  er 
das  Institut  der  testes  oder  iudices  confessores  »das  Rechtsmittel 
der  Appellation  an  —  selbstgewählte  Richter«  nennt. 

6)  So  in  den  Processen  gegen  Ebbo  v.  Reims  und  Arnulf 
v.  Reims.  Die  Deposition  Arnulfs  erfolgte  in  folgender  Weise. 
Gerberti  Acta  conc.  Rem.  a,  991  c.  53  :  Quaerebatur  ab  eo  (Arnulf), 
utrum  abdicationem  suam  ex  auctoritate  canonum  s o  1 1  e  m p- 
niter  celebrari  vellet.    Quod  cum  potestati  episcoporum  assi- 
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Fällen  die  Kesignation  durch  eine  allgemein  gehaltene 
Unwürdigkeitserklärung  motivirt,  so  legte  man  doch  ein 
Gewicht  darauf,  zu  constatiren,  dass  derselben  jeden- 
falls  eine  todeswürdige  Handlung  zu  Grunde  gelegen l). 


gnasset,  persuasum  illi  est,  ut  culmen  honoris,  quod  gradibus 
extulerat,  gradibus  deponeret.  Resignat  ergo  regi,  quae 
a  rege  acceperat ;  deponit  quoque  sacerdotalis  digni- 
tatis  insignia  apud  episcopos  non  quidem  exi- 
cfentes  — ;  deinde  libellum  suae  abdicationis  —  in 
medio  conventu  recitat.  c.  54 :  Huic  libello  Arnulü  praesentes 
episcopi  testes  adfuernnt,  atque  ab  eo  rogati  subscribere 
subscripserunt,  ac  singillatim  illi  dixerunt :  Secundumtuani 
professionem  et  subscriptionem  cessa  ab  officio.  — 
Aehnlich  erfolgte  die  Deposition  Ebbo's,  der  jene  Arnulfs  nach- 
gebildet ist,  und  hier  werden  die  Schlussworte  der  Synode  aus- 
drücklich als  Depositionssentenz  bezeichnet.  Z.  B.  Hincm.  Rem. 
de  praedest.  diss.  post.  c.  36  (Migne  125  p.  890):  et  sie  ab 
omnibus  —  episcopis  aeeepit  sententiam  dicentibus 
per  ordinem  omnibus :  Secundum  tuam  confessionem  cessa  a 
ministerio.  —  Schrörs  Hincmar  8 1  hält  diese  Sentenz  für  eine 
Bestätigung  des  auf  Resignation  lautenden  Urtheils  der  iudices 
electi.  Vgl.  dagegen  vorige  Note.  —  Dass  die  Resignation  auch 
ein  Mittel  sein  sollte,  jede  weitere  Ingerenz  (des  Papstes)  auszu- 
schliessen,  sagt  der  Abdankungsrevers  selbst.  Acta  conc.  Rem. 
a.  991  c.  54:  Et  ut  inde  ultra  nullam  repetitionem 
aut  interpellationem  auetoritate  canonicafacere 
valeam,  manu  propria  mea  subscribens  firmavi.  Vgl.  ib.  c.  47: 
Libellum  —  depositionis  —  ipsius  iussu  scribendum  cen- 
sebant  — ,  quia,  si  haec  ita  festive  et  sollempniter  determinata 
forent ,  omnino  iudicium  hoc  innovari  non  posset. 
Ebendasselbe  ergibt  der  Revers  Ebbo's  (Flodoardi  Hist.  Rem.  II  20). 
J)  Vgl.  Gerberti  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  52.  Als  in  öffent- 
licher Sitzung  der  Synode  der  Sprecher  den  Bischof  Arnulf  auf- 
forderte, laut  zu  erklären,  ob  er  bei  der  Absicht  wegen  Unwür- 
digkeit  auf  das  Priesterthum  zu  verzichten  beharre,  und  dieser 
antwortete:  »Sicut  dicitis«,  sagte  Graf  Brochard :  Quid  est, 
inquit,  illud  »Sicut  dicitis«.  Palam  eloquatur,  p a  1  a m 
confiteatur,  ne  postmodum  episcopos  crimina  quae  voluerint 
tinxisse  dictitet,  se  confessum  esse  abneget.  Et  ille  (Arnulf): 
Palam,  inquit,  dico  et  profiteor,  me  errasse  et  a  fidelitate 
regia    deviasse.     Dazu    bemerkte    der   Sprecher   dem    Grafen 
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Das  condemnatorisclie  Urtheil  der  Synode  als  Schluss 
des  Hauptverfahrens  war  nothwendig  Deposition  wegen 
erwiesener  weltlicher  Verbrechen. 

y)  Schlussverfahren. 

§  7- 
Nach    dem    oben    allgemein    durchgeführten    Satze, 

dass  der  Clerus  im  Frankenreich  der  weltlichen  Straf- 
gewalt unterstand  *),  kann  das  Criminalverfahren  gegen 
Bischöfe  unmöglich  mit  der  Degradation  seinen  völligen 
Abschluss  gefunden  haben.  Die  Degradation  war  nicht 
weltliche ,  sondern  nur  geistliche  Verbrechensstrafe 2) ; 
das  Synodalverfahren  realisirte  als  solches  nur  geist- 
liches, nicht  weltliches  Strafrecht.  Unterstanden  die  Bi- 
schöfe in  der  That  gleich  dem  übrigen  Clerus  dem  welt- 
lichen Strafrecht,  so  ist  das  bisher  geschilderte  Criminal- 
verfahren   wider    Bischöfe    entschieden    der    Ergänzung 


gegenüber:  Sufficiat  vobis  hoc  tan  tum  nosse,  quod 
publice  conti tetur  seil,  sacramenta,  quae  regibus  suis 
publice  praebuit,  minime  conservasse.  Dagegen  sagte 
aber  von  Neuem  Graf  Brochard :  Nou  est  mihi  satis  —  nisi 
publice  fateatur  aut  publice  perneget  sub  vestro  testimonio  s  e 
traditio nem  fecisse  (Ueberlieferung  der  Stadt  Reims  an  die 
Feinde  der  Könige,  wesshalb  er  angeklagt  war).  Darauf  der 
Sprecher :  Quid  enim  interest  inter  omnia  mortifera 
crimina  —  ?  Satis  ergo  vobis  sit,  quod  per  conf  essionem 
nobis  sua  peccata  manifestavit,  quod  publice  se  indignum  sacer- 
dotio  protestatur,  quod  sie  se  peccasse  coram  regibus  in 
conspectu  ecclesiae  confi tetur,  ut  nullo  honore 
huius  saeculi  dignus  sit,  non  enim  ad  rem  speetare  videtur, 
utrum  hoc  an  illo  crimine  (seil,  mortifero)  se  ipsum 
sacerdotio  privet.  —  Der  Sprecher  gibt  also  die  Notwendigkeit 
zu,  dass  ausgesprochen  werde,  dass  die  Deposition  wegen  einer 
todeswürdigen  Handlung  (vgl.  §  2)  erfolge,  nicht  nöthig  ist  es 
nach  seiner  Ansicht,  diese  auch  öffentlich  zu  präcisiren. 
»)  §  4.       *)  §  3. 
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bedürftig.  Es  muss  ausser  dem  Synodalverfahren  noch 
ein  Verfahren  gegeben  haben,  welches  sich  eventuell  als 
Verhängung  und  Vollstreckung  weltlicher  Strafe  dar- 
stellte. Wie  die  Quellen  zeigen,  hat  es  nun  ein  solches 
nicht  nur  thatsächlich  gegeben,  sondern  ist  dasselbe  dem 
Synodal  verfahren  geradezu  als  Schluss  verfahren 
nachgefolgt.  Dem  steht  freilich  eine  doppelte  Quellen- 
reihe entgegen,  die  scheinbar  Schwierigkeiten  macht. 
In  der  einen  Keine  bricht  nämlich  das  Criminalverfahren 
gegen  Bischöfe  wirklich  mit  der  Deposition  des  Ange- 
schuldigten durch  die  Synode  völlig  ab  *) ;  in  der  anderen 
wird  zwar  ein  Verfahren  geschildert,  welches  mit  dem 
oben  als  ausständig  bezeichneten  übei  einstimmt,  bei  dem 
aber  nicht  ersichtlich  ist,  ob  es  auch  im  Zusammen- 
hange steht  mit  einem  vorausgehenden  Synodalver- 
fahren2).    Diesen   beiden  Quellenreihen    lässt   sich    aber 


1)  Gesta  abb.  Fontanell.  a.  755  c.  12  (M.  G.  Script.  II  286): 
Raginfrid  v.  Ronen.  Thegani  Vita  Hlud.  a.  818  c.  22  (Script. 
II  59G):  Anselm  v.  Mailand,  Theodulf  v.  Orleans, 
Wolfold  v.  Creme- na.  Thegani  Vita  Hlud.  a.  880  c.  87,  44 
(Script.  II  508,  G00);  Flodoardi  Hist.  Rem.  II  20;  Conc.  Novio- 
mag.  a.  881  (Mansi  XIV  680):  Jesse  v.  Amiens.  Flodoardi 
Hist.  Rem.  II  20;  Thegani  Vita  Hlud.  a.  885  c.  56  (Script. 
II  602);  Vita  Hlud.  imp.  a.  885  c.  84  (Script.  II  640);  Annal. 
Bertin.  a.  835  (Script.  I  429);  Hincm.  Rem.  de  praed.  diss.  post. 
c.  86  (Migne  125  p.  891);  Epist.  Hloth.  imp.  ad  Leon.  IV.  (Mansi 
XIV  88">);  Epist.  Hincm.  Rem.  ad  Nicol.  I.  (Migne  126  p.  80);  Acta 
conc.  Suess.  II.  a.  853  (Mansi  XIV  985);  Chron.  Regin.  a.  889 
(Script.  I  567);  Acta  Friderici  ep.  a.  835  (Bouquet  VI  829):  Ebbo 
v.  Reims.  Hincm.  Rem.  de  praed.  (Migne  125  p.  891):  Bartho- 
lomäus v.  Narbonne.  Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871  c.  10 
(Mansi  XVI  677);  Annal.  Hincm.  Rem.  a.  871  (Script.  I  492): 
Hincmar  v.  Laon.  Richeri  Hist.  I  25  a.  921  (Script.  III  577): 
Hilduin  v.  Tongern. 

2)  So  Vita  S.  Desiderii  a.  603  (Bouquet  III  484):  Deside- 
rius    v.    Vienne.      Chron.    Fredeg.    a.    626    c.   54 :    Sidocus 
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eine  dritte  gegenüber  stellen,  in  der  der  erwähnte  Zu- 
sammenhang ausser  Zweifel  steht x).  Der  Ergänzung  der 
beiden  ersten  Quellenreihen  im  Sinne  der  dritten  steht 
um  so  weniger  etwas  im  Wege,  als  eine  solche  in  vielen 
Fällen  mit  Rücksicht  auf  Parallelstellen  geradezu  geboten 
erscheint 2),  in  anderen  durch  die  Einseitigkeit  und  Lücken- 
haftigkeit der  Berichterstattung  mindestens  nahe  gelegt 
wird 3).  So  müssen  wir  sagen :  dem  Einleitungs-  und 
Hauptverfahren    folgt    ordnungsgemäss    ein    Schlussver- 


v.  Elusa.  Vita  S.  Leodegarii  a.  678  c.  14  (Bouquet  II  621): 
Bischof  Waimerus.  Vita  S.  Euclierii  a.  7  82  c.  8  (Mabillon 
Acta  III  557):  Eucherius  v.  Orleans.  Hug.  Floriac.  Hist, 
eccl.  a.  818  (M.  G.  Script.  IX  36 S);  Abbrev.  gest.  reg.  Franc, 
a.  818  (Bouquet  VI  288):  Theo dulfv.  Orleans.  Annal.  Vedast. 
a.  878  (Script.  I  517):  H  ine  mar  v.  Laon. 

>)  So  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  28  a.  579:  Salonius 
v.  Embrun  und  Sagittarius  v.  Gap.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc. 
X  19  a.  590:  Egidius  v.  Reims.  Chron.  Fredeg.  a.  603  c.  24: 
Desiderius  v.  Viennc.  Pardessus  Dipl.  II  178  a.  677:  Chram- 
linus  v.  Embruu.     Vita  S.  Leodegarii  a.  678  c.  14:    (Bouquet 

II  621):  Diddo,  Leodegar  und  andere  Bischöfe.  Annal. 
Einhardi  a.  818  (M.  G.  Script.  I  205)  =  Enhardi  Fuld.  Annal.  a.  818 
(Script.  I  356);  Chron.  Moissiac.  a.  817  (Script.  I  818);  Vita  Hlud. 
imp.  a.  818  c.  29,  SO  (Script.  II  628):  Ansei m  v.  Mailand, 
Theodulfv.  Orleans,  Wolfold  v.  Cremona.  Epist.  Caroli 
Calvi  ad  Nicol.  I.  (Mansi  XV  798);  Epist.  syn.  Tricass.  ad  Nicol.  I. 
(Mansi  XV  793);  Narr.  cler.  Rem.  (Bouquet  VII  278);  Forsch,  z. 
deutsch.  Gesch.  V  378  Epist.  Fuld.  XIII:  Ebbo  v.  Reims. 
Reclam.  Hincm.  Laudun.  a.  878  (Mansi  XVII  852):  Hincmar 
v.  Laon.     Gerb.    Acta    conc.    Rem.    a.  991    c.  53    (M.  G.  Script. 

III  685);  Riehen  Hist,  IV  70  (Script.  III  647):  Arnulf  v.  Reims. 

2)  So  in  den  Berichten  über  die  Processe  gegen  die  Bischöfe 
Desiderius  v.  Vienne,  Anselm  v.  Mailand,  Theodulf  v.  Orleans, 
Wolfold  v.  Cremona,  Ebbo  v.  Reims,  Hincmar  v.  Laon. 

3)  So  in  den  einseitigen  Berichten  zu  den  Processen  Sidocus 
v.  Elusa,  Waimerus,  Eucherius  v.  Orleans,  Raginfrid  v.  Rouen, 
Jesse  v.  Amiens,  Bartholomaeus  v.  Narbonne,  Hilduin  v.  Tongern. 
Vgl.  oben  S.  61  N.   3;  S.  62  N.   1. 

Nissl,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Clerus.  D 
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fahren  und  es  gehörte  dieses,  wie  jene,  zum  regelrechten 
Gang  jedes  Criminalprocesses  gegen  Bischöfe. 

Das  Schlussverfahren  hieng  vom  Ausgange  des 
Synodalverfahrens  ab.  Endete  dieses  mit  Verweigerung 
des  anklägerischen  Petits  wegen  Nichtanerkennung  der 
in  der  Anklage  behaupteten  Schuld,  so  war  die  Folge, 
dass  die  weltliche  Gewalt  von  der  weiteren  Ver- 
folgung des  Angeklagten  Abstand  nahm.  War 
derselbe  bis  dahin  verhaftet,  so  wurde  er  selbstverständ- 
lich aus  der  Haft  entlassen  und  ihm  gestattet,  ohne  fernere 
Belästigung  an  seinen  Bischofssitz  zurückzukehren 1). 
Wo  das  ausnahmsweise  nicht  zutraf,  sondern  weltlicher- 
seits  trotz  der  geistlichen  Freisprechung  strafweise  vor- 
gegangen wurde,  haben  wir  ganz  zweifellos  einen  Gewalt- 
act  vor  uns  2). 


*)  So  wurde  der  bis  zum  zweiten  Concil  von  Mäcon  wegen 
Verdachtes  des  Hochverraths  von  König  Gunthram  in  Haft  ge- 
haltene Bischof  Theodor  v.  Marseille  (vgl.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc. 
VII[  12)  nach  dem  Concil  freigelassen,  indem  von  ihm  berichtet 
wird:  ad  urbem  suam  regressus  favente  omni  populo  cum 
laude  susceptus  est.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VIH  20  a.  585.  — 
Ebenso  heisst  es  in  Synod.  Franconof.  a.  794  c.  9  (M.  G.  Cap.  I  75) 
von  Bischof  Petrus  v.  Verdun :  dementia  tarnen  regis  nostri  prae- 
fato  episcopo  gratiam  suam  contulit  et  pristinis  liono- 
ribus  eum  ditavit  nee  p a s s u s  .  euin  esse  sine  honore, 
quem  prospexit  de  composito  crimine  nihil  male 
meruisse.  —  Vgl.  auch  Greg.  Tur.  Vitae  Patrum  VI  5  a.  549: 
Marcus  v.  Orleans.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  50  a.  580 :  Gregor 
v.  Tours. 

2)  Das  ist  der  Fall  im  Hochverraths-  und  Diebstahlsprocess 
gegen  Praetextatus  v.  Rouen  (was  Löning  II  522  übersieht). 
Nach  der  Darstellung  Gregor's  (Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  19  a.  577) 
strebte  der  König  um  jeden  Preis  und  mit  jedem  Mittel  dahin, 
dass  P.  dem  Willen  der  Königin  gemäss  von  der  Synode  ver- 
urtheilt  werde.  P.  sollte  vernichtet  werden.  Als  die  Synode  auf 
Vorstellungen  Gregor's  die  Verurtheilung  verweigerte  und  dem  L\ 
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Endete  das  $y  nodal  verfahren  umgekehrt  mit  Con- 
demuation  (Degradation)  des  Angeklagten,  so  erfolgte 
zunächst  in  aller  Regel  ein  weltliches  Strafurtheil , 
ohne  dass  jedoch  dabei  eine  nochmalige  Feststellung  der 
Schuld  seitens  der  weltlichen  Gewalt  zu  constatiren  wäre 1). 
Zwar  sprechen  die  Quellen  nur  selten  ausdrücklich  von 
der  Fällung  einer  förmlichen  weltlichen  Strafsentenz 2), 
doch    was    wir    erfahren,    genügt    zur    Annahme,    dass 


nur  eine  Pönitenz  auferlegte  (vgl.  Greg.  Tur.  VII  16;  VIII  21), 
wurde  der  Bischof  vom  König  wenigstens  exilirt:  »tunc  P.  a 
nostris  raptus  oculis  in  custodiain  positus  est.  De  qua  fugere 
tentaus  nocte,  gravissime  caesus,in  insulam  —  in  exiliuin 
est  detrusus«.  Nach  des  Königs  Tode  kehrte  P.  auf  seinen 
Bischofssitz  zurück.  Die  Königin  wollte  sich  dem  widersetzen, 
indem  sie  geltend  machte  »eum  non  debere  recipi  qui  fuisset  per 
iudicium  45  episcoporum  a  sacerdotali  officio  segregatus«.  König 
Gunthram  erfährt  jedoch  von  competenter  Seite,  dass  P.  in  Wahr- 
heit von  der  Synode  nicht  deponirt,  sondern  vielmehr  trotz  der 
Freisprechung  exilirt  worden  war.  Daher  heisst  es :  et  sie  P.  a 
rege  suseeptus  atque  convivio  eius  adscitus  ad  urbem 
suam  regressus  est.     Greg.  Tur.  VII  16  a.  584. 

')  Nur  eine  auf  der  Synode  ausnahmsweise  in  contumacia 
des  Angeklagten  erfolgte  Verurtheilung  scheint  man  für  das 
weltliche  Strafurtheil  als  nicht  genügend  erachtet  zu  haben. 
Agobard  v.  Lyon  und  Bernhard  v.  Vienne  wurden,  obwohl  unge- 
horsam abwesend,  von  der  Synode  zu  Diedenhofen  a.  885 
wegen  Hochverraths  deponirt.  Bald  darauf  berief  der  Kaiser 
einen  Reichstag  nach  Stramiac.  »In  quo  causam  ecclesiarum 
Lugdunensis  atque  Viennensis  vacantium  ventilari  fecit,  eo  quod 
episcopi  dudum  illarum  Agobardus  quidem  iussus  ad  rationem 
non  venerit,  Bernardus  autem  Viennensis  affuerit  quidem,  sed 
rursus  fugam  inierit.  Sed  haec  quidem  res  imperfecta 
remansit  propter  absentiam,  ut  praedictuni  est,  epis- 
coporum«.   Vita  Hlud.  imp.  c.  54,  57  (M.  G.  Script.  I  640,  642). 

2)  Es  geschieht  das  nirgends  so  deutlich  als  in  Vita  S.  Leo- 
degarii  a.  678  c.  14  (Bouquet  II  621):  Tunc  a  palatio  sen- 
tentia  mandatur  decreti  Leodegarium  diutius  vivere  non 
debere.  —  Vgl.  auch  Pardessus  Dipl.  II  178  a.  677:  Chramlinus 
v.  Embrun. 

6* 
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überall,  wo  die  weltliche  Gewalt  in  einem  Criminal- 
process  gegen  einen  Bischof  nach  kirchlicher  Condem- 
nation  Vollstreckung  weltlicher  Strafe  anordnete,  dieses 
auf  Grund  weltlichen  Urtheils  geschehen  sei.  Die  Straf- 
sentenz gieng  aus  vom  Könige  unter  Beirath  der  Reichs- 
grossen (Hofgericht,  Reichstag)1),  dessgleichen  eine 
etwaige  Strafmilderung  oder  Nachlassung  der  Straffolgen 
(Begnadigung)2).  Da  das  Gericht  des  Königs  die  oberste 
weltliche  Instanz  war,  gegen  welche  es  keine  weiteren 
Rechtsmittel  gab,  musste  die  Strafsentenz  von  Haus  aus 
als  rechtskräftig  und  mithin  ohne  weiters  vollstreckbar 
erscheinen.  Dagegen  änderte  sich  im  Laufe  der  Zeit 
die  Ansicht  betreffs  des  Momentes,  in  dem  eine  vollstreck- 
bare weltliche  Strafsentenz  gefällt  werden  konnte.  Es 
hieng  das  zusammen  mit  der  jeweiligen  Anschauung  über 
die  Rechtskraft  der  Synodalsentenz.  So  lange  das  Synodal- 


J)  Vita  S.  Leodegarii  a.  678  c.  14  (Bouquet  II  621):  Didclo 
und  Leodegar.  Vita  S.  Eucherii  a.  7  32  c.  8  (Mabillon  Acta  III  557): 
Eucheriua  v.  Orleans.  Annal.  Einhardi  a.  818  (M.  G.  Script.  I  205) ; 
Vita  Hlud.  imp.  a.  818  c.  80  (Script.  II  628):  Anselni  v.  Mailand, 
Theodulf  v.  Orleans,  Wolfold  v.  Cremona.  Epist.  gyn.  Tricass.  ad 
Nicol.  I.  a.  867  (Mansi  XV  70  3):  Ebbo  v.  Reims.  Gerb.  Acta 
conc.  Rem.  a.  991  c.  58  (Script,  III  685):  Arnulf  v.  Reims. 

2)  Pardessus  Dipl.  II  17  8  a.  677.  Bischof  Chramlinus  v.  Embrun 
wird  wegen  Hochverrathes  von  einer  Synode  (episcopi  ipsum  iudi- 
cantes)  degradirt.  , Ideo  nus  (König  T h e o d e r i c h  III.)  u n a 
cum  consilio  —  ponteficum  vel  procerum  nostrorum 
complacuit,  quatenus,  dum  secundum  cannonis  in  ipso  senodale 
concilium  fuerat  degradatus,  res  suas  proprias  pertracta- 
vemus,  pro  mercidis  causa  perdere  non  dibirit  — ;  et 
dum  perpetuo  exsilio  fuerat  iudicatus,  mesericordia 
muti,  una  cum  consilio  —  ponteficum  peticionein  suam 
(seil,  ut  in  m  o  n  a  s  t  h  y  r  i  o  S.  Dionisiae  —  sub  regolare  ordene 
diebus  vite  sui  conversare  dibirit)  vise  fuimus  pristetisse. * 
—  Vgl.  auch  Hug.  Floriac.  Ilist.  eccl.  n.  Sis  (M.  Gr.  Script.  IX  868): 
Theodulf  v.  Orleans, 
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urtheil  durch  keinerlei  Appellation  an  eine  höhere  In- 
stanz (Papst)  anfechtbar  galt *),  wurde  die  weltliche  Sen- 
tenz sofort  nach  der  geistlichen  gefällt.  Seit  der  An- 
erkennung des  päpstlichen  Confirmationsrechtes 2)  gieng 
man  dagegen  davon  aus,  dass  ein  rechtskräftiges  welt- 
liches Strafurtheil  nicht  eher  ausgesprochen  werden  dürfe, 
als  päpstlicherseits  die  Depositionssentenz  bestätigt  wor- 
den3). Insbesondere  wurde  auch  von  der  weltlichen 
Gewalt,  wie  entschieden  sie  das  vom  Papste  an  Stelle 
des  Confirmationsrechtes  in  Anspruch  genommene  Selbst- 
entscheidungsrecht4) bekämpfte,  zugestanden,  dass  der 
König  mit  der  „ultio  criminum"  eines  von  der  Synode 
Verurtheilten  warten  müsse,  bis  der  Papst  den  alten 
Canones   gemäss   vorgegangen   sei5).     Der   hieraus  zum 


*)  Vgl.  oben  S.  76  N.  4.      2)  Vgl.  oben  S.  77  N.  1,  2. 

8)  Vgl.  diesbezüglich  den  interessanten  Briefwechsel  zwischen 
der  Synode  von  Douzy,  Hincmar  v.  Reims  und  König  Karl  d. 
Kahlen  einerseits  und  Papst  Hadrian  II.  anderseits:  Epist.  syn. 
Duziac.  ad  Hadrian  IL  a.  871  (Mansi  XVI  678);  Epist.  Hincm. 
Rem.  ad  Hadrian.  II.  a.  871  (Mansi  XVI  682);  Epist.  Caroli  reg. 
ad  Hadrian.  II.  a.  871  (Migne  124  p.  876);  Epist.  Hadriani  II.  ad 
episc.  syn.  Duziac.  a.  871  (Mansi  XV  852);  Epist.  Hadriani  IL  ad 
Carol.  reg.  a.  871  (Mansi  XV  855);  Epist.  syn.  Duziac.  ad  Hadrian.  IL 
a.  871  (Mansi  XVI  569,  vollständiger:  Delalande  Suppl.  conc. 
gall.  Paris  1666  p.  274);  Epist.  Caroli  reg.  ad  Hadrian.  IL  a.  871 
(Migne  124  p.  881);  Epist.  Hadriani  IL  ad  Carol.  reg.  a.  872  (Mansi 
XV  857).  —  Vgl.  Schrörs  Hincmar  848  ff. 

4)  Vgl.  Schrörs  Hincmar  844. 

5)  Epist.  Caroli  reg.  ad  Hadrian.  IL  a.  871,  Migne  124  p.  881 
(Verfasser  des  Briefes  war  Hincmar  v.  Reims,  vgl.  Schrörs 
Hincmar  847) :  valde  mirati  sumus,  ubi  hoc  dictator  epistolae  — 
invenerit,  esse  apostolica  auctoritate  praecipiendum,  ut  rex  cor- 
rector  iniquorum  et  districtor  reorum  ac  secundum  leges  eccle- 
siasticas  atque  mundanas  ultor  criminum  reum  legaliter  ac 
regulariter  pro  excessibus  suis  damnatum  sua  fretum  potentia 
Romam  dirigat  — ;  non  est  nostri  regii  ministerii,  reum 
et   sacrorum  canonum  iudicio  (episcopali  et  synodali  con- 
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mindesten  sich  ergebende  Aufschub  J)  der  weltlichen  Be- 
strafuüg  macht  es  erklärlich,  dass  man  in  der  Praxis, 
wie  bereits  oben2)  gezeigt  wurde,  das  päpstliche  Con- 
firmationsrecht,  so  gut  es  gieng,  zu  vereiteln  strebte. 

Die  Execution  der  verhängten  Strafe  war,  wie 
die  Strafe  selbst,  weltlich.  Den  unmittelbaren  Anstoss 
zur  Execution  gab  ein  Executionsbefehl 3),  der  vom  König 
auf  Grund  der  Strafsentenz  an  die  Executionsorgane 
gerichtet  wurde.  Die  Execution  selbst  gestaltete  sich 
natürlich  verschieden  je  nach  der  Verschiedenheit  der 
zu  vollstreckenden  Capitalstrafe.  Die  Execution  der  Todes- 


cilio)  condemnatum  —  nostra  potentia  fretum  quo  quam 
d i r i g e r e ,  cum  apertissime  sacri  canones  definiant  et  1  e g e s 
Iustiniani  ac  caeterorum  imperatorum  catholico- 
rum  edicta,  qualiter  et  pro  quibus  et  a  quibus  debeat  epis- 
copus  iudicari  et  post  iudicium,  quid  et  qualiter  et 
per  quos  sit  inde  apostolicae  sedi  agendum,  quae 
non  abnuimus,  sed  incunct anter  ac  competenter  annuimus. 
')  Vielleicht  hängt  damit  zusammen  die  erst  längere  Zeit 
nach  der  Verurtheilung  durch  die  Synode  von  Douzy  (a.  871) 
erfolgte  und  darum  vielfach  als  Gewaltact  (Sohm  Gerichtsb.  268; 
Schrörs  Hincmar  424),  von  Cello t  Vita  Hincm.  Laudun.  (Mansi 

XVI  722)  nichtsdestoweniger  als  Justizact  erklärte  Blendung 
Hincmar's  v.  Laon.  Die  Blendung  vollzog  Graf  Boso  v.  Vienne 
(Annal.  Vedast.  a.  877,  M.  G.  Script.  I  517)  zwei  Jahre  nachdem 
Hincmar  bereits  eingekerkert  war  (Conc.  Tricass.  II  a.  878,  Mansi 

XVII  852),  also  jedenfalls  erst  nach  dem  Tode  Papst  Hadrian's  IL 
(a.  872).  Die  Deposition  wurde  bestätigt  durch  Papst  Johann  VIEL 
(a.  876).  Epist.  loann.  VIII.  ad  Hincm.  Rem.  a.  876  (Mansi  XVII  226). 

2)  Oben  S.  7  7.  —  Vgl.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  28  (M.  G. 
Script.  ü[  671):  Quid  (nos  episcopi)  acturi  erimus,  si  quodam 
colludio  longis  ambagibus  proplexis  cavillationibus  (reges) 
se  deludi  senserint.  Num  eos  iudicii  formam  Romae  pe- 
cunia  redempturos  putatis,  reumque  sibi  defuturum,  quin 
auri  et  argenti  montes  Romanis  offerat,  si  se  redimi  pecunia  speret? 

3)  Z.  B.  Annal.  Einhardi  a.  818  (M.  G.  Script.  I  205):  iussit 
(Kaiser  Ludwig)  episcopos  synodali  decreto  depositos  niona- 
s t c r i i s  mauoipari, 
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und  Verstümmelüngsstrafbn  oblag  den  Grafen  und  ihren 
Unterbeamten  x),  also  weltlichen  Executivbeamten 2).  Nicht 
dasselbe  galt  durchwegs  von  der  Execution  des  Exils 
(Straf  haft) 3).  Wohl  mit  Rücksicht  auf  die  Kirche  begegnet 
nämlich  hier  stellenweise  auch  die  Requisition  geistlicher 
Executivorgane.  Das  heisst:  die  Durchführung  der  vom 
Staate  wegen  weltlicher  Verbrechen  gegen  einen  depo- 
nirten  Bischof  ausgesprochenen  Strafe  des  Exils  oder 
der  Strafhaft  wird  vom  König  nicht  einem  Grafen  oder 
Herzog  aufgetragen,  sondern  einem  Bischof  oder  Abt; 
mit  anderen  Worten :  es  findet  von  Seite  des  Staates  die 
Inanspruchnahme    des    brach ium    ecclesiasticum    statt4). 


*)  Vita  S.  Leodegarii  a.  678  c.  14  (Bouquet  II  621):  eum 
(Bischof  Leodegar)  Chrodeberto  cuidam,  qui  tunc  com  es  erat 
palatii,  iussit  tyrannus  impius  (Majordomus  Hebroin)  tradi 
et  praesenteai  vitam  in  gladii  percussione  auferri  — .  Chrodebertus 
—  iniunxit  quattuor  e  famulis,  ut  ea  quae  fuerant  sibi  iussa 
explerent  — ;  in  silvam  eum  ducunt ,  ut  iussionis  imple- 
rent  sententiam.  —  Vgl.  auch  oben  S.  86  N.  1:  Blendung 
Hincmar's  durch  Graf  Boso. 

2)  So  hm  G.  V.  581. 

3)  Vgl.  jedoch  Vita  S.  Lupi  a.  618  c.  12  (Boll.  Acta  1.  Sept. 
I  259):  König  Lothar  exilirt  Bischof  Lupus  v.  Sens,  »tradituui 
duci  pagano  — ,  quem  ille  (dux)  direxit  in  villam  etc.«  —  Vita 
S.  Eucherii  a.  7  82  c.  8  (Mabillon  Acta  III  557):  Karl  Martell 
exilirt  Bischof  Eucherius  v.  Orleans  und  »eum  loco  vocabulo 
Hasbanio  Rotberto  duci  tradidit  custodienduin«.  —  Vgl.  auch 
Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  21,  wo  König  Gunthram  die  »iudices 
locoruiu*  strenge  ermahnt,  die  in  Klöster  gesperrten  Bischöfe 
Salonius  und  Sagittarius  gut  zu  bewachen. 

4)  So  wurde  Ebbo  v.  Reims  nach  Schluss  der  Synode  zu 
Diedenhofen  a.  835  vorerst  in  das  Kloster  Fulda,  wo  er  sich 
schon  in  Untersuchungshaft  befunden  hatte,  zurückgeführt,  dann 
dem  Bischof  Freculf  v.  Lisieux  und  zuletzt  dem  Abte  Boso 
v.  Fleury  an  der  Loire  zur  Obhut  übergeben.  Epist.  Caroli  Calvi 
ad  Nicol.  I.  a.  867  (Mansi  XV  798);  Forsch,  z.  d.  Gesch.  V  878 
Epist.  Fuld.  XIII;  Narr.  der.  Rem.  (Bouquet  VII  278).  Der  Auf- 
trag  zur   Execution   der   custodia   Ebbo's   durch   die   kirchlichen 
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Practisch  fiel  diese  Unterscheidung  gewiss  meist  zu- 
sammen mit  der  Internirung  des  Verurtheilten  einerseits 
in  einem  öffentlichen  Gefängniss  (ergastulum,  Thurn), 
anderseits  in  einer  geistlichen  Strafanstalt  (Kloster, 
bischöfliches  Gefängniss)  und  war  somit  in  der  Kegel 
zugleich  identisch  mit  strengerer  oder  milderer  Form 
des  Exils,  denn  die  Einsperrung  in  ein  öffentliches  Ge- 
fängniss war  mit  Kettenlegung  und  anderen  Qualen 
verbunden x),  während  die  Klosterhaft  u.  dgl.  in  ein- 
facher Freiheitsbeschränkung  (ohne  Qualification)  be- 
stand 2). 

Stellte  sich  nach  regelrecht  durchgeführtem  Criminal- 
verfahren  aus  irgend  einem  Grunde  heraus,  dass  der 
exilirte  Bischof  höchst  wahrscheinlich  fälschlich  ver- 
urtheilt  worden  war,  so  stand  von  jeher  der  Wieder- 
aufnahme des  geschlossenen  Verfahrens  behufs  Resti- 
tution des  Verurtheilten  nichts  im  Wege.    Am  häufigsten 


Organe  gieng  vom  Kaiser  aus.  Vgl.  Epist.  syn.  Tricass.  ad  Nicol.  I. 
a.  867  (Mansi  XV  798):  Sicque  sine  reclamatione  manifesta  in 
Cisalpinis  regionibus  idem  Ebo  per  diversa  monasteria  c  o  m  m  e  n- 
datione  imperatoris  deguit. 

*)  Vgl.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  5  circa  a.  572.  Erzpriester 
und  episcopus  electus  cum  iure  succedendi  Munderich)  » in  exilium 
—  in  turri  quadam  arta  atque  detecta  retruditur:  in  qua 
per  duos  fere  annos  cum  grandi  cruciatu  commoratur €.  — 
Hug.  Floriac.  Hist.  eccl.  a.  818  (M.  G.  Script.  IX  868):  qui  (Theodulf 
v.  Orleans)  dum  in  custodia  teneretur  —  imperator  mox  eum 
a  vinculis  absolvi  praecepit  et  priori  gratia  redonavit.  —  Conc. 
Tricass.  II.  a.  878  (Mansi  XVII  858):  transmissus  sum  (Hincniar 
v.  Laon)  in  exilium,  in  quo  —  aliquanto  tempore  ferro  vinctus 
custoditus  sum.  —  Vgl.  auch  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  53 
(oben  S.  41  N.  1). 

2)  Pardessus  Dipl.  [[  178  a.  677  :  Chramlinus  v.  Embrun 
(oben  S.  84  N.  2).  —  Vgl.  Vita  S.  Leodcgarii  a.  674  c.  7  (Bouquet 
VI   615):   Majordomus   Hebroin   und   Bischof  Leodegar  v.  Autun. 
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kamen  solche  Fälle  bei  Kegierungswechseln  vor,  wenn 
ein  Bischof  wegen  politischer  Verbrechen  vom  Begierungs- 
vorgänger exilirt  worden  war J).  Zu  dem  Ende  wurde 
durch  die  weltliche  Gewalt  von  Neuem  gegen  den  Depo- 
niten und  Exilirten  eine  Synode  berufen  2).  Diese  hatte 
die  Sache  neu  untersuchend  das  Verfahren  der  früheren 
Synode  zu  prüfen  und,  falls  sie  die  auf  Grund  desselben 
ausgesprochene  Sentenz  für  nicht  begründet  fand3),  auf 
Restitution  zu  erkennen.  Letztere  erfolgte  dann  seitens 
der  geistlichen  Gewalt  durch  Wiedereinsetzung  des  De- 
poniten in  seine  geistlichen  Würden,  seitens  der  welt- 
lichen Gewalt  durch  Aufhebung  des  Exils  und  (wenn 
thunlich)  durch  Rückberufung  des  Exilirten  auf  den  vor 
der  Verurtheilung  innegehabten  bischöflichen  Stuhl4). 


1)  Vgl.  Greg.  Tur.  Vitae  Patrum  XVII  8  a.  561 :  Nicetius 
v.  Trier.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VII  16  a.  584:  Praetex- 
tatus  v.  Rouen.  Flodoardi  Hist.  Rem.  II  20;  Apolog.  Ebbon.  II. 
(Mansi  XIV  775);  Narr.  cler.  Rem.  (Bouquet  VII  279);  Epist. 
Caroli  Calvi  ad  Nicol.  I.  a.  879  (Mansi  XV  799);  Epist.  syn.  Tricass. 
ad  Nicol.  I.  a.  867  (Mansi  XV  793):  Ebbo  v.  Reims.  Annal. 
Hincm.  Rem.  a.  878  (M.  G.  Script.  I  508);  Annal.  Vedast.  a.  878 
(Script.  I  517);  Adon.  contin.  I.  a.  877  (Script.  II  825);  Conc. 
Tricass.  II.  a.  878  (Mansi  XVII  858):  Hincm  ar  v.  Laon. 

2)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VII  16  a.  584:  Rex  pro  hac  causa 
(Frage  über  die  Restitution  des  Bischofs  Praetextatus  v.  Rouen) 
synodum  excitare  vellet.  —  Narr.  cler.  Rem.  (Bouquet  VII 
279):  congregata  synodo  (zu  Ingelheim  a.  840)  auctoritate 
apostolica  et  praeceptione  Lothar ii  imperatoris  (Frage 
über  die  Restitution  Ebbo's  v.  Reims). 

3)  Annal.  Vedast,  a.  878  (M.  G.  Script.  I  517):ibi  (auf  der 
Synode  von  Troyes  a.  878)  Hincmarus  Laudunensium  episcopus 
—  de  omnibus,  quibus  olim  fuerat  damnatus,  se  in- 
culpabilem  reddidit. 

4)  So  Epist.  Caroli  Calvi  a.  867  (Mansi  XV  799):  Ebbo  — 
communi  eorum  (seil,  episcoporum)  consensu  suis  gradi- 
bus  est  restitutus.  Epist.  syn.  Tricass.  a.  867  (Mansi  XV 
798):   Hlotharius  —  per   e dictum   imperiale  —  sedem  et 


-     90     — 

Wesentlich  verschieden  von  diesem  Falle  war  die 
Eröffnung  des  Strafverfahrens  wider  einen  criminell  ver- 
urtheilten  Bischof  wegen  neuer  erst  nach  durchge- 
führtem Criminalverfahren  begangener  Verbrechen. 
Hier  kam  es  nicht  zu  einer  Wiedereinberufung  der 
Synode.  Der  deponirte  Bischof  galt  als  Laie,  und  wie 
einem  Laien,  wurde  ihm  ohne  Zuziehung  des  geistlichen 
Gerichts  der  Process  gemacht !). 

b)  Criminalgerichtsstand  der  Bischöfe. 

§  8. 
Den  bisherigen  Untersuchungen  gemäss  bestand  in 
weltlichen  Criminalsachen  der  fränkischen  Bischöfe  jeder 
regelrechte  Process  aus  drei  Abschnitten  mit  wesentlich 
verschiedenen  Functionen:  einem  Einleitungs- ,  einem 
Haupt-  und  einem  Schlussverfahren.  Bestimmt  sich  im 
Allgemeinen    der    Gerichtsstand    in    Criminalstrafsachen 


cliocesim  —  restituit.  Im  Restitutionsedi  et  selbst  sagt  Lothar: 
decernentibus  praesulibus  sedem  ac  diocesim  Remensis 
urbis  tibi,  Ebo,  restituimus  (Flodoardi  Hist.  Rem.  II  20).  —  Vgl. 
auch  Annal.  Hincm.  Rem.  a.  878  (M.  G.  Script.  I  508):  consen- 
tiente  rege  (Ludovico)  dixit  papa  (auf  der  Synode  zu  Troyes), 
ut  —  Hincmarus  caecus,  si  vellet,  missarn  cantaret  et  parte  m 
de  rebus  episcopii  Laudunensis  haberet.  Hedenulf,  der  bereits 
im  Jahre  a.  876  mit  Zustimmung  des  Papstes  zum  Nachfolger 
Hincmar's  gewählt  worden  war,  wollte  dem  restituirten  Hincmar 
völlig  den  Platz  räumen,  erhielt  aber  hiezu  (wohl  mit  Rücksicht 
auf  Hincmar's  Zustand)  nicht  die  Genehmigung  des  Papstes. 

!)  Vgl.  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  58  (oben  S.  41  N.  1), 
wonach  es  als  selbstverständlich  erscheint,  dass  die  Synode  bei 
Bestrafung  und  Processirung  des  degradirten  Arnulf  keinerlei 
Antheil  haben  werde,  und  folgemässig  auch  keinen  Einfluss  üben 
könne,  wenn  derselbe  »iterum  digna  ultore  gladio  committat*.  — 
Nicht  hieher  gehörig  ist  (gegen  He  feie  IV  508)  der  Fall  Hinc- 
mar v.  Laon.     Vgl.  oben  S.  86  N.   1. 
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mich  den  Gerichten,  vor  welchen  jemand  wegen  Ver- 
brechen zur  Verantwortung  gezogen  wird,  so  fällt  die 
Frage  nach  dem  Criminalgerichtsstand  der  Bischöfe  des 
Frankenreichs  zusammen  mit  der  Frage:  Vor  welchem 
Forum  (Gericht)  spielten  sich  die  erwähnten  drei  Process- 
abschnitfce  ab,  und  welches  war  ihr  gegenseitiges  juristi- 
sches Verhältniss?  Die  Prüfung  dieser  Frage  wird  er- 
geben, dass  der  Gerichtsstand  der  fränkischen  Bischöfe 
in  weltlichen  Criminalsachen  weder  ein  ausschliesslich 
weltlicher,  noch  ein  ausschliesslich  geistlicher,  sondern 
vielmehr  ein  doppelter,  ein  geistlicher  und  welt- 
licher Gerichtsstand  war. 

Im  Vor-  und  Schlussverfahren  steht  der  in- 
criminirte  Bischof  zweifellos  vor  rein  weltlichem  Ge- 
richt. Das  Gericht  des  Eiuleitangs Verfahrens  ist  das 
Gericht  des  Königs,  beziehungsweise  des  an  Königsstatt 
amtirenden  Grafen  oder  Herzogs x).  Der  König  ist  es, 
der  in  eigener  Person  oder  durch  seine  Vertreter  alle 
jene  vorbereitenden  Massregeln  trifft,  welche  zur  Siche- 
rung und  Ueberführung  der  Person  des  Angeschuldigten 
nöthig  erscheinen,  vor  ihm  hat  der  verbrechensver- 
dächtige Bischof  zunächst  über  die  Anklage  Kede  zu 
stehen,  er  entscheidet  über  Einstell  ang  oder  weiteren 
Fortgang  des  Processes.  Dasselbe  gilt  vom  Schluss- 
verfahren. Das  Schlussverfahren  bezweckt  die  Verhän- 
gung  und  Vollstreckung  der  weltlichen  Strafe.  Verhängt 
wird  die  Strafe  vom  König  in  einem  Keichs-  oder  Hof- 
gericht2), vollstreckt  auf  seinen  Befehl  und  Auftrag3). 
Die  Normen,  welche  für  Vor-  und  Schlussverfahren  mass- 


*)  Oben  S.  50  —  55.     , 

2)  Oben  S.  84.       3)  Oben  S.  86. 
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gebend  sind,  können  somit  keine  anderen  sein,  als  die 
für  die  weltliche  Gewalt  überhaupt  massgebenden,  das 
sind  die  weltlichen  Gesetze  (Leges,  Capitularien).  Das 
Gericht  des  Vor-  und  Schlussverfahrens  kann  schon 
darum  nur  rein  weltliches  Gericht  sein,  weil  die  das- 
selbe unmittelbar  beherrschende  Tendenz  ausgesprochener- 
massen  weltliche  Straftendenz  ist,  was  dem  oben *)  auf- 
gestellten Begriff  der  weltlichen  Criminalsachen  gemäss 
für  das  Frankenreich  nichts  Geringeres  bedeutet,  als  das 
Bestreben,  eine  vom  Recht  als  todeswürdig  erklärte 
Handlung  mit  Tod  zu  ahnden.  In  solcher  Unmittelbarkeit 
war  aber  diese  Tendenz  schon  damals  mit  geistlichem 
Gericht  und  geistlichen  Richtern  völlig  unverträglich, 
denn  schon  galt  der  Satz :  ecclesia  non  sitit  sanguinem 2). 
Im  Hauptverfahren  dagegen  steht  der  incrimi- 
nirte  Bischof  ebenso  gewiss  vor  rein  geistlichem 
Gericht.  Die  unter  Mitwirkung  des  Königs  gegen 
einen  verbrecherischen  Bischof  abgehaltene  Synode  ist 
nämlich  nicht,  wie  wohl  angenommen  wird 3),  ein  mit 
geistlichen  Grossen  besetztes  Königsgericht  und  somit 
eine  Form  weltlichen  Gerichts.    Das  Synodalgericht  be- 


i)  Oben  §  2. 

2)  Vgl.  Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871  c.  9  (Mansi  XVI  674):  quia 
(Hincinarus  Laudunensis)  mortis  iudicio  subscripsit  et  sub- 
scribi  contra  episcopalem  ordinem  fecit,  ipse  in  corpore 
vivens  defungi  sacerdotio  debet  adiudicari.  —  Vgl.  auch  Acta 
conc.  Rem.  a.  991  c.  3,  6  (M.  G.  Script.  III  660,  661).  —  Ebenso 
Duppl.  legat.  edict.  a.  789  c.  16  (M.  G.  Cap.  I  63);  Synod.  Franconof. 
a.  794  c.   18  (Cap.  I  74). 

8)  Dieser  Meinung  waren  z.  B.  Eichhorn  Rechtsgeschichte 
1718;  Rettberg  Kirchengeschichte  II  688,  642:  Hinschius 
Decret.  Pseudo-Isidorian.  CCXXII  N.  2;  Roth  Pseudo-Isidor  in 
Zeitschrift  f.  Rechtsgesch.  V  (1866)  S.  7.  Neuerdings  folgt  ihr 
wieder  Waitz  V.  G.  IV  415. 
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stellt  vielmehr  ausschliesslich  aus  geistlichen  Richtern 
unter  geistlichem  Vorsitz.  Richter  desselben  sind  die 
Bischöfe  mit  Priestern,  Diaconen  und  Aebten  als  Stell- 
vertretern (vicarii);  den  Vorsitz  führt  ein  Metropolit1). 
Darum  nennen  es  die  Quellen  auch  „  conventus  (synodus) 
episcoporum  (episcopalis)  " 2),  ,  audientia  sacerdotalis  (epis- 
coporum) K  3),  „  iudicium  episcoporum u  4)  und  stellen  das- 
selbe als  „  synodus  episcoporum  vel  abbatum  nee  non  et 
aliorum  sacerdotum "  oder  als  „  synodalis  sanetorum  con- 
ventus" in  ausdrücklichen  Gegensatz  zum  Königsgericht, 
als  dem  „conventus  Francorum",  dem  „tribunal  pala- 
tinum  ■,  dem  „  placitum  imperatoris  publicum tf  5).  Dem 
König  gebührt  nicht  einmal  dann  der  Vorsitz,  wenn  er 
auf  der  Synode  gegenwärtig  ist6).    Der  König  ist  nicht 


*)  Z.  B.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc,  V  21  a.  567:  Coniunctique 
episcopi  cum  patriarcha  Nicetio  —  invenerunt  eos  (Salonius 
v.  Euibrun  und  Sagittarius  v.  Gap)  convictos.  —  Pardessus  Dipl. 
II  178  a.  G77:  Genesio,  Chadune,  Blidramno,  Landoberctho  et 
et  Ternisco,  qui  metropoli  esse  videntur,  vel  reliqui  quam- 
pluris  episcopi  ipsus  (Chramlin  v.  Embrun)  iudicantis.  —  Riclieri 
Hist.  HI  52  a.  991  (M.  G.  Script.  III  04 3):  Iudicandi  —  dig- 
nitas  (Vorsitz)  Siguino  —  metropolitano  commissa  est 
(gegen  Arnulf  v.  Reims). 

2)  Greg.  Tur.  Vitae  Patrum  VI  5  a.  549:  Marcus  v.  Orleans 
Epist.  Hloth.  imp.  ad  Leon.  IV.  (Mansi  XIV  884) :  Ebbo  v.  Reims. 

8)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  19  a.  577:  Praetextatus  v.  Rouon. 
Prudent.  Trec.  Annal.  a.  859  (M.  G.  Script.  I  453):  Wenilo  v.  Sens. 

4)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VII  16  a.  584:  Praetextatus 
v.  Rouen.  Thegani  Vita  Hludov.  imp.  a.  830  c.  37  (M.  G.  Script. 
II  598) :  Jesse  v.  Amiens. 

5)  Chron.  Moissiac.  a.  817  (M.  G.  Script.  I  318);  Annal. 
Einhardi  a.  818  (Script.  I  205);  Thegani  Vita  Hlud.  imp.  a.  818 
c.  22  (Script.  II  596);  Vita  Hlud.  imp.  a.  818  c.  80  (Script.  II  62:;) : 
Anselm  v.  Mailand,  Theodulf  v.  Orleans,  Wolfold  v.  Cremona.  — 
Apolog.  Ebbon.  III.  (Mansi  XIV  776);  Narr.  cler.  Rem.  (Bouquet 
VII  277):  Ebbo  v.  Reims.  —  Vgl.  Sohm  Gerichtsb.  251  N.  175. 

c)  Daher  recusirt  Hincmar  v.  Laon  nicht  den  König  als  Vor- 
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Synodalrichter,  sondern  Synodalankläger,  auf  dessen 
Klage  hin  die  Bischöfe  allein  über  Aufforderung  des 
Metropoliten  ihr  Verdict  abgeben 1).  Das  Gericht  des 
Hauptverfahrens  ist  Bischofsgericht.  Daher  ist  auch  das 
Verfahren  in  diesem  Stadium  des  Criminalprocesses  gegen 
Bischöfe  nicht  weltliches,  sondern  geistliches  Verfahren. 
Kraft  und  in  Gemässheit  der  Canones  erfolgt  die  Vor- 
ladung des  Angeklagten  vor  Gericht2),  die  Mittheilung  der 
Anklage  und  Gewährung  von  Fristen  zur  Vorbereitung :{), 
die  Antwort  auf  die  Anklage4),  das  ganze  Instruc- 
tions- und  Beweisverfahren 5),  und  schliesslich  auch  das 


sitzenden  des  Gerichts,  sondern  seinen  Metropoliten  Hincmar 
v.  Reims.  Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871  c.  6  (Mansi  XVI  66S). 
Vgl.  So  hm  Gerichtsb.  251  N.  173.  —  Ebenso  hatte  im  Processe 
gegen  Ebbo  den  Synodalvorsitz  nicht  der  anwesende  König,  sondern 
Erzbischof  Drogo  v.  Metz.     Vgl.  Hefele  IV  85. 

>)  Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871  c.  8  (Mansi  XVI  671).  Nach 
Schluss  des  Beweisverfahrens  sagt  der  Metropolit  als  Vorsitzender 
zur  Synode:  Sanctitas  vestra,  domini  fratres,  audivit,  quid 
in  petitione  domni  regis  adversum  Hincmarum  Laudu- 
nensem  episcopum  contineatur  — .  Unde,  quid  vestrae 
sanctitati  videatur,  edicite. 

2)  Hincmar  v.  Laon  wird  dreimal  geladen  durch  je  einen 
Bischof,  einen  Priester,  einen  Diacon.  Diese  überbringen  die 
Ladung  mit  den  Worten:  s.  synodus  —  sed  et  metropolitanus 
noster  mandant  tibi  auctoritate  —  sacrorum  canonum, 
ut  quantocius  ad  synodum  convenias.  Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871 
c.  1   (Mansi  XVI  658). 

8)  Synod.  ap.  Sapon.  a.  859  c.  6  (M.  G.  Leg.  I  46-0 :  Unde 
secundum  sacram  auctoritatem  et  induciae  ac  dierum 
dilalio  est  concessa  et  certa  accusatio  per  episcopos  et  synodicas 
litteras  praefato  archiepiscopo  (Wenilo  v.  Sens)  est  intimata  atque 
concessa  secundum  regulas  divinitus  promulgatas. 

*)  Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871  c.  6  (Mansi  XVI  665):  sicut 
praecipiunt  regulae,  ad  obiecta  tibi  responde. 

*)  Uncanonische  Beweismittel  werden  daher  nur  aus  beson- 
deren Gründen  und  mit  dem  vollen  Bewusstsein  der  Ausnahme 
zugelassen.     So   im    Process   gegen    Gregor  v.  Tours   (Greg.   Tur. 
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Urtheil ').  Dem  entsprechend  ist  die  das  Hauptverfahren 
unmittelbar  beherrschende  Tendenz  nicht,  wie  im  Vor- 
und  Schlussverfahren,  weltliche,  sondern  geistliche  Straf- 
tendenz, nämlich  Degradationstendenz.  Um  Degradation 
des  angeschuldigten  Bischofs  bittet  der  Ankläger 2),  auf 
Degradation  erkennt  im  Falle  erwiesener  Schuld  die 
Synode3).  Der  Process  des  Hauptverfahrens  ist  cano- 
nischer Depositionsprocess,  durchgeführt  vor  geistlichem 
Gericht  nach  geistlichem  Recht,  und  als  solcher  in  nichts 
Wesentlichem  verschieden  von  jedem  anderen4)  cano- 
nischen Depositionsprocess. 


Hist.  Franc.  V  50  a.  580)  der  damals  (vgl.  Löning  II  502)  noch 
uncanonische  Reinigungseid:  Et  licet  canonibus  essent 
contraria,  pro  causa  tarnen  regis  (es  handelte  sich  um  Ehe- 
bruch der  Königin)  impleta  sunt.  —  Ebenso  im  Process  gegen 
Petrus  v.  Verdun  (Synod.  Franconof.  a.  794  c.  9,  M.  G.  Cap.  I  75) 
das  Gottesurtheil  des  Kampfes  wegen  Mangels  von  Eideshelfern : 
Tarnen  eius  (des  Bischofs)  homo  ad  iudicium  Dei  neque  per  regis 
Ordinationen!  neque  per  sancta  synodo  censuram,  sed 
spontan ea  voluntate   —  exivit. 

')  Greg.  Tur.  Hist,  Franc.  V  19  a.  577.  Als  Prätextatus 
den  Mordversuch  auf  den  König  gestanden  hatte,  »(rex)  ad  me- 
tatum  discessit  transmittens  librum  canonum  —  haben  s 
canones  quasi  apostolicos  continentes  haec:  Episcopus  in 
homicidio  —  deprehensus  a  sacerdotio  divellatur «.  —  Pardessus 
Dipl.  11  178  a.  677:  aliqui  ex  ipsis  (episcopis),  qui  in  infidilitate 
nostra  (des  Königs)  fuerant  inventi,  per  eorum  cannonis 
fuirunt  iudecati.  —  Vgl.  insb.  auch  die  Sentenzen  der  Bischöfe 
und  des  Metropoliten  als  Vorsitzenden  im  Processe  gegen  Hincmar 
v.  Laon.  Acta  conc.  Duziac.  I.  a.  871  c.  8,  9,  10  (Mansi  XVI  671  ff.). 
—  Ebenso  heisst  es  in  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  2  (M.  G. 
Script.  III  660):  ex  auctoritate  canonum  iudicium  pro- 
mulgetur. 

•)  Oben  S.  66.       s)  Oben  S.  76-79. 

4)  Vgl.  von  solchen  Depositionsprocessen  Protocoll  der  Mar- 
seiller  Synode  a.  58S  (Hefele  II  752);  Epistolae  Ioannis  IL  a.  5T4 
(Mansi  VIII  807  —  809):  Contumeliosusv.  Riez.  Conc.  Paris  IL 
a.  551   (Mansi  IX  739):  Saffaricus  v.  Paris.    Greg.  Tur.  Hist. 
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Für  die  rechtliche  Beurtheilung  des  doppelten  Ge- 
richtsstandes ist  massgebend  das  Verhältniss  des  Haupt- 
verfahrens zu  den  beiden  anderen  Verfahrensabschnitten. 
Das  Hauptverfahren  wird  vorbereitet  durch  das  welt- 
liche Einleitungsverfahren  *),  es  wird  veranlasst  von  der 
weltlichen  Gewalt  durch  Berufung  des  Synodalgerichts  2), 
es  hat  zur  Basis  die  von  der  weltlichen  Gewalt  im  Ein- 
leitungsverfahren gesammelten 3)  und  in  einer  öffent- 
lichen Anklage4)  dem  geistlichen  Gericht  vorgelegten 
Verbrechensthatsachen.  Die  weltliche  Einleitung  ist 
conditio  sine  qua  non  des  Haupt  Verfahrens.     Anderseits 


Franc.  IV  26  a.  568:  Emmerich  v.  Saint  es.  Pipp.  princ. 
capit.  Suession.  a.  744  (M.  G.  Cap.  I  29);  Jaffe  Bibl.  rer.  Germ. 
III  IST  a.  745;  Conc.  Germ.  III.  a.  745  (Mansi  XII  871b),  vgl. 
Vita  S.  Bonifacii  Append.  c.  1  (M.  G.  Script.  IE  854)  und  die  die 
Acten  des  Mainzer  Concils  auch  direct  benutzende  Vita  S.  B.  des 
Otloh  v.  Regensburg  Lib.  I  c.  37  (M.  G.  Script.  II  847  N.  24): 
Clemens,  Adelbertus,  Gewelieb.  Synod.  Franconof.  a.  7 94 
c.  10  (M.  G.  Cap.  I  75):  Gaerbodus.  Annal.  Lauriss.  mai. 
a.  794  (Script.  I  180)  zusammengehalten  mit  Chron.  Adon.  a.  794 
(Bouquet  V  820):  Felix  v.  Urgel.  Indicul.  de  depos.  Brit. 
episc.  a.  848  (Bouquet  VII  288);  Hist.  Brit.  Armor.  a.  848  (Bouquet 
VII  49);  Chron.  Namnet.  a.  848  (Bouquet  "VII  219);  Epist.  syn. 
Paris,  a.  849  (Bouquet  VII  580);  Epist.  Nicol.  I.  ad  Salomon.  reg. 
Brit.  a.  86G  ?  (Bouquet  VII  406  =  Jaffe  Reg.  Pontif.  No.  2708  circa 
a.  862,  wonach  oben  S.  81  N.  2  zu  corrigiren)  veranlasst^)  durch 
Epist.  conc.  Suession.  III.  ad  Nicol.  I.  a.  866  (Bouquet  VII  586): 
Sulsannus  v.  Vannes,  Salaco  v.  Aleth,  Felix  v.  Cor- 
nuailles,  Liberat  v.  Leon.  Annal.  Hincm.  Rem.  a.  861  —  862 
(Script.  I  455-457);  Vita  Nicol.  I.  a.  862  ff.  (Bouquet  VII  828); 
Libell.  procl.  Rothadi  a.  864  (Mansi  XV  681) :  Rothad  v.  Sois- 
sons.  Annal.  Hincm.  Rem.  a.  863  (Script.  I  460);  Chron.  Adon. 
a.  868  (Bouquet  VII  55);  Chron.  Regin.  a.  865  (Script.  I  572); 
Epist.  Nicol.  I.  ad  episc.  regni  Ludovici  a.  867  (Bouquet  VII  432): 
Günther  v.  Köln,  Thietgaud  v.  Trier.  Richeri  Hist.  111 
66  a.  970  (Script,  III  621):  Adalbero  v.  Laon. 

')  Oben  S.  49,  50.       2)  Oben  S.  55. 

»)  Oben  S.  52,  53.       <)  Oben  S.  67. 
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ist  aber  wiederum  das  Haupt  verfahren  Grundlage  und 
Kichtschnur  für  das  Schlussverfahren:  jenes  schafft  für 
dieses  buchstäblich  ein  Praejudicium.  Die  Berufung  der 
Synode  erfolgt  nämlich  „ad  examinationem  sive  discus- 
sionem  causae tt  x),  das  heisst  zur  gerichtlichen  Unter- 
suchung der  Sache  im  öffentlichen  Interesse,  wesshalb 
die  Keinigung  im  geistlichen  Gericht  auch  Keinigung 
gegenüber  der  weltlichen  Gewalt  ist2),  wie  umgekehrt 
die  geistliche  Verurtheilung  zugleich  Schuldigsprechung 
für  das  weltliche  Strafgericht 3).  Eben  darum  ist  sowohl 
die  weltliche  Freisprechung,  als  auch  die  weltliche  Be- 
strafung unmittelbare  Folge  des  geistlichen  Spruchs4). 
Das  Bischofsgericht  als  Bestandtheil  eines  von  der  welt- 
lichen Gewalt  wegen  weltlicher  Verbrechen  eines  Bischofs 
veranlassten  Criminalprocesses  ist  canonisches  Deposi- 
tionsgericht,  aber  nicht  bloss  dieses,  sondern  zugleich 
Schuldgericht  für  die  weltliche  Strafgewalt.  Diese  ent- 
scheidet zwar   über   die  Straffrage,   aber   nicht  über  die 


')  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  50  a.  580 :  Rex  arcessitis  regni 
sui  episcopis  causam  (Gregor's  v.  Tours)  diligenter  iussit  ex- 
quiri.  —  Greg.  Tur.  X  19  a.  590:  Rex  episcopos  arcessiri  ad 
eius  (Egidius  v.  Reims)  examinationem  praecepit,  scilicet  ut 
—  ad  discutiendum  in  urbe  supradicta  adesse  deberent.  — 
Richeri  Hist.  III  53  a.  991  (M.  G.  Script.  III  643):  Ad  hoc  dis- 
cutiendum regalis  dignitas  hie  nos  collegit  (gegen  Arnulf 
v.  Reims).    Vgl.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  2  (Script.  III  660). 

2)  Flodoardi  Hist.  Rem.  II  20 :  Bischof  Hildemann  v.  Beauvais, 
der  pich  in  der  Synode  durch  Eid  reinigte,  »satisfecit  synodo 
et  per  eam  imperatori*. 

3)  Daher  heisst  es  von  Ebbo  v.  Reims  in  Vita  Hludov.  imp. 
a.  835  c.  54  (M.  G.  Script.  II  640) :  Ebo  —  ipse  in  se  quandam 
confessionem  praedieavit  confirmavitque  se  et  indignum  sacerdotio 
et  inrevocabiliter  eo  abstinere  iudieavit,  quod  et  episcopis  et 
per  eos  imperatori  conti* adidit. 

4)  Siehen  oben  S.  82,  88. 

Ni»»l,  Gerichtsstand  d.  tränk.  Clerus.  « 
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Schuldfrage,  deren  Beantwortung  ausschliesslich  der  Sy- 
node zukommt.  Auf  diese  Weise  ist  das  Synodal- 
verfahren, obgleich  an  und  für  sich  rein  geistliches 
Verfahren  vor  rein  geistlichem  Gericht,  doch  zugleich 
organischer  Theil  eines  der  ganzen  Tendenz 
nach  weltlichen  Criminalprocesses,  und  in 
Folge  dessen  das  Synodalgericht,  wenn  auch  nicht 
unmittelbar,  so  doch  mittelbar  gleich  dem  Gericht 
des  Einleitungs-  und  Schlussverfahrens  Blutgericht. 
Sehr  bezeichnend  ruft  einmal  der  angeklagte  Bischof 
der  Synode  zu,  sie  möge  nicht  zaudern  ihr  Ur theil  zu 
sprechen,  denn  er  wisse,  dass  er  des  Todes  schuldig  l), 
und  bittet  er  in  anderen  Fällen,  noch  ehe  die  Synode  ihr 
Urtheil  abgegeben,  den  König  um  Leben  und  Glieder2). 
Auch  die  Synode  ist  sich  der  schweren  Folgen  ihres 
Spruches  voll  bewusst:  einen  von  der  weltlichen  Ge- 
walt angeklagten  Bischof  schuldig  sprechen,  heisst  nichts 
Anderes,  als  ihn  der  weltlichen  Gewalt  zum  Verderbe u 
überliefern3).     Weil    die    Bischöfe    die    Möglichkeit    der 


»)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  X  19  a.  590:  At  ille  (Egidius 
v.  Reims)  confusus  ait:  Ad  seilten tiam  dandam  super 
culpabilem  ne  moreinini.  Nam  ego  novi  nie  ob  cri- 
men maiestatis  reum  esse  mortis,  qui  seinper  contra 
utilitatem  huius  regis  matrisque  eius  abii,  ac  per  meuin  eon- 
silium  multa  fuisse  gesta  certamina  novi,  quibus  nonnulla  Gallia- 
rum  loca  depopulata  sunt. 

2)  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  58  (M.  G.  Script.  III  G85). 
Vgl.  oben  S.  41  N.  1. 

3)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  19  a.  577  :  advenit  Aetius  archi- 
diaconus  Parisiacae  ecclesiae,  salutatisque  nobis  ait:  Audite  me, 
o  sacerdotes  Domini,  qui  in  unum  collecti  estis ;  aut  enim  hoc 
tempore  exaltabitis  nomen  vestrum,  et  bonae  famae  gratia  re- 
fulgebitis :  aut  certe  nullus  vos  ainmodo  pro  Dei  eacerdotibus  est 
hauiturus,  si  persona«  vestras  sagaciter  non  erigitis,  aut  fr  at  rein 
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Todes-  und  Verstümmelungsstrafen  als  rechtlicher  Folgen 
des  Synodalspruches  voraussehen,  haben  sie  wohl  auch 
Bedenken,  sich  von  der  weltlichen  Gewalt  in  einem 
weltlichen  Criniinalprocesse  gegen  einen  Bischof  als 
Spruchcolleg  gebrauchen  zu  lassen.  In  politisch  auf- 
geregten Zeiten,  wo  die  Synode,  es  sei  der  Angeklagte 
schuldig  oder  nicht,  dem  Drängen  der  die  Verurtheiluug 
fordernden  weltlichen  Gewalt  sich  kaum  zu  entziehen 
vermochte l) ,  willigte  man  daher  geistlicherseits  sogar 
in  eine  Exilirung  des  ungenehmen  Bischofs  ohne  Concil, 
überzeugt,  dass  dieser,  wenn  regelrecht  von  einer  Synode 
verurtheilt,  nicht  bloss  exilirt,  sondern  mit  dem  Tode 
bestraft  werden  würde2).  Sonst  suchten  die  Bischöfe 
ihr  Gewissen  dadurch  zu  salviren,  dass  sie  gleich  dem 
Angeklagten  beim  König  um  Nachlass  der  vom  Schul- 
digen  verdienten   Strafen   an   Leib   und  Leben  baten 3). 


(den   vom   König  unschuldig  angeklagten  Praetextatus  v.  Rouen) 
perire  permittitis. 

!)  Im  Process  gegen  Praetextatus  v.  Rouen  wollen  die  Bischöfe 
den  Angeklagten,  obwohl  sie  ihn  für  unschuldig  halten,  ver- 
urtheilen;  »timebant  enim  reginae  furorem  — ,  cuius 
instinctu  haec  agebantur«.     Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  19  a.  577. 

2)  Vita  S.  Leodegarii  a.  67  3  c.  6  (Bouquet  II  615).  Siehe 
oben  S.  61  N.  2. 

3)  So  in  den  Processen  gegen  Egidius  v.  Reims  (Greg.  Tur. 
Hist.  Franc.  X  19  a.  590,  vgl.  oben  S.  40  N.  \),  gegen  Arnulf 
v.  Reims  (Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  58,  vgl.  oben  S.  41  N.  1).  — 
Vgl.  auch  den  Process  gegen  Praetextatus  v.  Rouen  (Greg.  Tur. 
Hist.  Franc.  V  19  a.  577),  wo  der  König,  um  von  Praetextatus 
ein  Geständniss  zu  erschleichen,  seinen  bischöflichen  Anhängern 
den  Rath  gibt :  accedentes  ad  eum  dicite  quasi  consilium  ex  vobis- 
metipsis  dantes:  Nosti  quod  sit  rex  Chilpericus  pius  atque  com- 
punctus,  et  cito  flectatur  ad  misericordiam :  humiliare  sub  eo  et 
dicito  ab  eo  obiecta  a  te  perpetrata  fnisse.  Tunc  nos  pro- 
strati  omnes  cor  am  pedibue  eius  dari  tibi  veniam 
i  in  petrain  us. 

1* 
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Wenn  sie  nicht  weiter  giengen  und  in  Gemässheit  des 
Satzes  „  ecclesia  non  sitit  sanguinem B  auch  diese  mittel- 
bare Theilnahme  an  weltlicher  Blutgerichtsbarkeit  ein- 
fach ablehnten,  so  geschah  es  desshalb,  weil  man  einer- 
seits der  schliesslichen  königlichen  Begnadigung  in  der 
Kegel  doch  so  ziemlich  sicher  sein  konnte  x),  anderseits 
aber,  weil  man  einsah,  dass  der  Staat,  der  die  weltlichen 
Verbrechen  der  Bischöfe  doch  nicht  ungeahndet  lassen 
konnte,  im  Falle,  als  das  geistliche  Gericht  aus  geist- 
lichen Bedenken  sich  zur  Mitwirkung  an  der  weltlichen 
Processirung  eines  Bischofs  für  unfähig  erklären  würde, 
auch  die  Schuldfrage  nothgedrungen  durch  ein  weltliches 
Gericht  nach  weltlichem  Verfahren  entscheiden  lassen 
müsste,  wobei  sich  die  Kirche  ganz  unnöthiger  Weise 
von  selbst  des  grossen  Einflusses,  den  sie  durch  jene 
Mitwirkung  auf  die  weltliche  Bestrafung  der  Bischöfe 
erlangt  hatte,  begeben  würde 2).    Es  war  eben,  so  lange 


*)  In  der  That  sind  die  Beispiele,  wo  an  Bischöfen  Todes- 
oder Verstümmelungsstrafen  vollzogen  wurden,  höchst  selten. 
Vgl.  oben  §  4. 

2)  Höchst  instructiv  ist  in  dieser  Beziehung  die  Debatte, 
welche  zwischen  Mitgliedern  der  Synode  von  Reims  a.  991  über 
die  Frage  gehalten  wurde,  ob  die  Synode  sich  in  eine  Unter- 
suchung der  Sache  Arnulfs  v.  Reims  einlassen  solle.  Der  Vor- 
sitzende Erzbischof  Siguin  sagt :  Non  patiar  discussioneni 
fieri  eius,  qui  dicitur  esse  maiestatis  obnoxius,  nisi  forte 
convicto  supplicii  indulgentia  promittatur  (Acta 
conc.  Rem.  a.  991  c.  S,  M.  G.  Script.  III  660).  Ebenso  meint  Bi- 
schof Gotesmannus:  Non  est  aequum  nos  fieri  auctores 
effundendi  sanguinis,  qui  debemus  esse  auctores  salutis 
(Acta  conc.  c.  6).  Dessgleichen  Bischof  Daibertus:  Gravissimum 
vero  est,  ideo  te  iudicem  praebere  in  alienis  negotii«,  ut,  cum 
reum  convincis,  tu  concidas;  cum  diiudicaa,  tu 
dampnatus  abeas  (Acta  conc.  c.  4).  Diesen  entgegnet  Bischof 
Herveus :  Si  hoc  periculosum  est,  videte  ne  sit  periculosius  iu- 
dicia  ecclesiastica   deinceps  a  secularibus  non  ex- 
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die  Synode  zur  Theilnahme  am  weltlichen  Process  bereit 
war,  die  weltliche  Bestrafung  nicht  bloss  Kechtsconsequenz 
der  geistlichen  Verurtheilung,  sondern  ebenso  umgekehrt 
die  geistliche  Verurtheilung  rechtliche  Voraussetzung  der 
weltlichen  Strafe.  Desshalb  nimmt  der  König  es  ruhig 
hin,  wenn  ihn  die  geistliche  Gewalt  in  weltlichen  Cri- 
minalsachen  der  Bischöfe  an  das  geistliche  Gericht  mit 
geistlichem  Verfahren  verweist *),  ja  er  steht,  um  den 
bei  der  Synode  angeklagten  Bischof  weltlich  bestrafen 
zu  können,  so  sehr  auf  die  geistliche  Verurtheilung  an, 
dass  er  eine  angeblich  ungerechtfertigte  Weigerung  der 
Schuldigsprechung  als  Rechtsverweigerung  erklärt 2),  und 


pectari.  Consequens  enim  est  ad  forensia  iura  nos  pro- 
trahi,  si  divinis  legibus  in  aliquo  videmur  obniti. 
Atquomodo  sine  iudicio  relinquetur,  quod  commis- 
si! m  esse  constiterit?  vel  cur  contra  principem  nostrum 
causabimur,  si,  quod  attingere  non  audemus,  iudi- 
ciaria  potestate  coercebitur  (Acta  conc.  c.  4).  Ebenso 
sagt  Bischof  Bruno:  discussionem  simul  et  iudicium  aggre- 
diamur,  nee  sanguinis  effusionem  perhorrescite ,  cum  apud 
benevolentiam  prineipum  iuste  petita  obtinere 
non  diffisile  sit.  Cum  hoc  maxime  sit  pertimescendum,  ne 
dum  forte  uni  personae  parcere  volumus,  sicut  —  Herveus  paulo 
ante  protulit,  et  eam  et  omnem  ecclesiasticum  ordinem 
sub  periculo  sanguinis  relinquamus  (Acta  conc.  c.  6). 
Darauf  geht  die  Synode  in  die  Verhandlung  ein. 

1)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  VIII  7  a.  585.  Der  König  will 
der  Messe  nicht  beiwohnen,  da  sie  von  seinem  Feinde  Palladius 
gelesen  wird,  fügt  sich  aber,  als  üie  Bischöfe  ihm  sagten :  Nunc 
si  permittis  celebret  quae  coepit:  in  posterum  autem  si  a li- 
quid opposueris,  canonicae  sanetionis  censurafi- 
niatur.  \ 

2)  So  sagt  König  Chilperich  im  Process  Praetextatus  zu  dem 
der  Schuldigsprechung  sich  widersetzenden  Gregor  v.  Tours  (Greg. 
Tur.  Hist.  Franc.  V  19  a  577):  0  episcope,  iustitiam  eunetis 
largiri  debes :  et  ecce  ego  iustitiam  a  te  non  aeeipio; 
sed  ut  video  consentis  iniquitati  et  impletur  in  te  proverbium 
illud,    quod    corvus    oculuin   c o r v i  non  e r u i t.  —  Sed  scio 
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schliesslich  ebenso  kniefällig  die  Synode  um  die  Schuldig- 
sprechung des  Angeklagten  bittet *),  wie  diese  um  die 
königliche  Begnadigung. 

So  sehen  wir  im  Frankenreiche  den  kirchlichen 
Satz,  dass  Bischöfe  nur  von  Bischöfen  gerichtet  werden 
können  2),  in  schönste  Harmonie  gebracht  mit  dem  welt- 
lichen, dass  Bischöfe  gleich  anderen  Personen  der  welt- 
lichen Criminalstrafgewalt  unterstehen 3).  Das  Mittel  zur 
Lösung  dieser  schwierigen  Frage  bot  der  doppelte  (welt- 
liche und  geistliche)  Gerichtsstand.  Der  Bischof,  der 
einer  todeswürdigen  Handlung  verdächtigt  oder  bei  einer 
solchen  ergriffen  worden  war,  wurde  vor  Allem  vor  dem 
weltlichen  Gericht  einer  Voruntersuchung  unterzogen. 
Erschien  er  in  dieser  als  überführt,  (convictus,  probatus, 
culpabilis  inventus)4),  so  stellte  man  ihn  zur  definitiven 
Untersuchung  (ad  examinandum,  ad  discutiendum) 5)  vor 


quid  faciam.  —  Convocabo  enim  populum  Turonicuui  et  dicam 
eis :  Vociferamini  contra  Gvegorium,  quod  sit  iniustus  et  nulli 
hornirmm  iustitiam  praestet.  Ulis  quoque  haec  clamantibus  re- 
spondebo :  Ego  qui  rex  sum  iustitiam  cum  eodem  in- 
venire  non  possum,  et  vos  qui  minores  estis  in- 
venietis? 

*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  19  a.  577 :  Als  Praetextatus 
gestand,  »proste  rnitur  rex  cor  am  pedibus  sacer- 
d  o  t  u  m  dicens  :  Audite ,  o  piissimi  sacerdotes ,  reum  crimen 
execrabile  confitentem  *. 

2)  Epist.  Joann.  VIII.  ad  Bernardum  marcb.  a.  878  (Mansi 
XVII  87) :  Episcoporum  iudicium  —  suo  tantummodo  Dominus 
reservavit  arbitrio,  nee  de  episcopis  vult  laicos  iudi- 
care.  —  Vgl.  Conc.  Matisc.  II.  a.  585  c.  9  (Mansi  IX  954);  Hincm. 
Rem.  ad  Carol.  Calv.  (Mansi  XVI  764,  765,  778;  Migne  125  p.  1047, 
1048,  1064);  Conc.  Altheim.  a.  916  c.   12  (M.  G.  Leg.  II  555). 

8)  Vgl.  oben  §  4. 

4)  Siehe  oben  S.  47  N.  8  ;  S.  52  N.  1 ;  S.  54  N.  2. 

5)  Siehe  oben  S.  97  N.  1. 


—     103     — 

ein  Bischofsgericht  (pontifices,  episcopi) *),  um  von  diesem 
nach  den  Canones  distringirt,  das  heisst  canonisch  pro- 
cessirt  zu  werden2).  Erst  wenn  er  von  der  Synode  für 
schuldig  befunden  und  in  Folge  dessen  canonisch  ver- 
urtheilt  (judicirt)  worden  war3),  kam  er  wieder  vor  das 
weltliche  Gericht,  um  von  diesem  auch  der  weltlichen 
Bestrafung  (damnatio)4)  zugeführt  zu  werden.  Dieses 
Verfahren  war  Kechtsverfahren ,  daher  jede  weltliche 
damnatio  eines  Bischofs  „extra  ritum  canonicae  senten- 
tiae"  ein  Unrecht5),  was  Erzbischof  Hincmar  v.  Keims 
in  möglichster  Bündigkeit  mit  den  Worten  ausdrückt 6) : 
Neque  cuiquam  licet  episcopum  quolibet 
modo  damnare  nisi  canonico  episcoporum 
iudicatum  iudicio. 


*)  Siehe  oben  S.  98.  —  Der  Patriarch  Fortunat  v.  Grado 
wurde  ausnahmsweise  vom  Kaiser  »ad  examinandum*  zum  Papst 
geschickt.    Einhardi  Annal.  a.  824  (M.  G.  Script.  I  212). 

2)  Siehe  oben  S.  94,  95.  —  Vgl.  Epist.  Hloth.  imp.  ad  Leon.  IV. 
(Mansi  XIV  884).  Lothar  glaubt,  Ebbo  habe  sich  » confessores  * 
gewählt,  » quia  eum  undique  leges  ecclesiasticae  con- 
stringebant«.  Der  Gegensatz  dazu  ist  »iudiciaria  pote- 
state  coerceri«.  Gerb.  Acta  conc.  Rem.  a.  991  c.  6  (oben 
S.  100  N.  2). 

9j  Siehe  oben  S.  47  N.  3 ;  S.  95  N.  1. 

4)  Vgl.  oben  §  2. 

5)  Vita  S.  Winebaudi  a.  613  c.  8  (Boll.  Acta  6.  April  I  574). 
Siehe  oben  S.  59  N.  3. 

6)  Hincm.  Rem.  ad  Carol.  Calv.  (Mansi  XVI  764;  Migne  125 
p.  1047).  —  Hincmar  setzt  hinzu  »vel,  si  causa  exegerit,  regulari 
eorum  (der  Bischöfe)  petitione«.  Er  unterscheidet  damit  ausdrücklich 
das  weltliche  damnare  eines  auf  weltliche  Veranlassung  canonisch 
Judicirten  vom  Einschreiten  der  weltlichen  Gewalt  mit  dem 
brachium  saeculare  auf  Bitten  der  Kirche. 
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2.  Gerichtsstandsverhältnisse  der  Übrigen  Cferiker. 

a)    Vom  Beginn  der  fränkischen  Zeit  bis  614. 

§  9. 

Für  den  übrigen  Clerus  lässt  sich  nicht  in  gleicher 
Weise,  wie  bei  den  Bischöfen,  die  Criminalgerichtsstands- 
frage  für  die  ganze  fränkische  Zeit  einheitlich  behan- 
deln. Hier  ist  vielmehr  zu  unterscheiden  die  Periode 
vor  Erlass  des  Edicts  Chlothar's  IL  vom  Jahre  614  und 
nach  demselben.  Vor  dem  Edict  unterstanden  in  welt- 
lichen Criminalsachen  sämmtliche  den  Bischöfen  unter- 
geordnete Cleriker  nicht  nur  der  weltlichen  Strafgewalt, 
sondern  auch,  wie  sich  zeigen  wird,  nach  jeder  Hinsicht 
dem  weltlichen  Strafprocesse  vor  weltlichem  Strafgerichte. 
Nach  dem  Edict  sind  Priester  und  Diaconen,  was  ihren 
Gerichtsstand  in  Criminalsachen  anlangt,  den  Bischöfen 
gleichgestellt,  während  es  in  Betreff  der  niederen  Cleriker 
im  Wesentlichen  beim  Alten  bleibt.  Diese  Andeutung 
mag  es  rechtfertigen,  wenn  in  der  folgenden  Unter- 
suchung der  zu  erörternde  Stoff  anstatt  in  systematischer 
in  historischer  Ordnung  dargelegt  wird. 

In  den  ersten  Zeiten  des  Frankenreichs  hatte  der 
Gerichtsstand  des  gesammten  Clerus  seine  Grundlage  in 
den  bezüglichen  Verhältnissen  der  römischen  Zeit. 
Die  römische  Gesetzgebung  des  vierten  und  fünften  Jahr- 
hunderts hielt  im  Allgemeinen  daran  fest,  dass  Criminal- 
anklagen  gegen  Cleriker  nur  bei  den  weltlichen  Gerichten 
anzubringen  und  durchwegs  von  diesen  abzuurtheilen 
seien  x).    Einzelne  Constitutionen,  nach  denen  die  Cleriker 


*)  Cod.   Theod.  XVI  2,  28    (Gratianus  a.  876):   Qui  est  mos 
causarum  civilium,   idem  in   ecclosiasticis  obtinendus  est:   ut,   si 
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der  Gerichtsbarkeit  der  Bischöfe  unterstellt  erscheinen  x), 
betreffen  nur  die  bischöfliche  Disciplinargewalt 2).  Da- 
gegen sind  allerdings  die  Bischöfe  selbst  bereits  im  Jahre 
355  durch  Kaiser  Constantius  zwar  nicht  von  der  welt- 
lichen Criminalstrafgewalt 3),  wohl  aber  von  den  weltlichen 
Gerichten  als  Schulderkenntnissgerichten  eximirt  und 
dafür  einer  geistlichen  Synode  zugewiesen  worden4).  Die 
fortdauernde  Geltung  dieses  Gesetzes  wird  nicht  nur 
durch  dessen  Aufnahme  (a.  429 — 438)  in  den  Codex 
Theodosianus 5)  bewiesen,  sondern  auch  durch  die  histo- 
rischen Berichte  der  vorausgehenden  Zeit.  So  führt 
Sulpicius  Severus6)  in  seiner  Chronik  darüber  Klage, 
dass  die  Bischöfe  die  Provocation  des  Priscillianus  von 
Abila  (a.  384)  von  der  gegen  ihn  berufenen  Synode  an 


qua  sunt  e  quibusdam  dissensionibus  levibusque  delictis  ad  reli- 
gionis  observantiam  pertinentia,  locis  suis  et  suae  dioeceseos 
synodis  audiantur:  exceptis,  quae  actio  criminalis  ab  ordi- 
nariis  extraordinariisque  iudicibus  aut  illustri- 
bus  potestatibus  audienda  constituit.  Vgl.  Cod.  Theod. 
XVI  11,   1   (Honorius  a.   399). 

*)  Cod.  Theod.  XVI  2,  41  (Const.  Sirm.  XV,  Honorius  a.  412) 
und  ibid.  c.  47  (Valentinianus  III.  a.  425). 

2)  Vgl.  Löning  I  306  N.   1. 

s)  So  ohne  hinlänglichen  Grund  Löning  I  306,  523. 

4)  Cod.  Theod.  XVI  2,  12  (Constantius  a.  355):  Mansuetudinis 
nostrae  lege  prohibemus,  in  iudiciis  episcopos  accu- 
sari,  ne,  dum  adfutura  ipsorum  beneficio  impunitas  aestimatur, 
libera  sit  ad  arguendos  eos  animis  furialibus  copia.  Si  quid  est 
igitur  querelarum,  quod  quispiam  defert,  apud  alios  potis- 
simum  episcopos  convenit  explorari. 

6)  Anders  freilich  Löning  I  307  —  308,  der  sich  in  Folge 
der  Annahme,  durch  die  Constitution  von  355  seien  die  Bischöfe 
auch  von  der  weltlichen  Strafgewalt  eximirt  worden  (oben  N.  3), 
zu  der  unhaltbaren  Hypothese  gedrängt  sieht,  das  fragliche  Gesetz 
könne  nur  kurze  Zeit  in  Geltung  geblieben  sein,  obgleich  es  im 
Codex  Theodosianus  Aufnahme  gefunden  hat. 

«)  Löning  I  807  N.   1;  808  N.  8. 
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den  Kaiser  zugelassen  hätten,  da  er  in  Folge  dessen 
über  Anordnung  des  Letzteren  mit  Umgehung  der  Synode 
vom  weltlichen  Kichter  processirt  und  zum  Tode  ver- 
urtheilt  worden  sei1).  Anderseits  lehnt  im  Jahre  403 
die  gegen  Bischof  Johannes  Chrvsostomus  v.  Constan- 
tinopel  berufene  Synode2)  nach  dessen  Degradation  die 
Bestimmung  und  Verhängung  der  weltlichen  Hochver- 
rathsstrafe  als  ein  dem  Kaiser  zustehendes  Recht  aus- 
drücklich von  sich  ab3).  Wenn  endlich  im  Jahre  419 
dem  Bischof  Maximus  v.  Valence 4)  von  seinen  Clerikern 
vorgeworfen  wurde,  dass  er  vom  weltlichen  Strafgericht 
wegen  Mordes  der  Folter  unterworfen  und  verurtheilt 
worden  sei 5),  so  mag  sich  das  daraus  erklären,  dass  der 
Process  bereits  vor  seiner  Erhebung  zum  Bischof  statt- 
fand6).   Da  die  Constitution  des  Kaisers  Constantius  auch 


J)  Chron.  Sulpicii  Severi  II  49:  Priscillianus  vero,  ne  ab 
episcopis  audiretur,  ad  principem  provocavit,  permissumque 
id  nostrorum  inconstantia,  qui  aut  sententiam  vel  in 
refragantem  ferre  debuerant  aut,  si  ipsi  suspecti  habebantur, 
aliis  episcopis  audientiani  reservare,  non  causam  im- 
peratori  de  tarn  manifestis  criminibus  permittere.  —  Den  h.  Martin 
lässt  Sulpicius  diesbezüglich  sagen  » saevum  esse  et  inauditum 
nefas,  ut  causam  ecclesiae  iudex  saeculi  iudicaret* 
(Chron.  II  50). 

*)  Löning  I  S08  N.  1. 

8)  Mansi  III  1151 :  Quoniam  quorundam  criminum  accusatus 
Joannes  —  noluit  adesse,  leges  talem  deponant:  quod  et 
ipse  subiit.  Libelli  autem  etiam  laesae  maiestatis 
crimen  continent.  lubebit  igitur  pietas  vestra  eum  vel  in- 
vitum  eiici  et  poenas  laesae  maiestatis  dare,  quando- 
quidein  in  haec  inquirere  nobis  non  licet. 

«)  Löning  I  308  N.  2. 

5)  Epist.  Bonifatii  I.  ad  episc.  CJalliae  (Mansi  IV  394). 

ß)  Die  Cleriker  wollen  durch  diesen  Vorwurf  dem  Papste 
nur  beweisen,  dass  Maximus  ein  Mensch  sei,  dem  man  Alles 
zutrauen  dürfe, 
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nach  Publicirung  des  Codex  durch  kein  uns  bekanntes 
Gesetz  aufgehoben  wurde  l),  so  beruft  sich  Papst  Gelasius 
noch  im  Jahre  495  mit  Kecht  auf  dieselbe,  um  dar- 
zuthun,  dass  Bischöfe  nach  römischem  Recht  erst  von 
einem  Bischofsgericht  verhört  und  verurtheilt  worden 
sein  müssen,  ehe  sie  von  der  weltlichen  Gewalt  in  einer 
weltlichen  Criminalsache  bestraft  werden  können a).    Die 


*)  Nicht  hieher  gehört  Novella  Valentiniani  III.  tit.  84 
(a.  452),  welche  den  Bischöfen  (und  Priestern)  gestattet,  »ut  si 
in  huiusce  ordinis  homines  actionem  pervasionis  et  atrociurn  in- 
iuriarum  (»causae  criminales«)  dirigi  necesse  fuerit,  per  procu- 
ratorera  —  apud  iudicem  publicum  inter  leges  et  iura  confligant*, 
aber  zugleich  bemerkt,  dass  in  anderen  Criminalsachen  auch  die 
Genannten  persönlich  vor  Gericht  zu  erscheinen  hätten.  Die 
Novelle  befasst  sich  grundsätzlich  nur  mit  der  Regelung  des 
Gerichtsstandes  der  Cleriker  in  Civilsachen  und  jenen  Criminal- 
sachen, welche  die  Möglichkeit  eines  Schiedsgerichtes  (Compro- 
misses)  zulassen,  woraus  erhellt,  dass  es  sich  nur  um  causae  cri- 
minales im  uneigentlichen  Sinne  handeln  kann.  Vgl.  Löning 
I  307  N.  1.  —  Spätere  Epitome  zu  Lex  Visig.  Nov.  Valent.  III. 
tit.  12  (Epit.  Aeg.,  Guelph.,  Monach.,  S.  Galli)  haben  daraus  gleich 
der  Lex  Rom.  Burg.  XI  4  den  umgekehrten  Satz  abgeleitet,  dass 
Bischöfe  und  Priester  in  allen  Criminalsachen  durch  einen  Stell- 
vertreter vor  Gericht  erscheinen  können. 

2)  In  einem  auch  in  die  Quesnellische  Sammlung  aufge- 
nommenen Schreiben  (Migne  56  p.  653  ff.;  Mansi  VIII  63  ff.) 
tadelt  Gelasius  die  Bischöfe  des  Orients  (vgl.  Migne  56  p.  641  ff.; 
Mansi  VIII  50  ff.),  dass  sie  sich  der  Exilirung  so  vieler  Mitbischöfe 
durch  den  Kaiser  nicht  widersetzten.  Sie  hätten  diesem  sagen 
sollen  (Migne  56  p.  659)  »nunquam  de  pontificibus  nisi  ecclesiam 
iudicasse;  non  esse  humanarum  leg  um  de  talibus 
ferre  sententiam  absque  ecclesiae  principaliter  constitutis 
pontificibus;  obsequi  solere  principes  christianos  decretis 
ecclesiae,  non  suam  praeponere  potestatem;  episcopis 
caput  subdere  principum  solitum,  non  de  eorum  capitibus 
iudicare«;  daher  auch  im  gegebenen  Falle  »incursus  illi,  qui 
essent,  —  ecclesiasticis  legibus,  ut  semper,  oportere 
constare«,  denn  »si  crimine  respersi  erant  aliquo,  eccle- 
siastica   debuit  examin atione  cognosci  — ;   praecipue 
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Grundsätze  des  westgothischen  Breviars  (a.  506)  sind 
ebendieselben,  welche  der  Codex  Theodosianus  enthält. 
Wie  nach  dem  Codex  unterstehen  nach  dem  Breviar 
sowohl  Bischöfe  als  andere  Cleriker  der  weltlichen  Cri- 
minalstrafgewalt  *),  und  sind  die  Geistlichen  im  Allge- 
meinen in  Criminalsachen  den  gewöhnlichen  weltlichen 
Strafgerichten  unterworfen2),  die  Bischöfe  dagegen  im 
obbeschriebenen  Umfange  davon  befreit3). 


cum  etiam  leg  es  publicae  ecclesiasticis  regulis  obsequentes 
tales  personas  non  nisiab  episcopis  sanxerint  iudi- 
cari.  Si  vero  de  qualibet  haeresi  fuerant  itnpetiti,  tanto 
magi8  eos  decuit  ista  cognoscere,  qui  et  secundum 
religionis  tenorem  possent  ista  discutere«. 

*)  Lex  Rom.  Visig.  Nov.  Valentin.  III.  tit.  5,  1 :  Quisquis 
igitur  ex  hoc  numero  sepiücrorum  violator  exstiterit,  illico  clerici 
nomen  amittat  et  stilo  proscriptionis  addictus  perpetuade- 
portatione  plectatur.  Quod  ita  servari  oportere  censemus,  ut 
nee  ministris  nee  antistitibus  sacrae  religionis  in  tali 
causa  statuamus  esse  parcendum. 

2)  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod.  XV[  1,  3  Interpret.:  Sane 
si  quid  (gegen  einen  Cleriker)  opponitur  criminale,  ad  notitiam 
iudicis  in  civitate  qua  agitur,  deducatur,  ut  ipsius  sen- 
tentia  vindicetur,  quod  probatur  criminaliter 
commissum. 

3)  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod.  XVI  1,  2  Interpret,:  Spe- 
cialiter  prohibetnr :  ne  quis  audeat  apud  iudices  publi- 
cos  episcopum  aecusare,  sed  in  episcoporum  audien- 
tiam  proferre  non  difforat,  quiequid  sibi  pro  qualitate  negotii 
putat  posse  competere,  ut  in  episcoporum  a  1  i o r u  m  i u- 
dicio  quae  asserit  contra  episcopum  debeant  de- 
finiri.  —  Nur  eine  Anwendung  dieses  Satzes  ist  es,  wenn  es 
in  Conc.  Toletan.  IV.  a.  633  c.  80  (Mansi  X  627)  heisst:  Confini- 
timi  sacerdotes  praeter  eos,  qui  a  regia  potestate  licentiam 
exceperunt,  quodlibet  mandatum  a  gente  extranea  (ad  gentem 
extraneam)  oeculte  aeeipere  vel  dirigere  non  praesumant:  qui 
autem  deprehenditur  atque  convincitur,  denun- 
tiatus  prineipi  apud  concilium  condigna  animad- 
v  e  r  6  i  o  n  e  m  u  1 1  a  b  i  t  u  r.  —  ,  Condigna  aniraadversione  multa- 
bitur«  ist  gloichbodeutend  mit  »debitas  damnationis  poenas 
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Da  das  Breviar  nächst  dem  Codex  Theodosianus 
nicht  nur  im  Westgothenreich,  sondern  auch  im  Franken- 
reich für  die  nach  römischem  Recht  Lebenden  die  Lex 
Roruana  im  eminenten  Sinne  war x),  so  kann  es  auch 
nicht  überraschen,  dass  es  gemäss  dem  Grundsatz  „  ecclesia 
vivit  lege  Romana " 2)  zugleich  die  Lex  für  Kirche  und 
Clerus  war3).  In  der  That  stimmen  die  Nachrichten, 
welche  wir  über  die  Gerichtsstands  Verhältnisse  der  frän- 
kischen Bischöfe  und  des  fränkischen  Clerus  aus  dem 
Zeitalter  Gregor 's  von  Tours  haben,  aufs  genaueste 
mit  dem  zusammen,  was  wir  soeben  für  das  römische 
Recht  nachgewiesen  haben.  Hinsichtlich  der  Bischöfe 
genügt  der  blosse  Hinweis  auf  die  vorstehenden  Aus- 
führungen 4).  Eingehendere  Begründung  bedarf  der  Satz, 
dass  zum  Unterschiede  von  den  Bischöfen  alle  übrigen 
Cleriker  in  peinlichen  Sachen  gerade  so  vor  dem  welt- 
lichen Gerichte  processirt  wurden,  wie  die  Laien.  Wenn 
ein  Laie  beim  weltlichen  Richter  (Judex,  Graf,  Herzog, 
König)  eines  Verbrechens  beschuldigt  worden  war,  wurde 
er   in   aller  Regel  sofort  eingefangen,  in  Ketten  gelegt, 


excipiat«  (Botschaft  König  Erwich's  an  das  XIII.  Concil  v.  Toledo 
a.  688,  Mansi  XI  1061),  mit  »leguin  poenas  excipiat«  (Conc. 
Toletan.  XIIL  c.  2,  Mansi  XI  1065),  mit  »canonica  ac  legali 
censura  multato«  (Conc.  Toletan.  XVI  a.  693  c.  12,  Mansi 
XII  81). 

*)  Bruns  in  Holtzendorffs  Encyclop.  S.  156.  —  Vgl.  insbes. 
auch  Conc.  Turon.  IL  a.  567  c.  20  (Mansi  IX  799)  mit  Interpret, 
zu  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod.  IX  20,  1. 

2)  Lex  Rib.  LVIII  1. 

3)  Vgl.  Savigny  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  M.  A.  I  141, 
II  274.  —  Die  Zweifel,  welche  Löning  II  286  betreffs  des  Clerus 
gegen  Savigny  vorbringt,  werden  sich  durch  die  folgenden  Aus- 
führungen von  selbst  beheben. 

4)  Vgl.  §§  5—8,  namentlich  S.  68  N.  4;  S.  81  N.  1. 


—     110     — 

und,  wenn  nicht  gefesselt  vor  den  König  geführt,  vom 
ordentlichen  Judex  selbst  zum  Zwecke  der  Erzwingung 
eines  Schuldgeständnisses  der  Folter  unterworfen,  ent- 
weder mit  Kuthen  oder  Stricken  und  Riemen  gepeitscht, 
wohl  auch  überdies  auf  einen  Bock  gespannt  oder  mit 
rückwärts  zusammengebundenen  Händen  aufgehängt,  um 
endlich,  falls  er  auf  diese  Weise  sein  Verbrechen  bekannte, 
vom  Richter  zum  Tode  verurtheilt  zu  werden  *).  In  ganz 
gleicher  Weise  nun  verfuhr  man  nach  Gregor  v.  Tours 
ohne  Unterschied  des  Grades  auch  gegen  verbrecherische 
Cleriker 2).  Der  Priester  Wiliacharius,  bei  König  Chlothar 
wegen  Verbrechen  verdächtigt,  wird  an  Händen  und 
Füssen  gefesselt  (in  compedibus  et  catenis  constrictus) 
vor  den  König  geführt 3) ;  der  Archidiacon  Virgilius  von 
Marseille,  von  einem  Kaufmanne  beim  Statthalter  der 
Diebstahlstheilnahme  angeklagt,  wird  ohne  weiteres  in 
der  Kirche  ergriffen  und  in  einen  Kerker  (custodia  car- 
ceralis)  geschleppt4);  bei  einem  Steuertumulte  zu  Limoges 
werden  Aebte  und  Priester  auf  den  Bock  gespannt  (ad 
stipites  extensi)  und  verschiedenen  Foltern  (tormentis) 
ausgesetzt,  weil  man  sie  angeschuldigt  hatte,  an  der 
Verbrennung  der  Steuerbücher  betheiligt  gewesen  zu 
sein 5) ;  Graf  Nantin  von  Angouleme  lässt  in  Verfolgung 
der  Mörder  seines  Oheims  auch  einen  Priester  ergreifen, 
fesseln  und,  um  von  ihm  ein  Geständniss  herauszulocken, 
die   Hände   auf   den   Rücken   gebunden   an  einen  Pfahl 


!)  Vgl.  z.  B.  nachstehende  Stellen  bei  Gregor  v.  Tours:  De 
gloria  martyr.  I  73;  Hist.  Franc.  V  26,  VI  35,  VII  82,  VIII  44, 
X  10,   17,   19. 

aj  Vgl.  auch  So  hm  Gerichtsb.  255  und  248  N.  152. 

3)  Greg.  Tur.  de  mirac.  S.  Martini  I  28. 

4)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  IV  44. 
b)  Hist.  Franc.  V  29. 
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hängen  (appensus  ad  stipitem  retortis  post  tergum 
manibus)1);  auch  der  Cleriker,  der  von  Fredegund  zur 
Ermordung  Brunhildens  ausgeschickt  worden  war,  wurde 
gebunden  und  gegeiselt  (vinctus  ac  caesus),  bis  er 
den  Mordplan  eingestand 2) ;  ebenso  wurde  ein  Ostiarius 
wegen  Hochverraths  auf  blosse  Denunciation  eines  andern 
Ostiarius,  der  jenen  hasste,  weil  er  vom  König  sehr 
geliebt  wurde,  ergriffen,  gegeiselt  und  vielfach  gefoltert 
(caesus  suppliciisque  multis  affectus) 3) ;  der  Subdiacon 
Kiculf  endlich,  der  mit  Leudastes  gegen  die  Königin 
und  den  Bischof  Gregor  von  Tours  conspirirt  hatte, 
konnte  selbst  durch  vieles  Bitten  Gregor's  von  der  Folter 
nicht  befreit  werden  (de  tormentis  excusare  non  potui). 
Nichts  auf  der  Welt,  schreibt  Gregor,  kein  Stück  Eisen 
auf  dem  Ambos  hat  jemals  so  viele  Schläge  ausgehalten, 
als  dieser  Unglücklichste  aller  Menschen.  Von  der  dritten 
Stunde  des  Tages  hieng  er  die  Hände  auf  den  Eücken 
gebunden  an  einem  Baume  (revinctis  post  tergum  manibus 
suspensus  ad  arborem  dependebat) ;  um  die  neunte  Stunde 
nahm  man  ihn  ab,  spannte  ihn  auf  den  Bock  und  schlug 
ihn  mit  Knütteln,  Euthen  und  doppelten  Kiemen  (extensus 
ad  trochleas  caedebatur  fustibus,  virgis  ac  locis  duppli- 
cibus),  nicht  einer  oder  zwei,  sondern  soviel  nur  an  den 
Leib  des  armen  Menschen  herankommen  konnten,  so 
viele  prügelten  auf  ihn  los.  Erst  als  er  bereits  seinem 
Ende  nahe  war,  bekannte  er  die  Wahrheit  und  gestand 
öffentlich  den  heimlichen  Anschlag4).    Compedes,  catenae, 


')  Hist.  Franc.  V  37.     2)  Hist.  Franc.  VII  20;  vgl.  VIII  29. 

8)  Hist.  Franc.  VIII  11. 

4)  Hist.  Franc.  V  50.  —  Vgl.  Giesebrecht's  Uebersetzung 
in  Geschichtschr.  d.  deutsch.  Vorzeit,  Zehn  Bücher  fränk.  Gesch. 
v.  Gregor  v.  Tours  I  298. 
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carcer,  stipites,  trochleae,  virgae,  fustes,  lora,  supplicia, 
tormenta  sind  die  Wahrzeichen  des  zur  Zeit  Gregor's 
gegen  die  Cleriker  (mit  Ausnahme  der  Bischöfe)  vor  dem 
weltlichen  Gericht  üblichen  Criminalprocesses. 

Anfangs  ist  gegen  den  beschriebenen  Zustand  keinerlei 
kirchliche  Opposition  wahrzunehmen1).  Die  Kirche 
mochte  einerseits  davon  ausgehen,  dass  derselbe,  wie 
oben  gezeigt  wurde,  im  römischen  Eecht  begründet  war, 
wenngleich  der  herrschende  Process  insofern  gegen  das 
römische  Eecht  verstiess,  als  nach  diesem  die  Priester 
von  der  Tortur  befreit  sein  sollten2);  anderseits  aber 
mochte  sie  es  für  genügend  erachten,  wenn  sie  dem 
Clerus  durch  ihr  bereits  staatlich  garantirtes 3)  Asylrecht 
ebendenselben  Schutz  leihen  konnte,  den  sie  verfolgten 
Laien  gewährte.  Nur  das  hatte  die  Kirche  ihren  Cle- 
rikern  von  Anfang  an  verboten:  ohne  kirchliche  Er- 
laubniss  gegen  was  immer  für  eine  Person  vor  dem  welt- 
lichen Kichter  mit  einer  Criminalanklage  aufzutreten4). 
Bereits  das  dritte  Concil  von  Orleans  forderte  aber  auch 
vom  Laien,  dass  er  keinen  Cleriker  dem  weltlichen  Kichter 
ausliefere   „inconsulto  sacerdote"5).     Noch  weiter  gieng 

1)  Vgl.  Conc.  Agath.  a.  506  c.  82  (Mansi  VIII  330);  Conc. 
Epaon.  a.  517  c.  11  (Mansi  VJII  560),  insb.  aber  c.  24  (p.  562): 
Laicis  contra  cuiuslibet  gradus  clericum,  si  quid  cri- 
minale  parant  obiicere,  dum  modo  vera  suggerant,  propo- 
nendi  permittimus  potestatem. 

2)  Cod.  Theod.  XI  39,  10;  XII  1,  75.  —  Vgl.  Löning  I  309. 

3)  Vgl.  Pact.  Childeb.  et  Chloth.  reg.  a.  511—558  c.  14 
(M.  G.  Cap.  I  4). 

4)  Conc.  Agath.  a.  506  c.  32  (Mansi  VIII  830):  nee  audeat 
(clericus)  criminale  negotium  in  iudicio  saeculari 
proponere. 

5)  Conc.  Aurel.  III.  a.  538  c.  32  (Mansi  IX  19):  neque 
laico  inconsulto  sacerdote  clericum  in  saeculare  iudi- 
ciuin  liceat  exhibere. 
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das  vierte  Concil  von  Orleans.  Dieses  verbot  dem  welt- 
lichen Kichter  schlechterdings  sowohl  jedes  zwangsweise 
processiren  (constringere  et  discutere)  als  auch  jedes 
criminelle  bestrafen  (damnare)  der  Person  eines  Clerikers 
„  praetermisso  pontifice",  freilich  nicht,  ohne  zugleich 
den  Clerikern  einzuschärfen,  sich  sofort  vor  dem  geist- 
lichen Obern  zur  B  audientia "  zu  stellen,  falls  sie  in  Folge 
einer  Anklage  von  ihm  hiezu  sollten  eingeladen  werden  *). 
Mit  noch  grösserer  Bestimmtheit  sprach  dann  eben- 
dieselbe Forderung  das  zweite  Concil  von  Mäcon  aus. 
Hiebei  ist  bemerkenswerth,  dass  sich  die  Synode  zur 
Begründung  ihres  Verlangens  auf  das  römische  Kecht 
berief.  Sie  geht  zwar  zunächst  nur  davon  aus,  dass  die 
Leges  wie  die  Canones  den  Bischöfen  in  allen  Anklagen 
„audientia  episcopalis 8  zusichern.  Häufige  Verletzungen 
dieses  bischöflichen  Rechtes  geben  ihr  Anlass,  jeden 
weltlichen  Gewalthaber,  der  jenem  Rechte  zuwider  Bi- 
schöfe mit  weltlicher  Gewalt  processire,  mit  dem  Anathem 
zu  belegen 2).    Damit  begnügt  sich  aber  die  Synode  nicht. 


')  Conc.  Aurel.  IV.  a.  541  c.  20  (Mansi  IX  116):  Ut  nullus 
saecularium  personarum  praetermisso  pontifice  seu  praeposito 
ecclesiae  quemquam  clericorum  pro  sua  potestate 
constringere,  discutere  audeat  vel  damnare.  Sed  et 
clericus,  si  pro  causa  ad  petitionem  cuiuscumque  fuerit  a b 
ecclesiastico  ordinatore  commonitus,  se  ad  audien- 
tiam  spondeat  adfuturum  et  respondere  nulla  calliditate  dis- 
simulet. 

2)  Conc.  Matisc.  II.  a.  585  c.  9  (Mansi  IX  958) :  Licet  reveren- 
dissimi  canones  atque  sacratissimae  leges  de  episcopali 
audientia  in  ipso  bene  christianitatis  principio  sententiam  pro- 
tulerint:  tarnen  quoniam  eadem  postposita  humana  in  sacerdotes 
Dei  grassatur  temeritas,  ita  ut  eos  de  atriis  venerabilium  eccle- 
siarum  violenter  abstractos  ergastulis  publicis  addicant:  censemus, 
ut  episcopum  nullus  saecularium  fascibuspraeditus 
iure  s  u  o  contumaciter  et  perperam  agens  de  sancta  ecclesia,  cui 

N  i  s  9 1 ,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Clerus.  8 
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Was  nämlich  hier  von  den  Bischöfen  gesagt  wurde, 
meint  die  Synode,  gilt  nicht  nur  von  diesen,  sondern 
vom  ganzen  Clerus.  Daher  dürfen  auch  die  Cleriker  kei- 
nerlei weltliche  Gewalt  erleiden  „inscio  episcopo  eorum"; 
vielmehr  ist  jede  Anklage  gegen  solche  dem  Bischöfe 
kundzuthun,  damit  vor  ihm  die  Sache  der  beklagten 
Cleriker  verhandelt  und  entschieden  werde  1).  Schon  das 
Concil  von  Auxerre  hatte  in  Folge  dessen  alle  jene 
(Kichter  wie  Ankläger),  welche  irgend  einen  Cleriker 
ohne  Willen  des  kirchlichen  Obern  weltlicherseits 
zwangsweise  verfolgen,  mit  Excommunication  bedroht2). 


praeest,  trahere  audeat.  Sed  si  quid  contentionis  adversus  epis- 
copum potentior  persona  habuerit,  pergat  ad  metropolitanum 
episcopum,  et  ei  causas  alleget,  et  ipsius  sit  potestatis  honora- 
biliter  episcopum,  de  quo  agitur,  evocare,  ut  in  eius  praesentia 
accusatori  respondeat,  et  oppositas  sibi  actiones  extricet.  Quod 
si  talis  fuerit  immanitas  causae,  ut  eam  solus  metropolitanus  de- 
finire  non  valeat,  advocet  secum  unum  vel  duos  coepiscopos. 
Quod  si  et  ipsis  dubietas  fuerit,  conciliabulum  —  instituant, 
in  quo  universa  rite  collecta  fraternitas  coepiscopi  sui  causas 
discutiat,  et  pro  merito  aut  iustificet  aut  culpet.  Nefas  est  enim, 
ut  illius  manibus  episcopus  aut  iussione  de  ecclesia  trahatur,  pro 
quo  semper  Deum  exorat,  et  cui  invocato  nomine  domini  ad 
salvationem  corporis  animaeque  eucharistiani  saepe  porrexit.  Hoc 
enim  decretum  a  nobis  praefixum  qui  fuerit  audacter  transgressus, 
tarn  ipse  quam  omnes  qui  ei  consenserint,  usque  ad  generale  con- 
cilium  anathemate  de  ecclesia  separentur. 

')  Conc.  Matisc.  IL  c.  10:  Quod  de  episcopis  cen- 
suimus  obtinet  et  in  clero,  ut  neque  presbyter,  neque 
diaconus  neque  subdiaconus  de  ecclesiis  trahantur  aut  iniuriam 
aliquam  inscio  episcopo  eorum  patiantur :  sed  quidquid 
quis  adversus  eos  habuerit,  in  notitiam  episcopi  propra 
perducat ;  et  ipse  causam  iustitia  praeeunte  discutiens 
animo  clericos  accusantis  satisfaciat. 

2)  Conc.  Autissiod.  a.  585  c.  43  (Mansi  IX  915):  Quicumque 
iudex  aut  saecularis  presbytero  aut  diacono  aut  cuilibet  de  clero 
aut  de  iunioribus  absque  voluntate  episcopi  aut  archidiaconi 
vel  archipresbyteri  iniuriam  inferre  praesumpserit,  anno  ab 
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Das  Gleiche  that  das  fünfte  Concil  von  Paris1).  In  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  vierten  Concil  von  Orleans,  aber 
unter  Excommunicationsandrobung  gegen  die  Zuwider- 
handelnden, verlangte  nämlich  dasselbe  Ausschluss  jedes 
von  Seite  der  ordentlichen  öffentlichen  Richter  (iudices)2) 
unter  Ausserachtsetzung  der  audientia  episcopalis  (sine 
scientia  pontificis) 3)  geübten  weltlichen4)  distringere  (pro- 
cessiren)  und  damnare  (criminell  verurtheilen  oder  strafen) 
der  Person  eines  Clerikers;  das  heisst,  es  verlangte  in 
allen  Anklagen  gegen  Cleriker  Inanspruchnahme  des 
geistlichen  Gerichtes,  den  ordentlichen  weltlichen  Ge- 
richten nicht  nur  die  selbständige  Ausübung  ihrer  Process- 
gewalt,  sondern  ohne  geistliches  Urtheil  auch  die  Aus- 
übung ihrer  Criminalstrafgewalt  untersagend5).  Damit  war 


omnium  christianorum  consortio  habeatur  extra- 
neus.  —  Ueber  das  Verbältniss  der  Synode  v.  Anxerre  zum 
zweiten  Concil  v.  Mäcon  vgl.  Hefele  III  42. 

»)  Conc.  Paris.  V  a.  614  c.  4  (M.  G.  Cap.  I  21  N.  1):  Ut 
nullus  iudicum  neque  presbyterum  neque  diaconum  vel  clerecum 
aut  iunioris  eacclesiae  sine  scientia  ponteficis  per  se  distringat  aut 
damnare  praesumat.  Quod  si  fecerit,  ab  ecclesia  cui  iniuriam 
inrogare  dignuscitur  tarn  diu  sit  sequistratus  quamdio  reato  suo 
corregat  et  emendit  (=Mansi  X  540). 

2)  Die  ,  iudices«  sind  die  Grafen.  Vgl.  So  hm  G.  V.  225; 
Waitz  V.  G.  II  2.  Abth.   24S. 

3)  sine  scientia  pontificis  ist  nämlich  =  i n s c i o  epis- 
copo  (Conc.  Matisc.  IL  c.  10)  =  praeter mis so  pontifice  (Conc. 
Aurel.  IV.  c.  20)  =  postposita  audientia  episcopali 
(Conc.  Matisc.  II.  c.  9). 

4)  per  s  e  distringere  (Conc.  Paris.  V.  c.  4)  ist  =  i  u  r  e  suo 
(Conc.  Matisc.  II.  c.  9)  oder  pro  sua  potestate  constringere 
(Conc.  Aurel.  IV.  c.  20)  =  publice  distringere  [vgl.  z.  B.  Capit. 
Olonn.  eccl.  I.  a.  825  c.  1,  5,  8,  9  (M.  G.  Cap.  I  326);  Capit. 
Mant.  II.  gen.  c.  8  (M.  G.  Cap.  I  196);  Capit.  Ital.  c.  8  (M.  G. 
Cap.  I  386)]. 

5)  Wie  »damnare*  Ausdruck  ist  für  die  Ausübung  der 
Criminalstrafgewalt  (vgl.  oben  §  2),  so  ist  » d i s t r i n g e r e * 

8* 
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ein  Conflict  zwischen  Kirche  und  Staat  ge- 
schaffen, der  nicht  ungelöst  bleiben  konnte,  wenn  nicht  die 
weltlichen  Richter,  um  die  kirchliche  Strafe  zu  vermeiden, 
ihre   Pflichten   als   königliche   Beamte   verletzen  sollten. 

b)   König  Chlothar's  IL   Edict   vom  Jahre  614. 

§  10. 

Die  weltliche  Antwort  auf  das  kirchliche  Postulat 
des  Pariser  Concils  gab  das  im  selben  Jahre  614  auf 
der  grossen  Reichssynode  zu  Paris  erlassene  Edict 
Chlothar's  IT.1).  Da  durch  das  Edict  die  zwischen  Kirche 
und  Staat  brennend  gewordene  Competenzfrage  definitiv 
ausgetragen  worden  ist,  sind  seine  den  Gerichtsstand 
der  Cleriker  betreffenden  Bestimmungen  von  epoche- 
machender Bedeutung.  Die  Wichtigkeit  des  Edicts  ist 
denn  auch  bisher  von  keiner  Seite  verkannt  worden. 
Das  zeigen  die  vielen  und  überaus  mannigfaltigen 
Interpretationsversuche2).    Fragen  wir  aber  nach 


(constringere)  Ausdruck  für  die  Ausübung  obrigkeitlicher  (richter- 
licher) Zwangsgewalt,  die  eben  in  Bezug  auf  Rechtssachen  richter- 
liche Processgewalt  ist.  Distringere  ist  daher  allerdings 
auch  =  bannire  (So hin  Gerichtsb.  210),  aber  nicht  bloss  =  bannire. 

i)  Chlothar.  IL  edict,  a.  614  c.  4  (M.  G.  Cap.  I  21):  Ut 
nulluni  iudicum  de  qualebit  ordine  clerecus  de  civilibus  causis, 
praeter  criminale  negucia,  per  se  distringere  aut  darnnare  prae- 
sumat,  nisi  convincitur  manefestus,  excepto  presbytero  aut  dia- 
cono.  Qui  convicti  fuerint  de  crimine  capitali,  iuxta  cauones 
distringantur  et  cum  ponteficibus  examinentnr. 

2)  Die  ältere  Litteratur  geht  zurück  auf  Thomassinus 
Vet.  et  nov.  discipl.  IL  8  c.  105  und  De  Marca  concord.  sacerd. 
VI  c.  22  und  findet  ihren  Abschluss  mit  Dove  De  iurisd.  40  ff., 
woselbst  p.  41  N.  5  die  von  ihm  benutzte  Litteratur  zusammen- 
gestellt ist.  Diese  und  die  neuere  Litteratur  verarbeitet  S  o  h  m 
Gerichtsb.  209  ff.,  257  ff.  (Litteraturangabe  S.  257  N.  199).  Von 
neuesten  Erscheinungen  sind  zu  nennen  :  Richter-Dove(Kahl) 
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dem  Ergebnisse  der  bisherigen  Auslegungsthätigkeit,  so 
kann  dasselbe  nichts  weniger,  als  ein  feststehendes  bezeich- 
net werden.  Noch  immer  ist  in  den  wesentlichsten  Punkten 
keine  Einigung  erzielt x).  Daher  tauchen  auch  immer 
wieder  neue  Erklärungsversuche  auf,  oft  ganz  abenteuer- 
licher Natur 2).    Die  Misserfolge  haben  (von  den  Arbeiten 


Lehrb.  d.  K.  R.  748,  772;  Wetzell  Civilprocess  885;  Löning 
II  512,  526;  Hermann  Das  altdeutsche  Schöffengericht  in  Gierke's 
Untersuchungen  z.  deutsch.  Staats-  und  Rechtsgesch.  (1881)  X  248; 
Sdralek  Hincmar's  canonist.  Gutachten  102;  v.  Bar  Handbuch 
d.  deutsch.  Strafrechts  I  76;  Waitz  V.  G.  II  2.  Abth.  243; 
Lehmann  Rechtsschutz  88;  Beauchet  Origines  de  la  Juris- 
diction ecclesiastique  431. 

*)  Nur  die  ältere  Theorie,  dass  durch  Chlothar  für  die  Ent- 
scheidung der  Civil-  und  Criminalsachen  der  Cleriker  eine  ge- 
mischte Commission  eingeführt  worden  sei,  ist  seit  Sohm  allseitig 
aufgegeben.  Wie  wenig  man  aber  im  Uebrigen  über  die  Auslegung 
des  Chlotharischen  Edicts  einig  ist,  zeigt  der  letzte  Interpretations- 
versuch von  Waitz  und  dessen  Polemik  gegen  Sohm,  Richter- 
Do  v  e  und  Löning.  Während  Sohm  den  Satz  » nisi  convincitur 
manifestus «  als  blosse  Phrase  ansieht,  erklärt  Waitz  mit  Richter- 
Dove  und  Löning  das  »  convincitur  manifestus  *  als  handhafte  Ueber- 
führung,  bezieht  es  aber  gegen  Richter-Dove  und  Löning  nicht 
bloss  auf  » civiles  causae «,  sondern  auch  auf  » criminalia  negotia  *. 
Während  Sohm  im  »convicti  fuerint*  den  Hinweis  auf  ein  welt- 
liches Einleitungsverfahren  erblickt,  womit  Richter-Dove  über- 
einstimmt, nimmt  Waitz  gegen  Sohm  (und  auch  gegen  Löning, 
der  darunter  nur  die  im  gewöhnlichen  ordentlichen  weltlichen  Ver- 
fahren Ueberführten  zu  finden  vermag)  auch  » convicti  *  als  gleich- 
bedeutend mit  »convicti  manifesti«  d.  h.  im  Sinne  handhafter  Er- 
greifung. Die  Folge  ist,  dass  Sohm  in  Criminalsachen  der  Cleriker 
die  weltliche  Gerichts-  und  Strafgewalt  durch  den  Schlusssatz 
des  Edicts  ausdrücklich  negirt,  Löning  dagegen  durch  die  Worte 
j,  praeter  criminalia  negotia *  ebenso  ausdrücklich  anerkannt  findet, 
während  Waitz  mit  Richter-Dove  betreffs  der  weltlichen  Straf- 
gewalt in  zweifelnder  Mitte  schwebt,  aber  ,  wenigstens  bei  hand- 
hafter That  *  dem  geistlichen  Gericht ,  ein  gerichtliches  Verfahren « 
zuschreibt. 

2)  Ein  Unicum  dieser  Art  ist  die  Interpretation  Hermann's. 
Nach   ihr   hat  Chlothar  durch  sein  Edict  die  weltliche  (»bürger- 
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Sohm's  und  Löning's  abgesehen)  ihren  Grund  darin,  dass 
die  Interpreten  Buchstabeninterpretation  treiben.  Bei  der 
knappen  und  vieldeutigen  Ausdrucksweise  des  Edicts  lässt 
sich  auf  diese  Weise  unmöglich  ein  allgemein  befriedi- 
gendes Kesultat  erhalten  Das  Edict  kann  eine  gemein- 
verständliche Sprache  nur  dann  sprechen,  wenn  es  be- 
leuchtet wird  im  historischen  Lichte  seiner  Zeit.  Glauben 
wir  durch  unsere  vorausgehende  Studie  hiefür  den  Weg 
angebahnt  zu  haben,  so  wird  es  bei  der  folgenden  Er- 
örterung des  Chlotharischen  Gesetzes  weder  nöthig  noch 
angezeigt  sein,  im  Einzelnen  auf  all'  die  zahlreichen  ab- 
weichenden Auffassungen  Rücksicht  zu  nehmen.  Ist  unsere 
Leseart  die  richtige,  so  ist  das  die  beste  Kritik  der  ent- 
gegenstehenden Ansichten. 

Ein  Blick  auf  die  Fassung  des  Chlotharischen 
Edicts  zeigt,  dass  demselben  der  Wortlaut  des  Pariser 
Concils  zu  Grunde  liegt.  Offenbar  hat  das  kirchliche 
Postulat  in  der  Formulirung  der  Pariser  Synode  den 
Berathuugen  auf  dem  Reichstage  als  Substrat  gedient. 
Die  Redaction  des  Edicts  ist  daher  wohl  nur  so  erfolgt, 
dass  der  Referendarius  nach  Massgabe  der  Debatte  den 
ursprünglichen  Text  kürzte,  oder  mit  Zusätzen  versah  x). 


liehe*)  Gerichtsbarkeit  über  den  Clerus  ganz  aufgehoben  (in  Civil- 
wie  in  Criminalsachen),  aber  ausgenommen  die  geringe- 
ren Delicte  der  niederen  Cleriker  bei  handhafter 
That  (!!). 

!)  Weggelassen  wurden,  abgesehen  von  der  Excommuni- 
cationsandrohung,  die  Worte :  sine  scientia  pontificis,  neque  pres- 
byterum  neque  diaconum,  aut  iuniores  ecclesiae;  dafür  wurde 
hinzugefügt:  de  quolibet  ordine,  de  civilibus  causis  praeter  cri- 
minalia  negotia,  nisi  convincitur  manifestus,  excepto  presbytero 
aut  diacono,  qui  convicti  —  examinentur.  Was  übrig  bleibt,  lautet 
in  beiden  Quellen  gleich  mit  der  einzigen  Ausnahme,  dass  im  Edict 
distringere  steht,   wo  das  Concil  distringa^  hat.     Letztere 
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Mit  der  Erörterung  der  vom  Reichstage  am  Concilsschlusse 
vorgenommenen  Modifikationen  geben  wir  somit  zugleich 
eine  Entstehungsgeschichte  des  Edicts. 

Die  kirchliche  Forderung  bezog  sich  in  Anklagen 
gegen  Cleriker J)  auf  zweierlei :  auf  den  Ausschluss  des 
selbständigen  weltlichen  (publice)  distringere,  dann  ins- 
besondere auch  auf  den  Ausschluss  des  weltlichen  dam- 
nare  ohne  kirchliches  Urtheil2).  Was  den  ersten  Punkt, 
die  Frage  über  die  Zulässigkeit  der  einseitigen  Bethäti- 
gung  der  weltlichen  Processgewalt  gegen  die  Person 
eines  Clerikers  betrifft,  so  stellt  das  Edict  diesbezüglich 3) 
die  Unterscheidung  auf  zwischen  „civiles  causae"  und 
„criminalia  negotia"  und  bestimmt: 

„Ut  nullus   iudicum   de   quolibet  ordine  clericos  de 

civilibus   causis,   praeter   criminalia  negotia,   per  se 

distringere  —  praesumat  (distringat)  ". 

Ueber   die   Zugeständnisse,   welche  damit  dem  Clerus  in 

nichtcriminellen    Sachen    gemacht   wurden,    wird   weiter 


Aenderung  ist  wohl  nicht  auf  Rechnung  des  Reichstags  zu  setzen, 
sondern  dürfte  bereits  der  ihm  unterbreiteten  Vorlage  angehört 
haben,  wo  die  Variante  ganz  indifferent  war.  Dass  sie  auch  in 
dem  vom  Reichstage  modificirten  Text  d.  h.  im  Edict  stehen 
blieb,  wurde  der  Stein  des  Anstosses  für  alle  bisherigen  Edicts- 
interpreten, indem  dieselben  in  Folge  dessen  einerseits  »damnare« 
auch  auf  »de  civilibus  causis«,  anderseits  den  Satz  »nisi  con- 
vincitur  manifestus*  auch  auf  >  distringere *  bezogen  haben. 

')  Von  den  »iuniores  ecclesiae*  wird  später  (§  18)  die  Rede  sein. 

2)  Vgl.  oben  S.  115. 

3)  Dass  sich  die  Unterscheidung  zwischen  »civiles  causae« 
und  »criminalia  negotia*  nur  auf  »distringere«,  nicht  auch  auf 
»danmare«  beziehen  kann,  ergibt  sich  inhaltlich  aus  der 
Bedeutung  von  damnare  =  criminell  bestrafen  (verurtheilen).  Die 
grammatikalische  Schwierigkeit  fällt  fort,  wenn  man  sich 
im  Edict  statt  »distringere*  aus  dem  Concil  »distringat«  denkt. 
Vgl.  S.  118  N.  1. 
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unten x)  zu  sprechen  Gelegenheit  sein.  Hinsichtlich  der 
Criminalsachen  hat  das  Edict  durch  die  Worte  „praeter 
criminalia  negotia "  das  kirchliche  Postulat  in  der  Allge- 
meinheit, in  welcher  es  gestellt  wurde,  abgelehnt;  das 
heisst,  es  hat  in  weltlichen  Criminalsachen  der  Cleriker 
den  weltlichen  Richtern  den  weltlichen  Process  (das 
„per  se  distringere K)  im  vollen  Umfange  vorbehalten. 
Chlothar  konnte  das  um  so  leichter  thun,  als  noch  das 
erste  Concil  von  Mäcon  einen  ähnlichen  Standpunkt 
einnahm,  indem  es  in  Criminalsachen  der  Cleriker  dem 
weltlichen  Richter  die  einseitige  Anwendung  gewisser 
Gewaltmassregeln  (insbesondere  custodia)  auch  „  extra 
discussionem  episcopi K  gestattete  2). 

Damit  war  freilich  zugleich  auch  der  zweite  Punkt 
abgelehnt:  die  Forderung  des  Pariser  Concils  auf  Aus- 
schluss der  Uebung  weltlicher  Criminalstrafgewalt 
über  Cleriker  ohne  geistliches  Urtheil  (sine  scientia  pon- 
tificis) 3),  da  dieses  nothwendig  einen  kirchlichen  Pro- 
cess voraussetzte.  Um  diese  Ablehnung  minder  schroff 
erscheinen  zu  lassen  und  den  kirchlichen  Beschwerden 
wegen  willkürlicher  Processweise  der  weltlichen  Richter  4) 


*)  Unten  §  18. 

2)  Conc.  Matisc.  I.  a.  581  c.  7  (Mansi  IX  938):  Ut  nullus 
clericus  de  qualibet  causa  extra  discussionem  episcopi  sui  a  s  a  e- 
culari  iudicio  iniuriam  patiatur  aut  custodiae  de- 
putetur.  Quod  si  quicumque  iudex  cuiuscumque  ordinis  clericuin 
absque  causa  criminali,  id  est  homicidio,  furto  aut  male- 
ficio,  hoc  facere  fortasse  praesumpserit,  quamdiu  episcopo  loci 
illius  visum  fuerit,  ab  ecclesiae  liminibus  arceatur. 

3)  »sine  scientia  pontificis*  ist  somit  entgegen  der  allge- 
meinen Annahme  im  Edict  nicht  aus  dem  Concil  zu  ergänzen. 
Es  wurde  vielmehr,  als  mit  dem  Inhalte^des  Edicts  unvereinbarlich, 
absichtlich  weggelassen. 

4)  Vgl.  oben  S.  114  N.  1  mit  S.  113  N.  2. 
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einigermassen  Rechnung  zu  tragen,  bestimmt  das  Edict 
lediglich,  und  zwar  unter  Androhung  der  Todesstrafe 
gegen  jeden  Uebertreter  des  Gesetzes  *),  dass  die  welt- 
lichen Richter  einen  Cleriker  nicht  criminell  verurtheilen 
(bestrafen)  dürfen,  wenn  nicht  und  ehe  nicht  der  klare 
Beweis  der  Schuld  erbracht  worden  ist: 

„  Ut  nullus  iudicum  —  (clericum)  damnare  praesumat, 

nisi  convincitur  manifestus ". 
Diese  Bestimmung  hat  ihre  Parallele  in  der  im  weiteren 
Verlaufe  des  Edicts  auch  für  die  Laien  ausgesprochenen 
Verordnung2),  dass,  abgesehen  von  handhafter  That, 
Niemand,  er  sei  Freier  oder  Knecht,  weder  vom  Richter 
noch  von  irgend  Jemand  „  ungehört tf,  das  heisst,  ohne  in 
einem  regelrechten  Process  der  Schuld  überführt  worden 
zu  sein3),  getödtet  werden  dürfe.  Es  wurde  dadurch 
kein   neuer  Rechtssatz   eingeführt,    sondern   nur   ein  im 


*)  Vgl.  Chloth.  edict.  c.  24:  Quicumque  vero  haec  delibera- 
tionem,  quem  cum  ponteficibus  vel  tarn  magnis  viris  optematibus 
aut  fidelibus  nostris  in  synodale  concilio  instruemus,  temerare 
praesumpserit,  in  ipso  capitale  sententia  iudicetur,  qualiter 
alii  non  debeant  similia  perpetrare. 

2)  Chloth.  edict.  c.  22:  Neque  ingenuos  neque  servus,  qui 
cum  furto  non  depraehinditur,  ad  iudicibus  aut  ad  quem- 
cumque  interfici  non  debeat  inauditus. 

3)  Chloth.  IL  praeceptio  a.  584—628  c.  8  (M.  G.  Cap.  I  18): 
Si  quis  in  aliquo  crimine  fuerit  accusatus,  non  condemne- 
tur  penetus  inauditus.  Sed  si  in  crimine  accusatur  et  ha- 
beta  discussione  fuerit  fortasse  convictus,  pro  modum 
criminis  sententiam  quo  meretur  excipiat  ultionis.  —  Die  Prae- 
ceptio scheint  in  der  That,  wie  Fahlbeck  La  royaute  et  le 
droit  royal  Francs  durant  la  premiere  periode  de  l'existence  du 
royaume  (1883)  p.  218,  323  annimmt,  nur  eine  Ausführungsver- 
ordnung zum  Edict  zu  sein.  —  Der  Vergleich  von  Praecept.  c.  3 
und  Edict.  c.  22  mit  Edict.  c.  4  widerlegt  von  selbst  die  Ansicht 
derer,  die  im  >  convincitur  manifestus  *  einen  Hinweis  auf  handhafte 
That  erblicken  wollen. 
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positiven  Keehte  der  damaligen  Zeit  bereits  vorhandener x), 
im  Grunde  selbstverständlicher  Rechtssatz  neuerlich  ein- 
geschärft, wie  das  wohl  auch  noch  später2)  vorkam. 

Konnte  sich  die  Kirche  hinsichtlich  des  Clerus  im 
Allgemeinen  mit  einer  solchen  Garantie  geordneter  Justiz 
um  so  mehr  begnügen,  als  die  Ueberwachung  der  bezüg- 
lichen Verordnung  zugleich  den  Bischöfen  aufgetragen 
wurde3),  so  musste  ihr  dieselbe  doch  unzureichend 
erscheinen,  wenn  es  sich  speciell  um  Priester  und 
üiaconen  handelte.  Diese  beiden  waren  nämlich 
ebenso  sacerdotes,  wie  die  Bischöfe4).  Schon  Gregor 
v.  Tours  hat  daher  nicht  nur  Ausschreitungen  gegen 
Bischöfe,  sondern  in  gleicher  Weise  peinliche  Massregeln 
gegen  Priester  und  Diaconen  als  „nefas"  erklärt5).  Die 
Kirche  begründete  die  Exemtion  der  Bischöfe  durch  die 
denselben  zustehende  „sacra  dignitas",  über  welche  die 
weltliche  Gewalt  richten  würde,  wenn  sie  gegen  Bischöfe 
ohne  Zuziehung  des  geistlichen  Gerichts  als  des  Schuld- 


»)  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod.  IX  SO,  1  Interpret.:  Iudex 
criminosum  discutiens  non  ante  sententiam  pro- 
ferat  capitalem,  quam  aut  reus  ipse  fateatur,  aut  con- 
victus  aut  per  innocentes  testes  vel  per  conscios  criminis  sui  aut 
homicidium  aut  adulterium  aut  maleficium  commisisse  mani- 
festius  convincatur.  —  Vgl.  die  zugehörige  jedenfalls  bald 
nach  Abfassung  des  Breviars  entstandene  Titelerläuterung  (Hänel 
p.  8,  vgl.  p.  XXIII,  XXIV):  De  poenis,  hoc  est,  ut  iudex  cri- 
minosum non  damnet,  antequam  convincatur.  — 
Das  Breviar  ist  auch  sonst  in  Edict  und  Praeceptio  benutzt. 

2)  Z.  B.  Divisio  regn.  a.  806  c.  18  (M.  G.  Cap.  I  129):  ut 
nullus  —  apud  se  accusatum  sine  iusta  discussione 
atque  examinatione  aut  occidere  aut  membris  mancare 
aut  excaecare  aut  invitum  tondere  faciat. 

3)  Chloth.  II.  praeceptio  c.  6  (oben  S.  15  N.  5). 

4)  Vgl.  oben  §  3. 

5)  Vgl.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  29,  87,  49,  50  mit  VI  11. 
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erkenutnissgerichts  strafweise  vorgienge x).  Ebenderselbe 
Grund  musste  für  eine  Exemtion  der  Priester  und 
Diaconen  sprechen.  Es  könnte  uns  daher  nicht  über- 
raschen, wenn  die  Vertreter  der  Kirche  auf  dem  Keichs- 
tage  zu  Paris,  indem  sie  einerseits  den  niederen  Clerus 
den  weltlichen  Strafgerichten  völlig  überliessen,  ander- 
seits mit  besonderem  Nachdrucke  die  Forderung  gestellt 
hätten,  dass  als  Ersatz  dafür  von  Staatswegen  anerkannt 
werde,  es  habe  gegen  verbrecherische  Priester  und  Dia- 
conen derselbe  Process  in  Anwendung  zu  kommen,  der 
im  Frankenreich  gegen  incriminirte  Bischöfe  bereits  in 
gesetzlicher  üebung  war 2).  Mit  diesem  Verlangen  müssen 
die  Bischöfe  bei  Abfassung  des  Edicts  in  der  That  an 
Chlothar  herangetreten  sein,  denn  offenbar  dasselbe  ge- 
während3) fügt  er  seinen  Bestimmungen  über  den  Ge- 
richtsstand der  Cleriker  in  Criminalsachen  hinzu: 

„  excepto  presbytero  aut  diacono.  Qui  convicti4)  fuerint 
de  crimine  capitali5),  iuxta  canones  distringantur 6) 
et  cum  pontificibus  examinentur  7) ". 

*)  So  begründet  Papst  Gelasius  den  Satz  »non  esse  huma- 
narum  legum  de  talibus  (seil,  episcopis)  ferre  sententiam  absque 
ecclesiae  principaliter  constitutis  pontificibus €  damit,  dass  es  nicht 
angehe,  dass  Bischöfe  »pro  humano  libitu  et  saecularis  po- 
testatis  arbitrio  pelle rentur«  oder  »pro  mundanae 
potentiae  voluntate  sacris  dignitatibus  privaren- 
tur«.     Migne  56   p.  659,  660.     Vgl.  damit  Conc.  Matisc.  II  c.  9. 

2)  Vgl.  oben  §  5-8. 

8)  Vielleicht  gehört  hieher  Chron.  Fredeg.  c.  44  a.  616  (?) : 
Warnacharium  maiorem  domus  cum  universis  pontificibus 
sed  et  Burgundaefarones  Bonogelo  villa  (bei  Paris)  ad  se  venire 
praeeepit  (Chlothar  IL),  ibique  eunetis  illorum  iustis  pe- 
titionibus  annuens,  praeeeptionibus  roborat. 

*)  Vgl.  oben  S.  102  N.  4.       8)  Oben  S.  12—15. 

6)  Oben  S.  108  N.  2. 

7)  Oben  S.  102  N.  5.  —  Die  Präposition  »cum*  wird  in  den 
Quellen  jener  Zeit  nicht  so  sehr  für  »a«  (wie  S  ohm  Gerichtsb.  259 
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Das  heisst:  Ausgenommen  sind  Priester  und  Diaconen; 
diese  nämlich,  wenn  sie  (in  einem  weltlichen  Einleitungs- 
verfahren) eines  Verbrechens  überführt  erscheinen,  sind 
(im  geistlichen  Hauptverfahren)  nach  canonischem  Process 
und  zwar  vor  Bischöfen  (Concil)  zu  examiniren,  worauf 
erst  (im  Schlussverfahren)  eventuell  die  weltliche  Straf- 
verhängung (damnare)  folgen  darf1). 

Der  volle  Werth  dieses  Zugeständnisses  erhellt  erst 
bei  der  Erwägung,  dass  damit  der  Ausschluss  aller  welt- 
lichen nicht  auf  Sicherung  der  Person  abzielenden  pro- 
cessualen  Gewaltmassregeln  von  selbst  gegeben  war.  Von 
diesem  Gesichtspunkte  aufgefasst,  erscheint  das  Chlotha- 
rische  Edict  für  den  höheren  Clerus  als  eine  überaus 
kostbare  grundgesetzliche  Errungenschaft,  welche  in  dem 
durch  Gesetz  des  Westgothenkönigs  Erwich  im  Jahre 
683  den  spanischen  gradus  ecclesiastici  und  palalatini 
bei  Criminalanklagen  zugesicherten  „  modus  iustissimae 
perquisitionis " 2)  ein  frappantes  Seitenstück  findet.    Wenn 


glaubt),  als  vielmehr  für  »apud«  gebraucht.  Dafür  gibt  es  eine 
Menge  Belegstellen,  insbesondere  bei  Gregor  v.  Tours.  Daher  ist 
i  cum  pontificibus  *  gleich  » apud  concilium « (vgl.  Conc.  Toletan.  IV. 
c.  80,  oben  S.  108  N.  8),  welche  Ausdrucksweise  zum  streng  accusa- 
torischen  Character  des  Hauptverfahrens  in  merovingischer  Zeit 
(vgl.  oben  S.  69,  70)  trefflich  passt. 

*)  Vgl.  oben  S.  103  (Hincmar),   108  N.  8  (Conc.  Tolet.  IV.). 

2)  Conc.  Toletan.  XIII.  a.  683  c.  2  (Mansi  XI  1064):  ut  nullus 
deinceps  ex  palatini  ordinis  gradu  vel  religionis 
sanctae  conventu  —  non  antea  vinculorum  nexibus 
illigetur,  non  quaestioni  subdatur,  non  quibuslibet  tormen- 
torum  vel  flagellorum  generibus  maceretur,  non  rebus 
privetur,  non  etiam  carceralibus  custodiis,  mancipetur, 
neque  adhibitis  hinc  inde  iniustis  occasionibus  abdicetur,  per 
quod  illi  violentia  occulta  vel  fraudulenta  professio 
extrahatur:  sed  is  qui  accusatur  gradum  ordinis  sui  tenens, 
et  nihil  ante  de  praedictorum  capitulorum  nobilitate  persentieiis, 
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Dahn  das  Gesetz  Erwich's  die  Habeascorpusacte  des  west- 
gothischen  weltlichen  und  geistlichen  Adels  nennt1),  so 
enthält  das  Edict  Chlothar's  IL  die  Habeascorpus- 
acte für  den  höheren  merovingischen  Clerus. 

c)  Von  614  bis  zum  Ende  der  fränkischen  Zeit. 

§  11. 

Das  Chlotharische  Edict  ist  grundlegend  geblieben 
für  die  ganze  spätere  fränkische  Zeit. 

Vor  Allem  untersteht  in  weltlichen  Criminalsachen 
der  niedere  Clerus  nach  wie  vor  ebenso  den  welt- 
lichen Schulderkenntniss-  als  den  weltlichen 
Strafgerichten.  So  wurde  675  der  Mönch  Columbus 
wegen  Ermordung  seines  Abtes  Aigulf  auf  königlichen 
Befehl   ergriffen,   in  Fesseln  gelegt,   vor  dem  weltlichen 


in  publica  sacerdotum,  senior  um  atque  etiam  gar- 
dingorum  discussione  reductus  et  iustissime  perquisitus, 
aut  obnoxius  reatui  detectae  culpae  legum  poenas  excipiat  aut 
innoxius  iudicio  omniuni  coinprobatus  appareat.  Illos  tarnen  quos 
in  locis  talibus  manere  constiterit,  unde  nocibilis  perfugii 
suspicio  sit  aut  eos  quos  pro  conturbatione  terrae 
diligentius  oporteat  custodiri,  hos  sine  aliquo  vinculorum 
vel  iniuriae  damno  sub  libera  custodia  consistere 
oportebit.  —  Die  examinatio  der  » sacerdotes  «  hatte,  wenn  es  auch 
hier  nicht  ausdrücklich  gesagt  wird,  auch  in  Spanien  bloss  vor 
geistlichen  Richtern  in  canonischer  Weise  stattzufinden.  Vgl.  oben 
S.  108  N.  8  und  Conc.  Toletan.  XVII.  a.  694  c.  1  (Mansi  XII  97) : 
pro  moribus  sacerdotum  corrigendis  nullo  saecu- 
larium  assistente  inter  eos  (seil,  sacerdotes)  habeatur  collatio. 
—  Dem  entsprechend  wird  in  Conc.  Toletan.  XVI.  a.  G93  c.  9 
(Mansi  XII  77)  der  Spruch,  den  die  Bischöfe  allein  über  Schuld 
und  canonische  Strafe  des  hochverrätherischen  Bischofs  Sisbert 
gefällt  haben,  unterschieden  von  dem  Verdicte,  das  sie  auf  Grund 
jenes  Spruches  mit  den  weltlichen  Reichsgrossen  über  die  welt- 
liche Strafe  abgeben.  Vgl.  Dahn  Könige  VI  494. 
*)  Dahn  Könige  VI  241. 
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4 

Gericht  (iudicium  Francorum)  peinlich  inquirirt  und 
endlich  zum  Tode  verurtheilt 1).  Der  im  neunten  Jahr- 
hundert lebende  Verfasser  der  Vita  S.  Aigulfi,  Mönch 
Adrevald  von  Fleury,  findet,  wie  man  aus  den  Worten 
schliessen  muss,  welche  er  dem  Heiligen  in  den  Mund 
legt2),  diesen  Vorgang  vollkommen  in  der  Ordnung. 
Ebenso  wurden  830  nicht  nur  die  hochverrätherischen 
Laien,  sondern  in  ganz  gleicher  Weise  die  hochverräthe- 
rischen Cleriker  zur  Processirung  vor  ein  Eeichsgericht 
geführt 3).  Erscheint  ausnahmsweise  ein  Bischof  mit  der 
criminellen  Verfolgung  eines  niederen  Clerikers  betraut, 
so  ergibt  sich  doch  sofort,  dass  er  nicht  als  Bischof, 
sondern  vielmehr  als  königlicher  Missus  vorgieng4).   Dem 


1)  Vita  S.  Aigulfi  a.  675  c.  27  (Mabillon  Acta  II  685):  Iussu 
enim  regali  (Columbus)  perquisitus  inventus  est,  et  in  vincula 
coniectus  atque  iudicio  Francorum  poenarum  fero- 
citate  usque  ad  mortem  vexatus. 

2)  Vgl.  oben  S.  42  N.  2. 

8)  Vita  Hludov.  imp.  a.  880  c.  45  (M.  G.  Script.  II  634). 
Vgl.  oben  S.  40  N.  8. 

4)  Jaffe  Bibl.  rer.  Germ.  VI  631  a.  802.  Die  Mönche  von 
S.  Martin  hatten  einen  von  Bischof  Theodulf  v.  Orleans  wegen 
Verbrechen  verurtheilten  Cleriker  zu  befreien  gesucht.  In  dieser 
Angelegenheit  schreibt  Kaiser  Karl  an  Alcuin,  der  sich  (ibid.  VI  648) 
für  die  Mönche  und  ihren  Schützling  beim  Kaiser  verwendet  hatte  : 
infamis  clericus  —  illi  (dem  Bischof  Theodulf),  apud  quem  accu- 
satus  et  a  quo  iudicatus  atque  in  custodiam  missus  est  et  de 
cuius  custodia  evasit,  praecipimus,  ut  reddatur.  Ille  enim  ad 
nostram  audientiam  sive  vera  sive  falsa  dicentem  adducat.  — 
Der  Cleriker  war  vom  Bischof  gerichtet  worden  »in  conspectu 
populi  civitatis  suae«  (ibid.  VI  651),  also  wohl  vom  Bischof 
als  königlichem  Missus.  So  auch  Löning  II  581  N.  1.  Vgl. 
übrigens  Flodoardi  Hist.  Rem.  III  26:  Hincmar  v.  Reims  schreibt 
einem  Grafen  »propter  quendam  hominem  ipsius,  quia  graviora 
quaedam  commisisse  ferebatur  crimina  — ;  precatur  hunc  — , 
ut  eum  ad  se  venire  iubeat  discutiendum  ab  ipso:  quia  si 
non  fecerit  distringetur  gravius  ab  illo  tarn  de  ministerio  episco- 
pali  quam  de  missatico  regis*. 
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Bischof  als  solchen  wird  sogar  in  einem  Falle,  wo  ihm 
in  andern  Dingen  Gerichtsbarkeit  über  die  gewöhnlichen 
Cleriker  zuerkannt  wird,  die  Criminalgerichtsbarkeit  über 
dieselben  ausdrücklich  abgesprochen  x).  Weder  die  kirch- 
liche noch  die  weltliche  Gesetzgebung  der  karolingischen 
Zeit  hat  in  diesen  Verhältnissen  irgend  etwas  geändert 2). 
Nicht  alle  Cleriker  schlechtweg,  sondern  nur  die 
„  clerici  ecclesiastici  ordinis  a  3),  das  sind  nach  der  Inter- 
pretation Hincmar's  von  Reims4)  die  Bischöfe,  Priester  und 


*)  Urk.  Karl's  d.  Kahlen  für  die  Kirche  (Bisthum)  von  Nevers 
a.  841  (Bouquet  VIII  428).     Vgl.  unten  §  21. 

2)  Wenn,  wie  bekannt,  von  Benedictus  Levita  und  Pseudo- 
Isidor  für  sämmtliche  criminose  Cleriker  die  geistliche  Jurisdiction 
reclainirt  wird,  so  kommt  das  nicht  als  Zeugnis  für  den  vorhan- 
denen, sondern  als  Zeugniss  für  den  von  einer  kirchlichen  Partei 
im  Frankenreich  angestrebten  Rechtszustand  in  Betracht. 

3)  Capit.  miss.  spec.  a.  802  (?)  c.  17  (M.  G.  Cap.  I  102):  Ut 
clerici  ecclesiastici  ordinis,  si  culpa  in  incurrerint, 
apud  ecclesiasticos  iudicentur,  non  apud  secu- 
lares.  Vgl.  damit  Admon.  gen.  a.  789  c.  88  (M.  G.  Cap.  I  56).  — 
Diese  letztere  Stelle  ruht  auf  Dionyso-Hadriana  Carth.  15:  De 
diversis  ordinibus  ecclesiae  servientibus,  ut  si  quis  causam  cri- 
minis  incurrerit,  et  abiecerit  iudicium  ecclesiasticum,  debeat 
periclitari.  In  der  Admonitio  kommt  zwar  als  Variante  vor 
»clerici  et  ecclesiastici  ordines*,  ebenso  steht  in  Capit.  vel  miss. 
vel  synod.  a.  81S  (?)  c.  9  (M.  G.  Cap.  I  183):  clerici  vel  eccle- 
siastici, si  culpam  incurrerint,  ante  episcopis  iudicentur.  Aber 
Ansegis.  I  38  (M.  G.  Cap.  I  400)  und  selbst  Benecl.  Levit  I  77 
lauten  wie  obiges  Capit.  miss.  spec. 

*)  Zu  Ansegis.  I  38  (vgl.  vorige  Note)  bemerkt  Hincmar 
v.  Reims  (Hincm.  Rem.  ad  Carol.  Calv.,  Mansi  XVI  775,  Migne  125 
p.  1061):  Haec  constituta  sunt  de  his  quae  ab  episcopo  vel 
presbytero  seu  diacono  committuntur.  —  Nach  Hincmar's 
Interpretation  sind  Waitz  V.  G.  IV  444  und  die  dortselbst  Ge- 
nannten zu  corrigiren.  Vgl.  übrigens  auch  oben  S.  20  N.  1.  — 
Hincmar's  Zeugniss  ist  um  so  wert h voller,  als  bei  ihm  selbst  das 
Bestreben  vorhanden  zu  sein  scheint,  den  doppelten  Gerichtsstand 
aaf  alle  Cleriker  auszudehnen.    Vgl.  Hincm.  Rem.  ad  Carol.  Calv. 
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Diaconen,  sollen  nach  Massgabe  der  Capitularien  in  Cri- 
minalsachen  „apud  ecclesiasticos  ",  nicht  „apud  seculares" 
gerichtet  werden.  Damit  kann  aber  im  Zusammenhalte 
mit  den  thatsächlichen  Processberichten  nichts  Anderes 
gemeint  sein,  als  dass  für  die  höheren  Cleriker, 
Priester  und  Diaconen  im  Gegensatz  zu  dem  niederen 
Clerus,  der  doppelte  Criminalgerichtsstand  noch 
in  karolingischer  Zeit  in  gesetzlicher  Kraft  und  Aner- 
kennung war.  Die  karolingische  Strafpraxis  weist  auch 
in  der  That  Zeugnisse  auf,  dass  Priester  und  Diaconen 
wegen  weltlicher  Verbrechen  von  der  weltlichen  Gewalt, 
gerade  weil  sie  höhere  Cleriker  waren,  zur  Aburth eilung 
vor  eine  geistliche  Synode  gestellt  wurden,  ehe  man  sie 
weltlich  bestrafte.  So  wurden  wegen  Theilnahme  am 
Hochverrathe  König  Bernhard's  von  Italien  nicht  nur 
die  Bischöfe,  sondern  „omnes  de  ecclesiastico  ordine 
clerici "  vor  ein  Synodalgericht  gebracht l) ;  ebenso  später 
wegen  Hochverraths  zwei  Mönche  —  „presbyteri  quippe 


(Mansi  XVI  764;  Migne  125  p.  1047):  Nee  clericus,  minime 
autem  episcopns,  publicis  iudieiis  sepotest  purgare, 
qnia  non  potest  ullius  alterius  nisi  episcoporumet  suorum 
regularium  iudicum  subdi  vel  teneri  i u d i c i o.  Vielleicht 
aber  denkt  Hincmar  v.  Reims  hier  ebenso  nur  an  die  »eccle- 
siastici  clerici «  (=  clerici  ecclesiastici  ordinis,  vgl.  Mansi  XVI 
765,  Migne  125  p.  1048),  von  denen  er  auch  kurz  vorher  in  Ver- 
bindung mit  den  Bischöfen  spricht  (episcopi  et  [r e  1  i q u i]  eccle- 
siastici clerici,  Mansi  XVI  764,  Migne  125  p.  1047),  wie 
Hincmar  v.  Laon  (Mansi  XVI  779;  Migne  124  p.  1026),  den  Text 
von  Dionyso-Hadriana  Carth.  15  ändernd,  sagt:  quisquis  episco- 
porum  vel  reliquorum  ecclesiasticorum  clericorum  —  eis 
(seil,  publicis  iudieiis)  de  criminali  culpa  purgari 
voluerit  — ,  locum  suum  amittat. 

')  Chron.  Moissiac.  a.  817  (M.  G.  Script.  I  SIS).    Vgl.  oben 
S.  40  N.  3. 
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erant"  — J),  und  König  Karl  des  Kahlen  eigener  Sohn 
Karlmann,  „  quia  diocesios  Senonensis  erat  diaconus a  2). 
Kein  anderer  Grund  kann  bestimmend  gewesen  sein, 
wegen  Fälschung  königlicher  Urkunden  den  Diacon 
Kagamfrid :]),  und  wegen  „adulterium  sacrilegum"  den 
Priester  Huntbert4)  vor  ein  Concil  zu  stellen.  Das  Ver- 
fahren, welches  in  diesen  Fällen  zur  Anwendung  kam, 
war  kein  anderes,  als  dasjenige,  welches  uns  aus  den 
Criminalprocessen  gegen  Bischöfe  schon  bekannt  ist5). 
Ueber  Anklage  oder  Denunciation  beim  Könige 6)  beruft 
dieser,  wenn  er  die  Anklage  begründet  findet 7),  gegen  den 
Angeschuldigten   eine   Synode8)    (weltliches  Einleitungs- 


1)  Caroli  II.  synod.  Suession.  a.  858  c.  5  (M.  G.  Leg.  I  417). 
Vgl.  Prudent.  Trec.  Annal.  a.  853  (M.  G.  Script.  I  447). 

2)  Annal.  Hinein.  Rem.  a.  871  (M.  G.  Script.  I  491).  —  Be- 
züglich des  Falles  Karlmann  vgl.  ausserdem  Annal.  Fuld.  a.  868, 
873  (Script,  I  374,  885);  Chron.  Regin.  a.  870  (Script.  I  588); 
Annal.  Hincm.  Rem.  a.  870,  87  8  (Script.  I  487,  495);  Annal.  Xant. 
a.  873  (Script.  II  285);  Annal.  Lemovic.  a.  878  (Script.  II  251); 
Annal.  Laub.  a.  873  (Script.  IV  15);  Flodoardi  Hist.  Rem.  III  18; 
Epist.  Hadriani  II.  ad  regem  Carolum,  ad  comites  regni  Caroli, 
ad  episc.  regni  Caroli  a.  871  (Mansi  XV  850—851). 

3)  Synod.  Suession.  a.  858  c.  6  (M.  G.  Leg.  I  417). 

4)  Conc.  Duziac.  II.  a.  874  (Mansi  XVII  288—298). 

5)  Vgl.  oben  §§  5—8. 

6)  Annal.  Fuld.  a.  863:  Carlmannus  filius  regis,  qui 
praelatus  erat  Carantanis,  tarn  multis  criminibus  et  tarn 
magnis  apud  patrem  absens  aecusatus  est,  ut  merito  reus 
maiestatis  haberi  debuisset,  si  ea,  quae  in  eum  dieta  sunt,  ab 
aecusatoribus  probar i  potuissent. 

7)  Vgl.  Synod.  Suession.  a.  853  c.  6:  rex  Karolus  cor  am 
sacra  synodo  —  diaconum  —  Ragamfridum  impetiit,  quod 
praeeepta  falsa  regio  nomine  compilasset,  sicut  ad  eum  quo- 
rumdam  suggestionibus  et  verisimilibus  indieiis 
esset  perlatum. 

8)  Annal.  Hinein.  Rem.  a.  87  8:  iubet  ergo  (König  Karl) 
convocari  episcopos  regni  sui  — ,  quatenus  seeundum  sacros 

Nissl,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Clerus.  9 
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verfahren).  In  der  Synode  tritt  jedoch  der  König  nur 
als  Ankläger  l)  auf.  Synodalrichter  sind  —  selbst  wenn 
dem  König  der  Ehrenvorsitz  eingeräumt  wird  —  aus- 
schliesslich die  Bischöfe 2).  Daher  sind  auch  die  für  das 
ganze  Synodalverfahren,  namentlich  hinsichtlich  der  Zu- 
lässigkeit  der  Beweismittel  (Zeugen,  Geständniss,  Eeini- 
gungseid)  massgebenden  Normen  die  Canones 3).  Das 
Synodalverfahren  (geistliches  Hauptverfahren)  endet, 
wenn  nicht  mit  Freisprechung,  mit  Degradation  des  An- 
geklagten4). Dann  aber  folgt  in  aller  Regel5)  ohne 
weiters  das  weltliche  Strafurtheil  auf  Grund  des  geist- 
lichen Schuldspruchs,    woran  sich  naturgemäss  die  Exe- 


canones  —  episcopale  ininisterium  de  illo  (Diacon  Karlmann)  exe- 
querentur. 

»)  Vgl.  S.  129  N.  7. 

2)  Prud.  Trec.  Annal.  a.  858:  Carolus  —  synodum  epis- 
coporum  iuxta  urbem  Suessionum  —  adgregans  duos  pres- 
byteros  —  ipse  synodo  praesidens,  episcopis  iudicantibus 
degradare  fecit,  eo  quod  Pippinum  furari  et  cum  eo  in  Aquitaniam 
fugere  disposuissent. 

3)  Synod.  Suession.  a.  838  c.  5:  (Die  beiden  hochverräthe- 
rischen  Priester-Mönche)  partim  confessi  partim  convicti 
conspirationis  malum  perpetrasse,  canonum  severitate  depo- 
siti  sunt.  —  ibid.  c.  G :  visum  est  — ,  ut  ab  omni  concilio  illi 
(dem  Diacon  Ragamfrid)  interdiceretur,  ne  a  parocliia  Remensi 
quoquo  modo  praesumpsisset  abscedere,  donec  se  ab  illis, 
quae  ei  impingebantur,  idoneum  r  edder  et.  —  Vgl. 
auch  Annal.  Hincm.  Rem.  a.  873  (S.   129  N.  8). 

4)  Siehe  oben  N.  2  u.  3.  —  Vgl.  auch  Chron.  Moissiac.  a.  817 
(oben  S.  40  N.  3). 

5)  Nur  im  Processe  gegen  Karl  des  Kahlen  Sohn  Karlmann 
wurde,  um  dessen  Todeswürdigkeit  noch  offener  zu  constatiren, 
das  weltliche  Strafurtheil  nicht  bloss  auf  das  Urtheil  der  Bischöfe 
gestützt,  sondern  wurden  noch  weitere  Schuldmomente  (etiam 
illa  de  quibus  ab  episcopis  iudicatus  non  fucrat)  geltend  gemacht. 
Vgl.  oben  S.  48  N.  1. 
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cution     der     verhängten    Strafe    anschliesst    (weltliches 
Schlussverfahren) x). 

Unterliegt  es  nach  dem  Gesagten  keinem  Zweifel, 
dass  die  Criminalgerichtsstandsverhältnisse  der  Cleriker 
im  karolingischen  Zeitalter  im  Ganzen  und  Grossen 
völlig  auf  den  Grundlagen  des  Edictes  ruhen 2),  so  konnte 


*)  Besonders  instructiv  ist  in  dieser  Hinsicht  der  Process 
gegen  den  Priester  Huntbert  wegen  »  adulterium  sacrileguni  «  (Conc. 
Duziac.  II.  a.  874).  Da  die  Hauptzeugen  Nonnen  sind,  die  nicht 
wohl  vor  die  Synode  geführt  werden  können,  werden  von  der 
Synode  >  vicarii  synodi  a  zum  Kloster  geschickt,  vom  König  » missi 
regii«  (Mansi  XVII  290).  In  der  Instruction,  welche  ihnen  mit- 
gegeben wird,  werden  zunächst  die  vicarii  genau  angewiesen,  wie 
sie  vorzugehen  haben.  Vorerst  sind  die  Zeugen  zu  separiren,  dann 
ist  die  Mitschuldige,  Nonne  Duda,  zu  befragen,  dann  die  Schwestern 
und  endlich  der  Priester  selbst,  wobei  ihm  zu  bedeuten  ist,  dass 
er  wegen  der  gegen  ihn  bereits  früher  vorliegenden  gravirenden 
Zeugenaussagen  in  keinem  Falle  zum  Reinigungseid  zugelassen 
werde.  Leugnet  der  Presbyter,  so  ist  er  mit  allen  Belastungs- 
zeugen zu  confrontiren  (Mansi  XVII  290,  291),  beharrt  er  trotzdem 
bei  seinem  Leugnen,  so  sind  Duda  und  die  Mitwisserinnen  zu 
beeiden  und  von  Neuem  zu  befragen  (Mansi  XVII  291).  Wird 
Huntbert  auf  solche  Weise  überführt,  »auctoritate  sacrarum 
legum  ac  regulär  um  synodali  iudicio  a  vicariis 
synodi  deponatur  et  per  missos  regios  in  longinquam 
terram  ac  perpetuum  exilium  iuxta  imperatorum  et 
regum  antiquas  et  consuetudinarias  leges  dedu- 
catur  et  aliquo  monasterio  ipsius  exilii  sub  poeni- 
tentia  retrudatur  laica  tantum  sibi  communione  servata« 
(Mansi  XVII  291,  292).  --  Vgl.  auch  Chron.  Moissiac.  a.  817  (oben 
S.  40  N.  8)  und  Synod.  Suession.  a.  853  c.  5  (M.  G.  Leg.  I  417). 

2)  Im  Hinblicke  auf  das  Ergebniss  der  vorstehenden  Unter- 
suchung ist  das  mit  Conc.  Paris.  V.  c.  4  wörtlich  übereinstimmende 
Carol.  Magn.  Capit.  I.  a.  769  c.  17  gegen  Waitz  V.  G.  IV  444  N.  1 
mit  Sohm  Gerichtsb.  218  und  Boretius  M.  G.  Cap.  I  46  aus 
internen  Gründen  entschieden  für  interpolirt  zu  erklären.  —  Die 
fränkischen  Auszüge  der  Lex  Romana  stehen  sämmtlich  auf  dem 
Standpunkt  ihrer  Grundlage,  der  Lex  Rom.  Visigoth.  Den  Bischof 
verweisen  die  Epitome  zu  Lex  Rom.  Visigoth.  Cod.  Theod.  XVI  1,  2 
in  Criminalsachen   vor   ein    Bischofsgericht,    die  übrigen  Cleriker 

9* 
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das  anderseits  nicht  hindern,  dass  die  allgemeine  Kegel 
in  einzelnen  Beziehungen  gewisse  Modificationen 
erlitt.  Es  sind  deren  namentlich  zwei  zu  erwähnen, 
von  denen  die  eine  die  höheren  Cleriker  überhaupt,  die 
andere  insbesondere  die  Aebte  betrifft. 

Unter  Karl  dem  Grossen  wurde  vielleicht  im  An- 
schlüsse an  eine  schon  früher  zur  Gewohnheit  gewordene 
Uebung  bestimmt,  es  sollen  in  Criminalsachen  höherer 
Cleriker  leichter  zu  entscheidende  Fälle,  deren  Normal- 
fall die  handhafte  Ergreifung  gewesen  sein  mag,  (statt 
vor  Synode  und  König)  an  Ort  und  Stelle  vor 
Bischof  (und  Grafen)  ausgetragen  werden1).  Der 
doppelte  Gerichtsstand  der  Priester  und  Diaconen  wurde 
dadurch  nicht  tangirt.  Der  Bischof  richtete,  wie  die 
Synode,  nach  canonischem  Process,  der  Graf  strafte  erst 
auf  Grund  bischöflicher  Degradation2).  Nicht  das  geist- 
liche Gericht,  nur  der  schwerfällige  Apparat  der  Synode 
sollte  dadurch,  wo  es  leicht  thunlich  war,  umgangen 
werden.  Die  Synode  wurde  daher  auch  sofort  zur  Ent- 
scheidung competent,  so  dass  der  Bischof  die  Sache  von 
Rechtswegen  an  sie  abtreten  musste,    sobald  die  Schuld 


haben  nach  den  Epitome  zu  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod.  XVI  1,  3 
ihren  Criminalgerichtsstand  vor  den  ordentlichen  weltlichen 
Richtern. 

')  Synod.  Franconof.  a.  794  c.  39  (M.  G.  Cap.  I  77):  Si  pres- 
byter  in  criminale  opere  fuerit  deprehensus,  ad  epis- 
copum  su um  ducatur  et  secundum  canonicam  insti- 
tutionem  constringatur.  Et  si  forte  negare  voluerit,  et 
accusator  comprobationem  dare  nou  potuerit,  et  cor  am  epis- 
copo  definitum  esse  nequiverit,  tunc  ad  universali 
concilio  illorum  ratio  deferatur. 

2)  Vgl.  Capit.  miss.  Aquisgr.  a.  809  c.  21  (M.  G.  Cap.  I  150): 
Si  presbyter  crisma  dederit,  ab  episcopo  degradetur  et 
postmodum  ad  iudicem  manu  per  dat. 
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des  Angeklagten  nicht  völlig  ausser  Zweifel  war  1).  Eben- 
dieselbe Abweichung  weisen  die  rein  kirchlichen  Depo- 
sitionsprocesse  gegen  Priester  und  Diaconen  auf.  Eegel 
ist  gemäss  den  Canones  Processirung  des  Angeschuldigten 
auf  einer  Synode  oder  doch  vor  einer  bestimmten  Zahl 
von  Bischöfen 2).  Im  Einklänge  damit  stand  auch  über- 
wiegend die  Praxis 3).  Daneben  kam  es  aber  in  einzelnen 
Fällen  auch  vor,  dass  statt  der  Synode  der  Bischof4)  als 
Strafrichter  fungirte,  der  die  Angelegenheit,  sobald  es 
ihm  nöthig  erschien,  an  die  Synode  abtrat5). 


*)  Siehe  S.  132  N.  1. 

2)  Vgl.  diesbezüglich  für  das  karolingische  Kirclienrecht : 
Dionyso-Hadriana  Carth.  12,  20  ;  Isidoriana  Carth.  IL  10,  III.  8  (über- 
gegangen in  die  Pseudoisidoriana,  Hinschius  p.  296,  297) ;  Conc. 
Tribur.  a.  895  c.   10  (Mansi  XVIII  138). 

3)  Rudolfi  Fuld.  Annal.  a.  848  (M.  G.  Script.  I  365);  Prud. 
Trec.  Annal.  a.  849  (Script.  I  443);  Conc.  Mogunt.  II.  a.  848 
(Mansi  XIV  914);  Conc.  ap.  Carisiac.  a.  849  (Mansi  XIV  921); 
Hincm.  Rem.  de  praed.  diss.  post.  c.  2  (Migne  125  p.  85):  Epist. 
Hincm.  Rem.  ad  Nicol.  I.  (Migne  126  p.  43);  Remig.  ep.  Lugd. 
Lib.  de  trib.  epist.  c.  24  (Migne  121  p.  1027);  Flodoardi  Hist. 
Rem.  III  21:  Presbyter  (Mönch)  Gottschalk  wegen  Häresie. 
Libell.  procl.  Rothadi  ep.  a.  845—862  (Mansi  XV  682,  684):  Pres- 
byter wegen  Ehebruchs.  Conc.  Mett.  a.  888  c.  9  (Mansi  XVIII  80): 
Diacon  wegen  sacrilegium.  Flodoardi  Hist.  Rem.  IV  35  =  Annal. 
Flodoardi  a.  948  (Script.  III  396):  Diacon  Sigebald  wegen  Ver- 
läumdung. 

4)  So  richtet  über  den  Priester  Alpulus  wegen  Nonnenraubes 
(Mem.  di  Lucca  IV  b  App.  8  a.  803,  vgl.  Vb  231  a.  813)  nur 
der  Bischof  von  Pisa  mit  seinen  sacerdotes  unter  Zuziehung  des 
Bischofs  von  Lucca,  und  reinigt  sich  nach  Flodoardi  Hist.  Rem. 
III  26  (9.  Jahrh.)  ein  »de  crimine*  angeklagter  Priester  nur  vor 
Hincmar  v.  Reims  ,  in  conspectu  plurimorum  tarn  clericorum  quam 
laicorum  *. 

5)  So  zieht  Bischof  Guallo  den  Mönch  und  Diacon  Gerfred, 
weil  ihm  die  Sache  (Bischofsmord)  zu  dunkel  erscheint,  vor  die 
Synode.     Synod.  Cabilon.  a.  894  (Mansi  XVIII  127). 
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Da  Aebte  sowohl  dem  höheren1)  als  dem  niederen2) 
Clerus  angehören  konnten,  so  hätten  dieselben  unter 
Anwendung  des  von  uns  aufgestellten  Princips  je  nach 
ihrem  individuellen  ordo  gleich  den  gewöhnlichen 
Mönchen 3)  bald  mit,  bald  ohne  geistliche  audientia  pro- 
cessirt  werden  sollen.  Die  stricte  Durchführung  dieser 
Regel  scheiterte  an  dem  bereits  oben  als  vorhanden 
nachgewiesenen  Bestreben4),  die  Aebte  als  solche 
den  gradus  ecclesiastici  beizuzählen.  Wohl  in 
Folge  davon  wurde  Kaiser  Ludwig  dem  Frommen,  der 
nebst  anderen  Clerikern  auch  zwei  Aebte  ohne  Concil 
verurtheilen  liess 5) ,  vorgeworfen ,  er  habe  damit  den 
Priestern  Gottes  den  kirchlichen  Satzungen  zuwider  ein 
Unrecht  zugefügt6).  Gelegentlich  der  Processirung  der 
Anhänger   König   Bernhard's   von   Italien   sind  denn  in 


')  Abgesehen  von  den  vielen  Fällen,  wo  Bischöfe  im  Besitze 
von  Abteien  erscheinen,  begegnen  z.  B.  Presbyter  als  Aebte 
in  Annal.  Einhardi  a.  827  (M.  G.  Script.  I  216),  Dipl.  Ludov.  Pii 
a.  883  (Bouquet  VI  587),  Annal.  Hincm.  Rem.  a.  870  (Script.  I  490); 
Diaconen  in  Gesta  abb.  Fontanell.  c.  S  a.  716  (Script.  II  276), 
Annal.  Hincm.  Rem.  a.  868  (Script.  I  480). 

2)  Ein  Subdiacon  begegnet  als  Abt  in  Epist.  Pauli  I.  ad 
Pipp.  reg.  Franc,  a.  764—766  (Mansi  XII  604),  Epist.  Benedicti  III. 
ad  episcop.  regni  Caroli  a.  857  (Mansi  XV  112);  ein  Clericus  in 
Gesta  abb.  Fontanell.  c.  11  a.  7  38  (M.  G.  Script.  II  284),  Annal. 
Hincm.  Rem.  a.  864  (Script.  I  466),  Epist.  Hincm.  Rem.  a.  876 
(Bouquet  VII  548). 

3)  Vgl.  einerseits  Vita  S.  Aigulfi  a.  675  c.  27  (oben  S.  126 
N.  1),  anderseits  Synod.  Suession.  a.  858  c.  5  (oben  S.  129  N.  1). 

4)  Vgl.  oben  S.  25  K.  2. 

6)  Vgl.  Vita  Hludov.  imp.  a.  880  c.  45  (M.  G.  Script,  II  684) 
mit  Vita  Walae  a.  880  II  10,  11,  15  (Script.  II  556,  558,  561)  und 
Transl.  S.  Viti  a.  830  c.  12  (Script,  II  580). 

G)  Exauct.  Hludov.  a.  831  c.  4  (M.  G.  Leg.  I  868):  sacer- 
dotibus  Do  mini  ac  monachis  contra  divinam  et  canonicum 
auctoritatem  praeiudicium  irrogavit. 
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der  That  auch  die  hochverrätherischen  Aebte  als  „  ordines 
ecclesiastici 8  behandelt  worden1).  Nichtsdestoweniger 
wird  man  das  nicht  als  eine  im  fränkischen  Kecht  be- 
gründete Notwendigkeit  auffassen  dürfen.  Vom  Stand- 
punkt des  Chlotharischen  Edicts  wird  man  vielmehr  unter 
den  einseitigen  weltlichen  Bestrafungen  von  Aebten2)  nur 
jene  Fälle  als  Gewaltacte  bezeichnen  können,  wo  nach- 
weisbar zugleich  ein  höherer  ordo  vorlag 3).  Wurde  in 
der  Praxis  auch  den  Aebten  niederer  Grade  geistliche 
audientia  gewährt,  so  war  dieses  eine  Ausnahme  und 
von  Rechtswegen  nur  ein  Act  der  Connivenz4),  aber 
immerhin    geeignet,    die    Eegel    selbst    schwankend    zu 


J)  Chron.  Mois&iac.  a.  817  (siehe  oben  S.  40  N.  S). 

2)  Z.  B.  Gesta  abb.  Fontanell.  a.  719  c.  3  (M.  G.  Script.  II 
277):  Abt  Wanda  monachus;  —  ibid.  a.  788  c.  11  (Script.  I[  284): 
Abt  Wido  clericus ;  —  Vita  S.  Storni  a.  754  c.  16  (Script.  II  S7S):  Abt 
Sturm;  —  Vita  Adalhardi  a.  814  (Script.  II  527);  Transl.  S.  Viti 
a.  814  (Script.  II  578) :  Abt  Adalhard;  —  Rudolfi  Fuld.  Annal.  a  861 
(Script.  I  374):  Abt  Waldo.  Vgl.  auch  oben  S.  134  N.  5.  — 
In  allen  diesen  Fällen  spricht  wohl  die  Vermuthung  für  einen 
niederen  ordo  des  betreffenden  Abtes. 

8)  Ein  Beispiel  dieser  Art  geben  die  Gesta  abb.  Fontanell. 
a.  716  c.  3  (M.  G.  Script.  II  276):  Abt  Benignus  »diaconus  et 
monachus  '. 

4)  Das  tritt  sehr  klar  zu  Tage  im  Hochverrathsprocesse  gegen 
Abt  Potho  v.  S.  Vincenz  am  Volturno  a.  781,  Cod.  Carol.  Epist. 
68  und  69  (Jaffe  Bibl.  rer.  Germ.  IV  212—218).  Der  Abt,  beim 
König  angeklagt,  wird  von  diesem  dejicirt.  Auf  Bitten  der  Mönche 
tritt  der  Papst  beim  König  für  den  Abt  ein  (Epist.  69),  worauf 
dieser  aus  Gnade  den  Papst  mit  der  Untersuchung  der  Sache 
(discussio  und  examinatio)  betraut,  welche,  wie  der  Papst  an  den 
König  berichtet  (Epist.  68),  die  Unschuld  des  Abtes  ergibt.  — 
Löning  II  530  übersieht,  dass  Epist.  69  dem  ganzen  Tenor  der 
Einleitung  zu  Folge  der  Epist.  68  vorausgegangen  sein  muss. 
Bouquet  V  458 — 496  bringt  diese  Briefe  in  chronologischer  Reihen- 
folge und  setzt  richtig  Cod.  Carol.  Epist  68  der  Epist.  69  nach, 
während  noch  Jaffe  Reg.  ed.  II.  No.  2431,  2432  die  umgekehrte 
Ordnung  haben. 
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machen 1).  Dieses  Schwanken  zwischen  strengem  Recht 
und  concilianter  Praxis  begegnet  selbst  bei  Hincmar 
v.  Reims,  der  es  einerseits  ganz  in  der  Ordnung  findet, 
dass  der  Subdiacon 2)  Abt  Hucbert  als  Mitschuldiger  der 
verbrecherischen  Königin  Theutberga  vom  weltlichen  Ge- 
richt nicht  nur  bestraft,  sondern  auch  processirt  werde, 
anderseits  aber  doch  die  Möglichkeit  im  Auge  hat,  dass 
Hucbert  „  iniudicatus K  vom  weltlichen  Gericht  an  das 
geistliche  abgegeben  werde,  um  vor  diesem  canonisch 
judicirt  zu  werden3). 


*)  Die  Möglichkeit  von  Ausnahmen  hindert  im  Einzelfall 
den  Schluss,  dass  der  Abt  ein  höherer  Cleriker  war,  der  nicht 
ohne  geistliche  audientia  weltlich  processirt  wurde.  So  scheint 
Abt  Othmar  v.  S.  Gallen  keinen  höheren  ordo  besessen  zu  haben 
—  wenigstens  findet  sich  das  nirgends  erwähnt  —  nichtsdesto- 
weniger aber  zur  Aburtheilung  erst  vor  eine  geistliche  Synode 
gestellt  worden  zu  sein,  ehe  er  von  dem  Grafen  wegen  ,  adulterium  * 
exilirt  wurde.  Vita  S.  Galli  II  15  a.  746  (M.  G.  Script.  II  24); 
Ratperti  Casus  S.  Galli  (Script.  I  68);  Vita  S.  Otmari  auct.  Walafr. 
c.  4,  5,  6  (Script.  II  43).  —  Indess  hält  Löning  II  529  N.  8 
das  » concilium «,  von  dem  an  letzter  Stelle  die  Rede  ist,  nicht 
für  ein  geistliches  concilium,  sondern  für  das  Volksgericht. 

2)  Vgl.  Epist.  Benedicti  III.  ad  episc.  regni  Caroli  a.  857 
(Mansi  XV  112). 

8)  Hincm.  Rem.  de  divort.  Loth.  et  Tetberg.  (Migne  125 
p.  697):  (Abt  Hucbert)  secundum  legem  examinandus 
et  vel  legali  iudicio  liberandus  vel  puniendus  est  — .  Veniat 
ille,  —  et  legaliter,  aut  quod  ei  impingitur  defen- 
d  e  n  s  liberetur,  aut  —  legaliter  puniatur.  —  ib.  p.  704  :  0  r  d  i  n  e  m 
autem  constituendi  iudicium,  si  Hucbertus  pro  hac  causa 
ad  audientiam,  et  de  civili  iniudicatus  ad  eccle- 
siasticum  iudicium  venerit,  —  b.  Gregorius  in  commo- 
nitorio  ad  Ioannem  Defensorem  euntem  in  Hispanias  decripsit. 
—  Die  Erklärung  des  »iniudicatus«  bei  Sdralek  Hincmar's 
canonist.  Gutachten  101,  102  sammt  den  darauf  gegründeten  Be- 
merkungen über  den  Schlusssatz  in  Edict.  Chloth.  a.  614  c.  4  steht 
wohl  im  Widerspruch  mit  Sdralek  102  N.  1. 


n.  Gerichtsstand  des  Clerus  in  Civilsachen. 


Grundlagen. 

§  12. 
Ben  bisherigen  Ausführungen  zufolge  war  nach 
fränkischem  Recht  in  Criminalsachen  der  Cleriker  das 
zur  Processirung  competente  Gericht  im  Allgemeinen  das 
weltliche  Gericht.  Wurde  hinsichtlich  der  Cleriker  höherer 
Grade  insofern  eine  Ausnahme  gemacht,  als  gegen  solche 
dem  weltlichen  Gericht  nur  das  processeinleitende  Vor- 
verfahren und  das  strafverhängende  Schlussverfahren 
zustand,  während  das  Schulderkenn tniss verfahren  als 
Hauptverfahren  einem  geistlichen  Gerichte  vorbehalten 
war,  so  beruhte  das,  wie  gezeigt  wurde,  auf  einem  ganz 
speciellen  nicht  im  Clericalstande  im  Allgemeinen  liegen- 
den Grunde,  nämlich  darin,  dass  man  nur  degradirte 
Cleriker  weltlich  bestrafen  wollte.  Der  Umstand,  dass  jedes 
weltliche  crimen  zugleich  degradationswürdige  Handlung 
(geistliches  crimen)  war,  machte  die  Aufnahme  des  geist- 
lichen Criminalprocesses  in  den  weltlichen  überhaupt 
möglich,  die  Thatsache,  dass  man  nur  in  den  Graden 
der  höheren  Cleriker  geistliche  Grade  im  eigentlichen 
Sinne  erkannte,  erklärt  vollkommen  die  Beschränkung  des 
doppelten  Criminalgerichtsstandes  auf  Bischöfe,    Priester 
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und  Diaconen.  So  konnte  man,  wie  es  das  Chlotharische 
Edict  gethan,  trotz  dieser  Ausnahme  das  Princip  auf- 
stellen :  Der  Clerus  als  solcher  geniesst  in  Criminalsachen 
keinerlei  Exemtion.  Es  fragt  sich  nun,  wie  die  Ver- 
hältnisse in  Civilsachen,  das  heisst  nämlich  in  allen 
nichtcriminellen  Sachen  der Cleriker  lagen.  Wurde 
die  Exemtion  auch  hier  versagt,  oder  wurde  sie  gewährt, 
oder  kam  es  zu  einem  Compromisse  ?  Mit  anderen  Worten : 
Unterstanden  die  Cleriker  in  Civilsachen  dem  welt- 
lichen, dem  geistlichen  oder  einem  gemischten 
Gerichte  ? 

Die  Kesultate  der  bisherigen  Forschung  setzen  uns 
nicht  in  die  Lage,  uns  für  eine  dieser  drei  Möglichkeiten 
von  vornherein  zu  entscheiden.  Nur  so  viel  darf  ver- 
muthet  werden,  dass  für  den  Gerichtsstand  des  frän- 
kischen Clerus  in  Civilsachen,  weil  hier  die  obgenannten 
Motive  nicht  zutrafen,  der  clericale  Grad  von  keinem 
massgebenden  Einfluss  war.  Eher  wäre  zu  gewärtigen, 
dass  der  Umstand  von  Bedeutung  gewesen  sei,  ob  in 
einem  Civilrechtsstreite  beide  Parteien  oder  nur  eine 
derselben  dem  Clerikalstande  angehörte.  Ein  Blick  auf 
unsere  Quellen  zeigt  in  der  That,  dass  diese  letztere 
Unterscheidung  eine  Rolle  spielte *),  während  ein  Ein- 
fluss des  Grades  nirgends  hervortritt.  Was  die  drei  prin- 
cipiellen  Hauptfragen  betrifft,  so  lassen  uns  bei  ober- 
flächlicher Orientirung  die  fränkischen  Eechtszeugnisse 
völlig  im  Zweifel  zurück,  da  sich  aus  ihnen  für  alle 
drei  Positionen  unwiderlegbare  Haltpunkte  zu  ergeben 
scheinen.     So   spricht,   um  nur  Einiges  anzuführen,    das 


>)  Vgl.  z.  B.  Admon.  gen.  a.  7  89  c.  28  (M.  G.  Cap.  I  56) 
und  Stat.  Rhispac.  a.  799  c.  3  (M.  G.  Cap.  I  26)  mit  Synod. 
Franconof.  a.  794  c.  30  (M.  G.  Cap.  I  77). 
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Chlotharische  Edict,  wenn  man  unsere  bisherige  Aus- 
legung gelten  lässt,  dafür,  dass  der  fränkische  Clerus  in 
Civilsachen  vom  weltlichen  Gericht  eximirt  gewesen,  be- 
ziehungsweise dem  geistlichen  G ericht  unterstanden 
sei L).  Einen  entschiedenen  Protest  legen  dagegen  zahl- 
reiche Placita 2)  ein,  aus  denen  hervorgeht,  dass  Cleriker 
in  Grundbesitzstreitigkeiten  in  aller  Regel  das  welt- 
liche Gericht  besuchten.  Aber  auch  für  die  Annahme 
des  gemischten  Gerichtes  bietet  wenigstens  für  die 
karolingische  Zeit  ein  Frankfurter  Capitular3)  eine  an- 
scheinend feste  Grundlage. 

Die  gleichen  Gegensätze  beherrschen  denn  auch  die 
Litteratur  unserer  Frage,  ohne  dass  es  ihr  bis  jetzt 
gelungen  wäre,  dieselben  auf  befriedigende  Weise  zu 
lösen.  Die  ältere4)  Lehre  lief  darauf  hinaus,  dass  in 
Civil  rech tsstreitigkeiten  von  Clerikern  untereinander  ein 
rein  geistliches  Gericht  (Bischofs-,  Metropolitan-,  Synodal- 
gericht), in  solchen  zwischen  Clerikern  und  Laien  ein 
gemischtes  (halb  weltliches,  halb  geistliches)  Gericht  zu 
entscheiden  habe.    Die  von  S  o  h  m 5)  begründete  n  e  u  e  r  e 


*)  Vgl.  oben  S.  119.  Die  Worte  »praeter  criminalia  negotia« 
des  Chlotarisclien  Edicts  zeigen  augenscheinlich,  dass  im  Gegen- 
satz zu  den  Criminalsachen  »de  ci viribus  causis*  den  ordentlichen 
weltlichen  Richtern  das  »per  se  distringere«  zu  Gunsten  des  geist- 
lichen Gerichts  verboten  ist. 

2)  Vgl.  unten  §  H. 

s)  Synod.  Franconof.  a.  791  c.  80  (M.  G.  Cap.  I  77):  Et  si 
forte  inter  clericum  et  laicum  fuerit  orta  altercatio,  episcopus 
et  cornes  simul  conveniant  et  unanimiter  inter  eos  cau- 
sam diffiniant  secundum  rectitudinem. 

4)  Vgl.  statt  Aller  Dove  De  iurisdict,  81  ff. 

5)  Sohm  Gerichtsb.  199  ff.  —  Mit  Sohm  stimmen  überein 
W e t z e  1 1  Civilprocess  835;  Hinschius  in  Holtzendorffs  Ency- 
clop.  178;  in  der  Hauptsache  auch  Richter-Dove  (Kahl) 
Lehrb.  d.  K.  R.  748,  77-2  und  Löning  II  512. 


—     140     — 

Auffassung  verwirft  das  gemischte  Gericht  vollständig, 
legt  den  geistlichen  Gerichten  jedenfalls  nur  die  Bedeu- 
tung einer  Ausgleichsinstanz  bei,  und  stellt  das  welt- 
liche Gericht  als  das  allein  competente  Civilgericht  hin, 
sowohl  bei  Streitigkeiten  von  Clerikern  untereinander 
als  mit  Laien.  Weder  die  Widerlegung  der  alten  noch 
die  Begründung  der  neueren  Doctrin  ist  völlig  über- 
zeugend. Aus  diesem  Grunde  suchte  neuestens  Waitz1) 
einen  Ausweg  zu  finden  durch  Combinirung  der  alten 
und  neuen  Theorie.  Wenn  auch  dieser  Versuch  misslang, 
so  geschah  es,  weil  dieser  Schriftsteller  gleich  seinen 
Vorgängern  übersah,  dass  für  den  Civilgerichtsstand  des 
fränkischen  Clerus  nicht  nur  die  Verschiedenheit  der 
Parteien  in  Betracht  komme,  sondern  auch  und  zwar 
principiell   und  in  erster  Linie  die  Verschiedenheit 


»)  Für  die  merovingische  Zeit  acceptirt  Waitz  V.  G.  II 
2.  169  im  Wesentlichen  die  Lehre  Sohm's;  für  die  karolingische 
Zeit  sagt  er  V.  G.  IV  445:  »Für  Civilsachen  ward  der  Satz  eines 
alten  Concils  anerkannt,  dass  Streitigkeiten  der  Geistlichen  unter- 
einander vor  dem  Bischof  entschieden  werden  sollten.  Anders 
war  das  Verhältniss,  wenn  Geistliche  mit  Weltlichen  Rechtsstreite 
hatten.  Unter  Karl  wird  im  allgemeinen  verfügt,  dass  Bischof 
und  Graf  hier  gemeinschaftlich  Gericht  zu  halten  haben.  Doch 
ist  das  keineswegs  immer  geschehen.  Oft  genug  treten  Geistliche 
in  Person  oder  durch  Vertreter  in  den  gewöhnlichen  Gerichten 
auf,  um  Klage  über  Weltliche,  wegen  Entziehung  von  Gut  oder 
anderer  Verletzungen,  zu  erheben.  Ward  ein  Geistlicher  wegen 
Grundbesitz  angesprochen,  bestimmte  ein  für  Italien  erlassenes 
Gesetz,  so  sollte  zunächst  bei  dem  Gericht  des  Bischofs  Recht 
gesucht  werden ;  fand  die  Sache  hier  aber  nicht  ihre  Erledigung, 
kam  sie  an  das  Gericht  des  Grafen,  wo  ein  Vogt  sie  zu  führen 
hatte.  —  Ueber  Bischöfe  nahm  der  König  ein  Recht  der  Ent- 
scheidung in  Anspruch.  In  andern  Fällen  sind  aber  wirklich  die 
angeführten  gemischten  Gerichte  thätig  gewesen.  Diese  unter- 
scheiden sich  dann  in  der  Zusammensetzung  und  dem  Verfahren 
nicht  wesentlich  von  denen,  welche  sonst  die  Grafen  oder  die 
Königsboten  berufen  *. 


—     141     — 

der  Kechtssachen  innerhalb  der  Sphäre  des 
Civil  rechts1).  Das  zu  zeigen,  wird  Aufgabe  der  fol- 
genden Untersuchungen  sein. 

Einen  willkommenen  Fingerzeig  für  die  richtige 
Beantwortung  der  Frage  nach  dem  Gerichtsstande  des 
fränkischen  Clerus  in  Civilsachen  gibt  uns  ein  italisches 
Capitular  von  Mantua  vom  Jahre  787  2).  Dieses 
Capitular  unterscheidet,  was  bisher  nicht  beachtet  wurde, 
zwei  Fälle,  nämlich  erstens  den  Fall,  dass  Cleriker  von 
Laien  geklagt  werden,  und  zweitens  den  Fall,  dass  Cleriker 
untereinander  streiten.  Was  den  ersten  Fall  anlangt,  so 
unterscheidet  das  Capitular  wieder  zwischen  Kechts- 
sachen der  Cleriker  „  de  personis  suis u  und  Kechtssachen 
„de  possessionibus".  In  Kechtssachen  de  personis  suis 
sollen  die  Cleriker  nicht  vor  die  öffentlichen  Gerichte 
gezogen  werden,  sondern  „a  suis  episcopis  adiudicati 
iustitias  faciant".  In  Rechtssachen  de  possessionibus  da-» 
gegen  können  die  Cleriker  allerdings  beim  „iudex"  be- 
langt werden,  der  iudex  aber  soll  den  Kläger  mit  einem 
Abgesandten  zum  Bischof  schicken,   damit  dieser  seinen 


*)  Darauf  hat  bereits  aufmerksam  gemacht  S  c  h  r  ö  r  s 
Hincmar  299  N. 

2)  Capit.  Mantuan.  IL  gen.  a.  787  c.  1  (M.  G.  Cap.  I  196): 
Volumus  primo  (1.),  ut  neque  abbates  et  presbiteri  neque  diaconi 
et  subdiaconi  neque  quislibet  de  cleros  de  personis  suis  ad 
publica  vel  secularia  iuditia  traantur  vel  distringantur,  sed  a  s  u  i  s 
episcopis  adiudicati  iustitias  faciant.  Si  autem  de 
possessionibus,  seu  ecclesiasticis  seu  propriis,  super  eos  clamor 
ad  iudicem  venerit,  mittat  iudex  clamantem  cum  misso  suo 
ad  episcopum,  ut  faciat  eum  per  advocatum  iustitiam  recipere. 
Si  vero  (2.)  talis  aliqua  contentio  inter  eos  orta  fuerit  que 
per  se  pacificare  non  velint  aut  non  possint,  tunc  per  ad- 
vocatum episcopi,  qualem  iusserit  ipse,  causa  ipsa  ante  co- 
mite  vel  iudice  veniat,  et  ibi  secundum  legem  finiatur,  a n t e- 
posito  persona  clericorum  sicut  dictum  est. 
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Vogt  anweise,  für  den  Beklagten  dem  Kläger  Kecht  zu 
geben  (faciat  eum  [seil,  clamantem]  per  advocatuni  iusti- 
tiam  reeipere).  Für  den  zweiten  Fall  bestimmt  das  Ca- 
pitular,  dass  die  Cleriker  erst  versuchen  mögen,  die 
Sache  unter  sich  zu  vergleichen  (per  se  paeificare).  Wenn 
das  nicht  gelingt,  soll  auch  in  diesem  Falle  der  Streit 
durch  den  Vogt  vor  den  Grafen  gebracht  werden,  um 
vor  diesem  nach  Eecht  (seeundum  legem)  entschieden  zu 
werden;  selbstverständlich  nur,  wenn  es  sich  um  Rechts- 
sachen de  possessionibus  handelt,  indem  in  Rechtssachen 
de  personis,  wie  gesagt,  nur  der  Bischof  richtet  (ante- 
posito  persona  clericorum  sicut  dictum  est).  Richtig  ver- 
standen, stellt  also  das  Capitular  von  Mantua  folgende 
Sätze  auf:  In  Sachen  de  personis  haben  Aebte,  Priester, 
Diaconen  und  andere  Cleriker,  sei  es  dass  sie  mit  Laien, 
sei  es  dass  sie  untereinander  streiten,  ihren  ordentlichen 
Gerichtsstand  vor  dem  Bischof;  in  Sachen  de  pos- 
sessionibus haben  sie  ihn  in  jedem  Falle  vor  dem 
Grafen,  aber  vertreten  durch  den  bischöf- 
lichen (kirchlichen)  Vogt,  und  beim  Streite 
der  Cleriker  untereinander  erst  nach  miss- 
glücktem  aussergerichtlichen  Ausgleichs- 
versuch. Bei  Bestimmung  der  Competenz  lässt  sich 
somit  unser  Capitular  leiten  von  der  Eintheilung 
in  „de  possessionibus"  und  „de  personis".  Die 
nähere  Definirung  dieses  Gegensatzes  müssen  wir  auf 
später  verschieben ;  an  dieser  Stelle  mag  es  genügen,  zu 
constatiren  erstens,  dass  ihm  eine  gegenständliche 
Beziehung1)  zu  Grunde  liegt,  und  zweitens,  dass  derselbe 

l)  Das  war  auch  die  Auffassung  der  älteren  Litteratur.  Vgl. 
Schilling  De  origine  iurisd.  eccl.  in  caus.  civil.  Lipsiae  18-25 
p.  48  ;  D  o  v  e  De  iurisd.  p.  85.  Dagegen  wollte  S  o  h  m  Gerichts!.).  224 


—     143     — 

nicht  zusammenfällt  mit  dem  Gegensatze  von  Criminale 
und  Civile  *),  sondern  vielmehr  seine  Kolle  ausschliesslich 
auf  dem  Boden  des  Civil  rechtes  spielt,  indem  er 
sich  lediglich  als  eine  Unterabtheilung  der  Civilsachen 2) 
darstellt. 

Für  die  weitere  Verfolgung  unserer  Frage  ist  es 
jedoch  von  grösster  Wichtigkeit,  ausserdem  darauf  hin- 
zuweisen, dass  die  Capitularien  anlässlich  der  Competenz- 
bestimmuug  der  ordentlichen  weltlichen  Gerichte  eine 
ganz  analoge  Unterscheidung  treffen.  Dieselben  stellen 
nämlich  den  causae  minores  gegenüber  die  causa e 


das  »de  personis*  in  Gegensatz  bringen  zu  »per  advocatum  epis- 
copi *,  so  dass  Anfang  und  Schluss  des  Capitular  nur  sagen : 
Cleriker  sollen  nicht  persönlich  vor  das  weltliche  Gericht 
gezogen  werden.  Mit  dem  »Si  autem  de  possessionibus  *  wird 
nach  Sohm  nicht  die  Behandlung  anderer  Rechtssachen  einge- 
leitet, sondern  nur  der  obige  Satz  an  einem  Beispiele  erläutert.  — 
Die  von  uns  angenommene  Zweitheilung  des  Capitulars  als  richtig 
vorausgesetzt,  ist  Sohm's  Erklärung  geradezu  unmöglich.  Vgl. 
gegen  Sohm  die  im  Einzelnen  ganz  richtigen  und  die  gegenständ- 
liche Beziehung  des  de  personis  und  de  possessionibus  von  Neuem 
betonenden  Einwendungen  von  Schrörs  Hincmar  298  N.,  die 
aber  doch  wesentlich  darunter  leiden,  dass  auch  Schrörs  die  an- 
gedeutete Zweitheilung  nicht  beachtet.  Gegen  Sohm  vgl.  auch 
Waitz  V.  G.  IV  446  N.  1. 

1)  So  nahmen  ihn  Schilling  1.  c.  48  und  Dov,e  De 
iurisd.  35.  —  Wäre  diese  Auffassung  richtig,  so  müssten  in  karo- 
lingischer  Zeit  die  gesammten  Cleriker  in  Criminalsachen  ihren 
ordentlichen  Gerichtsstand  vor  dem  Bischof  gehabt  haben,  was, 
wie  oben   bereits  gezeigt  wurde,  thatsächlich  nicht  der  Fall  war. 

2)  So  interpretirt,  wenngleich  romanisirend,  bereits  die  Ex- 
positio  zu  Lib.  Pap.  Carol.  Magn.  98  (M.  G.  Leg.  IV  505):  de 
personis  suis  id  est  de  actionibus  in  personis.  —  Neuestens  wird 
auch  von  modernen  Schriftstellern  der  Gegensatz  in  dieser  Weise 
aufgefasst,  indem  sie  unter  Rechtssachen  de  personis  »persönliche*, 
unter  solchen  de  possessionibus  »dingliche*  Klagen  verstehen. 
Vgl.  Schrörs  Hincmar  299  N. ;  Beauchet  ürigines  de  la 
Jurisdiction  ecclesiastique  442. 
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maiores  (=  actiones  criminales),  ferner  alle  de 
possessione,  de  libertate  und  de  hereditate 
handelnden  causae.  Ueber  Letztere  richtet  nur  der  Graf, 
Erstere  können  auch  im  Gerichte  des  Schultheissen  er- 
ledigt werden x).  Handelt  es  sich  nun  auch  im  Mantuaner 
Capitular  augenscheinlich  um  die  Bestimmung  der  Com- 
petenz  zweier  Gerichte,  nämlich  des  Grafengerichts  auf 
der  einen,  des  Bischofsgerichts  auf  der  andern  Seite, 
und  werden  daselbst  die  causae  de  possessionibus  der 
Cleriker  in  jedem  Falle  dem  Grafen  vorbehalten,  so 
spricht  alles  dafür,  dass  erstens  nach  dem  genannten 
Capitular  das  Gleiche  von  den  causae  de  libertate  und 
de  hereditate  des  Clerus  zu  gelten  habe  —  wie  Solches 
hinsichtlich   der   causae   criminales   der   Cleriker   bereits 


*)  Pipp.  Capit.  Ital.  a.  801—810  c.  14  (M.  G.  Cap.  I  210  = 
Lib.  Pap.  Carol.  Magn.  68  [69]):  Ut  ante  vicarios  nulla  cri- 
minalis  actio  diffiniatur,  nisi  tantum  leviores  causas  — ; 
et  nullus  in  eorum  iudicio  aliquis  in  servitio  hominein  con- 
quirat,  sed  per  fidem  remittantur  usque  in  praesentiam  c  o  m  i  t  i  s. 
—  Capit.  miss.  Aquisgr.  I.  a.  810  c.  8  (M.  G.  Cap.  I  153):  Ut 
ante  vicarium  et  centenarium  deproprietate  aut  1  i- 
bertate  iudicium  non  terminetur  aut  adquiratur,  nisi  semper 
in  praesentia  comitum.  —  Capit.  miss.  Aquisgr.  IL  a.  810  c.  15 
(M.  G.  Cap.  I  154):  De  res  et  mancipia,  ut  ante  vicariis 
et  centenariis  non  conquirantur.  —  Capit.  de  iust.  fac. 
a.  811—818  c.  4  (M.  G.  Cap.  I  176  =  Carol.  Magn.  85  [86]):  Ut 
nullus  homo  in  placito  centenarii  neque  ad  mortem  neque 
ad  libertatem  suam  amittendam  aut  ad  res  reddendas  vel 
mancipia  iudicetur,  sed  ista  aut  in  praesentia  comitis  vel 
missorum  nostrorum  iudicentur.  —  Capit.  incert.  a.  814—840  c.  8 
(M.  G.  Cap.  I  815  =  Carol.  Magn.  98  [87]):  Omnis  controversia 
coram  centenario  definiri  potest,  excepto  redditione  terrae 
et  mancipiorum,  quae  nonnisi  coram  c o m i t e  fieri  potest.  — 
Vgl.  Capit.  Harist.  a.  7  79  c.  10  (M.  G.  Capit.  I  47);  Capit.  leg. 
add.  a.  816  c.  1,  2,  4  (M.  G.  Cap.  I  268);  Capit.  Olonn.  IL  a.  825 
c.  7  (M.  G.  Cap.  I  380)  und  oben  S.  12  N.  3.  —  Vgl.  So  hm 
G.  V.  419  ff. 
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oben x)  gezeigt  wurde  —  und  dass  zweitens  die  vom 
Mantuaner  Capitular  dem  Bischof  zugewiesenen  causae 
de  personis  der  Cleriker  nichts  Anderes  sind,  als  die 
anderswo  dem  Schultheissen  überlassenen  causae  minores. 
Die  folgenden  Untersuchungen  werden  nicht  nur  die 
Eichtigkeit  dieser  doppelten  Annahme  darthun,  sondern 
zugleich  den  Beweis  liefern,  dass,  so  aufgefasst 2),  die 
Sätze  des  Capitulars  von  Mantua  der  ge- 
treueste  Ausdruck  sind  für  die  Civilge rieht s- 
standsverhältnisse  des  fränkischen  Clerus 
vom  Erlass  des  Chlotharischen  Edicts  angefangen  bis 
zum  Ende  der  karolingischen  Zeit. 


A.  Rechtssachen  de  possessione. 
1.  Begriffsbestimmung. 

§  13. 
Der  Ausdruck  possessio  hat  in  den  fränkischen 
Quellen  eine  doppelte  Bedeutung.  Im  objeetiven 
Sinne  bedeutet  possessio  Gut,  das  heisst  liegendes 
Gut3),  wie  solches  in  den  Urkunden,  sowohl  Königs- 
urkunden4), als  Privaturkunden5),  namentlich  in  den 
Cartae  und  Placita  als  Gegenstand  des  gerichtlichen  wie 
aussergerichtlichen  Kechtsverkehres  erscheint6).    Gleich- 


i)  Oben  §  9  —  11. 

2)  Irrig  ist  auch  G.  Meyer  in  Z.  f.  Rechtsg.  XV  g.  A.  118. 

3)  Du  Cange  ad  v.  possessio  =  ,>Praedium,  quod  quis  pos- 
sidet*.    Vgl.  die  dort  beigebrachten  Belege  aus  fränkischer  Zeit. 

4)  Sickel  Acta  I  3,  185. 

5)  Brunn  er  Rechtsgesch.  der  Urk.  I  8,  211. 

6)  Z.  B.  Roz.  856:  trado  —  quiequid  possessionum  vel 
hereditär io  iure  vel  emptiva  acquisitione  dinoscor 
habere.  —  Roz.  285:resetpossessiones  seeundum  dimensionein 
—  in   chartis   venditionalibus   conscriptas  —  teneat. 

Nissl,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Clerus.  10 
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bedeutend  damit  sind  in  fränkischer  Zeit  die  Ausdrücke 
„res  et  mancipia " J)  oder  „terrae  et  mancipia"2),  oder 
wohl  auch  „res"  schlechtweg3).  Ein  Blick  auf  die  Un- 
zahl der  betreffenden  Urkunden  (und  Formeln)  zeigt  denn 
auch,  dass  zu  einer  possessio  nicht  nur  das  im  natür- 
lichen Sinn  unbewegliche  Gut  gehört,  sondern  auch  alles 
jene,  das  zwar  frei  beweglich  auf  der  Liegenschaft  sich 
befindet,  aber  zu  der  entsprechenden  Gutswirthschaft 
nothwendig  ist,  also  alle  Sachen,  ohne  welche  das  Gut 
als  Hauptsache  nicht  seiner  Bestimmung  gemäss  zu  ge- 
brauchen wäre4),  wie  namentlich,  wenn  es  sich  um  einen 
Frohnhof  oder  Bauernhof5)  handelt,  die  auf  dem  Hofe 
befindlichen  Gebäulichkeiten,  der  Viehstand,  die  unfreie 
Dienerschaft,  die  Wirthschaftsgeräthe  u.  s.  w.6),  mit  einem 
Worte   das   zur   Bewirthschaftung  erforderliche  (lebende 


')  Roz.  416:  per  hanc  nostram  auctoritateui  eisdem  res  et 
mancipia  ipsius  ecclesiae  legaliter  defendantur,  sicuti  per 
eadem  strumenta  —  legibus  defendi  potuerant. 

2)  Roz.  893:  plurima  in  terris  vel  mancipiis  conpa- 
rassent  vel  reliqui  homines  ad  ipsa  ecclesia  —  nonnulla  per 
eorum  instrumenta  delegassent. 

3)  Vgl.  Caroli  II.  Capit.  Carisiac.  a.  87  3  c.  8  (M.  G.  Leg.  I  520), 
wo  abwechselnd  von  »res  et  mancipi  a  ecclesiarum*  und  »res, 
quae  in  ecclesiarum  vestitura  fuerunt«  die  Rede  ist. 

4)  Vgl.  Heus ler  Gewere  62;  Instit.  I  358. 

5)  Maurer  Geschichte  der  Frohnhöfe  I  2,  5,  383. 

6)  Von  den  vielen  Urkunden  und  Formeln  möge  als  Beispiel 
dienen  Roz.  214:  villam  —  cum  omnibus  adiecentiis  vel  appen- 
diciis  suis,  quantumcumque  ad  ipsam  villam  aspicere  vel  pertinere 
videtur,  vel  quantumcumque  inibi  presenti  tempore  mea  videtur 
esse  possessio,  totum  et  ad  integrum  per  hanc  donationem  tibi 
trado  atque  transfundo:  —  ipsa  villa  cum  omni  integritate  vel 
supraposito,  hoc  est  cum  terris,  domibus,  aedificiis,  accolabus, 
niiincipiis,  vineis,  silvis,  pratis,  pascuis,  aquis  aquarumve  decur- 
sibus,  mobilibus  et  immobilibus,  pecuniis,  peculiis  utriusque  sexus; 
praesidiis  vel  omni  suppellectile. 
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und  todte)  Gutsinventar  1).  Objectiv  genommen  bedeutet 
also  possessio  alles  juristisch  unbewegliche 2)  Gut  und 
deckt  sich  mit  Grundbesitz  oder  Gewere  im  Sinne 
von  Haus  und  Hof3). 

Im  subjectiven  Sinne  steht  dagegen  der  Aus- 
druck possessio  quellenmässig  gleichbedeutend  mit  „  domi- 
natio"4),  „usus",  , vestitura tf,  das  heisst  mit  Gewere 
als  factischer  Herrschaft5),  und  ist  somit  der  in 
der  wirthschaftlichen  Nutzung  (Beherrschung)  eines  Gutes 
sich  manifestirende  Besitz  6)  oder  besser  gesagt  die  Guts- 
nutzung selbst 7).  Aus  der  Identificirung  von  Nutzung 
und  Gewere8)  folgt  von  selbst,  dass  es  im  subjectiven 
Sinne    ebensoviele    Arten    von    possessio    oder    Gewere 


*)  B eseler  System  d.  gem.  deutsch.  P.  R.  748;  Heusler 
Gewere  58. 

2)  Durch  die  Zweckbestimmung  werden  die  an  sich  beweg- 
lichen Sachen  juristisch  immobil.  Hinsichtlich  der  Unfreien  vgl. 
Divis,  regn.  a.  806  c.  11  (M.  G.  Cap.  I  129):  rerum  immobi- 
1  i u in  hoc  est  terrarum,  vinearum  atque  silvarum  servorumque 
qui  iam  casati  sunt.  —  Da  in  den  die  Competenz  des  Grafen- 
gerichts normirenden  Capitularien  (oben  144  N.  1)  die  Ausdrücke 
»res  et  mancipia*  und  »terrae  et  rnancipia«  sicherlich  auch  nur 
den  Sinn  von  possessio  (Liegenschaft)  haben,  so  ist  es  nicht  ganz 
correct,  wenn  Sohm  G.  V.  420  (ihm  folgt  Waitz  V.  G.  IV  880) 
der  ausschliesslichen  Competenz  des  Grafen  einerseits  nur  die 
Processe  um  Grundstücke,  anderseits  alle  Processe  um  Unfreie 
dadurch  zugesprochen  findet. 

3)  Albrecht  Gewere  12.  Vgl.  auch  Heusler  Gewere  GG; 
Instit.  I  98. 

4)  Roz.  889:  quantumcunque  in  has  locas  ad  die  praesente 
mea  est  possessio  vel  dominatio  —  trado  atque  transfundo 
ad  possidendum.  Vgl.  Roz.  195,  199,  200,  270,  271,  SOG,  809,  881, 
382,   889,   845  u.  s.  w. 

5)  Vgl.  Heusler  Gewere  50,  51;  Instit.  1  97,   879. 
e)  Heusler  Gewere  59. 

7)  La  band  Vermögensrechtliche  Klagen  160. 

8)  Heusler -Gewere  68. 

10* 
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gibt,  als  es  verschiedene  Nutzungsarten  gibt.  Neben 
dem  normalen  Falle,  dass  Jemand  ein  bestimmtes  Gut 
wirthschaftsgemäss  nach  allen  Eichtungen  hin  ausnützt 
(Vollnutzung),  begegnen  zahlreiche  Fälle,  in  denen 
Jemand  ein  bestimmtes  Gut  nur  nach  einer  gewissen 
Kichtung  hin  nutzt  (Sondernutzung).  Keinen  Unter- 
schied *)  macht  es  dabei,  ob  die  Nutzung  durch  directe  Ein- 
wirkung auf  das  Gut  geschieht,  indem  man  z.  B.  darauf 
mäht,  holzt,  weidet,  fährt,  geht,  jagt,  fischt  u.  dgl.  m. ; 
oder  nur  mittelbar,  indem  man  aus  dem  Gute  Abgaben 
aller  Art,  als  Zinsen,  Zehnten,  Frohnden,  Zölle  u.  s.  w. 
erhebt.  Stets  aber  —  und  daran  ist  festzuhalten  — 
handelt  es  sich  um  rein  wirthschaftliche  Kategorien,  von 
denen  jede  gleichmässig  der  verschiedenartigsten  juri- 
stischen Qualification  fähig  ist2). 

Bedeutet  possessio  in  erster  Linie  Gut,  dann  jedwede 
Gutsnutzung,  so  wird  es  nicht  schwer  fallen,  auch  den 
Begriff  einer  Kechtssache  de  possessione  festzustellen. 
Als  Placita  de  possessione  wird  man  dem  Gesagten 
zufolge  zunächst  alle  jene  bezeichnen  müssen,  welche 
als  Streitgegenstand  eine  possessio  im  objec- 
tiven  Sinne  haben.  Solcher  Placita  besitzen  wir  eine 
grosse  Anzahl,  wobei  bisweilen  der  Zusammenhang  mit 
den  Cartae,  durch  deren  Begebung  die  Uebermachung 
der   possessio   bekanntlich   erfolgte3),    deutlich   zu   Tage 


*)  Lab  and  Vermögensrechtliche  Klagen  165. 

2)  Vgl.  unten  S.  152  N.  S.  —  Die  richtige  Erkenntniss  dieses 
Gedankens  hat  neuest ens  Heus ler  Instit.  I  886  —  841  verleitet, 
die  »Rechtsame'  des  deutschen  Rechts,  die  grösstenteils  nur 
Gewersarten  im  angegebenen  Sinne  sind,  als  »unbewegliche 
Sachen  unkörperlicher  Natur*  zu  erklären  —  eine  Ab- 
straction,  die  dem  deutschen  Rechte  sicherlich  fremd  war. 

3)  Brunn  er  Recbtsgesch.  d.  Urk.  I  288  ff. 
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tritt1).  Beispielsweise  gehört  hieher  der  Streit  um  villae2), 
monasteria 3),  ecclesiae4),  das  heisst  um  grössere  Guts- 
complexe,  deren  Mittelpunkt  die  villa,  die  ecclesia,  das 
monasterium  bildet,  wesshalb  anderswo  das  betreffende 
Object  auch  genauer  beschrieben  wird  5),  mitunter  selbst 
unter  ausführlicher  Angabe  all'  seiner  Pertinenzen 6). 
Weiter  gehört  hieher  der  Streit  um  kleinere  Landgüter 7), 
um  einzelne  Gutstheile,   wie  um  Gebäulichkeiten 8)  oder 


')  So  wenn  z.  B.  gestritten  wird  um  »res  quae  in  scriptura 
resonant«  bei  Bouquet  IX  706  (a.  890)  oder  um  Sachen,  welche 
Einer  »per  cartam  tradidit«  bei  Bouquet  IX  696  (a.  943). 

2)  Z.  B.  Pardessus  Dipl.  II  107,  315,  845,  405  (a.  658,  719, 
726,  747). 

3)  Z.  B.  Ficker  IV  2  (a.  781);  Cart.  de  Redon  I  198  (a.  871). 

4)  Z.  B.  Meichelbeck  No.  312,  868  (a.  814,  819). 

5)  Z.  B.  als  , villa  cum  omnibus  appendiciis  suis«  bei  Par- 
dessus Dipl.  II  227  (a.  692);  als  »ecclesia  cum  suo  dotalicio«  bei 
Menard  I  16  (a.  898)  oder  »cum  rebus  suis«  in  Mem.  di  Lucca 
IV b  5  (a.  801),  Muratori  I  973  (a.  806);  als  »monasterium  cum 
omnibus  cellis  et  rebus  sibi  pertinentibus «  bei  Menard  I  13  (a.  879). 

6)  Z.  B.  Mabillon  Dipl.  491  (a.  752).  Streitgegenstand:  villae 
cum  omni  integritate  et  cum  omnibus  suis  adiacentiis  vel  appen- 
ditiis,  totum  et  integrum  —  una  cum  terris,  domibus  superpositis, 
accolabus,  mancipiis,  vineis,  silvis,  campis,  pratis,  pascuis,  aquis 
aquarumve  decursibus,  vinctis  et  subvinctis,  farinariis,  gregibus 
cum  pastoribus  utriusque  generis  et  sexus. 

7)  Wie  um  »mansi«  in  Chartae  III  502,  618  (a.  880,  896); 
»curtes«  in  Chartae  III  341  (a.  859);  »casae  cum  rebus«  in  Mem. 
di  Lucca  Vb  148,  198,  466,  504  (a.  793,  807,  865,  873);  »mansum 
cum  supraposito  et  pratum  atque  terrae  ad  eundem  mansum 
aspicientes«  bei  Perard  152  (a.  876);  ,  mansum  et  omnia  ad  ipsum 
mansum  aspicientia,  terris,  vineis,  cum  supraposito  etiam  et  man- 
cipia«  bei  Perard  153  (a.  876);  dann  »de  curte  —  et  de  domo  et 
de  scurio  et  pomario  cum  omnia  utensilia,  quidquid  in  curte  fuit « 
bei  Meichelbeck  No.  245;  oder  »de  casis  et  rebus  illis  seu  familiis« 
in  Chartae  III  265  (a.  844);  oder  »de  casis  et  rebus  cum  omnibus 
rebus  et  familiis  utriusque  sexus  ad  ipsis  casis  et  rebus  pertinen- 
tibus« in  Chartae  III  891  (a.  927)  u.  s.  w. 

8)  Z.  B.  um  eine  »cellula«  bei  Besly  (Poicton)  149  (a.  781), 
Bouquet  VIII  655  (a.  876);  ein  »lnolendinum «  in  Chartae  III  891 
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Grundstücke  *),  und  endlich  selbst  der  Streit  um  an  sich 
frei  bewegliche  Sachen,  wie  namentlich  um  mancipia 
oder  coloni 2),  wenn  sie  in  Anspruch  genommen  werden, 
wenn  auch  nicht  mit  Gut,  so  doch  als  Gutszubehör 3). 
Genauer  besehen,  ist  es  aber  doch  nicht  die  Liegenschaft 
selbst,  um  welche  in  Processen  de  possessione  gestritten 
wird.  Sie  ist  höchstens  der  entferntere,  niemals  der 
nächste  Gegenstand  des  Parteienpetits.  Dieser  ist  viel- 
mehr stets  die  possessio  im  subjectiven  Sinne. 
Kein  Zweifel  kann  hierüber  obwalten,  wenn  es  sich  nur 
um  ganz  bestimmte  Sondernutzungen  handelt,  wie  um 
ganze 4)  oder  halbe 5)  Jagd  und  Fischerei,  um  Weide 6) 
oder  Zölle,  als  Markt-7),  Hafen-8),  Brückenzölle9),  oder 
später  um  Grafschaftsrechte,  Schultheissengerich tsbarkeit 
u.  s.  w.  Aber  auch,  wo  scheinbar  um  den  Boden  selbst 
gestritten  wird,  ist  der  eigentliche  Streitgegenstand  nicht 
dieser,  sondern  die  Bodennutzung  (usus,  vestitura).     Dem 


(a.  865),  Ficker  IV  29  (a.  985);  ein  »solarium  et  area  in  qua  exstat« 
in  Mem.  di  Lucca  Vb  887  (a.  840). 

*)  Z.  B.  um  einen  ,  campus«  in  Cart.  de  Redon  I  94  (a.  832  — 
840),  Mem.  di  Lucca  IVb  App.  64  (a.  865);  eine  »vinea«  bei 
Vaissette  I  55  (a.  821);  eine  »vinea  cum  campo«  in  Cart.  de 
S.  Vincent  I  169  (a.  888  — 898);  eine  »silva«  bei  Tardif  70  (a.  791); 
eine  »marcha«  in  Mon.  Boica  XXXI  48  (a.  828)  u.  s.  w. 

2)  Z.  B.  Cart.  de  Redon  I  210  (a.  874-876),  Baluzius  Capi- 
tularia  II  1469  (a.  876). 

3)  Sehr  deutlich  ist  diese  Beziehung  z.  B.  bei  Bouquet  VIII 
243  (a.  925—986):  interpellatus  est  R.  vicecomes  a  V.  advocato 
S.  Benigni  de  quibusdam  s  er  vis,  qui  quamvis  ex  illius  servo 
tarnen  ex  ancilla  S.  Benigni  et  ex  potestate  et  fisco 
Longivici  nati  fuissent. 

4)  Pez  V  1,  69  (a.  848).       5)  Chartae  III  173  (a.  878). 

6)  Ficker  IV  12  (a.  824). 

7)  Pardessus  Dipl.  II  285  (a.  710);  Tardif  46,  60  (a.  753,  774). 

8)  Mabillon  Dipl.  498  (a.  759);  Chartae  III  803  (a.  852). 

9)  Cart.  de  S.  Vincent  I  292  (a.  928). 


—     151     — 

entsprechend  entscheidet  auch  das  Gericht  nicht  darüber, 
wem  die  Streitsachen,  sondern  wem  die  „vestitura*  ge- 
bühre J),  und  wird  in  Fällen,  wo  der  thatsächlich  be- 
sitzende Beklagte  im  Streite  unterliegt,  diesem  vom  Ge- 
richt aufgetragen,  dem  Kläger  gegenüber  die  Revestitur2) 
vorzunehmen,  das  heisst,  dem  Kläger  die  demselben  ent- 
zogene Gutsnutzung  in  formeller  Weise  wieder  zurück- 
zustellen 3). 

Trotzdem  dass  als  Streitgegenstand  der  causae  de 
possessione  der  Besitz  (im  Sinne  wirthschaftlicher  Herr- 
schaft oder  Nutzung)  betrachtet  werden  muss,  ist  der  be- 
treffende Process  nach  Ausweis  der  Placita  doch  nie 
blosser  Besitzstreit  (Possessorium),  sondern 
immer  Rechtsstreit  (Petitorium).  Es  gibt  im  alt- 
deutschen Processrecht  keine  gesonderte  Verhandlung  über 
die  „Besitzfrage"  als  Vorverhandlung  für  die  „Rechts- 
frage", auch  nicht4)  zum  blossen  Zweck  der  Feststellung 


')  Z.  B.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  III  151  (a.  782):  iudica- 
verunt,  ut  —  nostra  (Kläger)  legitima  ad  partes  S.  Petri  esse 
deberet  vestitura. 

2)  Vgl.  Heusler  Gewere  70;  Instit.  I  97. 

3)  Z.  B.  Roz  451:  iudicatum  est,  ut  per  vuadium  suum 
cum  lege  et  fide  facta  —  res  redderet  ad  utilitatem  et  usum  — 
monasterii  —  permansuras.  —  Muratori  I  487  (a.  915):  tractantes 
auditores,  ut  vestituram  Petrus  reddere  debuisset. 

4)  Die  entgegenstehende  Lehre  Heusler's  ist  mindestens  für 
die  fränkische  Zeit  nicht  überzeugend.  Die  von  ihm  herangezogenen 
Fälle  stellen  sich  bei  näherer  Betrachtung  vielmehr  als  Rechts- 
verhandlungen dar.  Das  gilt  namentlich  vom  Falle  der  Dejection 
(Heusler  Gewere  95-100).  Vgl.  unten  S.  155  N.  2.  Aber  auch 
die  Grenzstreitigkeiten  (Gewere  94,  95)  gehören  hieher.  Vgl.  Lex 
Baiuw.  XII  8,  wonach  das  Gottesurtheil  des  Zweikampfes  ent- 
scheidet, welches  gewiss  keine  nachträgliche  Desavouirung  zuliess, 
sondern  die  Sache  eben  definitiv  entschied.  Dass  in  Muratori 
1  97  3  (a.  806),  welche  Stelle  für  Heusler  (Gewere  100)  ein  Haupt- 
argument bildet,    der   Besitzstand   streitig  ist,   scheint  mir  mehr 
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der  Parteirollen.  Gemäss  der  Anschauung,  dass  nur  die 
rechtmässige  (titulirte)  Gewere  eigentliche  Gewere  ist1), 
das  ist  eine  solche  Gewere,  die  von  Kechtswegen  respectirt 
wird,  kam  vielmehr  bei  jedem  Besitzstreite  der  Gewer- 
titel  (das  Besitzrecht)  in  Frage2),  der  entweder  Eigen 
oder  Leihe  (als  Precarie,  Beneficium,  Leibzucht,  Satzung 
u.  s.  w.)   sein   konnte3).     In  jedem  Kechtsstreit  de  pos- 


als  zweifelhaft.  —  Vgl.  auch  Löning  Vertragsbruch  I  60  N.  10 
in  fine. 

1)  Resp.  imp.  de  reb.  fiscal,  dat.  circa  820  (M.  G.  Cap.  1296): 
Si  invenitur  esse  iusta  atque  legitima,  tunc  vestitura 
dicatur ;  nam  aliter  ne  vestitura  nominari  debet.  — 
Vgl.  auch  Heus ler  Gewere  81,  98. 

2)  So  auch  Heus  ler  Gewere  87  mit  der  Einschränkung  von 
oben  S.  151  N.  4.   Vgl.  Lab  and  Vermögensrechtliche  Klagen  178. 

3)  Vgl.  Lab  and  Vermögensrechtliche  Klagen  174.  —  Der 
hierauf  beruhende  Gegensatz  von  Eigengewere  (Gewere  zu 
eigenem  Recht)  und  Leihgewere  (Gewere  zu  abgeleitetem,  ent- 
lehntem Recht)  hat  ein  Analogon  in  der  römischen  Unterscheidung 
von  dominium  und  iura  in  re  aliena,  ohne  damit  zusammen 
zu  fallen.  Nach  römischem  Recht  bilden  den  Eintheilungs- 
Gegenstand  die  dinglichen  Rechte,  bei  denen  die  Sache 
Rechts-Object  ist,  nach  deutschem  Recht  die  wirthschaftlichen 
Nutzungs- Rechte,  bei  denen  das  Gut  rechtlich  überall  nur 
als  »stat«  (im  Sinne  Heusler's  Instit.  I  848,  das  heisst  als 
Herrschaftsbezirk)  in  Betracht  kommt.  Der  Schwerpunkt  des 
Eintheilungs-Grundes  liegt  nach  dem  deutschen  wie  nach  dem 
römischen  Rechte  in  der  Verschiedenheit  der  Rechts- 
zuständigkeit. Während  aber  das  römische  Recht  mit  der 
Verschiedenheit  der  Rechtszuständigkeit  nothwendig  auch  eine 
Verschiedenheit  des  Rechtsinhaltes  einhergehen  lässt,  indem 
es  sich  sein  dominium  nur  als  eine  (wenigstens  principiell)  totale 
rechtliche  Sachherrschaft,  dagegen  seine  iura  in  re  aliena  nur 
als  partielle  rechtliche  Sachherrschaften  denkt;  konnte  nach 
deutschem  Rechte  —  weil  es  eben  im  Gegensatz  zum  römischen 
nicht  verschiedene  Rechte  an  ein  und  derselben  Sache,  sondern 
verschiedene  Rechtszuständigkeit  bestimmter  wirtschaftlicher 
Nutzungen  unterschied  —  nicht  nur  die  volle  Gutsnutzung,  sondern 
auch  jedwede  Sonder-  Nutzung  den  Inhalt  der  Eigen-  Berech- 
tigung ausmachen,   ebenso  wie  umgekehrt  nicht  nur  die  Sonder- 
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sessione  errang  nämlich  jene  Partei  den  Sieg,  welche 
gegenwärtig  (hodie,  eo  die)  im  Verhältniss  zu  ihrem 
Gegner  den  stärkeren  Gewertitel  darthat.  Auf  dieses 
relativ  bessere1)  Recht  zur  Gewere  gründete 
sich  die  gerichtliche  Entscheidung 2),  darauf  waren  sowohl 
die  Behauptungen 3)  als  die  Beweisführungen 4)  der  Par- 


nutzungen,  sondern  selbst  die  Voll -Nutzung  eines  Gutes  den 
Inhalt  der  L  e  i  h  -  Berechtigung.  Für  dieses  liefert  die  Theorie 
des  dominium  directum  et  utile,  für  jenes  die  Möglichkeit  von 
, Eigenthum *  an  den  sogenannten  Rechtsamen  (vgl.  Heusler 
Instit.  I  SS 6  — 850  und  oben  S.  148  N.  2)  den  besten  Beweis. 

*)  Selbstverständlich  soll  damit  die  Existenz  absoluter 
Rechte  mit  bestimmtem  Klagefundament  nicht  geleugnet  werden. 
Vgl.  gegen  Hänel  Das  Beweissystem  des  Sachsensp.  186  ff.  Bar 
Das  Beweisurtheil  189.  Das  relativ  bessere  Recht  ist  das  nach 
Lage  des  concreten  Falles  für  die  meritorische  Entscheidung 
juristisch  relevante  Recht.  Vgl.  L a b a n d  Vermögensrechtliche 
Klagen  170. 

2)  Z.  B.  Gallia  Christ.  IV  270  (a.  876):  claret,  quia  plus 
attinet  (cellula)  ad  ecclesiam  (Partei)  in  cuius  territorio 
consistit,  quam  ex  nostro  fisco  aut  ex  ecclesia  Cabilonensi.  — 
Bouquet  VII  297  (a.  868):  cognoverunt  —  regiam  eiusdem  mo- 
nasterii  preponderare  possessionem  —  episcopale  vero 
ideo  refutandum  dominium. 

8)  Z.  B.  Tardif  59  (a.  775).  Beklagter:  plus  obtingit 
ipsae  monasthyrius  P.  ad  casa  S.  Deonisii  ad  habire,  quam 
ipsius  H.  episcopo  (Kläger)  —  ad  reddere.  —  Cart.  de  Redon  I  87 
(a.  854—865).  Kläger:  quod  iustius  etproprius  esset  illa 
terra  ad  Rahenbar  quam  ad  Renbrocan.  —  Neugart  I  572 
(a.  920).  Kläger:  quod  (abbacia)  iuste  debuisset  ad  partem 
S.  Galli  venire,  plusquam  illi  (dem  Beklagten)  licuisset  ha- 
bere. —  Bouquet  VIII  248  (a.  925—936).  Kläger:  servi  —  magis 
s.  Benigno  quam  R.  (Beklagter)  servire  debent. 

4)  So  schwört  die  beweisende  Partei  in  Cart.  de  Redon  I  87 
(a.  854 — 865):  quod  iustius  et  proprius  esset  illa  terra 
ad  R.,  quam  ad  R.  —  ibid.  I  148  (a.  865):  quod  non  erat 
alius  proprior  illis  quam  R.  nisi  princeps.  —  Mem.  di  Lucca 
Vb  887  (a.  840):  quod  plus  legibus  pertineret  (area  cum 
solario)  ad  ipsum  monasterium  ad  abendum  quam  parti 
S.  Silvestri   ad  redendum.  —  Ebenso   sagen   die   Zeugen   aus   in 
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teien  gerichtet.  Immer  waren  es  daher  die  Titelerwerbs- 
grüude,  die  zur  Untersuchung  kamen  und  von  den  Par- 
teien durch  die  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Beweismittel 
(Urkunden,  Zeugen,  Eid  etc.)  nachzuweisen  waren x),  als 2) 
Occupation,    Erbrecht,    (rechtsgeschäftliche)    Investitur 3). 


Cart.  de  Redon  I  125  (a.  854):  quia  plus  erat  illis  rectum 
illam  hereditateni  quam  L.  —  Baluzius  Marca  798  (a.  876):  hodie 
plus  debet  esse  de  C.  abbate  — ,  quam  ad  isto  D.  qui  hoc 
retinebat   iniuste.  —  Vaissette  II  85    (a.  898):    quod   ipsas  terras 

—  eo  die  plus  debet  esse  de  ipso  abbate  —  quam  de  A. 

—  Vgl.  auch  Meichelbeck  No.  121  und  Form.  Turon.  89  (M.  G. 
Form.  89=Roz.  484). 

*)  Vgl.   Heus ler   Gewere   88;    Planck   Gerichtsverfahren 
I  681;  Löning  Vertragsbruch  I  60  N.  10. 

2)  Dahin   gehörte   wohl  auch  die  Vormundschaft,   insolange 
sie  »tutela  usufructuaria«  war. 

8)  Investitur  ist  der  Act  der  Uebertragung  einer  wirth- 
schaftlichen  Herrschaft,  vestitura,  investitura  (Heus ler  Instit. 
I  97);  daher  nicht  bloss  die  Einweisung  in  factischen 
Besitz  (facti sehe  Gewere),  sondern  auch,  entsprechend  der  »iusta 
atque  legitima  vestitura«  der  Capitularien  (vgl.  oben  S.  152  N.  1), 
die  Constituirung  rechtmässigen  Besitzes  (titulirte 
Gewere).  In  diesem  letzteren  Sinne  gab  die  ursprünglich  einzig 
zulässige  reelle  Investitur  Besitz  und  Besitzrecht,  die  später 
aufgekommene  (Sohm  Auflassung  92,  101;  Brunner  Rechtsg. 
d.  Urk.  I  275  ff.)  symbolische  Investitur  dagegen  nur  das  Recht 
ohne  den  Besitz.  In  beiden  Fällen  aber  gewährte  die  Investitur 
mit  Auflassung  den  Eigen- Titel,  die  Investitur  ohne  Auf- 
lassung die  Leihe- Titel  (vgl.  Sohm  Auflassung  114;  Frän- 
kisches Recht  und  Römisches  Recht  in  Zeitschrift  für  Rechts- 
geschichte XIV  g.  A.  84).  Diese  Wirkung  einer  Rechtsübertragung 
hatte  aber  die  investitura  nur  als  rechtsgeschäftliche 
Investitur,  als  welche  sie  von  jeher  einen  integrirenden  Be- 
standtheil  des  Veräusserungsgeschäftes,  sei  es  als  »traditio«  des 
Uebereignungsgeschäftes  (Kauf,  Tausch,  Schenkung,  vgl.  unten 
§  17),  sei  es  als  »commendatio«  des  Leihegeschäftes  (Precarie  etc., 
vgl.  Löning  Vertragsbruch  57),  selbst  bildete,  im  Gegensatze  zur 
rein  factischen  Investitur,  wie  solche  der  symbolischen 
Investitur  nachfolgen  (vgl.  Sohm  Auflassung  106)  oder  auch 
vom  Gerichte  dem  im  Possessionsstreite  unterliegenden  Beklagten 
aufgetragen  werden  konnte  (vgl.  oben  S.  151). 
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Nur  wenn  der  Kläger  den  beklagtischerseits  behaupteten 
Titel  durch  keinerlei  relevante  Thatsachen  anzugreifen 
vermochte,  entgieng  der  Beklagte  kraft  seines  Besitzes  der 
Klage  schon  durch  den  Eid  über  sein  Recht,  das  heisst,  um 
das  stärkere  Recht  zum  Besitze  zu  erhärten,  genügte  es 
für  ihn,  dass  er  die  Rechtmässigkeit  seiner  Gewere,  be- 
ziehungsweise das  Vorhandensein  eines  bestimmten  Ge- 
wertitels  einfach  beschwor x).  Diesen  processualen  Vor- 
theil  der  (factischen)  Gewere,  welcher  offenbar  auf  einer 
muthmasslichen  Annahme  der  Rechtmässigkeit  beruhte, 
verlor  aber  der  Beklagte  bereits,  wenn  der  Kläger  den 
Beweis  unrechtmässiger  Besitzentsetzung  erbrachte,  wohl 
desshalb,  weil  hiedurch  die  Präsumtion  der  Rechtmässig- 
keit des  Besitzstandes  auf  Seite  des  Beklagten  zerstört 
wurde.  In  letzterem  Falle  erhärtete  im  Gegentheil  der 
klagende  Dejicirte  dem  titellosen  Dejicienten  gegenüber 
sein  besseres  Recht  schon  durch  den  blossen  Nachweis 
der  gewaltsamen  Entwerung  und  des  früheren  ruhigen 
Besitzes,  ohne  dass  er  die  Rechtmässigkeit  desselben  auch 
nur  zu  beschwören  brauchte2),  was  wieder  nur  darin  seinen 
Grund  haben  konnte,  dass  dem  titellosen  Dejicienten 
gegenüber  die  Rechtmässigkeit  des  früheren  Besitzes  des 
Dejicirten  nicht  nur  vermuthet,  sondern  förmlich  fingirt 


')  Heusler  Gewere  75,  86.  Vgl.  Lab  and  Vermögens- 
rechtliche Klagen  178. 

2)  Vgl.  Roz.  4  62,  474.  —  Hieher  gehört  auch  Meichelbeck 
No.  S68  a.  819  (Heusler  Gewere  96).  Dass  es  sich  im  Falle 
der  Dejection  um  einen  blossen  Besitzstreit  handelt,  wie  Heusler 
will,  lässt  sich  aus  Meichelbeck  No.  £68  durchaus  nicht  ab- 
leiten; im  Gegentheil  macht  der  gerichtliche  Entscheid  »Hittonem 
vestiri  debere«,  wenn  man  sich  damit  das  oben  (S.  151  N.  2,  3) 
Gesagte  gegenwärtig  hält,  ganz  den  Eindruck  einer  Definitiv- 
sentenz. 
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wurde  *).  Konnte  aber  der  beklagte  Dejicient  sein  Recht 
auf  die  bestrittene  Gewere  materiell  fundiren,  so  kam 
es  ebenso  zur  Verhandlung  über  die  Giltigkeit  der  von 
den   Parteien  behaupteten  Titelerwerbsgründe2),   wie  im 


*)  Heus ler  Gewere  269  selbst  spricht  für  den  Fall  der 
Dejection  von  einer  »Rechtsfiction«,  die  ihm  aber  nur  eine  recht- 
liche » Besitz  *-Fiction  ist.  Vgl.  über  ähnliche  quellenmässig  nach- 
weisbare Fictionen  des  deutschen  Rechts  Albrecht  Gewere  86  ff. 
—  Daraus  erklärt  sich  auch  die  »Gewere*  des  Dejicirten, 
womit  die  »Gewere«  des  Erben  und  des  symbolisch  In- 
vestirten  (vgl.  oben  S.  154  N.  S)  auf  gleiche  Linie  zu  stellen 
ist.  Alle  drei  haben  als  solche  nicht  factische  Gewere,  wohl  aber 
ein  (wirkliches  oder  fingirtes)  Recht  zur  Gewere,  kraft  dessen  sie 
diese  dem  schlechter,  beziehungsweise  gar  nicht  Titulirten  gegen- 
über jeder  Zeit  im  Rechtswege  erlangen  können.  Die  Ausdrucks- 
weise »Gewere«  für  »Gewertitel«  kann  nicht  auffallen,  da 
ja  der  Titel  es  ist,  der  die  Gewere  zur  Gewere  macht  (vgl.  oben 
S.  152  N.  1).  Indem  diese  Mehrdeutigkeit  des  Wortes  Gewere, 
auf  welche  schon  Planck  Gerichtsverfahren  I  687  hingewiesen 
hat,  verkannt  worden  ist,  konnte  über  die  Gewere  unter  den 
Germanisten  eine  Streitfrage  entstehen,  die  noch  jetzt  unaus- 
getragen  ist,  und  als  deren  Brennpunkt  Brunner  in  Holtzen- 
dorffs  Encyclop.  248  vom  Standpunkt  der  gegenwärtigen  Lehre 
die  Existenz  der  ideellen  Gewere  bezeichnet  hat.  Die  Controverse 
löst  sich  von  selbst  durch  die  Erkenntniss,  dass  die  ideelle  Gewere 
(beziehungsweise  die  juristische  Gewere  im  Sinne  Albrecht's)  nicht 
nur  in  den  materiellen  Voraussetzungen  (kein  Besitz,  blosses  Recht 
zum  Besitze),  sondern  auch  in  den  eventuellen  processualen  Wir- 
kungen (nicht  blosse  Befreiung  vom  Nachweis  des  Titelerwerbs- 
grundes, sondern  sofortiger  Sieg  im  Rechtsstreite)  von  der  reellen 
Gewere  (beziehungsweise  der  Gewere  im  Sinne  Laband's  und 
Heusler's)  grundverschieden  ist.  Damit  ist  freilich  auch  eine 
bewusste  Verzichtleistung  auf  eine  einheitliche  Construction  der 
Gewere  verbunden.  Planck's  I  682  ff.  Versuch,  die  beiden  hete- 
rogenen Seiten  (Besitz  und  Besitzrecht)  unter  den  gemeinsamen 
Gesichtspunkt  einer  » processualischen  Form,  der  die  liegenschaft- 
lichen Rechte  gleichsam  (sie)  von  selbst  zustreben*  zusammen  zu 
fassen,  kann  wohl  Niemanden  befriedigen. 

-  2)  Das  mag  es  erklären,  dass  auch  der  Dejicirte  (H  e  u  s  1  e  r 
Gewere  96)  oft  sofort  mit  substanzirter  Klage  auftritt. 
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Falle,  als  der  Kläger  Thatsachen  anführte,  welche  die 
Hinfälligkeit  des  beklagtischen  Kechts  als  Consequenz 
ergeben  mussten1).  Sache  des  Gerichtes  war  es  dann, 
abzuwägen,  welche  Partei  mit  Rücksicht  auf  ihren  Titel 
zum  gegenwärtigen  Besitze  mehr  Recht  habe2),  dasheisst, 
wessen  Titel,  beziehungsweise  Titelerwerb,  von  Rechts- 
wegen erheblicher  sei. 

So  kommen  wir  in  Beantwortung  unserer  Frage 
zum  Schlüsse:  Eine  Rechtssache  de  possessione  ist  der 
Streit  zwischen  zwei  Personen  um  irgendwelche  wirth- 
schaftliche  Herrschaft  (Nutzung,  possessio  im  subjectiven 
Sinne)  über  ein  wirthschaftliches  Gut  (Liegenschaft,  res 
et  mancipia,  possessio  im  objectiven  Sinne)  auf  Grund 
des  relativ  besseren  Besitztitels;  oder,  da  sowohl  pos- 
sessio im  objectiven  als  im  subjectiven  Sinne,  namentlich 
aber  die  titulirte  Nutzung  Gewere  ist,  kurz  gesagt: 
Eine  Rechtssache  de  possessione  ist  Streit 
um  Gewere  (Gut). 


*)  So  wenn  der  Kläger  eine  Thatsache  geltend  machte,  welche 
den  Rechtserwerb  des  Beklagten,  resp.  seines  Rechtsvorfahrs,  den 
er  bei  Berufung  auf  Kauf,  Schenkung  u.  s.  f.  beizubringen  hatte, 
als  unwirksam  darstellte,  wie  z.  B.  wenn  Kläger  behauptete,  vom 
Vater  des  Beklagten  erworben  zu  haben  oder  näherer  Erbe  des 
bisherigen  Eigenthümers  als  der  Beklagte  zu  sein,  oder  wenn  er 
geltend  machte,  der  Veräusserer,  Autor  des  Beklagten,  sei  zur 
Veräusserung  gar  nicht  befugt  gewesen,  sei  es  weil  er  gar  nicht 
Eigenthümer  gewesen  oder  weil  er  durch  sein  des  Klägers  als 
seines  nächsten  Erben  bestehendes  Wartrecht  sei  gehindert  ge- 
wesen oder  weil  er  das  Gut  ihm  dem  Kläger  schon  vorher  ver- 
kauft gehabt  habe  u.  s.  w.    Vgl.  Heus ler  Gewere  76. 

2)  Heusler  Gewere  79,  80;  Lab  and  Vermögensrechtliche 
Klagen  170. 
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2.  Gerichtsstand. 

a)  Weltliches  Gericht. 

§  14. 

Fragen  wir  nun  nach  dem  Gerichtsstande  der  frän- 
kischen Cleriker  in  Rechtssachen  de  possessione,  so  sind 
die  zunächst  massgebenden  Quelle u  die  Leges,  Capitu- 
larien  und  Placita.  Die  Placita  lassen  sich  bei  ober- 
flächlicher Betrachtung  auf  drei  Gruppen  zurückführen: 
weltliche,  gemischte  und  geistliche  Placita.  Wir 
werdeu  im  Folgenden  zuerst  diese  dreifache  Urkunden- 
reihe auf  ihren  wahren  Werth  prüfen,  um  dann  das 
auf  diese  Weise  gewonnene  Resultat  wo  möglich  mit 
den  Leges  und  Capitularien  in  Einklang  zu  bringen. 

Von  den  rein  weltlichen  Placita  weist  uns  vor 
Allem  eine  grosse  Anzahl  auf  das  Königsgericht. 
Das  gilt  sowohl  für  die  merovingische  als  für  die  karo- 
lingische  Zeit.  Namentlich  dann,  wenn  die  klägerische 
Partei  ein  höherer  Cleriker  oder  ein  Kloster,  der  Be- 
klagte aber  ein  Laie  oder  der  Fiscus  ist,  findet  sich  als 
entscheidendes  Gericht  bald  das  Hofgericht  (oder  der 
Reichstag),  dem  der  König  selbst  präsidirt *),  bald  als 
gleich werthiges    (vicekönigliches)    Gericht2)    das   Gericht 


*)  So  begegnet  als  Kläger  gegen  Laien  (FiscUvS)  im  könig- 
lichen Hofgericht  ein  Bischof:  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  III  151 
(a.  782);  Mon.  Boica  XXX  S81  (a.  82S);  Bouquet  VIII  411  (a.  879); 
—  Diacon:  Pardessus  Dipl.  II  217  (a.  691);  —  Kloster  (Abt, 
Mönche,  Nonnen):  Pardessus  Dipl.  II  107,  181,  241,  279,  285,  28G, 
845  (a.  G58,  6G8,  607,  709,  710,  710,  720);  Mabillon  Dipl.  491, 
498  (a.  752,  758);  Tardif  46,  60  (a.  753,  775);  Beyer  I  41  (a.  797); 
Mon.  Boica  XXXI  48  (a.  822);  Bouqnet  VIII  248  (a.  925-936), 
IX  696  (a.  948);  Besly  (Poictou),  228  (10.  Jahrh.).  Ebenso  Form. 
Lmp.  46   (M.  G.  Form.   321  -^  Roz.   451). 

2)  S  oh  in  G.  V.    174,  480;   Waitz  V.  G.   II  2.  191,   IV  485  ff. 
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des  Hausinaiers *),  des  Stammesherzogs 2),  des  Pfalz- 
grafen3), des  Frohnboten4).  Man  wird  nicht  behaupten 
können,  dass  in  solchen  Fällen  nur  der  Gerichtsstand 
des  Beklagten  massgebend  gewesen  sei.  Die  im  voraus- 
gehenden Paragraphen  gezeichnete  Natur  der  Rechts- 
sachen de  possessione  erlaubt  es  nicht,  diese  Unterschei- 
dung zu  machen.  In  der  That  erscheint  denn  auch  das 
Königsgericht  in  seinen  verschiedenen  Gestalten  nicht 
minder  competent  zur  Entscheidung  der  bezüglichen 
Streitigkeiten  sowohl  der  Laien  oder  des  Fiscus  gegen 
Cleriker  oder  Klöster5)  als  auch  der  Cleriker  und  Klöster 


*)  Abt  (Kloster)  als  Kläger  gegen  Laien  im  Hausmaier- 
gericht:  Pardessus  Dipl.  I[  405,  418  (a.  746,  751). 

2)  A  b  t  als  Kläger  gegen  Laien  vor  dem  Princeps  Britaniae : 
Cart.  de  Redon  I  198  (a.  871). 

3)  Bischof  als  Kläger  gegen  Laien  im  Pfalzgrafengericht : 
Muratori  II  985  (a.  935) ;  —  Abt  (Kloster)  gegen  Laien:  Mabillon 
Dipl.  544  (a.  874);  Ficker  IV  6,  29  (a.  800,  935);  Chart.  III  891 
(a.  927). 

4)  Bischof  als  Kläger  gegen  Laien  im  Missalgericht: 
Meichelbeck  No.  115,  1  IG,  117  (a,  802,  802,  804);  Gallia  Christ. 
VI  2  (a.  782);  Baluzius  Capitularia  II  1416,  1467  (a.  817,  858); 
Mem.  di  Lucca  IVb  App.  70  (a.  897);  Chart.  III  759,  837,  859 
(a.  910,  919,  923);  —Abt  (Kloster)  gegen  Laien:  Tardif  70  (a.  791); 
Vaissette  I  118,   118  (a.  862,  867);  Neugart  I  179  (a.  821);  Chart. 

I  120  (a.  915),  HI  195,  359,  895,  822  (a.  827,  859,  865,  918); 
Muratori  I  4  35  (a.  880).  Vgl.  auch  Form.  Senon.  rec.  7  (M.  G. 
Form.  214  =  Roz.  461). 

5)  Königsgericht:  Laien  (und  Fiscus)  gegen  Bischof: 
Marculf  I  26  (M.  G.  Form.  59  =  Roz.  431) ;  —  gegen  Abt  (Kloster) : 
Pardessus  Dipl.  II  805  (a.  716);  Polypt.  de  Irminon  II  844  (a.  828); 
Cod.  Cav.  I  224  (a.  947);  Form.  imp.  50  (M.  G.  Form.  824  =  Roz. 
452).  Hausmaiergericht:  Laien  gegen  Bischof:  Pardessus 
Dipl.   II  315    (a.  719);   —  gegen    Abt    (Kloster):    Pardessus    Dipl. 

II  408  (a.  748).  Missalgericht:  Laien  gegen  Bischof :  Meichel- 
beck No.  118  (a.  802);  Chart.  III  223,  803,  580  (a.  885,  852,  891); 
Muratori  I  468  (a.  945);  —  gegen  Abt  (Kloster):  Chart.  III  177 
(a.  82o). 
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untereinander1).  Nach  karolingischen  Gerichtsurkunden 
ist  neben  dem  Königsgericht  auch  das  Volksgericht 
(Amtsherzogs-,  Markgrafen-,  Gaugrafen-,  Vicegrafen-, 
Gastaldengericht) 2)  ein  zur  Entscheidung  von  Kechts- 
sachen  de  possessione  der  Cleriker  competentes  Gericht. 
Wie  hinsichtlich  des  Königsgerichts,  so  wird  hinsichtlich 
des  Volksgerichts  die  Gerichtscompetenz  bezeugt  sowohl 
für  den  Streit  der  Cleriker  —  Bischof3),  Priester4), 
Diacon5),   Abt   (Kloster)6)  —  gegen   Laien  (Fiscus),   als 


*)  Königsgericht:  Bischof  gegen  Bischof:  Mon.  Boica 
XXXI  56  (a.  829);  Gallia  Christ.  IV  270  (a.  876);  Muratori  II  932 
(a.  881);  —  Bischof  gegen  Abt  (Kloster):  Tardif  14,  59  (a.  659, 
775);  Bouquet  VII  297  (a.  868);  —  Kloster  gegen  Bischof:  Par- 
dessus  Dipl.  II  108  (a.  658);  —  Abt  gegen  Nonnen:  Pardessus 
Dipl.  II  227  (a.  692);  Mabillon  Dipl.  Suppl.  95  (a.  701);  —  Abt 
gegen  Cleriker:  Pardessus  Dipl.  II  238  (a.  694).  Hausrnaier- 
ge  rieht:  Abt  gegen  Abt  (Aebtissin) :  Pardessus  Dipl.  II  414,  415 
(a.  749,  750).  Pfalzgrafengericht:  Kloster  gegen  Kloster 
(Kirche):  Chart.  III  591,  613  (a.  892,  896);  —  Abt  gegen  Priester: 
Ficker  IV  5  (a.  800).  Missalgericht:  Bischof  gegen  Bischof: 
Meichelbeck  No.  470  (a.  828);  —  Bischof  gegen  Abt:  Chart.  III 
435  (a.  874);  —  Kloster  gegen  Bischof:  Chart.  I  97  (a.  901);  — 
Kloster  gegen  Kloster:  Mern.  di  Lucca  V*>  337  (a.  840);  Chart. 
III  502  (a.  880);  —  Kloster  gegen  Cleriker:  Chart.  III  634  (a.  899). 

2)  Vgl.  Sohin  G.  V.  155,  474,  480,  509;  Schupfer  Isti- 
tuzioni  polit.  langob.  311  ff. 

3)  Meichelbeck  No.  123  (a.  806);  Cart.  de  S.  Victor  I  32 
(a.  845);  Vaissette  I  128  (a.  875);  Menard  I  10,  17  (a.  876,  914); 
Gallia  Christ.  VI  170  (a.  891);  Chart.  I  60  (a.  880);  Mem.  di  Lucca 
Vc  183,  186  (a.  941). 

4)  Meichelbeck  No.  245  (a.  807);  Vaissette  I  55  (a.  821); 
Cod.  Cav.  I  234  (a.  952). 

5)  Chart.  III  258  (a.  848). 

6)  Mabillon  Dipl.  501  (a.  782);  Vaissette  I  30,  991,  122 
(a.  802,  852,  870),  III  35  (a.  898);  Baluzius  Marca  798  (a.  876); 
Cart.  de  S.  Vincent  I  105,  169  (a.  879  —  887,  888  —  898);  Besly 
(Poictou)  218  (a.  926);  Dronke  201,  226  (a.  825,  888);  Ficker  IV  9, 
24,  25  (a.  806,  903,  911);  Chart,  III  178,  265,  382,  891  (a.  818, 
844,  864,  865);  Cod.  Cav.  I   143,  268  (a.  902,  960). 
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der  Laien  (Fiscus)  gegen  Cleriker  —  Bischof1),  Priester2), 
Diacon3),  Cleriker4),  Kloster5)  —  und  endlich  selbst  wenn 
Cleriker  gegen  Cleriker  —  Bischof  und  Bischof6),  Bischof 
und  Priester 7),  Bischof  und  Archidiacon 8),  Bischof  und  Cle- 
riker9), Bischof  und  Kloster10),  Presbyter  und  Kloster11), 
Kloster  und  Kloster  1 2),  Kloster  und  Kirche  x  3)  —  stritten. 
Für  die  merovingische  Zeit  sind  uns  allerdings  keine 
bezüglichen  Gerichtsurkunden  erhalten;  das  Fehlen  der 
betreffenden  Gauplacita L4)  ist  aber  kein  Beweis  gegen 
die  Grafencompetenz,  weil  hinsichtlich  der  Gutsprocesse 
der  Laien  gegen  Laien,  in  denen  der  Graf  doch  sicher 
zu  richten  competent  war,  ganz  das  Gleiche  zutrifft. 

Die  zweite  Beihe  von  Placita,  die  wir  von  vorn- 
herein als  gemischte  Placita  bezeichnet  haben,  bietet 
die  Eigenthümlichkeit,  dass  in  einer  Beihe  von  Fällen, 
wo  im  Streite  de  possessionibus  eine  Partei  geistlich  ist, 
sei  es  der  Kläger  oder  der  Beklagte,  und  insbesondere 
auch  da,  wo  beide  Streittheile  dem  Clericalstande  ange- 


*)  Meichelbeck  No.  127,  812,  434  (a.  807,  814,  823). 

2)  Cart.  de  Redon  I  110  (a.  865—870). 

3)  Besly  (Poictou)  224  (10.  Jahrh.). 

4)  Cod.  Cav.  I  233  (a.  952). 

5)  Baluzius  Capitularia  II  1489  (a.  869);  Gallia  christ.  VI  7 
(a.  87S);  Cart.  de  S.  Vincent  I  292  (a.  928) ;  Vaissette  II  97  (a.  955); 
Dronke  207   (a.  869). 

6)  Chart.  I  74  (a.  887).       7)  Meichelbeck  No.  241. 

8)  Chart.  I  144  (a.  940). 

9)  Mem.  di  Lucca  Vb  118  (a.  785). 

,0)  Ficker  IV  1  (a.  776);  Neugart  I  572  (a.  920). 

J1)  Ficker  IV  2  (a.  781).        12)  Besly  (Poictou)  149  (a.  781). 

18)  Ficker  IV  21  (a.  892). 

14)  In  Italien  wird  schon  für  die  vorfränkische  Zeit  die 
gaugerichtliche  Competenz  (der  Herzoge)  durch  Placita  dargethan. 
So  durch  Troya  I  No.  295  (a.  624),  IV  548  (a.  742)  beim  Streit 
der  Laien  gegen  Geistliche,  durch  Troya  IV  No.  592,  641,  703 
(a.  746,  750,  756)  beim  Streit  der  Cleriker  untereinander. 

Nissl,  Gerichtsstand  d.  trank.  Clerus.  11 
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hören,  neben  dem  weltlichen  Kichter  —  Frohnboten1) 
oder  Grafen  ( Vicegrafen) 2)  —  auch  noch  ein  Bischof  oder 
Abt  den  gerichtlichen  Vorsitz  hat  und  ebenso  neben  Welt- 
lichen auch  Geistliche  als  richterliche  Beisitzer  fungiren. 
Solche  Placita  sind  nun  in  Wahrheit  nicht  Placita 
gemischten  (halb  weltlichen,  halb  geistlichen) 
Gerichts,  sondern  vielmehr,  wie  die  eben  bespro- 
chenen, Placita  öffentlichen  Gerichts.  Die  beisitzenden 
Cleriker  sind  Urtheilsfinder  wie  die  Laien,  der  mitvor- 
sitzende  Bischof  (Abt)  hat  nur  einen  Ehrenvorsitz 3).  In 
der  That  weisen  solche  Placita  bei  näherer  Prüfung  nicht 
die  geringste  Spur  von  geistlichem  Wesen  auf4).  Wie 
das  nächstbeste  Beispiel  zeigt,  ist  der  Process  trotz  der 
Gegenwart  der  Geistlichen  weltlicher  Process5),  das  Gericht 
trotz  der  Theilnahme  derselben  „mallus  publicus*  6),  das 


*)  Z.  B.  Meichelbeck  No.  530,  601  (a.  828,  887);  Muratori 
V  928  (a.  833),  III  1083  (a.  858),  II  969  (a.  921);  Mem.  di  Lucca 
Vb  446,  466  (a.  857,  865). 

2)  Z.  B.  Besly  (Poictou)  149  (a.  781);  Mabillon  Dipl.  505 
(a.  803);  Baluzius  Marca  769,  779  (a.  882,  843);  Baluzius  Capi- 
tularia  II  1511  (a.  884);  Menard  I  16  (a.  898);  Gallia  Christ.  VI  428 
(a.  933),  XIII  2  (a.  918);  Vaissette  II  20,  97  (a.  888,  955);  Meichel- 
beck No.  312,  368  (a.  814,  819);  Neugart  I  572  (a.  920);  Mem. 
di  Lucca  Vb  118,  886  (a.  785,  847). 

3)  Sohrn  Gerichtsb.  218—228;  Löning  II  508  N.  1.  — 
Mit  ungenügenden  Gründen  sucht  den  Begriff  der  »gemischten 
Gerichte*  gegen  Sohm  neuerdings  wieder  zu  vertheidigen  Waitz 
V.  G.  IV  446  N.  4. 

4)  Nach  Form.  Senon.  rec.  6  (M.  G.  Form.  214  =  Roz.  477) 
ist  daher  für  das  » gemischte  *  Gericht  gar  nicht  erforderlich,  dass 
eine  der  Parteien  ein  Geistlicher  sei.  —  Vgl.  auch  Form.  Andecav.  82 
(M.  G.  Form.  14  =  Roz.  407). 

5)  Das  muss  im  »wesentlichen«  auch  Waitz  V.  G.  IV  447 
zugeben. 

6)  Vgl.  z.  B.  Vaissette  II  20  (a.  853);  Gallia  christ.  XIII  2 
(a.  918). 
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placitum  vor  Grafen  und  Bischof  (Abt)  trotz  des  geist- 
lichen Mitvorsitzes  ein  „legitimum  placitum  ante  comi- 
tem a  *),  und  ist  daher,  wie  beim  Gutsstreite  der  Laien 
untereinander,  so  auch  hier  die  formelle  Leitung  des 
Processes  ausschliesslich  dem  Inhaber  der  weltlichen 
Gerichtsgewalt  zustehend 2).  Es  ist  das  weltliche 
Gericht  schlechthin,  welches  auch  nach  den  an- 
scheinend gemischten  Placita  in  Sachen  de  possessionibus 
der  Cleriker  competent  ist  und  entscheidet. 

Es  erübrigt  noch  die  dritte  Eeihe  von  Placita,  nach 
denen  in  Rechtssachen  de  possessionibus  der  Cleriker  ein 
rein  geistliches  Gericht  als  ausschliesslich  entscheidendes 
Gericht  erscheint,  und  die  wir  darum  als  geistliche 
Placita  bezeichnet  haben.  Wäre  diese  Urkundenreihe 
stichhältig,  so  würde  sie  in  der  That  zum  Ergebnisse 
der  zwei  vorausgehenden  Urkundenreihen  in  Widerspruch 
treten.  Bei  genauerer  Untersuchung  ergibt  sich  jedoch 
bald,  dass  es  sich  in  all'  diesen  Fällen  nicht  um  wirk- 
liche, sondern  nur  um  Scheinausnahmen  von  der 
obigen  Regel  handelt.  In  eiuer  Anzahl  von  einschlägigen 
Fällen   ist  auch  hier  das  anscheinend  geistliche  Gericht 


')  Ein  treffendes  Beispiel  hiefür  ist  Besly  (Poictou)  149 
(a.  781):  Unter  Vorsitz  von  Graf  und  Abt  streiten  Laien  gegen 
einen  zweiten  Abt  um  eine  cellula.  Die  Gerichtsbeisitzer  sind 
für  Anordnung  eines  zweiten  Terniines,  nämlich  »dixerunt,  quod 
quando  probi  homines  iudicantes,  ante  ipsum  c o m i t e m 
adveniebant  ad  alias  causas  iudicandum,  tunc  ista  causa  melius 
iudicata  esse  poterat,  vel  ab  ipso  comite  vel  veuerabili 
viro  J.  abbate  —  in  legitimo  placito  ante  ipsum 
comitem. 

2)  Meichelbeck  No.  312  (a.  814):  Laie  streitet  gegen  Bischot 
vor  Bischof  und  Grafen  als  Vorsitzenden;  »tunc  demandavit  E. 
comis,  quod  illi  nobili  viri  iurassent «.  Vgl.  auch  Menard  I  16 
(a.  898).  —  Siehe  Sohm  Gerichtsb.  222  N.  66. 

11* 
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überhaupt  nicht  geistliches,  sondern  weltliches  Gericht. 
So  ist  es  in  einzelnen  Fällen  mehr  oder  weniger  be- 
stimmt nachweisbar,  dass  der  scheinbar  kraft  eigenen 
Eechts  persönlich  oder  durch  einen  Abgesandten  zu  Ge- 
richt sitzende  Bischof  oder  Erzbischof  einfach  Frohnbote 
war,  sei  es  weil  er  in  gleichzeitigen  anderen  Urkunden 
als  solcher  erscheint x),  sei  es  weil  im  betreffenden  Pla- 
citum  selbst  erwähnt  wird,  er  führe  die  Untersuchung 
im  Auftrage  des  Kaisers  2).  In  anderen  Fällen  liegt  sogar 
die  Annahme  nahe,  dass  der  betreffende  kirchliche  Obere 
(Abt)    als    Graf  zu    Gericht   sitzt3).     In    einer   dritten 


1)  So  erklärt  sich  Meichelbeck  No.  125  (a.  807):  Bischof 
vertreten  durch  Vogt  streitet  gegen  Laien  um  Gut  unter  Vorsitz 
des  Erzbischofs  Arno  v.  Salzburg.  Dieser  erscheint  ausdrücklich 
als  kaiserlicher  Missus  in  Meichelbeck  No.  115  —  118,  122  (a.  802  — 
806).  —  Ebenso  Perard  150,  153  (a.  870,  876):  Abt  (Chorbischof) 
streitet  gegen  Laien  um  Gut  unter  Vorsitz  zweier  Missi  des  Bischofs 
Isaac  v.  Langres,  beziehungsweise  des  Bischofs  selbst.  Bischof  Isaac 
ist  »missus  dominicus«  in  Perard  147  —  149  (a.  867—870). 

2)  Dies  ist  der  Fall  bei  Ficker  IV  15  (a.  828) :  Kloster  streitet 
gegen  Priester  um  Gut  vor  Missus  des  Bischofs  v.  Arezzo.  Der 
Process  wird  geführt  im  Gebiete  von  Siena,  also  vor  fremdem 
Bischof.  Die  Lösung  gibt  der  Satz:  (die  Zeugen)  a  vobis  (Vor- 
sitzenden) per  iussionem  domini  imperatoris  inter- 
rogati  suum  dixerunt  testimonium. 

3)  Wie  sich  Form.  Andecav.  10  a,  16,  30,  47  (M.  G.  Form. 
8—21  =  Roz.  482,  490,  488,  743)  und  Form.  Turon.  89  (M.  G. 
Form.  156  =  Roz.  484)  erklären,  wonach,  ohne  dass  die  Parteien 
nothwendig  Cleriker  wären,  als  Vorsitzender  des  Gerichts  ein  Abt 
(Propst)  erscheint  in  Sachen,  die  sonst  unbedingt  der  Competenz 
des  Grafen  unterstehen  (Freiheit  und  Immobilien),  darüber  vgl. 
Brunner  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  XVIII  g.  A.  75;  und  Sickel 
ib.  XIX  g.  A.  35.  —  Für  die  karolingische  Zeit  geben  Beispiele 
von  Aebten,  die  zugleich  Grafen  (Markgrafen,  Herzoge)  waren, 
Chron.  Regin.  a.  859  (M.  G.  Script.  I  570)  verglich,  mit  oben 
S.  186  N.  2:  Subdiacon  Hucbert,  Abt  und  Herzog;  —  Annal. 
Hincm.  Rem.  a.  866,  867,  878  (Script.  I  47  8,  500,  506),  Annal. 
S.   Columb.    Senon.   a.  882    (Script.  I    104),    Annal.    Fuld.    a.  886 
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Keihe  von  Scheinausnahmen  haben  wir  aber  wirklich 
geistliches  *),  nicht  weltliches  Gericht  vor  uns.  Manche 
Eechtssachen  de  possessione,  wie  namentlich  der  Streit 
um  Kirchen  und  Zehnten,  konnten  nämlich  auch  von 
einem  rein  geistlichen  Standpunkt  betrachtet  und  be- 
handelt werden,  so  etwa,  wenn  der  Besitz  einer  Kirche 
sich  auf  den  Titel  der  geistlichen  Ordination  gründete, 
oder  wenn  bei  der  Frage  nach  dem  Zehntrecht  die  kirch- 
lichen Amtsgrenzen  massgebend  waren.  Wir  sehen  daher 
nicht  selten  geistliche  Gerichte  —  die  bischöfliche  Synode 2) 
oder  auch  ein  Concil3)  —  in  dergleichen  Fragen  ent- 
scheiden4).   Ihr  Spruch  war  aber  gewiss  nur  dann  auch 


(Script.  I  403),  Chron.  Regin.  a.  887  (Script.  I  597):  Cleriker  Hugo, 
Abt  und  Markgraf  (Herzog). 

!)  Nicht  hieher  gehören  (gegen  Ficker  III  197,  218,  283) 
die  Lociservatoren-Gerichte  zu  Lucca  mit  oder  ohne  Vorsitz  des 
Bischofs  in  Mem.  di  Lucca  IV  b  5,  27,  41,  App.  75  (a.  801,  822, 
851,  904),  Vb  123,  169,  198,  289,  396  (a.  785,  800,  807,  815,  848). 
—  Die  Schöffen,  die  hier  als  »lociservatores*  im  Gutsstreite 
zwischen  Clerikern  und  zwischen  Clerikern  und  Laien  als  Richter 
fungiren,  sind  gemäss  der  Erklärung  von  Capit.  Ital.  a.  801  c.  7 
(M.  G.  Cap.  I  205)  »loci  servatoris,  qui  missus  comitis 
est«  ausserordentliche  Stellvertreter  des  Grafen  (Herzogs).  Vgl. 
Sohm  G.  V.  516,  523  und  unten  S.  166  N.  1.  Der  Vorsitz,  den 
eventuell  der  Bischof  führt,  ist  Ehrenvorsitz,  wie  er  auch  sonst 
beim  Grafengericht  oft  vorkommt  (vgl.  oben  S.  162  N.  2).  Der 
Herzog  selbst  sitzt  bei  Gutstreitigkeiten  zu  Gericht  in  Mem.  di 
Lucca  Vb  118  (a.  785)  zwischen  Bischof  von  Lucca  und  einem 
Cleriker,  ib.  886  (a.  847)  zwischen  bischöflichem  Vogt  und  Laien, 
ib.  504  (a.  873)  zwischen  Laien  und  bischöflichem  Vogt;  ein  Gastalde 
ib.  IV  b  65  (a.  884)  zwischen  Laien  und  bischöflichem  Vogt. 

2)  Z.  B.  Perard  59,  54  (a.  812,  903);  Mem.  di  Lucca  IVb 
68,  70  (a.  892,  902);  Cart.  de  Savigny  I  30  (a.  908);  Besly  (Poitiers) 
42  (a.  937). 

3)  Gallia  Christ.  IV  226  (a.  87  3),  XVI  11  (a.  907),  XIII  551 
(a.  943);  Cart.  de  S.  Vincent    I  102  (a.  915). 

4)  Vgl.  Sohm  Gerichtsb.  234  ff. 
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für  das  weltliche  Recht  von  verbindender  Kraft,  wenn 
das  geistliche  Gericht  von  weltlicher  Seite,  wie  das  eben 
mit  Rücksicht  auf  obigen  Zusammenhang  wohl  auch 
vorkam,  zur  Erkenntniss  speciell  delegirt  worden 
war *).  Ohne  diesen  Auftrag  hatte  das  geistliche  Urtheil 
vom  Standpunkt  des  weltlichen  Rechts  aus  ganz  die- 
selbe Bedeutung,  als  wie  in  dem  Falle,  wo  es  nur  als 
Pacificationsinstanz  thätig  war,  wo  es  nämlich 
sofort  zum  ordentlichen  Process  vor  dem  weltlichen  Ge- 
richte kam,  sobald  die  Parteien  dem  geistlichen  Güte- 
spruch nicht  freiwillig  Folge  leisteten2). 

J)  Das  war  der  Fall  im  Streite  des  Priesters  Alpulus  —  der 
wegen  Nonnenraubes  degradirt  und  in  Folge  dessen  von  seiner 
Kirche  vertrieben  worden  war  —  gegen  den  Bischof  von  Lucca 
um  die  betreffende  Kirche.  Alpulus  hatte  sich,  gewaltsame  Ent- 
setzung behauptend,  an  König  Pippin  gewendet;  dieser  beauftragt 
das  geistliche  Gericht  von  Lucca  mit  der  Untersuchung  und  Ent- 
scheidung der  Sache  (praeceperat  nobis  (rex),  ut  iudica- 
r  e  m  u  s  inter  nos  et  ipsum  per  veram  legem  et  iustitiam  et  qualiter 
iudicaremus,  nostrum  illi  emitteremus  iudicatum). 
Mem.  di  Lucca  IV b  App.  8  =  Vb  182  (a.  808).  Später  wendet 
sich  derselbe  Alpulus  in  derselben  Sache  an  den  kaiserlichen 
Missus  Abt  Adalard.  „Ipse  autem  Adalardus  eum  commendavit 
Bonifatio  illust.  comiti  nostro  (Herzog),  et  per  eum  nobis  (Bischof 
v.  Lucca)  demandavit,  ut  cum  alio  episc.  simul  et  cum  sacer- 
dotibus  coniungere  deberem,  et  sie  eum  canonico  ordine 
iudicare  deberemus«.  Das  geschieht  dann  auch  in  Gegen- 
wart eines  Pisaner  Schöffen,  als  » missus  ipsius  Bonifatii  laudabilis 
ducis«.     Mein,  di  Lucca  Vb  281  (a.  818). 

2)  Ein  markantes  Beispiel  für  ein  solches  Güteverfahren  und 
dessen  Werth  gibt  Meichelbeck  No.  121  (a.  804):  Auf  Grund  der 
Sentenz  einer  Synode  von  Bischöfen,  Priestern  und  Aebten  hatte 
ein  Abt  feierlich  gelobt,  eine  Anzahl  von  Kirchen  an  das  Bisthum 
von  Freisingen  zu  restituiren.  Die  versprochene  Restitution  Hess 
aber  auf  sich  warten.  Daher  klagte  der  Bischof  den  Nachfolger 
jenes  Abtes  in  »publicum  placitum*  und  zwar  im  Missalgericht 
(Argum.  Erzbischof  Arno  v.  Salzburg  ist  Vorsitzender,  vgl.  oben 
S.  164  N.  1).  Hier  wird  die  Sache  erst  gerichtlich  untersucht, 
dann  aber  vor  dem  Urtheil  durch  Vergleich  erledigt. 
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So  die  Placita.  Vergleicht  man  nun  damit  die 
weltliche  Gesetzgebung  der  fränkischen  Zeit,  so 
steht  sie  mit  den  Placita  in  voller  Uebereinstimmung. 
Ueberall  wird  in  kirchlichen  Kechtssachen  de  possessione 
die  Competenz  des  weltlichen  Gerichts  als 
selbstverständlich  angenommen.  Das  Volksgericht  ent- 
scheidet in  Besitzsachen  der  Kirchen  und  Cleriker  als 
ordentliches x),  das  Königsgericht  als  ausserordentliches 
Gericht,  und  zwar  ebenso  wenn  Kirchen  und  Cleriker 
als  Kläger2),  wie  wenn  sie  als  Beklagte3)  auftreten. 
Kamen  für  die  Competenz  des  ordentlichen  Gerichts  im 
Einzelfalle  die  Grundsätze  über  das  forum  rei  sitae 4)  zur 
Anwendung,  so  stellte  sich  das  ausserordentliche  Gericht 
in   Grundbesitzstreitigkeiten   der  kirchlichen   und  welt- 


»)  Capit.  leg.  add.  a.  816  c.  1  (M.  G.  Cap.  I  268):  Et  in 
seculari  quidem  causa  huiuscemodi  testium  diversitas  campo  con- 
probetur ;  in  ecclesiasticis  autem  negotÜB  crucis  iudicio 
rei  veritas  inquiratur.  Es  handelt  sich,  wie  aus  dem  weiteren 
Inhalt  der  Stelle  sich  ergibt,  um  Gutsstreite  im  Grafen- 
gericht. » Ecclesiastica  negotia«  sind  Rechtssachen,  wo  beide 
Parteien  kirchlich  sind.  Vgl.  Capit.  leg.  add.  a.  818  (819)  c.  10 
(M.  G.  Cap.  I  281).  —  Vgl.  auch  Lex  Baiuw.  I  1,  2;  Lex  Alaman. 
I  1,  2. 

2)  Resp.  miss.  dat.  a.  826  c.  2  (M.  G.  Cap.  I  314):  De  manso 
quem  G.  episcopus  a  L.  comite  requirit :  ut,  si  m i s s i  nostri 
invenerint  eum  iustitiam  habere,  non  permittant  L.  per  vestituram 
d.  Karoli  iustitiam  eius  impedire.  —  Vgl.  auch  Capit.  a  miss. 
dorn,  ad  comit.  direct.  a.  801—813  c.  2  (M.  G.  Cap.  I  184);  Capit. 
leg.  add.  a.  818  (819)  c.  6  (M.  G.  Cap.  I  282);  Capit.  Wormat. 
gen.  a.  829  c.  4  (M.  G.  Leg.  I  350). 

3)  Capit.  miss.  a.  819  c.  1  (M.  G.  Cap.  I  289):  ut  (missi) 
iustitiam  faciant  de  rebus  et  libertatibus  iniuste  ablatis ;  et  si 
episcopus  aut  a b b a s  —  hoc  fecisse  inventus  fuerit,  statim 
restituatur.  —  Vgl.  Pipp.  reg.  Capit.  a.  782— 786  c.  6  (M.  G.  Cap.  I 
192);  Mem.  Olonn.  comit.  dat.  a.  822—823  c.  7   (M.  G.  Cap.  I  319). 

4)  Sohm  G.  V.  302. 
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liehen   Grossen   (Bischöfe,  Aebte,  Grafen)   untereinander 
als  forum  privilegiatum  *)  dar. 

Fassen  wir  das  Gesammtresultat  der  bisherigen 
Untersuchung  zusammen,  so  können  wir  auf  Grund  der 
fränkischen  Placita,  Leges  und  Capitularien  den  Stand 
des  weltlichen  Rechts  in  unserer  Frage  nicht  treffender 
bezeichnen,  als  durch  den  von  der  herrschenden  Lehre2) 
für  die  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  im  Allgemeinen 
aufgestellten  Satz:  »Die  Geistlichkeit  ohne  Aus- 
nahme unterliegt  der  weltlichen  bürger- 
lichen Gerichtsbarkeit.  Der  Organismus  der 
weltlichen  Gerichtsverfassung,  das  Volks- 
gericht als  das  ordentliche,  das  Königs- 
gericht als  das  ausserordentliche  Gericht, 
tritt  auch  in  den  Rechtssachen  der  Geist- 
lichen untereinander  voll  in  Kraft." 

b)  Modificationen  durch  kirchlichen  Einfluss. 

§  15. 
Um   den  kirchlichen   Rechtsstandpunkt   in 
unserer   Frage   zu   erkennen,    sind  wir  auf  die  gallisch- 


*)  Capit.  de  iust.  fac.  a.  811—813  c.  2  (M.  G.  Cap.  I  176): 
Ut  episcopi,  abbates,  comites  et  potentiores  q  u  i- 
q  u  e ,  si  causam  inter  se  habuerint  ac  se  paeificare  noluerint,  a  d 
n o s t r a m  iubeantur  venire  praesentiam,  neque  illorum  con- 
tentio  aliubi  diiudicetur.  —  Neque  comes  palatii  nostri 
potentiores  causas  sine  nostra  iussione  finire  praesumat.  —  Dass 
hier  nur  an  Streitigkeiten  » de  possessionibus  *  gedacht  ist,  ergibt 
der  Vergleich  mit  Capit.  tract.  cum  comit.  episc.  et  abbat,  a.  811 
c.  8  (M.  G.  Cap.  I  161)  und  Capit.  de  caus.  cum  episc.  et  abbat, 
tract,  a.  811  c.  6  (M.  G.  Cap.  I  162).  Uebrigens  scheint  die  ganze 
Bestimmung  keineswegs  von  nachhaltender  Bedeutung  gewesen 
zu  sein. 

2)  Sohm  Gerichtsb.  209;  Löning  I£  511, 
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fränkischen  Canones  angewiesen,  deren  Verwerthung 
insofern  eine  Schwierigkeit  bietet,  als  die  Beziehung  auf 
Possessionssachen  nicht  immer  deutlich  ist.  Diejenigen 
Canones,  bei  denen  die  gedachte  Beziehung  offen  zu 
Tage  tritt *),  kommen  für  unseren  Zweck  natürlich  in 
erster  Linie  in  Betracht;  in  zweiter  Linie  wird  aber 
auch  auf  jene  kirchlichen  Bestimmungen  Bedacht  zu 
nehmen  sein,  von  denen  angenommen  werden  darf,  dass 
sie  entweder  ausschliesslich,  oder  doch  nebst  anderen 
Kechtssachen  auch  Possessionssachen  betreffen2).  Auf 
Grund  des  in  angegebener  Weise  bestimmten  Quellen- 
materials gelangen  wir  nun  zu  folgendem  Ergebnisse. 
Vor  Allem  durften  nach  den  kirchlichen  Geboten 
bei  kirchlicher  Strafe,  wie  überhaupt,  so  auch  hier  die 
Cleriker  als  Kläger  nicht  ohne  Wissen  und  Willen  des 
kirchlichen  Vorgesetzten  vor  das  weltliche  Gericht  gehen 3). 
War  der  Beklagte  ein  Laie,  so  musste,  ehe  die  kirch- 
liche Erlaubniss  gegeben  wurde,  erst  erforscht  werden, 
ob  der  Laie  die  Sache  nicht  lieber  der  Entscheidung 
eines  geistlichen  Eichters  unterstellt  wissen  wollte  4) ;  war 


J)  Coric.  Venet.  a.  465  c.  9  (Mansi  VII  954) ;  Coric.  Aurel.  IV. 
a.  541  c.  12  (Mansi  IX  115);  Stat.  Rhisp.  a.  799  c.  3  (M.  G. 
Cap.  I  226). 

2)  Vgl.  die  übrigen  in  folgenden  Noten  bis  S.  172  N.  8 
citirten  Quellenstellen. 

3)  So  sagt  schon  ganz  allgemein  Conc.  Agath.  a.  506  c.  32 
(Mansi  VIII  330):  Clericus  ne  quemquam  praesumat  apud  sae- 
cularem  iudicem,  episcopo  non  permittente,  p  u  1- 
sare.  —  Vgl.  damit  Conc.  Andeg.  a.  453  c.  1  (Mansi  VII  900); 
Conc.  Epaon.  a.  517  c.  11  (Mansi  VIII  560);  Conc.  Aurel.  III. 
a.  538  c.  32  (Mansi  IX  19);  Conc.  Rem.  a.  630  c.  18  (Mansi  X  597). 

4)  Turon.  prov.  synod.  a.  453  (Mansi  VII  906):  Sane  si 
clericus  laicum  pulset,  prius  se  audiri  ab  episcopo  pos- 
cat:  tum  si  petitioni  suae  laicum  viderit  obviare,  ex  per- 
missu   episcopi   sui   in   saeculi   moderatoris  discep- 
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auch  der  Beklagte  ein  Cleriker,  so  musste  der  kirchlich- 
obrigkeitlichen Erlaubniss  jedesmal  ein  thatsächlicher 
Ausgleichsversuch  im  geistlichen  Gericht  vorausgehen J), 
insbesondere,  wenn  es  sich  um  Possessionssachen  der 
Kirchen  und  höheren  Cleriker 2),  namentlich  der  Bischöfe 


t  a  t  i  o  n  e  confligat.  —  So  ist  unseres  Erachtens  auch  zu  versteheu 
Conc.  Aurel.  IV.  a.  541  c.  20  (Mansi  IX  116):  Sed  quaecumque 
causatio  quoties  int  er  clericum  (als  Kläger)  et  saecularem 
(als  Beklagten)  vertitur,  absque  presbytero  aut  archi- 
diacono,  vel  si  quis  esse  praepositus  ecclesiae  dignoscitur,  iudex 
publicus  audire  negotium  non  praesumat.  Sane  si 
causam  habentibus  placuerit  ire  ad  iudicium  fori  ex  voluntate 
c o m m u n i ,  permittente  praeposito  ecclesiae,  clerico  licentia 
tribuatur.  —  Gemeint  sind  sowohl  hier,  als  in  Conc.  Agath. 
c.  32  (vorige  Note)  Civilsachen  schlechthin.  Vgl.  mit  beiden  Nov. 
Valent.  III.  tit.  84  §  2  und  Lex  Rom.  Visig.  Nov.  Valent.  III. 
tit.  12  §  2.  Siehe  auch  oben  S.  107  N.  1,  S.  1 13  N.  1  und  unten  §  18. 

')  Conc.  Venet.  a.  465  c.  9  (Mansi  VII  954):  Clericis,  nisi 
ex  permissu  episcoporum  suorum,  saecularia  iudicia 
adire  non  liceat.  Sed  si  quis  fortasse  episcopi  sui  iudicium 
coeperit  habere  suspectum,  aut  ipsi  de  proprietate  aliqua 
adversus  ipsum  episcopum  fuerit  nata  contentio,  aliorum  episco- 
porum audientiam,  non  saecularium  potestatum,  debebit  ambire.  — 
Vgl.  Conc.  Arelat.  IL  a.  452  c.  81  (Mansi  VIT  882);  Conc.  Elus. 
a.  551  c.  4  (Hefele  III  9);  Conc.  Matisc.  I.  a.  581  c.  8  (Mansi 
IX  933).  —  Diese  Vorschrift  beruht  auf  Conc.  Chalced.  a.  451  c.  9 
(Mansi  VII  362),  welcher  Canon  noch  in  Conc.  Aquisgr.  a.  817 
De  inst.  can.  c.  86  (Mansi  XIV  202)  reproducirt  wird. 

2)  Stat.  Rhispac.  a.  799  c.  3  (M.  G.  Cap.  I  226):  ut  nullus 
inter  ecclesiasticos  ordines  pro  qualibet  causa  absque  iuditio 
episcopi  sui  vel  etiam  metropolitani  consensu  ad 
iuditia  secularia  minime  audeat  accedere.  Sed  si  qualibet 
causa  intra  sanctas  eclesias  contigisset  adquirere,  cum 
omni  caritate  et  concordia  in  invicem  conservata  requiratur.  Si 
episcopus  vel  abbas  vel  etiam  presbiter  inter  se 
aliquam  habuissent  secularis  rei  altercationem,  cum 
moderamine  caritatis  et  insolubili  vinculo  pacis  cum  consilio 
episcopi  sui  in  invicem  sibi  ea  quae  in,  causa  essent  absque 
iniuria  vel  damnatis  iuramentis  fideliter  et  devote,  iustitia  inter 
eos   peracta,   cum   timore   Domini   essent  consentientes.     Si  vero 
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gegen  Bischöfe  l)  handelte.  Auch  von  den  Laien,  wenn 
sie  in  Gutssachen  gegen  Kirchen  oder  Cleriker  als  Kläger 
auftraten,  wünschte  die  Kirche,  dass  sie  erst  im  geist- 
lichen Gerichte  einen  friedlichen  Ausgleich  versuchten 2). 
Mit  Strafen  wurde  jedoch  gegen  Laien  nur  dann  vor- 
gegangen, wenn  dieselben  eine  Kirche  oder  einen  Cle- 
riker im  weltlichen  Gericht  calumnios  processirten 3). 
Mit  canonischer  Erlaubniss  konnte  auf  solche  Weise  jede 
Possesionssache  der  Cleriker,  ohne  dass  die  Kirche  etwas 
dagegen  hatte,  vor  die  gewöhnlichen  weltlichen  Kichter 
kommen.  Aber  auch  in  diesem  Falle  sollten  die  Cleriker 
wenigstens  nach  der  späteren  kirchlichen  Gesetzgebung, 
ähnlich  wie  die  Mönche,  denen  das  Erscheinen  im  welt- 
lichen Gericht  (Criminalsachen  natürlich  ausgenommen) 
schliesslich  ganz  verboten  wurde  4),  in  eigener  Sache  nicht 


cum  consilio  episcopi  iustitia  inter  eos  minime  potuisset  peragi, 
tunc  ad  metropolitanum  episcopum  causa  deferatur,  et  cum 
ipsius  consilio  vel  voluntate  necnon  et  iussu  omnia  perfi- 
cerentur. 

J)  Conc.  Aurel.  IV.  a.  541  c.  12  (Mansi  IX  115):  Si  inter 
episcopos  de  rebus  terrenis  aut  possessionibus  sub 
repetitionis  aut  retentationis  titulo  nascatur  contentio,  intra  anni 
spatium  —  aut  inter  se  aut  in  praesentia  electorum  iu- 
dicum  negotium  sanare  festinent.  —  Vgl.  Conc.  Paris.  V.  a.  614 
c.  11  (Mansi  X  542). 

2)  Conc.  Aurel.  V.  a.  549  c.  17  (Mansi  IX  138):  Placuit  etiam, 
ut  si  quaecumque  persona  contra  episcopum  vel  actores 
ecclesiae  se  proprium  crediderit  habere  negotium,  prius  ad 
eum  recurrat  caritatis  studio,  ut  familiari  aditione  com- 
monitus  sanare  ea  debeat,  quae  in  querimoniam  deducuntur. 

3)  Conc.  Wormat.  a.  868  c.  24  (Mansi  XV  87  3):  Si  quis  vero 
saecularium  per  calumniam  ecclesiam  vel  clericum  fatigare 
tentaverit  et  victus  fuerit,  ab  ecclesiae  liminibus  —  ar- 
ceatur.  —  Vgl.  ibid.  c.  61  und  Conc.  Agath.  a.  506  c.  82  (Mansi 
VII  830). 

4)  Stat.  Rhisp.  a.  799  c.  25  (M.  G.  Cap.  I  226):  Ut  qui 
monachico  voto  est  constitutus  nullo  modo  —  ad  iuditia 
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persönlich  vor  dem  weltlichen  Gericht  verhandeln  und 
disputiren x),  namentlich  wenn  es  Cleriker  der  höheren 
Grade2)  waren,  sondern  nur  vertreten  durch  einen 
advocatus3).  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  als  End- 
resultat: die  Kirche  negirte  keineswegs  die  Competenz 
des  weltlichen  Gerichts  in  Possessionssachen  der  Cleriker. 
Sie  anerkannte  vielmehr,  wenn  auch  nicht  ausdrücklich, 
so  doch  stillschweigend  den  Standpunkt  des  weltlichen 
Kechts.  Sie  begnügte  sich  im  Wesentlichen  mit  zwei 
Modificationen:  erstens  Vogtzwang  für  die 
geistliche   Processpartei,   zweitens   geistliches 


secularia  accedere  praesummat.  —  Vgl.  Conc.  Rem. 
a.  813  c.  29  (Mansi  XIV  80);  Conc.  Mogunt.  a.  813  c.  12  (Mansi 
XIV  68). 

')  Conc.  Mogunt.  a.  813  c.  14  (Mansi  XIV  68):  Minis  tri 
autem  altaris  domini  —  omnino  abstineant  —  in  pla- 
citis  saecularibus  disputare,  excepta  defensione  orpha- 
norum  aut  viduarum.  —  Vgl.  Conc.  Vern.  a.  755  c.  16  (M.  G. 
Cap.  I  36). 

2)  Conc.  Cabilon.  II.  a.  813  c.  11  (Mansi  XIV  96):  Ut  epis- 
copus  ad  forum,  neque  ubi  publice  negotia  iudiciaria  exer- 
centur,  non  pergat  suae  causae  suff  ragaturu  s;  nisi 
forte  ut  aut  pauperibus  oppressis  succurrat,  aut  viduis  et  orphanis 
tuitionem  conferat,  aut  de  verbo  Dei  iudices  admoneat,  ut  iuxta 
Domini  praeceptum  iusta  iudicent  iudicia.  Hoc  et  de  abba- 
tibus  et  de  presbyteris  et  diaconibus  et  maxime  mo- 
n  a  c  h  i  s  observandum  est. 

8)  Conc.  Cabilon.  (vorige  Note)  fährt  fort:  Si  vero  eorum 
qui  in  clero  sunt  propria  causa  agenda  est,  cum  licentia 
episcopi  et  advocato  pergat,  et  suae  causae  cum  iustitia  suffra- 
getur.  —  Conc.  Mogunt.  a.  813  c.  12  (Mansi  XIV  68):  ut  monachi 
ad  saecularia  placita  nullatenus  veniant,  neque  ipse  a  b  b  a  s  sine 
consilio  episcopi  sui:  et  cum  necessitas  exigit,  tunc  per  iussionem 
et  consilium  episcopi  illuc  vadat,  nequaquam  tarnen  contentiones 
aut  lites  aliquas  ibi  movere  praesumat:  sed  quidquid  quae- 
rendum  vel  etiam  respondendum  sit,  per  advocatos  suos 
hoc  faciat.  —  Vgl.  schon  Conc.  Latun.  a.  670—67  8  c.  3  (Maassen 
Zwei  Synoden  unter  König  Childerich  II.  Graz  1867  S.  21). 
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Güfcever fahren,    wenn    beide   Processparteien 
Geistliche. 

Unwillkürlich  erhebt  sich  die  weitere  Frage,  wie 
sich  der  Staat  zu  diesem  doppelten  Postulate  der  Kirche 
verhielt.  An  der  Hand  der  Capitularien  lässt  sich  hierauf 
folgende  Antwort  geben.  Wie  einerseits  die  Kirche  bereit 
war,  die  Competenz  der  staatlichen  Gerichte  im  Princip 
vollauf  anzuerkennen,  so  nahm  wenigstens  der  karo- 
lingische  Staat  gegenüber  den  kirchlichen 
Sonderwünschen  eine  durchaus  wohlwollende  Hal- 
tung ein.  Zunächst  wurde  auch  weltlicherseits  sowohl 
auf  kirchlich- weltlichen  Synoden *),  als  in  selbständigen 
Erlässen2)  den  Mönchen  das  Besuchen  der  weltlichen 
Gerichte  gänzlich  untersagt.  Weiter  wurde  nicht  nur 
diesen,  sondern  auch  (von  den  kirchlichen  Ausnahmen 3) 
abgesehen)  den  Clerikern  verboten,  sich  persönlich  in 
weltliche  Händel  einzulassen4).  Das  hatte  dann  freilich 
zur  Folge,  dass  den  Bischöfen  und  Aebten  nunmehr 
gesetzlich  vorgeschrieben  werden  musste,  überall  Vögte 
zu  halten5),  damit  diese  sowohl  in  Kechtssachen  ihrer 
Herren    und    deren    Kirchen6),    als    auch   gemäss    dem 

*)  Admon.  gen.  a.  789  c.  7  8  (M.  G.  Cap.  I  60);  Synod. 
Franconof.  a.  794  c.   11  (M.  G.  Cap.  I  74). 

2)  Caroli  Epist.  de  litt,  colend.  in  fine  a.  780-800  (M.  G. 
Cap.  I  79). 

3)  Vgl.  oben  S.  172  N.  1,  2. 

4)  Admon.  gen.  a.  789  c.  23  (M.  G.  Cap.  I  55);  Duppl.  legat. 
edict.  a.  789  c.  SO  (M.  G.  Cap.  I  64);  Capit.  miss.  spec.  a.  802  (?) 
c.  9  (M.  G.  Cap.  I  102). 

*)  Mein,  ülonn.  comit.  dat.  a.  822-828  c.  7  (M.  G.  Cap.  I 
819):  Volumus  ut  episcopi,  abbates  et  abbatissae  eorum 
advocatos  habeant  et  pleniter  iusticias  faciant  ante 
comitem  suum. 

6)  Pipp.  Ital.  reg.  Capit.  a.  782—786  c.  6  (M.  G.  Cap.  I  192): 
ubicumque     pontifex     substantiam    habuerit,     advocatum 
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Mantuaner  Capitular  von  787 x)  in  Rechtssachen  der 
ihnen  untergebenen  Cleriker 2)  vor  dem  Grafen  Rede  und 
Antwort  geben  konnten 3).  Ebenso  wurde  staatlicherseits 
das  von  der  Kirche  in  Gutsstreitigkeiten  zwischen  Cle- 
rikern  und  Clerikern  postulirte  geistliche  Güteverfahren 
bestätigt  und  garantirt.  Für  Italien  liegt  eine  solche 
gesetzliche  Bestimmung  im  bereits  besprochenen  Capi- 
tular zu  Mantua  vor4).  Ganz  dasselbe  geschah  im  eigent- 
lichen Frankenreich  durch  ein  Capitular  Ludwig  des 
Frommen5),   und  schon  früher  durch  Karl  den  Grossen 

abeat  in  ipsu  comitatu,  qui  absque  tarditate  iustitias  faciat 
et  suscipiat;  et  talis  sit  ipse  advocatus,  liber  homo  et  bone 
opinionis,  laicus  aut  clericus,  qui  sacramento  pro  causa  eccle- 
siae,  quae  peregerit,  deducere  possit  iuxta  qualitatem 
substantiae,  sicut  lex  ipsorum  est. 

*)  Vgl.  oben  S.  141  N.  2. 

2)  Pipp.  Capit.  a.  790  c.  8  (M.  G.  Cap.  I  201):  De  advocatis 
sacerdotum:  volumus  ut  pro  ecclesiastico  honore  et  pro  illorum 
reverentia  advocatos  habeant.  —  Vgl.  Lib.  Pap.  Loth. 
101  (96). 

s)  Schon  nach  Hincmar  v.  Reims  entsprach  diese  Pflicht 
der  Bischöfe  einer  bestehenden  Uebung:  de  rebus  et  man- 
cipii s  et  mancipiorum  commissis  episcopi  ex  ecclesiis  nobis 
commissis  vel  de  proprietatibus  clericorum  advo- 
catos dare  (seil,  publicis  iudieiis)  seeundum  consue- 
t  u  d  i  n  e  m  non  abnuimus  (Hincm.  Rem.  ad  Carol.  Calv. ;  Mansi 
XVI  775,  Migne  125  p.  1061).  —  Vgl.  auch  Capit.  leg.  add.  a.  818 
(819)  c.  10  (unten  N.  5). 

4)  Vgl.  oben  S.  141  N.  2. 

5)  Capit.  leg.  add.  a.  818  (819)  c.  10  (M.  G.  Cap.  I  288):  Et 
in  saeculari  quidem  causa  huiuscemodi  testium  diversitas  campo 
conprobetur;  in  ecclesiasticis  autem  causis,  ubi  de  una  parte 
saeculare,  de  altera  vero  ecclesiasticum  negotium  est,  idem  modus 
observetur.  Ubi  vero  ex  utraque  parte  ecclesiasticum 
fuerit,  rectores  earundem  ecclesiarum ,  si  se  familiariter 
paeificare  velint,  licentiam  habeant;  si  autem  de  huiuscemodi 
paeificatione  inter  eos  convenire  non  possit,  advocati  eorum 
in  mallo  publico  ad  praesentiam  c o m i t i s  veniant,  et  ibi 
legitimus  terminus  eorum  contentionibus  inponatur.    -  Es 
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in  seiner  Admonitio  generalis J)  und  dann  wieder  auf 
der  grosssen  Synode  von  Frankfurt2).  Beim  Streite  der 
Laien  gegen  Cleriker  war  ein  derartiges  Güteverfahren 
selbst  von  der  Kirche  nicht  geboten  worden,  daher  that 
es  auch  der  Staat  nicht3),  sondern  begnügte  sich,  um 
der  Kirche  die  Ueberwachung  der  bezüglichen  Processe 
zu  erleichtern,  vorzuschreiben,  es  habe  in  derlei  Fällen, 
wie  gewiss  auch,  falls  die  Sache  nicht  aussergerichtlich 
ausgetragen  wurde,  beim  Streite  der  Cleriker  unterein- 
ander der  Bischof  am  Grafenplacitum  theilzunehmen 4), 
welcher  Aufforderung  die  Bischöfe,  wie  viele  Placita  uns 
belehrten,  in  der  That  sehr  häufig  nachgekommen  sind 5). 
Es  ergibt  sich  somit,  dass  der  fränkische  Staat  in 
karolingischer  Zeit  die  von  der  Kirche  hinsichtlich 
des    Gerichtsstandes    der   Cleriker   in   Possessionssachen 


handelt  sich,   wie  der  weitere  Inhalt  des  Capitulars  bezeugt,  um 
Gutsstreitigkeiten. 

1)  Admon.  gen.  a.  789  c.  28  (M.  G.  Cap.  I  56):  si  clerici 
i n t e r  s e  negotium  aliquod  habuerint,  a  suo  episcopo  diiu- 
dicentur,  non  a  secularibus.  Ebenso  Capit.  miss.  spec.  a.  802  (?) 
c.  13  (M.  G.  Cap.  I  102).  —  Dass  es  sich  in  der  Admonitio  nur 
um  das  bischöfliche  Güteverfahren  handelt,  beweist  die  ausdrück- 
liche Bezugnahme  auf  Conc.  Chalced.  c.  9.  Vgl.  oben  S.  170  N.  1 
und  unten  §  18.  —  Siehe  dagegen  Waitz  V.  G.  IV  445. 

2)  Synod.  Franconof.  a.  794  c.  SO  (M.  G.  Cap.  I  77):  De 
clericis  ad  invicem  altercantibus  aut  contra  episcopum 
suum  agentibus,  sicut  canones  docent,  ita  omnimodis 
peragant.    Vgl.  damit  Conc.  Venet.  a.  465  c.  9  (oben  S.  170  N.  1). 

»)  Vgl.  Capit.  Mantuan.  a.  7  87  c.  1  (oben  S.  141  N.  2)  und 
Capit.  legg.  add.  a.  818  (819)  c.  10  (oben  S.  174  N.  5). 

4)  Synod.  Franconof.  c.  30  (oben  N.  2)  fährt  fort:  Et  si 
forte  inter  clericum  et  laicum  fuerit  orta  altercatio,  e p i s- 
copus  et  comes  simul  conveniant  et  unanimiter  inter 
eos  causam  diffiniant  secundum  rectitudinem.  —  Rücksichtlich 
der  Textirung  dieser  Stelle  vgl.  oben  S.  163  N.  1  Besly  (Poictou) 
149  (a.  781). 

6)  Vgl.  So  hm  Gerichtsb.  219;  anders  Waitz  V.  G.  IV  445. 
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gewünschten  Modificationen,  von  denen  die  eine  — 
Vogtzwang  für  die  geistliche  Processpartei  —  überhaupt 
erst  in  karolingischer  Zeit  gefordert  wurde,  die  andere  — 
Güteverfahren  beim  Streite  der  Cleriker  untereinander 
—  allerdings  einen  von  der  fränkischen  Kirche  seit  jeher 
ausgesprochenen  Wunsch  darstellte,  in  seine  Gesetz- 
gebung aufgenommen1)  hat. 

Eine  weitere  Frage  wäre  die,  in  wieweit  die  kireh- 
licherseits  aufgestellten  und  staatlicherseits  bewilligten 
Postulate  im  Eechtsleben  auch  ihre  Verwirklichung 
gefunden  haben?  Die  uns  überlieferten  Zeugnisse  der 
Praxis  gestatten  uns  kaum,  darüber  etwas  Bestimmtes 
zu  sagen.  Was  die  Vertretung  der  Geistlichen  durch 
den  Vogt  betrifft,  so  fehlt  es  allerdings  nicht  an  Zeug- 
nissen, die  darthun,  dass  man  sich  an  die  neue  Vor- 
schrift gehalten  hat.  Diesen  stehen  aber  zahlreiche  andere 
gegenüber,  wonach  die  Geistlichen  nach  wie  vor  selb- 
ständig auftraten  2),  so  dass  man  zur  Annahme  gedrängt 
wird,  der  neue  Eechtszustand  habe  den  alten  lange  Zeit 
nicht  vollständig  zu  überwinden  vermocht.  Was  aber 
das  geistliche  Güteverfahren  betrifft,  so  müssen  wir 
uns  bei  dem  fast  vollständigen  Mangel  einschlägiger 
Urkunden3)  jedes  Urtheils  über  dessen  stricte  Beobach- 
tung in  der  Praxis  enthalten. 


*)  Für  die  merovingische  Zeit  fehlt  hinsichtlich  des  geist- 
lichen Güteverfahrens  jedwede  Aeusserung  der  weltlichen  Gesetz- 
gebung. Ueber  die  Bedeutung  von  Edict.  Chloth.  a.  614  c.  4  für 
Civilsachen  der  Cleriker  wird  unten  §  18  zu  handeln  sein. 

2)  Vgl.  auch  Heusler  Instit.  I  116. 

8)  Ein  Beispiel  siehe  jedoch  oben  S.  166  N.  2. 


—     177     — 

B.  Rechtssachen  de  libertate  (de  statu). 

§  16. 

Ausser  dem  Streit  um  „res  vel  mancipia"  (de  pos- 
sessionibus)  wird  in  den  Capitularien  auch  der  Streit 
„de  libertate8  ausschliesslich  dem  Grafengericht  als 
dem  ordentlichen  Gerichte  zugesprochen  x).  Gemeint  ist 
darunter  offenbar  nur  die  Präjudicial frage,  ob  eine 
Person  frei  oder  unfrei  sei.  Es  konnte  verschie- 
dene Anlässe  geben,  wobei  die  Freiheitsfrage  als  Vor- 
frage in  Betracht  kam.  Es  braucht  beispielsweise  nur 
erinnert  zu  werden  an  die  im  öffentlichen  Kechte  be- 
gründete Wer-,  Ding-  und  Naturalleistungspflicht  jedes 
freien  Unterthanen.  Urkundlich  überliefert  sind  uns  aus 
leicht  begreiflichen  Gründen  nur  die  Fälle,  die  ein  emi- 
nent privatrechtliches  und  zugleich  ein  wirtschaftliches 
Interesse  hatten,  nämlich  der  Fall,  wo  Jemand  von  einem 
Andern  als  Knecht  in  Anspruch  genommen  wurde  und 
der  umgekehrte  Fall,  wo  Einer  vom  angeblichen  Herren 
seine  Freiheit  zu  erkämpfen  bestrebt  war. 

Wenn  wir  die  bezüglichen  Placita  ins  Auge  fassen, 
so  zeigt  sich,  dass  der  Gerichtsstand  in  Processen 
um  Freiheit  kein  anderer  war,  wenn  Cleriker  oder 
Kirchen  (Klöster)  daran  betheiligt  waren,  als  wenn  der 
Streit  nur  zwischen  Laien  geführt  wurde.  War  in  einem 
solchen  Processe  der  Cleriker  oder  die  Kirche  (Kloster) 
Kläger,  der  als  Unfreier  in  Anspruch  Genommene  da- 
gegen ein  Laie,  so  finden  wir  als  das  zur  Entscheidung 


l)  Vgl.  oben  S.  144  N.  1,  insbesondere  aber  ebendort  Capit. 
de  iust.  fac.  a.  811—818  c.  4.  —  Sohm  Gr.  V.  420  hat  diese 
Unterscheidung  nicht  genügend  beachtet. 

Nissl,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Clerus  1^ 
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der  Sache  berufene  Gericht  bald  das  Königsgericht, 
sei  es  dass  der  König  selbst1),  der  Pfalzgraf2),  oder 
ein  königlicher  Frohnbote  präsidirt3),  bald  das  Volks- 
gericht unter  Vorsitz  des  Grafen4),  des  Gastalden5), 
des  Vicegrafen 6).  Die  Competenz  des  weltlichen  Gerichts 
müsste  in  solchen  Fällen  auch  dann  angenommen  werden, 
wenn  sie  uns  nicht  ausdrücklich  durch  die  angeführten 
Placita  bezeugt  wäre,  da  doch  ganz  das  Gleiche  galt, 
falls  gegenüber  einer  geistlichen  Person  als  dem  be- 
klagten Herren  von  Laien  als  Klägern  Freiheit  in  An- 
spruch genommen  wurde 7).  Kommt  es  auch  hier  vor, 
dass  in  dergleichen  Processen  scheinbar  ein  geistliches 
oder  ein  gemischtes  Gericht  entscheidet,  so  löst  sich  die 
Schwierigkeit  wie  in  Eechtssachen  de  possessionibus 8). 
Der  scheinbar  geistliche  Eichter  ist  entweder  königlicher 
Frohnbote9),  oder  er  hat  neben  dem  weltlichen  Eichter 


i)  Tardif  131  (a.  868). 

2)  Tardif  130  (a.  868);  Chart.  I  62  (a.  880). 

3)  Mon.  Boica  XXVIII B  9  (a.  800-804);  Muratori  II  935 
(a.  906).  —  Vgl.  Form.  Senon.  rec.  4  (M.  G.  Form.  213  =  Roz.  458). 

4)  Meichelbeck  Nr.  368  (a.  819).  —  Vgl.  Form.  Senon.  rec. 
1,  2,  5  (M.  G.  Form.  211— 213  =  Roz.  498,  479,  480);  Form.  Sal. 
Lind.  21   (M.  G.  Form.  282  =  Roz.  483). 

5)  Chart.  III  180  (a.  822). 

6)  Vgl.   Form.   Sal.  Bign.  7    (M.  G.   Form.  230  =  Roz.  460). 
T)  Tardif  113    (a.  861):   Unfreie   (Laien)   reclamiren  Freiheit 

im  Königsgericht  gegen  Kloster.  —  Chart.  III  699  (a.  905): 
Laien  reclamiren  Freiheit  gegen  Kloster  im  Missalgericht. 
Vgl.  über  diesen  Monstreprocess  Schupf  er  La  societä  Milanese 
1869  p.  5. 

8)  Vgl.  oben  S.   162,  164. 

9)  So  in  Polyptyque  de  Pabbe  Irminon  II  289  (a.  848): 
Streit  um  Freiheit  »in  placito  publico«  zwischen  der  Kirche  von 
Reims  und  Laien.  Den  Vorsitz  führen  zwei  missi  des  Erzbischofs 
Hincmar  v.  Reims  (ein  Presbyter  und  ein  bischöflicher  Vasall). 
Die  Entscheidung  erfolgt  »per  iudicium  scabinorum«,  —  Hincmar 
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nur  einen  Ehren  vor  sitz x),  oder  endlich  er  fungirt  als 
weltlicher  Richter  statt  des  Grafen2).  Die  Competenz 
des  Grafengerichts  lässt  sich  sogar  für  den  Fall  nach- 
weisen, als  es  sich  um  Freiheit  oder  Unfreiheit  eines 
Geistlichen  handelt.  Zwar  sind  die  Beispiele  hiefür 
«äusserst  selten,  aber  gerade  darum  um  so  werthvoller. 
So  wird  in  einem  italischen  Placitum  von  einer  Kirche 
neben  Laien  auch  ein  Cleriker  als  Unfreier  vindicirt, 
in  einem  deutschen  von  einem  bischöflichen  Vogt  für 
ein  bischöfliches  Kloster  sogar  ein  Priester.  Der  erste 
Process  spielt  sich  scheinbar  im  bischöflichen,  in  Wahr- 
heit im  vicegräflichen  Gerichte  ab 3),  der  zweite  zweifellos 
im  Grafengericht4),  beide  unter  Mitvorsitz  des  betreffenden 
Ortsbischofs,  der  zugleich  der  eigentliche  Kläger  ist. 

Damit   stimmt  vollkommen  überein,    wenn  das  an- 
geführte  Capitular   Ludwig's  des  Frommen  vom 


schritt  hier  gewiss  nur  als  Königsbote  ein,  ähnlich  wie  er  bei 
Flodoard  III  28  in  Testamentssachen  vorgieng,  »quia  missus  impe- 
ratoris  erat*,  »ex  banno  imperatoris',  was  So  hm  Gerichtsb.  199 
übersieht.  —  Wie  obiges  Placitum  dürfte  auch  zu  erklären  sein 
Chart.  III  528  (a.  882). 

»)  Chart.  I  84  (a.  827).  —  Vgl.  Form.  Senon.  rec.  8  (M.  G. 
Form.  212  =  Roz.  472). 

2)  Vgl.  Form.  Andecav.  10  a  (M.  G.  Form.  8  =  Roz.  482). 
Siehe  oben  S.  164  N.  8. 

3)  Muratori  V  811  (a.  796)  =  Ficker  IV  4 :  Im  Gericht  zu 
Pisa  unter  Vorsitz  dreier  ,  locopositi «  (=  lociservatores),  und  zwar 
zweier  Mitglieder  der  bischöflichen  Kirche  (P.  diaconus  und  F. 
clericus)  und  eines  Pisaner  Schöffen  (D.  scabino  de  Pisa),  sowie 
des  Bischofs  von  Pisa  als  Mitvorsitzenden  nimmt  der  Vicedominus 
der  Bischofskirche  von  Pisa  drei  Brüder,  worunter  einer  Cleriker 
ist,  als  Unfreie  in  Anspruch.  —  Vgl.  oben  S.  165  N.  1. 

4)  Meichelbeck  No.  487  (a.  825):  »in  publico  placito«  zu 
Lampach  unter  Vorsitz  des  Grafen  Haimo  und  des  Bischofs  Hitto 
requirirt  der  bischöfliche  Vogt  einen  Presbyter  ,ad  proprio  servo 
et  ad  servitium  S.  Zenonis  conf.  Christ,  ad  monasterio  Jsana«. 
Das  Urtheil  sprechen  ,  populi  et  scabini  constituti«. 

12* 
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Jahre  818,  nach  welchem  sowohl  Rechtssachen  zwischen 
Clerikern   und   Laien,    als  auch,    falls  ein  aussergericht- 
licher  Ausgleich  nicht  sollte  zu  Stande  kommen,  Rechts- 
sachen  der  Cleriker   untereinander  vor   den  Grafen   zur 
Entscheidung  gebracht  werden  müssen  x),  nicht  nur  Strei- 
tigkeiten  de   possessione   im  Auge  hat,    sondern  ebenso 
alle    Streitigkeiten,     in    denen    der    „statu s" 
eines    Menschen    in    Frage    kommt2).      Zu    den 
Rechtssachen  de  statu  einer  Person  gehört  ja  die  Frage 
um    Freiheit    zweifelsohne   in   erster   Linie.     Freilich 
auch   nicht  sie  allein.     Erstens  nämlich  ist  die  Freiheit 
nur  eine  der  Grundlagen  der  vollen  Rechtsfähigkeit. 
Der   Freiheit   gleichwerthig   sind  in   dieser  Hinsicht  die 
Volksgenossenschaft,  die  Friedensgemeinschaft,  die  Ehre, 
die  Standesgleichheit3).     Gewiss   war   daher,    wo  immer 
Volksgenossenschaft,    Friedensgemeinschaft,    Ehre    oder 
Standesgleichheit  in  einem  Rechtsstreite  zwischen  Laien 
präjudiciell   in   Frage    zu   ziehen   waren,    nur   der   Graf, 
nicht   der  Schultheiss   zu   richten  competent,   gerade  so, 
als  wenn  es  sich  um  Freiheit  eines  Menschen  handelte. 
Aber    ebenso    gewiss    galten   hinsichtlich    des    Gerichts- 
standes der  Cleriker  keine  anderen  Grundsätze  im  einen 
wie  im  anderen  Falle.     Anderseits  umfassen  die  Sachen 
de   statu   zweifellos   auch   alle   Fragen   des   Familien- 
standes (Familie,  Ehe,  Vormundschaft).   Darauf  weisen 
die  Capitularien  selbst  hin,  wenn  sie  anderswo  den  Aus- 
druck „  de  statu  hominis Ä  erläutern  mit  „  de  statu  suo  id 


»)  Vgl.  oben  S.  174  N.  5. 

2)  Aus  dem  Schlusssatze  des  genannten  Capitulars  ergibt 
sich  klar,  dass  es  bei  seinen  Bestimmungen  Fragen  im  Auge  hat 
»vel  de  statu  hominis  vel  de  possessione  cniuslibet«. 

3)  Vgl.  Brunn  er  in  HoltzendorfTs  Encyclop.  24  c. 
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est  de  libertate  vel  de  hereditate"  *),  oder  noch  genauer 
„de  statu  suo  id  est  de  libertate  sua  vel  de  hereditate 
quam  ei  pater  suus  moriens  dereliquit "  2).  An  sich  ist 
der  Streit  um  die  väterliche  Erbschaft  ein  Gutsstreit. 
Wenn  er  hier  von  den  Capitularien  den  Sachen  de  statu 
beigezählt  wird,  so  kann  das  nur  darum  geschehen,  weil 
dabei  der  „status  hominis"  in  eminent präjudicieller  Weise 
in  Betracht  kommt.  Nur  dann  kann  die  Erbschaft  als 
Erwerbsgrund  eines  der  Geweretitel  wirksam  geltend 
gemacht  werden,  wenn  bewiesen  wird,  dass  die  hereditas 
eine  „legitima  hereditas"  ist,  das  heisst,  dass  der  an- 
gebliche Erbe  kraft  seiner  Abstammung  gesetzlich  zum 
Nachlasse  berufen  ist3).  Die  Fragen  de  hereditate  ge- 
hören darum  zu  den  Fragen  de  statu,  weil  das  germa- 
nische Erbrecht  nichts  Anderes  ist  als  ein  auf  den  Tod- 
fall angewandtes  Familien  recht4). 

Wir  werden  also  sagen  müssen :  Nicht  nur  in  Fragen 
um  Freiheit,  sondern  in  allen  Fragen  des  Per- 
sonen-    und    Familienrechts,     das    heisst    in 


*)  Capit.  leg.  add.  a.  816  c.  4  (M.  G.  Cap.  I  268);  Capit.  leg. 
add.  a.  816  c.  3  (M.  G.  Cap.  I  269);  Capit.  leg.  add.  a.  818  (819) 
c.  12  (M.  G.  Cap.  I  281). 

2)  Capit.  leg.  add.  a.  816  c.  2  (M.  G.  Cap.  I  268). 

3)  Vgl.  Caroli  IL  capit.  Carisiac.  a.  87  3  c.  8  (M.  G.  Leg.  I  520) : 
Ostenditur  enim  in  eis  capitulis  (Capit.  pro  leg.  ten.  a.  829  c.  4, 
M.  G.  Leg.  I  853)  — ,  quae  si t  unicuique  legitima  here- 
ditas, cum  dicitur  inter  alia :  >  Similiter  de  Omnibus  iustitiis  ad 
eum  pertinentibus  rationem  reddere  compellatur,  excepta  sua 
legitima  hereditate,  quae  ei  per  successionem  parentum 
s  u  o  r  u  m  legitime  evenire  debuit  *.  Et  de  hac  legitima  hereditate 
non  est  auctoritas  requirenda.  Sed  si  interpellatio  inde  fuerit, 
legitima  hereditas  approbanda. 

4)  Vgl.  Brunner  in  Holtzendorffs  Encyclop.  261:  »Das 
Erbrecht  ist  ein  Familienrecht  und  besteht  in  der  Be- 
fugniss   den   Nachlass   eines  Verstorbenen  in  Besitz  zu  nehmen*. 
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allen  Status  fragen,  haben  die  Cleriker,  wie  in 
Kechtssachen  de  possessionibus,  den  ordentlichen 
Gerichtsstand  vor  dem  Grafen-,  den  ausser- 
ordentlichen vor  dem  Königsgericht. 


C.  Rechtssachen  de  persona. 

1.  Begriffsbestimmung. 

§  17. 
Schon  auf  Grund  der  bisherigen  Ergebnisse  lässt 
sich  der  Begriff  der  „ causa  de  persona"  negativ  dahin 
präcisiren,  dass  diese  weder  Blut-,  noch  Gut-  (Gewere-), 
noch  Statussache  sein  kann.  Das  ist  immerhin  zugleich 
ein  Anhaltspunkt  auch  für  die  positive  Begriffs- 
bestimmung, freilich  nicht  mehr.  Für  diese  ist  daher 
eine  weitere  Untersuchung  unbedingt  geboten.  Aus  dem 
Ausdruck  „de  persona"  selbst  lässt  sich  in  dieser  Hin- 
sicht leider  nichts  ableiten.  Die  einzige  Stelle,  wo  der- 
selbe vorkommt,  ist  das  angeführte  Mantuaner  Ca- 
pitular  vom  Jahre  787  *).  Hier  wird  er  zwar  in  Gegen- 
überstellung zu  „de  possessione "  augenscheinlich  als 
technischer  Ausdruck  gebraucht,  aber  es  wird  ge- 
rade da  keine  Definition  gegeben  von  dem,  was  wir 
unter  de  persona  zu  verstehen  haben.  Vielmehr  wird 
der  Begriff  als  bekannt  vorausgesetzt.  Glücklicher  Weise 
fehlt  es  in  gleichzeitigen  Scriptores,  Leges  und 
Capitularien  nicht  an  anderweitigen  Interpretation s- 
mitteln.  Es  sind  das  die  in  diesen  Quellen  vorkommen- 
den  analogen  Eintheilungen  der  fränkischen 


')  Oben  S.  141  N.  2.  —  Betreffs  der  bisherigen  Erklärungen 
vgl.  oben  S.  142  N.   1,  S.   14  3  N.  1,  2,  S.  145  N.  2. 
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Kechtssachen.     Diese    vorzuführen    und    zu    prüfen, 
wird  unsere  nächste  Aufgabe  sein. 

Vor  Allem  haben  wir  einen  in  diesem  Punkte  gewiss 
höchst  classischen  Zeugen  in  der  Person  des  Erzbischofs 
Hincmar  v.  Keims.  Dieser  unterscheidet  anlässlich 
eines  Streites,  den  er  mit  König  Karl  dem  Kahlen  über 
die  Competenz  der  weltlichen  Gerichte  in  weltlichen 
Kechtssachen  der  Bischöfe  hatte x),  die  Kechtssachen, 
welche  in  einem  Processe  gegen  einen  Bischof  (offenbar 
abgesehen  von  reinen  Statusfragen)  möglicher  Weise  in 
Betracht  kommen  können,  in  solche  „de  rebus  ac 
mancipiis"  und  solche  „de  capite  suo"2).  Dass  die 
res  ac  mancipia  Hincmar's  als  possessio  im  objectiven 
Sinne  zu  nehmen  sind,  und  mithin  die  betreffenden 
Rechtssachen  Streit  um  Gewer e  (Gut)  bedeuten,  bedarf 
keines  weiteren  Beweises3).  Den  Begriff  einer  Rechts- 
sache de  capite,  bestimmt  Hincmar  selbst  näher  dahin, 
dass  er  sagt,  es  handle  sich  dabei  „  de  suo  quod  ipse  (seil, 
episcopus)  egit  actu"4),  und  übereinstimmend  damit  er- 
klärt Hincmar  v.  Laon  das  de  capite  eines  Bischofs  als 
gleichbedeutend   mit   „de   facto   suo"5).     Den  Gegensatz 

*)  Mansi  XVI  755  —  779;  Migne  125  p.  1035  —  1060.  Vgl. 
Schrörs  Hincmar  295  ff. 

2)  Mansi  XVI  764:  De  sibi  autem  commissae  ecclesiae  rebus 
ac  raaneipiis  —  episcopus  —  advocatum  publicis  iudieiis  dare 
debet.  Ex  capite  autem  suo  tarn  pro  crimine  quam  pro  civili 
causa  aut  apud  electos  iudices  —  aut  ipse  in  synodo  coram  epis- 
copis  debet  reddere  rationem. 

3)  Vgl.  oben  §  13. 

4)  Mansi  XVI  755:  iussistis  (König  Karl)  praefatum  epis- 
copum  (Hincmar  v.  Laon),  ut  die  et  loco  denominato  veniret  — 
ad  saecularia  iudicia  et  suum  advocatum  de  suo  capite,  vide- 
licet  de  suo  quod  ipse  egit  actu,  —  donaret. 

5)  Mansi  XVI  779;  Migne  124  p.  1026:  de  capite  meo, 
id  est  de  facto  meo,  advocatum  in  iudicio  saeculari  non  dedi. 
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zu  den  Processen  um  Gewere  bilden  also  jene  wegen 
Handlungen  x).  Wie  der  Keimser  Erzbischof  selber  weiter 
ausführt,  hat  er  dabei  Handlungen  im  Auge,  welche  sich 
als  Vergehungen  (commissa)  darstellen,  seien  sie  nun 
crimineller  oder  nicht  crimineller  Natur.  Jene  nennt  er 
„criminales  causae",  diese  „civiles  id  est  pecu- 
niariae  causae"2).  Da  „pecunia"  in  fränkischer  Zeit 
soviel  als  Mobiliarvermögen  bedeutet3),  sind  Letztere 
Schuldsachen  (Vergehungen),  die  nicht  durch  Blut 4), 
sondern  vielmehr  durch  Zahlung  von  Geld  oder  Geldes- 
werth  (Fahrhabe)  zu  tilgen  sind 5),  das  heisst  Compo- 
sitions-  oder  Busssachen6).    Hincmar  von  Reims  theilt 


*)  Dass  in  obiger  Stelle  »episcopus  de  capite  suo«  nicht, 
wie  So  hm  Gerichtsb.  227  will,  »der  Bischof  persönlich«  heisst, 
sondern  » de  capite  suo  *  vielmehr  identisch  ist  mit  » de  facto  suo (< 
hat  bereits  Schrörs  1.  c.  überzeugend  dargethan. 

2)  Mansi  XVI  775:  Haec  constituta  sunt  de  his,  quae  ab 
episcopo  vel  presbytero  seu  diacono  committuntur,  sive  in 
criminalibus  sive  de  civilibus,  id  est  de  pecuniariis 
causis.  Ceterum  de  rebus  et  mancipiis  et  mancipiorum 
commissis  episcopi  ex  ecclesiis  nobis  commissis  vel  de  pro- 
prietatibus  clericorum  advocatos  dare  secundum  consuetudinem 
non  abnuimus. 

3)  Sohm  Process  23.       4)  Vgl.  oben  §  2. 

8)  Vgl.  Hinein.  Rem.  de  presbyt.  crim.  c.  29  (Migne  125 
p.  1107):  pro  causa  peeuniaria,  quae  alio  nomine  in  regulis 
sacris  civilis  causa  vocatur,  (z.  B.)  pro  pervasione  rei  alieuius 
seu  pro  quibuscumque  gravibus  iniuriis  (vgl.  Lex  Rom.  Visig.  Nov. 
Valent.  III.  tit.  12  und  oben  S.  107  N.  1).  —  Ib.  c.  £0:  si  quis- 
piam  invasor  comprobatus  dicat  pro  parte  ecclesiae  se  egisse,  de 
privat a  sibi  re  pertinente  ab  ipso  suoque  haerede  s o  1- 
vatur  invasio.  Sacerdos  denique  in  tali  culpa  pauper  inventus 
a  proprio  canonice  iudicetur  episcopo,  ut  non  ecclesia  sibi  com- 
missa damnum  sustineat. 

6)  Ueber  den  Begriff  Busse  (compositio)  vgl.  Wilda  814  ff. 
—  In  fränkischer  Zeit  gehörte  dahin  nicht  bloss  die  Gutmachung 
des  durch  die  Rechtsverletzung  angerichteten  intellectuellen 
Schadens  (Wilda  314,  841,  351),  sondern  auch  die  Gutmachung 
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somit   die    fränkischen    Rechtssachen    ein    in  (Status-), 
Gut-,  Blut-  und  —  Buss Sachen. 

Diese  Unterscheidung  Hincmar's  gewinnt  dadurch 
wesentlich  an  Bedeutung,  dass  sie  genau  zusammenfallt 
mit  der  bekannten  Eintheilung  der  fränkischen  Rechts- 
sachen, welche  die  Capitularien  anlässlich  der  Re- 
gulirung  der  Grafen-  und  Schultheissencompetenz  machen. 
Die  Capitularien  unterscheiden  nämlich  bei  dieser  Ge- 
legenheit, wie  wir  bereits  *)  gesehen  haben,  Sachen  de 
crimine  (morte),  de  libertate  (statu),  de  possessione  (rebus 
et  mancipiis)  und  leviores  (=  minores)  causae2). 
Schon  der  blosse  Vergleich  der  Eintheilung  Hincmar's  und 
der  Capitularien  nöthigt  zur  Annahme,  dass  die  „  minores 
causae"    der   Letzteren   identisch   seien  mit  den  „civiles 


des  materiellen  Schadens  (Löning  Vertragsbruch  I  158  —  160). 
Zwar  begegnen  in  allen  Volksrechten  ausser  den  Bussreihen,  welche 
auf  Vervielfachung  oder  Theilung  des  Werthes  der  angegriffenen 
Person  (Wergeid)  oder  Sache  (capitale)  beruhen  >  auch  solche, 
welche  eine  fixe  Geldleistung  als  Busse  (im  engeren  Sinne)  dem 
Ersätze  des  materiellen  Schadens  (Schadenersatz  im  engern  Sinne) 
gegenüber  stellen  (Wilda  821);  bei  näherer  Prüfung  ergibt  sich 
jedoch  überall,  dass  auch  in  letzteren  Fällen  nur  die  Gesammt- 
leistung  als  die  Busse  (compositio)  betrachtet  wurde  (z.  B.  Lex  Sal. 
Cap.  1  10;  Baiuw.  XX— XXII).  Selbst  der  blosse  Schaden- 
ersatz galt  als  »compositio*  (vgl.  z.  B.  Lex  Angl.  X  8  und 
Lex  Sax.  XII  1  und  dazu  Schmidt  in  Gierke's  Untersuchungen 
XVIII  S.  17).  Freilich  haftete  dafür  auch  immer  nur  derjenige, 
welchen  irgendeine  »culpa«  traf  (gegen  Wilda  552  ff.  und 
namentlich  gegen  Schmidt  1.  c.  19).  Das  Princip  für  die  Ersatz- 
pflicht bei  »non  volens«  und  »casu  faciente*  angerichteten  Schaden, 
tritt  in  aller  Schärfe  hervor  im  langob.  Rechte  (z.  B.  in  Rot.  807 
und  809,  vgl.  dazu  Osenbrüggen  Strafrecht  der  Langobarden 
26  und  82  ff.)  und  heisst:  Zurechenbarkeit.  Die  Busse 
(compositio)  war  somit  immer  Delicts- (Schuld-) Sühne 
und  zwar  begründete  der  dolus  Schadens-  und  Injurienbusse 
(sammt  fredum) ;  die  culpa  (im  engeren  Sinne)  nur  Schadensbusse. 
*)  Oben  S.  144  N.  1.       2)  Vgl.  oben  S.  12  N.  8. 
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id  est  pecuniariae  causae"  des  Ersteren.  Den  quellen- 
mässigen  Beleg  dafür  erbringt  eine  Stelle  der  Lex  Ko- 
mana  Curiensis,  wo  die  offenbar  im  Hincmar'schen  Sinne 
aufgeführten  „causae  privatae"  mit  dem  Zusatz  »hoc 
sunt  minores"  umschrieben  werden1).  Die  causae 
minores  sind  denn  auch  den  Volksrechten  zufolge  „  culpae  " 
(peccata),  die  mit  „  substantia "  (Mobiliarvermögen)  ge- 
sühnt werden  müssen,  das  heisst  Compositions-  oder 
Busssachen2).  Auch  die  Capitularien  (und  Leges) 
theilen  also  die  fränkischen  Rechtssachen  ein  in  Status-, 
Gut-,  Blut-  und  —  Busssachen. 

Da  nicht  anzunehmen  ist,  dass  die  eben  gefundenen 
Kategorien  Hincmar's  und  der  Capitularien  beidemal  in 
der  ganz  gleichen  Weise  lückenhaft  seien,  wird  man  sie 
als  erschöpfend  bezeichnen  müssen.  Wir  verkennen 
keineswegs  die  Schwierigkeit,  welche  mit  Bücksicht  auf 
den  gegenwärtigen  Stand  der  germanistischen  Lehre 
daraus   erwächst.     Ist  doch  mit  Obigem  nichts  Anderes 


")  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod.  XVI  1,  3  Epit.  S.  Galli: 
Omnes  causas  privatas  hoc  sunt  minores,  qui  inter 
clericus  aguntur,  apud  episcopum  cum  aliis  presbiteris  iudicentur; 
nam  si  criminales  causas  clerici  commiserint,  ante  provin- 
ciales  iudices  finiantur.  —  Wie  Hincmar  den  causae  criminales 
die  causae  civiles  gegenüberstellt,  so  unterscheidet  die  Lex  Curienis 
causae  criminales  und  causae  privatae.  —  Ueber  Zeit  und  Ort  der 
Entstehung  dieser  Lex  vgl.  neuestens  Salis  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg. 
XIX  g.  A.  141  ff.  Nach  den  Ergebnissen  der  bisherigen  Litteratur 
ist  die  Entstehung  der  Lex  in  karolingischer  Zeit  und  —  worauf 
es  uns  namentlich  ankommt  —  unter  fränkischem  Einflüsse 
ausser  Zweifel. 

2)  Lex  Baiuw.  II  1 :  Ceteras  vero  quascumque  commiserit 
peccatas  usque  habet  substantiam  componat  secundum 
legem.  —  Lex  Angl.  XII.  De  minoribus  causis.  Quidquid 
homo  alteri  fecerit,  quod  iniustum  factum  dicatur,  10  solidis 
(Grundbusse)  componat.  —  Vgl.  Wilda  269,  276,  858  und 
oben  S.  12  N.  3. 
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gesagt,  als  dass  nicht  nur  die  sog.  „  Rechtsbrüche a,  son- 
dern auch  alle  „Mobiliarrechts-"  und  „Vertrags- 
schuld*-Saclien  Busssachen  seien1).  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  diesbezüglich  eine  ausführliche  Unter- 
suchung anzustellen.  Folgende  kurze  Andeutungen,  über 
die  Art  und  Weise,  wie  wir  uns  die  Lösung  der  Aufgabe 
denken,  mögen  aber  immerhin  gestattet  sein. 

Keine  besonderen  Schwierigkeiten  kann  das  sog. 
„Mobiliarsachenrecht"  machen.  Die  Mobiliar- 
rechtssachen im  eigentlichen  Sinne 2)  stellen  sich  bei 
näherer  Betrachtung  in  der  That  als  blosse  Delicts- 
sachen3)  dar.     Die  Verfolgung  abhanden  gekommener 

')  G.  Meyer  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  XVI  g.  A.  120:  »Vor 
dem  Centenar  durfte  nur  wegen  Schuld,  Mobilien  und 
wegen  kleinerer  Vergehen,  namentlich  solcher,  welche 
lediglich  mit  Geldbusse  bedroht  wurden,  geklagt  werden.* 

2)  Auszuscheiden  sind  die  Fälle,  wo  Mobilien  nur  als  Per- 
tinenzen  von  Immobilien  in  Betracht  kommen.  In  dieser  Ver- 
bindung sind  die  Mobilien  rechtlich  selbst  Immobilien  und  dem- 
gemäss  die  betreffenden  Rechtssachen  causae  de  possessione.  Vgl. 
oben  §  13.  —  Von  diesem  Gesichtspunkte  sind  zu  verstehen  Rot. 
228,  Form,  ad  Rot.  231,  234,  welche  Stellen  Heusler  Instit.  I  387 
irrthümlich  veranlasst  haben,  die  Klage  um  Gut  auf  Fahrhabe 
schlechthin  auszudehnen. 

3)  Das  altdeutsche  Recht  kannte  keinerlei  Sachenrecht  an 
Fahrhabe,  obwohl  das  Gegentheil  herrschende  Lehre  ist  (S  t  o  b  b  c 
Handbuch  d.  d.  P.  R.  II  555  und  neuestens  Heusler  Instit. 
I  378).  Dass  die  Fahrhabe  als  solche  nicht  geeignet  war,  Object 
dinglicher  Rechte  zu  sein,  hätte  sich  gerade  dem  letztgenannten 
Schriftsteller  aus  seinen  eigenen  Ausführungen  ergeben  sollen,  da 
er  doch  einerseits  (Instit.  I  379)  die  Gewere  als  Grundlage  des 
deutschen  ,  Sachenrechts  *  bezeichnet,  und  anderseits  (Instit.  I  334) 
es  als  ein  charakteristisches  Merkmal  der  Fahrhabe  hält,  dass  sie 
niemals  Basis  einer  selbständigen  Gewere  ist.  Im  Grunde  ist  es 
derselbe  Gedanke,  den  Franken  Pfandrecht  I  267,  292,  312  in 
der  Weise  ausdrückt,  dass  er  sagt,  das  dingliche  Recht  (sowohl 
Eigen  als  Leihe)  sei  mit  der  Mobiliargewere  (im  Sinne  von  De- 
tention)   zusammengefallen ;    denn    ein    Ius,    welches    ein   blosses, 
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Fahrhabe  stand  einzig  und  allein  dem  zu,  aus  dessen 
Besitz  oder  Haus  und  Hof  die  betreffende  Sache  gestohlen 
(geraubt)  wurde  1).  Die  zu  restituirende  Sache  kam  stets 
nur  nach  ihrem  Werthe  (capitale)  in  Betracht2).  Auch 
die  Anevangsklage  war  Diebstahlsklage  3).  Nicht  „  contra- 
vindicatio a  4)  bezweckte  das  Dritthandverfahren,  sondern 
Erbringung  des  Aliunde-Beweises 5).  Die  in  einzelnen 
Fällen    eintretende    reine   Sachrestitution 6)    erklärt    sich 


Factum  ist,  ist  kein  Ius.  —  Einen  Nachklang  bildet  der  be- 
kannte Satz  des  französischen  Rechts:  »En  fait  de  meubles  la 
possession  vaut  titre*  (Cod.  civ.  Art.  2279).  —  Vgl.  auch  Gold- 
schmidt in  seiner  Zeitschr.  f.  H.  R.  VIII  246. 

*)  Lex  Langob.  Liupr.  131:  ,  de  cuius  casa  ipsum  furtum 
exivit*.  Das  leitende  Motiv  ist  die  »ruptura  casae*.  Dieses 
traf  bei  jedem  zu,  der  bestohlen  wurde  —  also  auch  beim  Ver- 
trauensmann — ,  aber  auch  nur  bei  diesem.  Wer  freiwillig  eine 
Sache  aus  seiner  Hand  gegeben,  konnte  sich  daher  nur  an  seinen 
Vertrauensmann  halten  —  den  er  eventuell  wegen  Vermögens- 
schädigung belangen  mochte,  denn  »Hand  muss  Hand  wahren* 
(vgl.  unten  S.  191  N.  1)  —  nicht  aber  an  den  Dritten,  der  sein 
Recht  nicht  verletzt  hatte.  Vgl.  Heusler  Gewere  492—493,  der 
diese  Auflassung  nur  dem  vermeintlichen  Sachenrecht  zu  Liebe 
nicht  consequent  festhält. 

2)  Vgl.  Wilda  321,  898-900.  —  Nicht  die  Werkleistung 
ist  Ersatz  für  die  Sachleistung,  sondern  die  Sachleistung  Ersatz 
für  die  Werthleistung  (»aut  simile  aut  ipsum  reddat  et  12  sol. 
conponat«.     Lex  Alam.  XC). 

3)  Walter  Rechtsgesch.  II  189  ff.;  Franken  Pfandrecht 
I  270,  290,  300;  Dahn  Westgoth.  Studien  92—93;  Jobbe- 
Duval  Revendication  des  meubles  en  droit  francais  474  ff. 

4)  Sohm  Process  98. 

5)  Vgl.  Siegel  Gerichtsverfahren  252  ff.  —  Nirgends  ist 
gesagt,  dass  die  Autorstellung  über  den  Zeitpunkt  des  fraglichen 
Diebstahls  hinaus  bis  auf  den  ersten  originären  Erwerber  hätte 
fortgesetzt  werden  müssen  (gegen  Sohm  Process  111,  112).  Form, 
ad  Rot.  232  lässt  den  Kläger  im  Gegentheil  nur  bis  zum  dritten 
Autor  gehen.  Dieser  »aut  iuret  secundum  usum,  quod  nee 
für  sit  nee  collega  furonis,  aut  emendet  sibi  nonum.  — 
Vgl.  auch  Lex  Rib.  LXXII  1. 

6)  Lex  Sal.  Cap.  II  1 ;  Rib.  XXXIII  4 ;  Capit,  leg.  Rib.  add. 
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nicht  aus  der  vermeintlichen  Duplicität  des  Anevangs- 
petits x),  sondern  war  selbst  Busse  für  geringeres  Ver- 
schulden2). Der  Kechtsschutz  der  Fahrhabe  als  solcher 
war  lediglich  Delictsschutz,  und  zwar  wohl  desshalb,  weil 
die  Fahrhabe  im  Eechtsverkehre  vornehmlich  als  Tausch- 
mittel (Geld)  in  Betracht  kam3). 

Was  die  „Schuldverträge"  betrifft,  so  waren 
Kauf  und  Tausch,  wie  die  Schenkung4)  in  Wahr- 
heit keine  Schuldverträge5),  sondern  Baar vertrage6). 
Alles  was  dafür  angeführt  wird,  dass  in  fränkischer  Zeit 
Kauf  und  Tausch  von  Immobilien 7)  schon  durch  ein- 
seitige Vorleistuug  verbindlich  wurden,   sagt  im  Gegen- 


c.  12;  Rot.  229,  282;  Lex  Visig.  VII  2,  8.  —  Nicht  hieher  gehören 
Burg.  LXXXIII  1  und  Rom.  Burg.  XCII,  welche  Stellen  wie  Sal. 
XXXVII  anders  auszulegen  sind.    Vgl.  Amira  Obligationenrecht 
I  695,  697  über  » Stillesitz- *  und  » Strassenbürgschaft «. 
*)  Gegen  So  hm  Process  64,  91,  112,  115. 

2)  Nämlich  für  leichtsinnigen  Ankauf,  welcher  der  bewussten 
Hehlerei  nahe  kam.  Vgl.  namentlich  Lex  Visig.  VII  2,  8  und 
Baiuw.  VIII  7,  13. 

3)  Vgl.  So  hm  Process  28,  175;  Eheschliessung  41  N.  37; 
Inama-Sternegg  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I  181  ff., 
194  ff.,  471  ff. 

4)  ValdeLievre  Revision  der  Launegildstheorie  in  Zeitschr. 
f.  Rechtsg.  XVII  g.  A.  52. 

5)  Die  herrschende  Lehre  fasst  sie  als  Realcontracte 
auf.  Sohm  Eheschliessung  24  ff. ;  Franken  Pfandrecht  I  43. 
—  Vgl.  Brunner  in  Holtzendorffs  Encyclop.  252. 

6)  Als  vorhistorischer  Ausgangspunkt  des  gesammten  ger- 
manischen Vertragsrechts  wird  der  Baarvertrag  seit  Franken 
Pfandrecht  I  211,  213,  261  mit  Vorliebe  angesehen.  Vgl.  auch 
Brunn  er  Rechtsgesch.  der  Urk.  I  278;  Ders.  in  Holtzendorffs 
Encyclop.  251. 

7)  Was  die  auf  Anschaffung  von  Mobilien  gerichteten  Ver- 
träge betrifft,  so  war  es  bekanntlich  noch  im  späteren  Mittel- 
alter Regel,  dass  dieselben  Zug  um  Zug  erfüllt  wurden  (vgl. 
Laban d  Vermögensrechtliche  Klagen  149  ff.);  um  so  mehr  ist 
das  für  die  ältere  Zeit  anzunehmen. 
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theil,  dass  der  Tausch  erst  dann  rechtskräftig  geschlossen 
galt,  wenn  beide  Tauschgegenstände  geleistet  waren x), 
und  ebenso  der  Kauf  erst  dann,  wenn  zur  reellen 2)  oder 
symbolischen 3)  Investitur  auch  die  Preiszahlung  hinzu- 
gekommen, wenigstens  als  Scheinpreiszahlung  (arrha)4). 
Letztere5)  begründete  keine  Klage  auf  Vollzahlung  des 
Preises  6) ;  vielmehr  musste  diese  durch  „  wadia  "  7)  oder 
„  pignus u  8)  gesichert  werden.  Auch  die  „res  p  r  a  e- 
stita"  und  die  damit  analogen  Kechtsgeschäfte  fasste 
man  nicht  als  Schuld  vertrage  auf9).  Allerdings  war 
Jeder,   dem  eine  Sache  anvertraut  wurde,    zu  deren  Re- 


!)  M.  G.  Dipl.  I  M.  No.  70  a.  697  (So hm  Eheschliessung  26). 

*)  Lex  Rib.  LX  1  (So hm  Eheschliessung  25  N.  7). 

8)  Lex  Rib.  LIX  1  (Sohm  Eheschliessung  25  N.  7);  vgl. 
Brunn  er  Carta  und  Notitia  11;  Rechtsg.  d.  Urk.  272  ff.  — 
M.  G.  Dipl.  I  M.  No.  94,  76,  79  a.  726,  709,  711  (Sohm  25); 
vgl.  Roz.  267  ff. 

4)  Meichelbeck  No.  159  a.  808  (Sohm  Eheschliessung  29  N.  16). 

6)  Zur  richtigen  Würdigung  der  arrhalischen  Function  nach 
älterem  Recht  gelangt  man  durch  Gleichstellung  der  arrha  mit 
dem  langobardischen  Launegild  (Heus ler  Instit.  I  81).  Wie  dieses 
(vgl.  gegen  Sohm  Eheschliessung  28:  Val  deLievre  Launegild 
und  Wadia  275—280;  Revision  46—54),  war  auch  jene  nur  ein 
Mittel  die  erfolgte  Vorleistung  durch  scheinbare  Gegenleistung 
unwiderruflich  zu  machen.  Daher  hatte  noch  später,  als  sich  die 
(symbolische)  Investitur  bereits  zum  Traditionsconsens  (consensus 
de  praesenti)  verflüchtigt  (vgl.  Franken  Pfandrecht  86),  das 
Handgeld  »dingliche«  Wirkung  (Sohm  80,  80). 

6)  Kauf  und  Tausch  erzeugten  daher  als  solche  keine  Schuld- 
forderung (gegen  Heus  ler  Instit.  I  S90),  sondern  wie  die  Schen- 
kung nur  Klagen  umGewere(Gut)  auf  Grund  rechtsgeschäft- 
licher Investitur.     Vgl.  oben  S.  154  N.  S. 

7)  Vgl.  Heus  ler  Instit.  I  85  und  insb.  Lex  Lang.  Räch.  8. 

8)  Diese  Bedeutung  haben  die  »arrae  quasi  pro  pignore«  in 
Lex  Baiuw.  XVI  10,  XVII  S. 

9)  Die  herrschende  Lehre  nennt  auch  sie  Real  con  tr acte. 
Sohm  Eheschliessung  36  N.  27. 
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stitution  beziehungsweise  zu  Ersatzleistung  verpflichtet x). 
Aber  im  Falle  der  Vorenthaltung  war  nicht  eine  Con- 
tractsklage  aus  der  „res"  gegeben,  sondern  vielmehr 
eine  Delictsklage  auf  „  coinpositio u  wegen  Vermögens- 
schädigung 2).  Das  rechtswidrige  Zurückbehalten  anver- 
trauter Fahrhabe  war  ebenso  Delictssache,  wie  die 
rechtswidrige  Entwendung  derselben,  wesshalb  es  bei 
der  Kestitution  der  Sachen  selbstverständlich  auch  hier 
nur  auf  deren  Werth  ankam 3).  Noch  bleibt  der  als 
Formalcontract4)  bekannte  Wettvertrag  (fides  facta, 
wadiatio).  Es  war  eine  uralte  germanische  Eechtssitte, 
die  mit  jeder  Wette  5)  gewagte  Busse  bei  einem  Dritten 
zu  hinterlegen  (sequestriren),  damit  sie  dieser  dem  Ge- 
winner herausgebe6).    Hieran  knüpft  auch  der  fränkische 


')  Nach  dem  Grundsatze  ,  Hand  muss  der  Hand  übergeben  oder 
einen  Meineid  dafür  schwören*.    Amira  Obligationenrecht  I  656. 

2)  Lex  Sal.  LII :  Si  aliquis  alteri  aliquid  prestiterit  de  rebus 
suis  et  ei  noluerit  reddere,  sie  eum  debet  admallare.  Cum 
testibus  ad  domum  illius  —  accedat  et  sie  contestetur:  »quia 
res  meas  noluisti  reddere  quas  tibi  praestiteram  in  hoc 
eas  teneas  nocte  proxima  quod  Saliga  lex  continet 
[d.  h.  nach  Sonnenuntergang  hast  du  meine  Sache  rechts- 
widrig (vgl.  Sal.  XLV)  und  daher  delictlich  (vgl.  Rib.  LII), 
wesshalb  es  im  weiteren  Verlaufe  von  Sal.  LH  heisst:  ,si  nee 
tunc  voluerit  componere«].     Dazu   Wilda  918,  985. 

3)  Gegen  Heus ler  Instit.  I  890.  —  Das  »reddere  res« 
heisst  nur:  Ersatz  leisten.  Vgl.  Liupr.  181,  wonach  »ille, 
qui  res  suas  commendavit,  reeipiat  eas  ab  ipso/de  cuius  casa  perie- 
runt«  (gestohlen  wurden),  weil  dieser  »res  reddere  tarnen  debet*. 

4)  S o h m  Eheschliessung  24  ff. ;  Franken  Pfandrecht  209  ff. ; 
Brunner  in  Holtzendorff's  Encyclop.  252. 

6)  Dabei  ist  von  jener  Bedeutung  der  Wette  auszugehen, 
die  dieses  Wort  während  des  ganzen  Mittelalters  vorzugsweise 
gehabt  und  bis  heute  behalten  hat.  S  o  h  m  Eheschliessung  45 — 46. 
Vgl.  schon  Tacit.  Germ.  24 :  (das  Wettspiel)  ipsi  fidem  vocant. 

6)  Schuster  Das  Spiel  16  —  17.  Vgl.  damit  für  das  römische 
Recht  Muther  Sequestration  und  Arrest  66  —  72.    Besonders  deut- 
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Wettvertrag  an.  Derselbe  war  zwar  inzwischen  zur 
Scheinsequestration  x)  geworden ;  noch  immer  äusserte  er 
aber  die  Wirkung,  dass  aus  ihm  dem  Gläubiger  stets 
nur  der  Schein  Sequester  (Bürge)2),  nicht  der  Schuldner  3), 


lieh  tritt  uns  die  Wettbuss-Sequestration  in  der  alt- 
schwedischen  »waefining«  entgegen.  Amira  Obligationenrecht 
I  229  ff.  —  Dasselbe  gilt  noch  heute  nach  österr.  Recht,  nach 
welchem  die  »Wette*  nur  dann  klagbar  ist,  wenn  der  »Preis« 
hinterlegt  worden  (a.  b.  G.  B.  §  1271). 

')  Das  zeigt  sich  deutlich  darin,  dass  der  Wettvertrag  in 
der  Art  eingegangen  wurde,  dass  der  Schuldner  die  Wette  (wadia 
=  festuca  =  Holzstab :  Val  de  Lievre  Launegild  und  Wadia 
119  ff. ;  S  o  h  m  Eheschliessung  84 ;  Amira  Obligationenrecht 
I  297)  dem  Gläubiger  darreichte,  damit  sie  dieser  dem  notwen- 
diger Weise  (Val  de  Lievre  165  —  188)  beizustellenden  Bürgen 
(fideiussor  =  mediator  =  Sequester ;  daher  » tak *  und  »  borghan  * 
synonym:  Amira  I  229,  664,  698,  694)  aushändige  (Val  de 
Lievre  188  ff.;  Sohm  88,  39).  Vgl.  Lex  Sal.  LVIII  2,  wo  fides 
=  Gewahrsam,  und  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  IX  10,  wo  fidem  facere 
=  sua  in  fide  (Obhut)  suseipere. 

2)  Für  das  fränkische  Recht  vgl.  diesbezüglich  Lex  Sal. 
Extrav.  B  6;  Franc.  Cham.  16;  Capit.  de  part.  Sax.  a.  775—790 
c.  27  (M.  G.  Cap.  I  70)  und  Sohm  Process  220-280.  Auch  in 
Lex  Sal.  L  wird  als  der  aus  der  fides  facta  in  Anspruch  Ge- 
nommene der  »fideiussor*  zu  betrachten  sein.  Die  Gloss.  Est. 
Sal.  L  1  (Hesseis  Lex  Sal.  612)  erläutert  »si  quis  fidem  fecerit« 
mit  »id  est  fideiussor  exstiterit*  und  Lex  emend.  L  2  lässt  die 
Executionscommission  »ad  casam  illius  fideiussoris *  gehen.  Wenn 
an  letzter  Stelle  die  übrigen  Texte  (Hesseis  816 — 822)  von  einer 
»domus  (casa)  illius  qui  fidem  fecit«  sprechen,  so  findet  das  seine 
Erklärung  in  Chilperici  ed.  a.  561  —  584  c.  7,  wonach  im  Einklang 
mit  Gloss.  Est.  der  Mangel  eines  Bürgen  ausgedrückt  wird  mit  » et 
non  habuerit,  qui  pro  eum  fidem  faciat*.  —  Für  das  burgun- 
dische  Recht  vgl.  Lex  Burg.  XIX  5,  8,  CVII  7;  Rom.  Burg. 
XIV  8.  —  Für  das  langobardische  Recht  vgl.  Rot.  17  8; 
Rachis  8.  —  Vgl.  auch  Amira  Obligationenrecht  I  700  ff. 

8)  Der  Schuldner  als  solcher  haftete  nur  dem  Bürgen,  diesem 
allerdings  zur  compositio  des  duplum.  Lex  Franc.  Cham.  16; 
Capit.  de  part.  Sax.  a.  775—790  c.  27  (M.  G.  Cap.  I  70).  Vgl. 
Lex  Burg.  XIX  5,  8 ;  Lang.  Liupr.  39.  —  Dem  Gläubiger  konnte 
der   Schuldner   nur   als  Selbstbürge  (Val  de  Lievre  Launegild 
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und  zwar  zur  Zahlung  einer  Busse  (compositio)  haftete  J), 
gleichviel  ob  der  Vertrag  gerichtlich  oder  aussergericht- 
lich  geschlossen  wurde  2),  indem  diese  Unterscheidung  nur 
iu  sofern  von  Bedeutung  war,  als  in  letzterem  Falle  dem 
Bürgen  vor  der  Executionsführung  Gelegenheit  gegeben 
werden  musste,  sich  vor  Gericht  der  Forderung  zu 
wehren 3).  Der  auf  die  angegebene  Weise  thatsächlich 
zur    Bussbürgschaft4)  gewordene  Wettvertrag  stand 


und  Wadia  245,  247)  haften,  als  welcher  er  dadurch  auftrat,  dass 
er  die  dem  Gläubiger  gegebene  wadia  selbst  wieder  an  sich  nahm 
(Val  de  Li  e vre  186;  Sohm  Eheschliessung  42). 

•)  Lex  Franc.  Cham.  IG:  Qui  propter  alium  hominem  wadium 
adhramivit  et  ipse  homo  eum  damnum  incurrere  dimittit,  ille 
qui  suum  wadium  adhramivit,  de  suo  omnia  componat.  — 
Ebendasselbe  ergibt  Lex  Sal.  L,  wonach  der  aus  der  fides  facta  in 
Anspruch  Genommene  »componere«  soll.  Vgl.  gegen  L ö n i n g 
Vertragsbruch  I   16  auch  Sohm  Eheschliessung  43  N.  40. 

2)  Den  Grundtypus  des  fränkischen  Wett Vertrages  enthält 
dem  Gesagten  zufolge  Lex  Baiuw.  App.  4 :  (im  Evictionsprocess 
nimmt  der  Verkäufer  das  »tirmare*  vor),  cum  destra  manu  tradat 
(dem  Käufer),  cum  sinistra  vero  porrigat  wadium  huic  qui  de 
ipsa  terra  eum  mallet  (dem  Vindicanten),  per  haec  verba:  »Ecce 
wadium  (Scheinbusse)  tibi  do,  quod  tuam  terram  alteri 
non  do  (Wettbehauptung),  legem  faciendi«.  Tunc  ille  alter  susci- 
piat  wadium  et  donet  illud  vicessoribus  (den  Bürgen)  istius 
ad   legem   faciendi   (zum  event.  Auszahlen  der  Werthbusse). 

8)  Lex  Sal.  L  1,  2;  vgl.  Amira  Obligationenrecht  I  698, 
699.  —  Anders  bei  gerichtlichem  Wettvertrag  (Sal.  L  3 ;  vgl. 
Amira  1  119),  weil  hier  nicht  bloss  der  Wettabschluss,  sondern 
auch  die  Nichterfüllung  der  Wettbehauptung,  wovon  die  Fälligkeit 
der  Wettbusse  abhieng  (z.  B.  das  Ausbleiben  der  Reinigung  nach 
Lex  Alam.  XXXVI  2;  vgl.  Sohm  Process  166,  167),  gerichts- 
öftentliche  Thatsachen  waren. 

4)  Seit  der  Bürge  aus  einem  wirklichen  Sequester  Schein- 
sequester geworden,  wandelte  sich  die  ursprüngliche  Sachhaftung 
(Amira  Obligationenrecht  I  225)  in  Personenhaftung  (Amira 
I  696)  um.  Der  Bürge  wenngleich  nicht  Schuldner,  haftete  doch  dem 
Gläubiger  an  Stelle  des  Schuldners,  als  ob  er  Schuldner  wäre.  — 
Das  Verhältniss  von  Bürgen  und  Gläubiger  wurde  dadurch  nicht 
alterirt,   dass   practisch  der  Bürge  vielfach  bloss  » Executionsver- 

Nisal,  Gerichtsstand  d.  tVäuk.  Clerus.  13 
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nun  zu  den  Vertragsschuldsachen  dadurch  in  einer  wesent- 
lichen Beziehung,  dass  auch  die  Erfüllung  irgendwelches 
Leistungs Versprechens J)  zum  Gegenstande  einer  Buss- 
wette gemacht  werden  konnte 2)  und  gemacht  werden 
.musste,  wenn  der  Worthruch  rechtlich  relevant  sein 
sollte 3),  es  hätte  denn  bereits  Vertragssicherung  durch 
Wettsatzung4)  stattgefunden.    Wir  stehen  also  hier  genau 


mittler«  war  (Heusler  Instit.  I  86).  Es  ist  vielmehr  aus  unserer 
Grundanschauung  heraus  vollkommen  erklärlich,  dass  der  Bürge, 
der  früher  die  Werthcompositio  sogleich  in  Gewahrsam  erhielt, 
sich  dieselbe  später  im  Bedarfsfälle  eben  selbst  (zum  Zwecke  der 
Befriedigung  des  Gläubigers)  beim  Schuldner  holte.  Vgl.  Lex 
Burg.  XIX  5,  6,  9,  11,  XCV1;  Lang.  Liupr.  89,  40.  —  Als  Buss- 
I Bürgschaft«  kam  dann  die  fides  facta  auch  zur  Sicherung  bereits 
fälliger  Busse  in  Anwendung  (vgl.  Lö  ning  Vertragsbruch  44 — 49  ; 
Branner  Sippe  und  Wergeid  in  Z.  f.  Rechtsg.  XVI  g.  A.  8  iL). 
J)  L ö n i n g   Vertragsbruch  I  23;    V a  1   de    L i e v r e  125  ff. 

2)  So  ist  zu  versieben  Lex  Sal.  Extrav.  B  6 :  Et  si  vivent 
arabo,  quod  spopondit  (Leistungs versprechen)  qui  wadium 
dedit  (Vertragsschuldner)  det.  Et  si  domo  non  dat  (Nicht  eint  ritt  der 
Wettbehauptung),  fideiussor  (Bürge)  quantum  spopondit  pro 
neglectu  debitoris  (Busse  für  den  Wortbruch)  det ;  si  non  pro 
iecto   componat  17    sol.  et  supra  quod  spopondit.     Vgl.  Sal.  L  1. 

3)  Das  ist  der  Sinn  des  Satzes,  dass  der  Schuld  vertrag  — 
wenn  er  nicht  als  »Realvertrag«  geschlossen  wurde  —  »Forrnal- 
vertrag«  sein  musste.     So  hm  Eheschliessung  89. 

4)  Vgl.  oben  S.  100  N.  8.  —  Auch  die  ,  gesetzte  Wette« 
(darüber  vgl.  insb.  A  mira  Obligationenrecht  I  198  ff.,  218  ff.)  galt 
ursprünglich  als  Busssatzung  (vgl.  Franken  Pfandrecht  I  2G), 
wesshalb  sie  anfangs  bei  Nichtauslösung  als  »verwettet«  völlig 
verfiel  (Verfallpfand;  vgl.  A mira  217).  Ja  die  Wettsequestrirung 
kann  sich  nach  dem  oben  S.  192  N.  1  Gesagten  überhaupt  nur 
dadurch  ausgebildet  haben,  dass  der  Schuldner,  der  dem  Gläubiger 
Werthsachen  setzte,  es  zur  eigenen  Sicherheit  nur  mit  der  Auf- 
lage that,  dass  sie  dieser  einstweilen  bei  einem  Treuhänder 
sequestrire.  Sobald  der  Werthüberschuss  der  gesetzten  Wette 
herausgegeben  werden  musste  (Amira  217),  war  dieselbe  »Pfand« 
(Verkaufpfand)  geworden,  ebenso  wie  die  fides  facta,  einmal 
Formalact  geworden,  bald  als  (im  eigenen  oder  fremden  Interesse 
abgelegtes)   Buss-»Gelöbniss«   aufgefaßt  wurde  (vgl.  bereits  oben 
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vor  derselben  Erscheinung,  wie  wir  sie  bei  Erörterung 
der  Eealcontracte  gesehen  haben.  Wie  beim  „  Realvertrag K 
die  „  Schuld tf  des  Vertrauensmannes  ex  lege  erst  zu  einer 
Compositionsschuld  geworden  sein  musste,  um  zwangs- 
weise realisirbar  zu  sein,  ebenso  musste  zum  selben  Zwecke 
jede  andere  „  Vertragsschuld *  mittelst  fides  facta  dazu 
gemacht  werden  l).  Sämmtliche  Schuldsachen  lassen  sich 
in  der  That  auf  Compositionssachen  zurückführen 2). 

Kehren  wir  nach  diesen  Ausführungen  zur  Frage 
nach  dem  Begriff  der  causae  de  persona  zurück,  so 
werden  wir  nunmehr  mit  Fug  sagen  dürfen:  Die  causae 
de  persona  bedeuten  Streit  um  Sühne  in  Geld  oder 
Geldeswerth  für  nichtcriminelle  persönliche  Verschuldung; 
oder,  da  nur  die  Bussschuld  gerichtlich  verfolgbare  Schuld 
war,  kurz  ausgedrückt:  Eine  Eechtssache  de  per- 
sona ist  Streit  um  Busse  (Schuld). 


N.  2),  aber  selbst  noch  das  Handgelöbniss  des  Sachsenspiegels 
nur  als  Versprechenssicherung  durch  „ Straf «-Ged in g  (vgl.  Sohm 
Eheschliessuug  49  N.  51). 

*)  Das  gleichwohl  vom  gewöhnlichen  Bussverfahren  ver- 
schiedene executivische  Verfahren  im  Falle  der  fides  facta  (vgl. 
oben  S.  193  N.  3)  erklärt  sich  daraus,  dass  beim  Wettvertrag  die 
zu  entrichtende  Busse  beim  Bürgen  (oder  Schuldner  als  Selbst- 
bürgen) schon  zur  Auszahlung  bereit  liegend  gedacht  wurde.  Daher 
war  für  den  Schuldner  (als  solchen)  das  »fidem  facere«  bereits 
ein  »componere*  (Löning  Vertragsbruch  I  21;  Sohm  Ehe- 
schliessung 43—45).  Als  einerseits  die  Rechtsbruchsbusse  auch 
ohne  fides  facta  executionsfähig  (vgl.  Sohm  Process  199  ff.)  und 
anderseits  der  Streit  um  Wortbruchsbusse  mehr  und  mehr  contra- 
dictorisch  geworden  war  (vgl.  Bethmann-Hollweg  IV  478), 
musste  der  Unterschied  schliesslich  ganz  wegfallen.  So  bereits 
Mein,  di  Lucca  Vb  418  a.  853  (unten  S.  217  N.   1). 

2)  Eine  schlagende  Parallele  liefert  das  altschwedische  Recht 
(A  m  i  r  a  Obligationenrecht  I  111,  112,  121,  144,  150,  413),  insofern 
sich  aus  ihm  der  Satz  ableiten  lässt:  »Die  privatrechtliche  Obli- 
gation (=  Haftung)  wird  dadurch  realisirt,  dass  sie  zur  strafrecht- 
lichen«, d.  h.  bussrechtlichen,  »gesteigert  wird*. 

13* 
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2.  Gerichtsstand. 

a)  Geistliches  Gericht. 

§  18. 

Weicht  unsere  Darstellung  der  Gerichtsstandsver- 
hältnisse des  fränkischen  Clerus,  was  die  Rechtssachen 
de  possessione  betrifft,  von  der  herrschenden  Lehre  nur 
in  soweit  ab,  als  wir  gezeigt  haben,  dass  das  von  der- 
selben für  alle  Civilsachen  behauptete  aussergerichtliche 
geistliche  Güteverfahren  in  Rechtssachen  de  possessione 
wahrscheinlich  erst  in  der  karolingischen  Zeit  und  auch 
da  nur  beim  Streite  der  Cleriker  untereinander  gesetzlich 
anerkannt  gewesen  sei,  so  sind  wir  in  Beantwortung 
der  Frage  nach  dem  Gerichtsstande  der  Cleriker  in 
Rechtssachen  de  persona  mit  der  bisherigen  Lehrmeinung 
ganz  zu  brechen  genöthigt.  Die  folgende  Untersuchung 
wird  nämlich  ergeben,  dass  in  solchen  Crviisachen  das 
Volksgericht  schon  seit  sehr  früher  Zeit  nämlich  seit 
dem  Jahre  614  gar  keine  Competenz  hatte  und  dass  das 
geistliche  (bischöfliche)  Gericht  an  dessen  Stelle  getreten  ist. 

Für  die  Gerichtsstandsverhältnisse  des  Clerus  in  der 
ersten  merovingischen  Zeit  waren,  wie  in  Cri- 
minalsachen x),  so  in  nichtcriminellen  Rechtssachen  die 
Bestimmungen  des  römischen  Rechts  massgebend. 
War  nämlich  in  einer  später  auch  in  das  westgothische 
Breviar  aufgenommenen 2)  Novelle  Valentinian's  III.  vom 
Jahre  452  3)  verordnet  worden,  dass  Cleriker  und  selbst 


l)  Vgl.  oben  S.  104  ff. 

a)  Lex.  Rom.  Visig.  Nov.  Valent.  III.  tit.  12. 

8)  Nov.  Valentin.  III.  tit.  34:  cum  int  er  clericos 
iurgium  vertitur  et  ipsis  litigatoribus  convenit,  habeat  epis- 
copua     Jiceutiam    iudicandi,     praeeunte    tarnen    vinculo 
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Bischöfe,  wenn  sie  in  Civilsachen  —  und  zwar  gleichviel 
ob  die  Klage  eine  rein  civile  war,  oder  aus  einem  Privat- 
delicte  entsprang  *)  —  beim  weltlichen  Richter  von  Laien 
beklagt  wurden,  ohne  weiteres  vor  diesem  sich  zu  ver- 
antworten hätten;  so  bestimmte  gleich  der  vorfränkischen 
auch  die  altfränkische  Kirche 2),  dass  Cleriker  zwar  Nie- 
manden ohne  Erlaubniss  des  kirchlichen  Vorgesetzten 
im  weltliehen  Gerichte  belangen  dürften,  als  Beklagte 
aber  sofort  dem  Rufe  des  Klägers  vor  dasselbe  zu  folgen 
hätten.  Wenn  dann  dieselbe  Novelle  den  Clerikern  beim 
Streite  untereinander  gestattete,  die  Sache  durch  ein  Com- 
promiss  vor  den  geistlichen  Richter  zu  bringen;  so  geboten 
auch  die  altmerovingischen  Canones  gemäss  den  Bestim- 
mungen des  Concils  von  Chalcedon  vom  Jahre  451  den 
Clerikern  in  Civilstreitigkeiten  untereinander  in  jedem 
Falle  nur  das  Eine,  sich  nicht  an  den  weltlichen  Richter 
zu  wenden,  ehe  vor  dem  geistlichen  ein  Ausgleich  ver- 
sucht  worden   wäre 3).     Im  einen  wie  im  anderen  Falle 


compromissi.  —  Aliter  eos  iudices  esse  non  patimur,  nisi 
voluntas,  iurgantium  interposita,  sicut  dictum  est,  conditionc 
praecedat,  quoniam  constat,  episcopos  et  presbyteros  forum  legibus 
non  habere.  —  Si  ambo  eiusdem  officii  litigatores  nolint,  vel 
alterulter;  agant  publicis  legibus  et  iure  communi;  si  vero  Pe- 
titor laicus,  seu  in  civili  seu  in  criminali  causa, 
cuiuslibet  loci  clericum  adversarium  suum,  si  id  magis  eligat, 
per  auctoritatem  legitimam  in  publico  iudicio  respondere 
compellat.  §  1 .  Quam  formam  etiam  circa  episcoporum  per- 
sonam  observasi  oportere  censemus. 

J)  Vgl.  oben  S.  107  N.  1. 

2)  Conc.  Agath.  a.  50G  c.  82  (Mansi  VIII  S30):  Clericus 
ne  quam  quam  praesumat  apud  saecularem  iudicem,  epis- 
copo  non  permittente,  pulsare;  sed  si  pulsatus  fuerit,  re- 
spondeat.  Vgl.  Conc.  Epaon.  a.  517  c.  11  (Mansi  VIII  560): 
pulsati  (clerici)  —  sequi  ad  saeculare  iudicium  non 
morentur. 

»)  Conc,  Chalced.  a.  451   c.  9  (Mansi  VII  862):  Si  quis  cle- 
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anerkannte  also  selbst  die  Kirche  im  Princip  die  Zu- 
ständigkeit der  ordentlichen  weltlichen  Kichter  und  muss 
demnach  die  unbedingte  Competenz  des  ordent- 
lichen weltlichen  Gerichts  zur  Entscheidung  von 
Rechtssachen  de  persona  der  Cleriker  für  die  altfränkische 
Zeit  als  zweifellos  betrachtet  werden. 

Wir  haben  indess  bereits  weiter  oben  Gelegenheit 
gehabt,  den  Umschwung  zu  verzeichnen,  welchen  die 
Anschauung  der  me'rovingischen  Kirche  in  der 
zweiten  Hälfte  des  sechsten  Jahrhunderts 
hinsichtlich  der  Gerichtszuständigkeit  der  Cleriker  ge- 
nommen, wenn  es  sich  um  Criminalanklagen  gegen  die- 
selben handelte 1).  Die  fränkische  Kirche  war  dazu  ver- 
anlasst durch  den  gegen  Cleriker  üblichen  peinlichen 
Criminalprocess.  Nun  war  aber  das  Verfahren  in  nicht- 
criminellen Schuldsachen  für  die  „Römer"  im  merovin- 
gischen  Reich  vielfach  ebenso  peinlich 2),  als  in  Criminal- 


ricus  habet  cum  clerico  litem  aut  negotium,  proprium  epis- 
copum  ne  relinquat,  'et  ad  saecularia  iudicia  ne  excurrat ; 
sed  causam  prius  apud  proprium  episcopum  agat.  Vgl. 
die  oben  S.  170  N.  1  aufgeführten  altgallischen  Synoden.  Damit 
hängt  es  auch  zusammen,  wenn  die  Interpretatio  zu  Lex  Visig. 
Nov.  Valent.  III.  tit.  1 2  sagt :  de  clericis  quod  dictum,  ut  nisi  per 
compromissi  vinculum  iudicium  episcopale  non  adeant,  po- 
steriori lege  Maioriani  abrogatum  est.     Vgl.  Löning  I  526. 

*)  Vgl.  oben  112  ff. 

2)  Für  die  Anwendung  aller  möglichen  persönlichen  » iniuriae (< 
namentlich  im  Executionsverfahren  ist  es  sehr  bezeichnend,  dass 
es  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod.  XI  8,  1  im  Hinblicke  auf  die 
Appellanten  ausdrücklich  für  nöthig  findet  zu  erklären:  Minime 
fas  est,  ut  in  civili  negotio  libellis  appellatoriis  oblatis  aut 
carceris  cruciatus  aut  cuiuslibet  iniuriae  genus  seu  tor- 
m e n t a  vel  etiam  contumelias  perferat  appellator ;  absquc 
his  criminalibus  causis,  in  quibus,  etiamsi  possunt  provocare,  eum 
tarnen  statum  debent  obtinere,  ut  post  provocationem  in  custodia 
perseverent.  Dazu  bemerkt  die  Interpretatio :  Ista  lex  hoc  praecipit, 
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Sachen,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  es  sich  dabei 
um  Laien  oder  Cleriker  handelte  l).  Das  bestimmte  die 
fränkische  Kirche  auf  dem  zweiten  Concil  von  Mäcon 
vom  Jahre  585,  die  Verordnung  des  Codex  Theodosianus 
beziehungsweise  des  westgothischen  Breviars,  dass  Bi- 
schöfe in  allen  Anklagen  nur  von  Mitbischöfen  gerichtet 
werden  sollen  2)  —  entgegen  den  Bestimmungen  der  No- 
velle Valentinian's  III.  —  in  der  Weise  ausdehnend  zu  inter- 
pretiren,  dass  nicht  nur  im  Falle  einer  Criminalanklage 
(immanitas  causae),  sondern  überall  da,  wo  der  ordent- 
liche weltliche  Eichter  möglicher  Weise  peinlich  ein- 
schreiten könnte,  die  Klage  gegen  Bischöfe  nur  beim 
geistlichen  Kichter  anzubringen  sei,  nämlich  im  Ge- 
richt des  Metropoliten  oder  der  Metropolitan- 
synode,  und  demgemäss  jede  Anklage  gegen  Cleriker, 
ohne  Eücksicht  darauf,  ob  sie  crimineller  oder  nicht- 
crimineller Natur  war,  im  Gericht  des  Bischofs, 
denn  „  quod  de  episcopis  censuimus,  obtinet  et  in  clero tf  3). 
Im  Einklang  damit  hatte  schon  das  vierte  Concil  von 
Orleans  dem  weltlichen  iudex,  das  ist  dem  ordentlichen 
weltlichen  Eichter4),  nicht  nur  das  criminelle  Bestrafen 
(damnare),    sondern  jedes   zwangsweise   Processiren  (di- 


non  debere  appellantem  aut  carceris  custodia  aut  cuius- 
libet  iniuriae  afflictione  constringi,  exceptis  tarnen  crimi- 
nalibus  causis. 

*)  Aviti  episc.  Vienn.  epist.  ad  div.  LXX  circa  a.  518  (M.  G. 
Auct.  ant.  VI  2.  89) :  iubebas  ut  fratrem  et  consacerdotein  nostruin 
Candidianum  —  non  solum  ad  clericorum  verum  etiam  ad  laicorum 
audientiam  destinarem,  a  quibus  constat  d  i  a  c  o  n  um  eius  pro 
civili  causa  servili  custodiae  mancipatum. 

2)  Vgl.  oben  S.  105  N.  4;  108  N.  3. 

3)  Conc.Matisc.il.  a.  585  c.  9,  10  (oben  S.  113  N.  2,  S.  114  N.  1) 
verglich,  mit  Lex  Rom.  Visig.  Cod.  Theod.  XI  8,  1  (oben  S.  198  N.  2). 

4)  Vgl.  oben  S.  115  N.  2. 
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stringere) l)  der  Person  eines  Clerikers  verboten,  wo  immer 
ein  Proeess  gegen  die  Person  eines  solchen  anzustellen 
war,  audientia  episcopalis  fordernd2),  und  ganz  dasselbe 
that  im  Anfange  des  siebten  Jahrhunderts  das  fünfte 
Concil  von  Paris3).  Dass  das  kirchliche  Verlangen  auf 
Ausschluss  des  weltlichen  Processes  auch  Civilsachen  be- 
traf, zeigt  deutlich  das  erste  Concil  von  Mäcon,  welches 
ebendieselbe  Forderung  geradezu  für  Civilsachen  im  Gegen- 
satz zu  den  Criminalsachen  stellte 4) ;  dass  es  sich  aber 
nicht  auf  alle  Civilsachen,  sondern  neben  den  Criminal- 
sachen nur  auf  nichtcriminelle  Schuldsachen 
beziehen  konnte,  beweist  der  Umstand,  dass  nach  allen 
diesen  Concilienschlüssen  in  den  betreffenden  Rechts- 
sachen des  Clerus  die  audientia  des  weltlichen  Eichters 
durch  die  audientia  des  geistlichen  ersetzt  werden  sollte 5), 
so  dass  seitens  des  Ersteren  ein  „  distringere  *  nur  dann 
statthaft  wäre,  wenn  er  von  Letzterem  dazu  aufgefordert 
würde6),  während  in  Rechtssachen  de  possessione  nach 
ebendenselben  und  selbst  späteren  Concilien  kirchlicher- 
seits,  wie  früher,  nicht  einmal  im  Falle  als  beide  Streit- 
theile  höhere  Cleriker  oder  Bischöfe  waren,  mehr  begehrt 
wurde  als  ein  dem  weltlichen  Verfahren  vorausgehender 
geistlicher  Güteversuch  7).  Wir  können  also  sagen :  Die 
merovingische   Kirche    verlangte  seit  Mitte  des  sechsten 


!)  Vgl.  oben  S.  115  N.  5. 

2)  Conc.  Aurel.  IV.  a.  541  c.  20  (oben  S.  118  N.  1). 

3)  Conc.  Paris.  V.  a.  614  c.  4  (oben  S.  115  N.  1). 

4)  Conc.  Matisc.  I.  a.  581   c.  7  (oben  S.   120  N.  2). 

5)  Vgl.  namentlich  Conc.  Matisc.  II.  a.  585  c.  10. 

6)  Conc.  Autissiod.  a.  585  c.  43  (oben  S.  114  N.  2).  Vgl. 
damit  Conc.  Rem.  a.  5S0  c.  6  (Mansi  X  594)  und  Conc.  Cabilon. 
a.  644—656  c.   11   (Mansi  X  1190). 

7)  Vgl.  oben  S.  170  N.  1,  2;  S.  171  N.  1. 
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Jahrhunderts  vom  fränkischen  Staat  Ersatz  der  Ge- 
richtsbarkeit der  ordentlichen  weltlichen 
Kichter  durch  geistliche  Gerichtsbarkeit,  wie 
in  Criminalsachen  der  Cleriker,  so  auch  in  Kechtssachen 
de  persona  derselben. 

Wie  gezeigt  wurde,  hat  der  fränkische  Staat  im 
Chlotharischen  Edict  vom  Jahre  614  die  Forderungen 
der  merovingischen  Keformconcilien ,  so  weit  sie  die 
Exemtion  des  ganzen  Clerus  vom  weltlichen  Criminal- 
process  betrafen,  im  Princip  zurückgewiesen 1).  Soweit 
sie  sich  auf  nichtcriminelle  Schuldsachen  der  Cleriker 
bezogen,  hat  dagegen  der  merovingische  Staat  im  selben 
Edict  die  kirchlichen  Forderungen  im  vollen  Umfange 
anerkannt.     Beides  ist  geschehen  durch  die  Worte: 

„  Ut   nullus   iudicum   de   quolibet  ordine  clericos  de 

civilibus   causis,    praeter   criminalia  negotia,   per  se 

distringere  —  praesumat u  2). 
Es:  braucht  wohl  nicht  erst  auf  den  bereits  erörterten 
Gegensatz  von  „causae  criminales"  und  „causae  minores" 
der  Leges  und  Capitularien  einerseits,  und  anderseits 
der  „causae  criminales"  und  „causae  civiles"  (privatae) 
Hincmar's  v.  Keims  und  der  Lex  Komana  Curiensis  hin- 
gewiesen zu  werden3),  um  es  in  hohem  Grade  wahr- 
scheinlich zu  machen,  dass  auch  die  civiles  causae 
des  Edicts  im  Gegensatz  zu  den  criminalia  negotia  des- 
selben,   nicht,    wie    die    herrschende    Lehre    annimmt4), 


')  Vgl.  oben  S.  119  ff. 

2)  Vgl.  oben  S.  119  N.  8.       8)  Vgl.  oben  S.  184—186. 

4)  Nur  Rettberg  Kirchengeschichte  I  294  N.  10  und  II  640 
N.  8  hat  freilich  aus  ungenügenden  Gründen  die  civiles  causae 
des  Edicts  als  > leichtere  Delicte  gegen  das  bürgerliche  Gesetz* 
erklärt.  —  Ueber  die  Edictslitteratur  siehe  oben  S.  116  N.  2. 
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Oivilsachen  schlechthin,  sondern  nur  culpae  non  crhni- 
nales,  das  heisst  nur  compositionswürdige  Ver- 
gehungen oder  causae  de  persona  sind1).  Dass 
unter  den  civiles  causae  des  Edicts  die  Possessionssachen 
nicht  mitinbegriffen  sein  können,  ergibt  sich  daraus, 
dass,  wie  gezeigt  wurde,  in  diesen  Sachen,  auch  wenn 
es  sich  um  Cleriker  handelte,  die  Competenz  des  iudex 
publicus  (Grafen)  zweifellos  anerkannt  war.  Dass  ander- 
seits die  civiles  causae  allerdings  causae  de  persona  und 
zwar  nur  causae  de  persona  bedeuten,  dahin  führt  schon 
mit  Notwendigkeit  der  im  vorigen  Absätze  als  einzig 
möglich  hingestellte  Inhalt  der  merovingischen  Reform- 
canones  2).  Das  Chlotharische  Edict  verbietet  den  iudices, 
Cleriker  de  civilibus  causis  zu  processiren  (per  se  di- 
stringere);  unterlässt  es  aber  zu  sagen,  dass  an  ihrer 
Stelle  der  kirchliche  Obere  gegen  Cleriker  als  Richter 
zu  fungiren  habe.  Die  selbstverständliche  Ergänzung 
geben  auch  hier  die  die  edictliche  Entscheidung  provo- 
cirenden  Concilsbeschlüsse.  Indirect  erhellt  sie  indess 
auch  aus  dem  Edicte  selbst.  In  unmittelbarem  Anschluss 
an  die  Bestimmungen  über  den  Gerichtsstand  des  Clerus 
fährt  nämlich  dasselbe  fort3): 

„Quod  si  causa  inter  personam  publicam  et  homi- 
nibus  ecclesiae  steterit,  pariter  ab  utraque  partem 
praepositi  ecclesiarum  et  iudex  publicus  in  audientia 
publica  positi  eos  debeant  iudicare". 


i)  Vgl.  auch  Lex  Alam.  XXXVI. 

2)  Der  Ausdruck  »civiles  causae*  für  civile  Schuldsachcn 
entspricht  wie  so  viele  andere  Wendungen  des  Edicts  dem  Sprach- 
gebrauche des  Breviars.  Vgl.  diesbezüglich  Lex  Rom.  Visig. 
Cod.  Theod.  XI  8,  1,  3  und  ib.  XI  11,  1  Interpretatio. 

3)  Edict.  c.  5. 
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Die  „homines  ecclesiae"  des  Edicts  sind  identisch  mit 
den  „  iuniores  ecclesiae "  des  Pariser  Concils  1).  Das  letztere 
hatte  in  Uebereinstimmung  mit  der  Synode  von  Auxerre2) 
Gleichstellung  der  homines  ecclesiae  und  der  Cleriker 
gewünscht3).  Chlothar  hat  dem  Wunsche  nicht  ent- 
sprochen, dafür  aber  bestimmt,  dass  in  Sachen  gegen 
homines  ecclesiae  der  iudex  publicus  und  der  praepositus 
ecclesiae  gemeinsam  .  im  öffentlichen  Gerichte  richten 
sollen 4).  Das  kann  nur  heissen :  „  Bei  Clerikern  mag  es 
de  civilibus  causis  so  sein,  wie  die  Kirche  es  fordert, 
mag  also  der  Richter  der  Bischof  (kirchliche  Obere),  die 
audientia  die  audientia  episcopalis  sein ;  in  civiles  causae 5) 
der  homines  ecclesiae  aber  (natürlich  bei  Klagen  der  Aus- 
wärtigen gegen  solche)  bleibt  es  bei  der  audientia  pu- 
blica, bleibt  iudex  der  iudex  publicus  und  soll  der 
praepositus  ecclesiae  (kirchliche  Obere)6)  nur  pariter 
mit   dem   iudex  publicus  im  öffentlichen  Gerichte  präsi- 


*)  Vgl.  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  V  27  und  VII  42,  wo  erst 
die  » pauperes  et  iuniores  ecclesiae  «,  dann  die  „  homines  S.  Martini * 
als  nicht  heerpflichtig  erklärt  werden.  Dazu  Roth  Beneficial- 
wesen  18S. 

2)  Conc.  Autissiod.  a.  585  a.  43  (oben  S.  114  N.  2). 

3)  Oben  S.  115  N.  1. 

4)  Das  Edict  gewährte  damit  den  homines  ecclesiae,  was 
Conc.  Matisc.  IL  a.  585  c.  12  (Mansi  IX  954)  für  Witt  wen  und 
Waisen  verlangte:  iudices  non  prius  viduas  et  pupillos  con- 
veniant,  quam  episcopo  nuntiarint  — ,  ut  pariter  seden- 
tes  communi  deliberatione  causis  eorum  terminos 
figant. 

5)  Von  den  >  criminales  causae  *  der  homines  ecclesiae  handelt 
Edict.  c.  15. 

6)  Der  praepositus  ecclesiae  ist  hier  wohl  nicht,  wie  S  o  h  m 
G.  V.  349  N.  39  annimmt,  der  Kirchenvogt.  Vgl.  Conc.  Aurel.  IV. 
a.  541  c.  20  (oben  S.  113  N.  1). 
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diren u  1).  So  werden  wir  mit  Sicherheit  sagen  können : 
Das  Chlotharische  Edict  hat,  de  civilibus  causis  die  Be- 
rechtigung der  kirchlichen  Forderungen  sowohl  in  den 
Prämissen  (bereits  durch  Leges  gegebene  Exemtion  der 
Bischöfe)  als  in  den  Consequenzen  (quod  de  episcopis, 
obtinet  et  in  clero)  anerkennend,  den  gesammten 
Clerus  in  ^Rechtssachen  de  persona  von  der 
Gerichtsgewalt  der  ordentlichen  weltlichen 
Richter  eximirt.  Dem  Pariser  Edict  von  614  bald 
nachfolgende  Concilien  fanden  sich  daher  einerseits  ver- 
anlasst, nunmehr  den  Bischöfen  die  gewissenhafte  Hand- 
habung der  ihnen  jetzt  gesetzlich  garantirten  Gerichts- 
barkeit in  Schuldsachen  des  Clerus  einzuschärfen2),  ander- 
seits aber  die  Uebertretung  des  Edictes  durch  die  iudices 
als  Uebertretung  der  Canones  selbst  zu  bezeichnen3). 
Da  nämlich  Chlothar  nicht  nur  in  civilen  Schuldsachen 
der  Cleriker  Alles  sanctionirt  hatte,  was  die  Kirche  ver- 
langte, sondern  auch  in  Criminalsachen  durch  Gleich- 
stellung  der   Priester   und    Diaconen  mit  den  Bischöfen 


*)  Der  Mitvorsitz  des  Praepositus  ist  blosser  Ehrenvorsitz. 
Vgl.  G.  Meyer  in  Zeitschrift  f.  Rechtsg.  XV  g.  A.  108. 

2)  Conc.  Rem.  a.  630  (nach  Hefele  III  74:  a.  624-625)  c.  6 
(Mansi  X  594) :  Ut  si  quis  iudex  cuiuslibet  ordinis  clericum  — 
pro  quibuslibet  causis  absque  conscientia  et  permissu  episcopi 
distringere  aut  contumeliis  vel  iniuriis  afficere  praesumpserit, 
communione  privetur.  Episcopus  tarnen  de  reputatis  conditio- 
nibus  clericorum  negligentias  emendare  non  tardet. 
Vgl.  damit  die  Uebersetzung  bei  Bened.  Levit.  II  164:  Episcopus 
tarnen  non  dimittat,  ut  iniuriam  patientibus  plenam 
de  praefatis  clericis  iustitiam  canonice  non  faciat. 

8)  Conc.  Rem.  a.  630  (624—625)  c.  24  (Mansi  X  597):  Iudices 
qui  super  auctoritate  et  edicto  dominico  canonura  s t a t u t a 
contemnunt,  vel  edict  um  illud  dominicum  quod  Pa- 
risiis  factum  est,  violaverint  aut  contempserint,  placuit  eos 
communione  privari. 
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der  Kirche  gewährte,  was  sie  nach  den  alten  Canones 
überhaupt  fordern  konnte x),  so  war  das  Edict  voll- 
kommen mit  den  Canones  in  Einklang,  nichts 
enthaltend,  was  denselben  zuwider  wäre 2). 

Das   Chlotharische    Edict   findet    in    der    karolin- 
gischen    Gesetzgebung    ein    treffendes    Seitenstück 
am    Capitular    von    Mantua   von    787.     Wir   haben 
über  dieses  Capitular  bereits  oben  3)  gehandelt.    Es  wurde 
da   gezeigt,   dass  dasselbe  zwei  Fälle  unterscheidet,   den 
Fall,    dass  Cleriker  untereinander  streiten  und  den  Fall, 
dass  Cleriker   von   Laien    beklagt   werden,   und   dass   es 
hier   wie    dort   Bestimmungen   trifft   über  den  Gerichts- 
stand  der  Cleriker   in   Rechtssachen  de  possessione  und 
Rechtssachen   de   persona.     Für   den   Fall  eines  Streites 
der  Cleriker  de  possessione  wird  verordnet,    dass  sie  als 
Beklagte  ihren  ordentlichen  Gerichtsstand  stets  vor  dem 
Gericht  des  iudex  oder  comes  haben.    Für  den  Fall  hin- 
gegen, dass  Cleriker  von  Laien  in  Rechtssachen  de  per- 
sona   beklagt    werden    (und    nicht    anders    soll   es   sein, 
wenn  auch  der  Kläger  ein  Geistlicher  ist),  bestimmt  es : 
„ut   neque   abbates   et   presbiteri   neque   diaconi   et 
subdiaconi  neque  quislibet  de  cleros  de  personis  suis 
ad  publica  vel  secularia  iuditia  traantur  vel  distrin- 
gantur,  sed  a  suis  episcopis  adiudicati  iustitias  faciant  f. 


*)  Vgl.  oben  S.  122  ff. 

2)  Conc.  incerti  loci  (bald  nach  614,  nach  Hefele  III  70  viel- 
leicht a.  616)  c.  1  (Mansi  X  546):  Ut  cons  titutiones  illae 
quae  Parisiis  sunt  decretae,  hoc  est  tarn  a  dominis  sacer- 
dotibus  quam  a  domno  Chlothachario  rege,  in  Omnibus 
conserventur,  quia  in  nullo  fidei  catholicae  vel  eccle- 
siasticae  regulae  contrariae  sunt  inventae.  —  Vgl.  Conc. 
Rem.  a.  680  (624—625)  c.  8  =  Conc.  Clippiac.  a.  626  c.  4  bei 
Fried  rieh 'Drei  unedirte  Concilien  der  Merovingerzeit. 

3)  üben  S.   141,  142. 
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Das  heisst:  In  Rechtssachen  de  persona  im  Gegensatz  zu 
Rechtssachen  de  possessione  haben  Cleriker  ihren  ordent- 
lichen Gerichtsstand  in  jedem  Falle  statt  vor  iudex  oder 
comes  vor  dem  Bischof.  Da  die  causae  de  persona  dieses 
Capitulars  genau  dasselbe  sind,  was  die  civiles  causae 
des  Chlotharischen  Edicts,  so  lässt  sich  die  Ueberein- 
stimmung  der  karolingischen  Gesetzgebung  mit  der 
Chlothar's  II.  in  der  Frage  über  den  Gerichtsstand  des 
Clerus  in  Compositionssachen  gar  nicht  schärfer  docu- 
mentiren,  als  es  durch  obiges  Capitular  geschieht.  Man 
wird  dagegen  nicht  einwenden  können,  dass  das  Capitular 
von  Mantua  nur  ein  italisches  sei,  daher  nur  für  Italien 
Geltung  habe  und  somit  kein  vollgiltiges  Zeugniss  gebe 
für  die  betreffenden  Verhältnisse  im  engeren  karolin- 
gischen Frankenreich.  Ein  solcher  Einwand  würde  gleich- 
bedeutend sein  mit  der  völlig  undenkbaren  Annahme, 
dass  der  karolingische  Staat  für  das  eigentliche  Franken- 
reich derogirt  habe,  was  er  in  Italien  neu  eingeführt. 
Eine  derartige  Verfassungsänderung  hätte  auch,  wie  die 
Neueinführung,  eines  ausdrücklichen  gesetzgeberischen 
Actes  bedurft,  der  aber  nicht  nachzuweisen  ist.  Es  fehlt 
nun  freilich  anderseits  im  eigentlichen  Frankenreich  in 
karolingischer  Zeit  ebenso  an  einer  ähnlich  präcisen 
Acceptirung  des  Chlotharischen  Edicts,  wie  sie  das  Ca- 
pitular von  Mantua  aufweist.  Dieser  Umstand  erklärt 
sich  aber  gerade  aus  der  hier  bestehenden  Continuität 
der  Verhältnisse.  Man  hielt  es  für  unnöthig,  gesetzlich 
genau  vorzuschreiben,  was  bereits  seit  Langem  gesetzlich 
feststand.  Dagegen  mochte  es  allerdings,  wenn  das 
Chlotharische  Edict  wirklich  auch  hier  fortdauernde  Gel- 
tung hatte,  nicht  an  darauf  bezüglichen  oder  dasselbe 
ergänzenden  Gelegenheitsbestiniuiuugeu  fehlen.    Was  den 
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Criniinalgerichtsstand  des  Clerus  betrifft,  haben  wir  denn 
auch  schon  oben  l)  in  der  Admonitio  Karl's  des  Grossen 
vom  Jahre  789  die  auf  den  ersten  Blick  an  das  Chlo- 
tharische  Gesetz  erinnernde  Verordnung  kennen  gelernt, 
dass  „  clerici  ecclesiastici  ordinis u,  das  sind  Bischöfe,  Prie- 
ster und  Diaconen,  nur  von  Geistlichen  nicht  aber  von 
Weltlichen  gerichtet  werden  sollen.  Dieselbe  Admonitio 
bestimmt  an  anderer  Stelle,  dass  Cleriker,  welche  mit 
einander  ein  „  negotium B  haben,  gleichfalls  von  den  Bi- 
schöfen gerichtet  werden  mögen.  Haben  wir  diese  Ver- 
ordnung als  eine  weltliche  Anerkennung  des  geistlichen 
Güte  Verfahrens  in  Rechtssachen  de  possessione  der  Cle- 
riker untereinander  bezeichnet 2),  so  wird  sich  eine  dritte 
Stelle  der  Admonitio,  welche  über  das  Reclamationsrecht 
der  Geistlichen  an  den  König  handelt  und  zwar  in 
Rechtssachen,  von  denen  wieder  gesagt  wird,  dass  sie 
zunächst  im  bischöflichen  Gericht  zu  verhandeln  seien  3), 
nur  auf  causae  de  persona  der  Cleriker  beziehen  können. 
Noch  deutlicher  sind  die  analogen  Verordnungen  Karl's 
des  Grossen  auf  der  Frankfurter  Reichssynode  vom 
Jahre  794.  Auch  hier  anerkennt  Karl  in  Possessions- 
sachen der  Cleriker  untereinander  das  geistliche  Güte- 
verfahren4),  schreibt  dazu  für  den  Fall  eines  Possessions- 
streites zwischen  Clerikern  und  Laien  noch  vor,  dass  der 
Bischof  zugleich  mit  dem  Grafen  im  Gericht  zu  erscheinen 
habe5),    ordnet   das    Criminalverfahren    gegen    handhaft 


4)  S.  127  N.  3  und  4. 

2)  Vgl.  oben  S.  175  N.  1. 

3)  Admon.  gen.  a.  789  c.  10  (M.  G.  Cap.  I  55):  in  commune 
episcoporum  cöncilio  causa  eius  (seil,  episcopi  vel  clerici)  exa- 
minetur. 

*)  Vgl.  oben  S.  175  N.  2.       6)  Vgl.  oben  S.  175  N.  4. 
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ergriffene  Priester  *)  und  bestimmt  endlich  anlässlich  der 
Frage  über  das  Keclamationsrecht  der  Geistlichen  offenbar 
in  anderen  Sachen  2) : 

„ut  episcopi  iustitias  faciant  in  suis  parroechiis.    Si 
non  oboedierit  aliqua  persona  episcopo  suo  de  abba- 
tibus,  presbiteris,  diaconibus,  subdiaconibus,  monachis 
et  caeteris  clericis  vel  etiam  aliis  in  eius  parrochia, 
venient   ad   metropolitanum   suum,    et   ille  diiudicet 
causam  cum  suffraganeis  suis". 
Es  ist  wohl  kaum  zweifelhaft,  dass  diese  Worte  im  Wesent- 
lichen ganz  dieselbe  Bestimmung  enthalten,  wie  das  Capi- 
tular  von  Mantua3).     Der  Unterschied  ist  nur  der,  dass 
im  Franfurter  Concil  nicht  ebenso  ausdrücklich,  als  wie 
im  Mantuaner  Capitular  gesagt  wird,  dass  das  geistliche 
Gericht   an   Stelle  des  Grafengerichts  zu  fungiren  habe, 
und  dass  die  betreffenden  causae  Kechtssachen  de  persona 
seien.     Was   dort   als   neue   Einführung  zu  sagen  noth- 
wendig   war,   konnte   hier   als   selbstverständlich   unter- 
bleiben.    Wir    werden    demnach    mit   Bestimmtheit   den 
Satz  hinstellen  können:    Der  karolingische  Staat, 
der   das  Chlotharische  Edict  in  Italien  neu  zur  Geltung 
zu  bringen  sucht,  bekennt  sich  auch  im  eigentlichen 


»)  üben  S.  132  N.  1. 

2)  Synod.  Franconof.  a.  7  94  c.  6  (M.  G.  (Jap.  I  74). 

8)  Sohm  Gerichtsb.  284  bezieht  Franconof.  c.  6  nur  auf  die 
bischöfliche  Disciplinarstrafgewalt,  aber  mit  Unrecht.  Genannte 
Stelle  ist  nicht  in  Parallele  zu  setzen  zu  Capit.  miss.  gen.  a.  802 
c.  15  (M.  G.  Cap.  I  94),  und  mit  diesem  zu  Conc.  Vern.  a.  755 
c.  5  und  9  (M.  G.  Cap.  I  84),  sondern  vielmehr  zu  Conc.  Vern. 
c.  18,  Admon.  gen.  a.  789  c.  10  (M.  G.  Cap.  I  55),  Stat.  Rhispac. 
a.  799  c.  26  (M.  G.  Cap.  I  228)  und  insbes.  zu  Capit.  v.  Pavia 
(Conv.  Ticin.)  a.  855  Anträge  der  Bischöfe  c.  2  (M.  G.  Leg.  1  481). 
—   Vgl.  gegen  Sohm  auch  Wnitz  V.  <i.   I V   475. 
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Frankenreich   treu  und  fest  zu  den  Grundsätzen 
der  merovingischen  Gesetzgebung. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  die  vorstehenden  ge- 
setzlichen Bestimmungen  in  der  Praxis  auch  immer  zur 
Anwendung  kamen.  Die  bezügliche  Untersuchung  ist 
durch  den  fast  völligen  Mangel  entsprechender  Urkunden 
sehr  erschwert.  Was  die  nachchlotharische  merovin- 
gische  Zeit  anlangt,  so  weist  dieselbe  zwei  Zeugnisse 
auf,  welche  die  thatsächliche  Gerichtsbarkeit  des  geist- 
lichen Gerichts  bestätigen.  Im  einen  Falle  *)  richtet 
der  Bischof  von  Paris  in  einem  Streite  um  compositio 
(wegen  Wortbruchs)  zwischen  zwei  Aebten,  von  denen  sich 
der  Eine  durch  fides  facta  für  eine  Lieferung  von  Oel 
und  Wein  verbürgt  hatte  und  nun,  da  die  Leistung  nicht 
erfolgte,  dem  Andern  (Gläubiger)  aus  seinem  Eigenen 
componiren    soll 2).     Im    anderen    Falle 3)    wurde    gegen 


»)  Pardessus  Dipl.  II  223  (a.  692)  =  M.  GL  Dipl.  I  53:  E. 
abbati  ante  hus  annus  vuaddio  pro  olio  milli  quingentas  liberas, 
et  vino  bono  moclios  cento,  pro  A.  episcopo  ipsi  C.  abba  ei  c  o  n- 
mendassit;  et  taliter  ipsi  E.  spondedisset  ut  hoc  ei  dare  et 
adinplire  debirit,  et  hoc  menime  ficisset.  Uude  et  ante  dies  per 
eorum  noticias  paricolas  ante  d.  S.  pontefici  placita  inter 
se  habuerunt,  ut  medio  minse  Aprile  iam  preterito,  ipsi  E.  abba 
apud  tris  homenis  sua  mano  quarta  ante  ipso  pontefeci,  aut  hoc 
coniurare  debirit,  quod  ipso  vuaddio  de  mano  memorato  C.  abbati 
numquam  adhramissit,  nee  hoc  ei  dare  et  adinplire  spondedisset, 
quod  se  menime  faciebat,  argento  liberas  dece  ad  ipso  diae 
ei  dare  debirit.  —  Vgl.  Bethmann-Hollweg  IV  559. 

2)  Vgl.  oben  S.  193  —  195. 

3)  BouquetIV43  (a.  680— 642):  Erzbischof  v.  Bourges  schreibt 
an  Bischof  v.  Rhodez :  In  quantum  nobis  Desiderius  —  Cadurcae 
urbis  episcopus  —  innotuit,  gravi  iniuria  homines  sui  a  Per- 
ricio  diacono  vestro  —  pertulerunt.  Et  audivimus,  quod  Kai. 
Aprilis  vobiscum  exinde  placitum  debeat  habere.  Prop- 
terea  —  rogamus,  ut  taliter  adversus  d.  Desiderio  ordinetis 
emendari,   si   cognoscitis,   quod  —  diaconus  exinde  negli- 

N  i  s  s  1 ,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Clerus.  14 
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einen  Diacon  von  Ehodez,  der  Hintersassen  des  Bischofs 
von  Cahors  schwer  beeinträchtigt  hatte,  von  diesem  unter 
gleichzeitiger  Anzeige  an  den  Metropoliten  beim  Orts- 
bischof Klage  geführt,  und  hatte  demgemäss  der  Bischof 
von  Rhodez  als  erstcompetenter  Richter  im  bereits  an- 
gesagten Placitum  den  Diacon  im  Schuldfalle  (wegen 
Rechtsbruchs)  zu  einer  entsprechenden  „  emenda "  zu  ver- 
halten, oder  denselben  eventuell  durch  „  fideiussores "  vor 
das  Metropolitangericht  zu  stellen.  Aus  karolingi- 
scher  Zeit  haben  wir  gar  nur  ein  geistliches  Placitum 
de  persona,  nämlich  eine  Luccheser  Urkunde x),   wonach 


gens  est,  qualiter  vestra  est  prudentia,  et  si  hoc  fortasse  ipse 
dicat,  obaudire  distulerit,  et  taliter  emendatur,  qualiter  d. 
Desiderio  voluntas  est,  non  aliter  fiat,  nisi  in  placito,  quod  vobis 
supra  scriptus  pontifex  denuntiaverit,  memorato  diacono  vestro 
per  fideiussores  una  cum  indiculo  vestro  ante  parvitatem 
nostram  faciatis  dirigere. 

*)  Mem.  di  Lucca  Vc  13  (a.  902).  Zu  Gericht  sitzt  der  Bischof 
von  Lucca  una  cum  A.  archidiacono,  dann  presb.  cardinales, 
subdiaconi,  laichos  homines  (worunter  ein  scabinus,  8  notarii 
und  Andere).  Der  bischöfliche  Vicedominus  und  Archipresbyter 
Viventius  erhebt  Klage  gegen  den  Presbyter  Ghispertus :  Volo 
iuatitiam  abere  ab  isto  Ghisperto  presb.  eo  quod  ipse  introivit  in 
eccl.  S.  Gervasii  —  et  in  casis  et  rebus  ad  eam  pertinentes,  et 
tulli  exinde  oblationem  et  fruges  tarn  ipse  quam 
homines,  quos  ipse  trasmisi,  et  in  sua  potestatem  malo  ordine 
avenit.  His  dictis  respondebat  ipse  Ghispertus  presb. :  quod  hoc 
veritas  non  fuisset.  Tunc  ipse  A.  archidiaconu  s  interro- 
gavit  exinde  Viventius  archipresb.  si  hoc  per  testes  aprobare 
potuisset  hoc  quod  dicebat,  an  non.  Quibus  ipse  Viventius  archi- 
presb. dixit :  quod  hoc  per  testes  adprobare  non  poteret.  Et  dum 
taliter  diceretur,  sie  ipse  A.  archidiaconus  iudieavit,  et 
wadia  dare  fecit  ipso  Ghisperto  presb.  eidem  Viventii  archipresb. 
et  vicedomino  iurandi  a  Dei  evangelia  iuxta  legem,  quod  in  plebe 
S.  Gervasi  et  in  casis  et  rebus  ad  eam  pertinentes  non  introisset, 
nee  oblationem  et  fruges  exinde  tullisset,  nee  homines  a  tollendum 
misisset,  neque  in  sua  potestatem  abuisset  malo  ordine,  per  quem 
legibus    componere    deberet.     Da    nun    aber   Viventius   den 
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ein  Archipresbyter  als  Vicedominus  des  bischöflichen  Hofes 
vor  dem  Bischof  von  Lucca  einen  Presbyter  um  gesetz- 
liche compositio  klagt  für  Einbruch  in  eine  Kirche 
und  Beraubung  derselben.  Dass  wir  es  hier  mit  einem 
geistlichen  Gericht  zu  thun  haben,  zeigt  deutlich 
der  Umstand,  dass  trotz  der  Anwesenheit  von  scabini 
und  anderer  weltlicher  Personen  unter  Vorsitz  des  Bi- 
schofs der  bischöfliche  Archidiacon  mit  den  übrigen 
Priestern  von  Lucca  urtheilt x),  während  nach  anderen 
Luccheser  Urkunden,  die  wir  als  weltliche  Placita  be- 
zeich u  et  haben2),  das  Urtheil  einzig  von  den  lociserva- 
tores  (scabini)  abgegeben  wird 3).  Sind  nun  auch  diesen 
drei  Urkunden  keine  Grafenplacita  gegenüberzustellen,  so 
ist  das  doch  noch  kein  Beweis  dafür,  dass  nicht  auch  das 
Grafengericht  thatsächlich  in  Eechtssachen  de  persona 
der  Cleriker  urtheilte.  Das  Fehlen  der  Grafenplacita 
kann  sich  daraus  erklären,  dass  es  ja  für  die  Dauer  von 
keinem  Interesse  war,  dergleichen  Urkunden  aufzube- 
wahren. Zum  Eingreifen  in  die  bischöfliche  Competenz 
war  aber  für  die  Grafen  Gelegenheit  genug  vorhanden. 
Man  muss  sich  nur  vor  Augen  halten,  dass  die  Compe- 


Beklagten  weiter  interpellirt,  ob  er  etwa  auf  die  Kirche  einen 
Rechtstitel  behaupten  wolle,  dieser  aber  die  Frage  verneint,  so 
ergeht  das  weitere  Urtheil :  rectum  nobis  paruit  esse  nobis  q.  s. 
A.  archidiacono  et  suprascriptis  presbiteris  cardi- 
nales,  ita  iudicavimus,  ut  abere  pars  episc.  S.  Martini  iam 
dicta  eccl.  S.  Gervasii  cum  casis  et  rebus  ad  eam  pertinentes  sine 
contraditione  eiusdem  Ghisperti  presb.  —  Vgl.  vielleicht  auch 
Mem.  di  Lucca  IV  b  70  (a.  902). 

*)  Ganz  so  wie  es  Lex  Curiensis  (oben  S.  186  N.  1)  für  den 
Fall  eines  Streites  gegen  Cleriker  in  »causae  privatae  hoc  sunt 
minores c<  vorschreibt. 

2)  Oben  S.   165  N.  1. 

3)  Vgl.  Ficker  III  199. 

14* 
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tenz  des  geistlichen  Gerichts  umfänglich  zusammenfiel 
mit  der  Competenz  des  Schultheissen,  dem  gegenüber 
der  Graf  auch  in  Schuldsachen  jeder  Zeit  zu  richten 
berechtigt  war.  Namentlich  im  Falle  einer  Concurrenz 
von  Schuld-  und  Possessionssachen,  wurden,  wenn  der 
Beklagte  ein  Laie  war,  erstere  regelmässig  zugleich  mit 
letzteren  im  Grafengericht  entschieden  1).  Was  liegt  näher, 
als  anzunehmen,  dass  die  Grafen  dieses  doppelte  Ent- 
scheidungsrecht auch  dann  für  ihr  Gericht  prätendirten, 
wenn  der  Beklagte  ein  Cleriker  war  2),  ganz  so  wie  nach 
obgenanntem  Luccheser  Placitum  das  bischöfliche  Gericht 
im  Anhang  an  das  Compositionsurtheil  sich  zugleich 
auch  auf  die  Entscheidung  der  Possessionsfrage  einliess  3). 
Der  Umstand,  dass  Bischofs-  und  Schultheissencompetenz 
inhaltlich  identisch  waren,  konnte  in  einzelnen  Diöcesen 
sogar  zur  völligen  Verdrängung  des  geistlichen  Schuld- 
gerichts führen.  Es  kam  nur  darauf  an,  in  wie  weit 
die  betreffenden  Bischöfe  Willens  oder  im  Stande  waren, 
den  Satz  zur  Geltung  zu  bringen,  dass  das  geistliche 
Gericht  in  Schuldsachen  der  Cleriker  nicht,  wie  das 
Schultheissengericht  in  Personalsachen  der  Laien,  zur 
Eutlastuug  des  Grafengerichts  fungiren  sollte,  sondern 
vielmehr   ganz   und   gar   an   dessen  Stelle.     Ein  solcher 


1)  Z.  ß.  Meichelbeck  No.  47  8  (a.  825);  Cart.  de  Redon  I  189 
(a.  840—846);  Menard  I   16,   17   (a.  898,  914). 

2)  Man  kann  indess  dafür  nicht  anführen  Mem.  di  Lucca  V  l> 
123  (a.  785)  =  Muratori  I  531  (a.  786),  wonach  die  lociservatores 
im  Auftrag  des  Vorsitzenden  Bischofs  gelegentlich  eines  Streites 
de  possessione  zwischen  zwei  Priestern  einen  Cleriker  wegen  Ver- 
brennung der  bezüglichen  Besitzurkunden  zu  einer  Busse  ver- 
urtheilen.  Da  der  Fall  zeitlich  dem  Erlass  des  Capitulars  von 
Mantua  von  787  vorangeht,  so  steht  er  nicht  im  Gegensatz  zur 
Competenz  des  geistlichen  Gerichts. 

")  Oben  S.  210-  N.   1. 
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Zustand  ist  —  wohl  in  Folge  von  Nachlässigkeit  der 
Bischöfe  seihst  —  in  der  zweiten  Hälfte  des  neunten 
Jahrhunderts  in  der  Erzdiöcese  und  den  Suffragandiöcesen 
der  Kirchenprovinz  Narbonne  sogar  Gewohnheit  geworden. 
Es  ist  dieser  Fall  auch  kaum  vereinzelt  geblieben.  Aber 
gewiss  wurde  dann  ein  derartiges  Eingreifen  des 
Grafengerichts,  wie  hier,  auf  Verlangen  der  kirch- 
lichen Autorität  als  den  „canones*  und  „leges" 
und  der  althergebrachten  „mos"  (Praxis)  zu- 
wider auch  weltlicherseits  wieder  abgestellt1). 

Trotz  der  Schwankungen  der  Praxis  stand  seit  614 
der  Satz  fest,  dass  in  causae  de  persona  der  Cleriker 
an  Stelle  des  Volksgerichtes  das  bischöfliche 
Gericht  das  competente  Gericht  sei2). 


*)  Erlass  Karl's  des  Einfältigen  an  die  richterlichen  Beamten 
der  Erzdiöcese  Narbonne  vom  Jahre  899  (Bouquet  IX  479):  Nar- 
bonensis  ecclesiae  archiepiscopus  —  nostram  adiit  serenitatem, 
innotescens  — ,  quod  in  sua  parrochia  seu  in  cunctis 
episcopiis,  qui  in  suffragio  ipsius  positi  sunt,  gra- 
vissima  quaedam  contra  iura  canonum  atque  instituta 
1  e g u m  increverit  consuetudo,  adeo  ut  c o m i t e s  atque 
i u d i c e s  seu  ministri  illorum  sacerdotes  Domini  sive  reli- 
quos  ecclesiae  minist ros  ad  placitum  ducere  et  fideiussores 
tollere  atque  eos  more  laicorum  distringere  praesumant. 
—  Nos  vero  priscorum  regum  scilicet  parentum  nostrorum 
m o r e m  sequentes  —  iubemus  praecipientes,  ut  nemo  comi- 
tum  aut  iudicum  —  in  cuncta  Narbonensi  diocesi  seu  in 
omnium  episcoporum  sibi  sufrraganeorum  ecclesiis,  aliquem 
sacerdotum  aut  levitarum  seu  reliquorum  eccle- 
siae Dei  ministrorum  violenter  sibi  subiicere  aut  fideiussores 
tollere  aut  in  placitum  laicorum  distringere  ullatenus 
praesumat.  —  Si  aliquae  vero  querimoniae  adversus  illos 
exortae  fuerint,  in  praesentiam  suorum  episcoporum 
veniant  et  ibi  de  his  canonice  atque  legaliter  iudicentur; 
quia  iuxta  sanctiones  legum  indignum  est,  ut  homines  iudi- 
cent  Deos. 

2)  Es    mag   nicht   uninteressant   sein,    an    dieser    Stelle   zu 
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b)  Königsgericht. 

§  19. 

Gemäss  dem  Ergebnisse  der  vorstehenden  Unter- 
suchung war  die  Befreiung,  welche  vom  Chlotharischen 
Edict  den  Clerikern  in  Streitsachen  de  persona  gewährt 
wurde,  Befreiung  von  der  Gewalt  der  „  iudices ",  das  heisst 
der  ordentlichen  öffentlichen  Richter.  Es  drängt  sich 
die  Frage  auf,  ob  damit  auch  schon  die  Befreiung  von 
der  Gewalt  des  fränkischen  Iudex  schlechtweg,  das  heisst 
des  obersten  Gerichtsherrn  gegeben  war?  Das  führt  uns 
zu  einer  Erörterung  über  die  Stellung  des  Königs- 
gerichts. 

Was  die  Zeit  vor  dem  Chlotharischen  Edict 
betrifft,  so  war  die  Competenz  des  Königsgerichts 
selbstverständlich.  Das  ergibt  sich  schon  aus  dem 
Verhältnisse A)  des  Königsgerichts  zum  Grafengericht. 
Zwar  war  der  Graf  der  Richter  der  öffentlichen  frän- 
kischen Verfassung,  aber  er  war  nicht  Richter  kraft 
eigenen  Rechts,  sondern  nur  der  richterliche  Diener 
des  Königs,  der  als  oberster  Gerichtsherr  die  gesammte 
öffentliche  Gerichtsgewalt  in  seiner  Person  vereinigte. 
Ueberliess  der  König  für  die  Regel  die  Ausübung  der 
ordentlichen  Gerichtsgewalt  seinen  Dienern,  so  konnte 
er  doch  jederzeit  selbst  vollbringen,    was  sonst  jene  für 


bemerken,  dass  genau  in  denselben  Rechtssachen  des  Clerus  — 
nämlich  bei  Streit  um  Mobilien,  aus  Schuldverträgen  und  kleineren 
Vergehen  (vgl.  oben  S.  187  N.  1)  im  Gegensatz  zu  den  Immo- 
hiliargutssachen  —  das  geistliche  Gericht  noch  im  französischen 
Mittelalter  von  Rechtswegen  das  competente  Gericht  war.  Vgl. 
Fournier  Les  officialites  au  moyen-äge  (Paris  1880)  p.  72,  7  8, 
77,  111,  113,  115,  116  gegen  p.  110,  113,  114,  118,  119. 
*)  Vgl.  Sohm  G.  V.   146  ff. 
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ihn  thaten.  Haben  wir  also  im  vorigen  Paragraphen 
für  die  voredictliche  Zeit  die  Competenz  der  ordentlichen 
Richter,  in  was  immer  für  Civilsachen  der  Cleriker  zu 
entscheiden,  nachgewiesen,  so  ist  damit  ohne  weitere 
Belege  für  jene  Zeit  auch  die  Zuständigkeit'des  Königs- 
gerichts dargethan. 

Anders  stellt  sich  die  Sache  bei  Beurtheilung  der 
durch  das  Chlotharische  Edict  geschaffenen  Zustände.  Die 
Exemtion  vom  Grafengericht  brauchte  nämlich  nicht  in 
gleicher  Weise  auch  Exemtion  vom  Königsgericht  zu 
sein,  wie  umgekehrt  die  Zuständigkeit  des  ersteren  zu- 
gleich Zuständigkeit  des  letzteren  bedeutete.  Der  König 
konnte  in  Rechtssachen  de  persona  der  Cleriker  compe- 
tenter  Richter  bleiben,  trotzdem  dieselben  von  der  Grafen- 
gewalt befreit  waren.  Zur  Beantwortung  der  Frage,  ob 
dies  thatsächlich  der  Fall  war,  bietet  das  Chlotha- 
rische Edict  selbst  keinen  positiven  Anhaltspunct, 
wenn  man  nicht  einen  solchen  in  der  Bestimmung  des- 
selben erkennen  will,  dass  Cleriker,  die  sich  in  irgend 
einer  Angelegenheit  (causa)  an  den  König  gewendet  und 
von  ihm  einen  schriftlichen  Erlass  erhalten  haben,  vom 
Bischof  wegen  der  Reclamation  an  den  König  nicht  be- 
straft werden  dürfen 1).  Für  die  Annahme  der  Fort- 
dauer der  Königscompetenz  spricht  zunächst  nur 
die  rein  negative  Thatsache,  dass,  wie  die  merovingischen 
Reformconcilien   in   ihren   Forderungen   die  Erwähnung 


»)  Edict.  Chloth.  c.  3  (M.  G.  Cap.  I  21),  im  Uebrigen  die  fast 
wörtliche  Wiedergabe  des  vom  Conc.  Paris.  V  c.  S  (Mansi  X  540) 
erlassenen  Verbotes  des  Schutzsuchens  der  Cleriker  beim  Könige 
und  bei  den  weltlichen  Grossen,  hat  daneben  den  selbständigen 
Satz:  Et  si  pro  qualebit  causa  adprincipem  expetierit  et 
cum  ipsius  principis  epistola  ad  episcopo  suo  fuerit  reversus,  ex- 
cusatus  recipiatur.     Vgl.  über  diese  Stelle  Löning  II  498  N.  1. 
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des  Königsgerichts  mit  unverkennbarer  Absichtlichkeit 
vermieden,  so  auch  das  Edict  Chlothar's  die  Exemtion 
ausdrücklich  nur  auf  die  Gewalt  der  „iudices"  bezog. 

Die  sich  hieraus  ergebende  Vermuthung  wird  nun 
aber  in  nicht  geringem  Masse  gerechtfertigt  durch  die 
nachedictliche,  sowohl  merovingische  als  karolin- 
gische  Praxis.  Aus  merovingischer  Zeit  ist  dies- 
bezüglich vor  Allem  von  Interesse  die  bereits  angeführte 
Urkunde  von  692,  da  nach  derselben  die  beiden  um  com- 
positio  für  Wortbruch  streitenden  Aebte  noch  im  bischöf- 
lichen Gericht  und  sogar  im  Auftrag  des  Bischofs  sich  zu 
einer  eventuellen  zweiten  Verhandlung  über  dieselbe  Sache 
im  Königsgericht  verpflichten 1).  Ebenso  lässt  der  König 
nach  einer  merovingischen  Gerichtsformel  Aebte  und 
Cleriker,  die  sich  gegen  irgend  Jemanden  eines  Eaubes 
schuldig  gemacht,  und  in  anderer  Weise  nicht  zur  Lei- 
stung der  gesetzlichen  emenda  gebracht  werden  können, 
durch  den  Bischof  vor  sein  Gericht  laden 2).  Auch  aus 
karolingischer  Zeit  ist  die  Competenz  des  Königs 
oder  seiner  ausserordentlichen  Stellvertreter  mehrfach 
durch  Placita  zu  belegen :  So  erfolgt  in  dieser  Zeit  über 
Aufforderung  eines  königlichen  Frohnboten  eine  Zeugen- 
vernehmung in  einer  Schuldsache  (wegen  res  praestita) 
des  Klosters  Caunes  gegen  den  Erzbischof  von  Narbonne 3) ; 


*)  Pardessus  Dipl.  II  228  (oben  S.  209  N.  1)  fährt  nämlich 
fort:  Quod  se  hoc  non  faciebat,  postia  istas  Kai.  niadias  iaui 
preteritas  ante  nus  (König)  debirint  coniungire,  et 
inspectas  eorum  noticias  eorum  inter  se  de  ac  causa  debirint  de- 
ducire  racionis.  Unde  et  per  ipsas  eorum  noticias  paricolas,  taliter 
inter  se  placitum  habuerunt  initum.  —  Vgl.  Bethmann-Holl- 
weg  IV  559. 

2)  Marculf  I  27  (M.  G.  Form.  59  =  Roz.  484).  Siehe  unten  §  20. 

8)  Mabillon  Dipl.  548  (a.  878):  ex  ordinacione  Salomon 
misso    —   in   mallo   publico   —  testificant   et  iurant  testes  — , 
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so  klagt  der  Bischof  von  Lucca  im  Missalgericht  gegen 
einen  Priester  um  Composition  einer  in  einem  Libellar- 
vertrag  stipulirten  Pönalsumme l) ;  so  entscheidet  ein 
Diacon  als  Vertreter  eines  königlichen  Missus 2)  in  einer 
Possessionsklage  eines  Klosters  gegen  einen  Priester  nicht 
nur  über  die  Zugehörigkeit  der  Gewere,  sondern  auch 
über  die  Zahlung  der  wegen  gewaltsamen  Einfalls  in 
das  Immunitätsgebiet  schuldigen  Immunitätsbusse3);  so 
ruft  endlich  ein  Presbyter  wegen  vorenthaltener  Zehnten 
und  erlittener  Schläge  gegen  einen  Cleriker  nebst  dessen 


quos  profert  —  mandatarius  de  —  Daniel  abbate  vel  cuncta  con- 
crecasione  — ,  iurantes  —  quia  —  notum  avemus  et  vidimus  et 
praesentaliter  fuiinus  — ,  quando  P.  (der  verstorbene  Erzbischof) 
—  recepit  ipsa  annona  et  ipsum  vinum  —  valente  soli- 
dos  sepuaginta,  in  res  mullo  et  cavallos  et  prunia  et 
alias  res  valentes  solidos  CCCC  —  quod  —  E.  abba  et  pres- 
byter  (der  verstorbene  Abt  des  Klosters)  —  praestitum   fecit. 

')  Mem.  di  Lucca  Vb  418  (a.  858).  Missalgericht  zu  Lucca. 
Kläger  ist  Bischof  von  Lucca  mit  Vogt  Teutfrid;  Beklagte  sind 
Priester  Belisarius  mit  Vogt  und  Brüder.  Klage :  Bellisarius  presb., 
S.  et  A.  gg.  habere  videtur  eccl.  S.  Marie  cum  casis  et  rebus 
eius :  et  ecce  libellum  — ;  set  easdem  eccl.  casis  et  rebus  earum 
pegioratae     sunt,     unde    secundum    suorum    promis- 

sionem  a  parte  S.  Martini  (Kläger)  comp —  debuit. 

Nach  Untersuchung  über  Richtigkeit  der  klägerischen  Behauptung 
lautet  das  TJrtheil :  paruit  nobis  recte  —  et  wadia  dare  fecimus 
ipsum  S.  et  Leo  avocato  iam  dicti  Belisarii  presb.  seo.  et  A.  — , 
eidem  Teutfridi  avocato,  ut,  sicut  se  per  ipsum  libellum  repro- 
miserat  a  parte  ipsius  episc.  S.  M.  componere  illos  quatri- 
genti  solid,  quod  ibi  legebatur;  et  Teutfridi  fecimus  ei  dare 
(wadia)  esset  paratus  ab  eis  compositio  illa  recipere. 

2)  Vgl.  oben  S.  164  N.  2. 

8)  Ficker  IV  15  (a.  828):  iudicavimus,  et  inde  revestire 
fecimus  ipso  Aliperto  presbiter  una  cum  Altiperto  advocato 
suo  (Beklagte)  de  ipsi  petioli  de  vinee  per  fuste  de  manu  sua 
ipso  Andreas  (advocatum)  ad  parte  denominato  monasterio  (Kläger), 
et  insuper  fecimus  dare  wadia  de  monetate  ipsu,  id  sunt  sex 
centum  solidos,  componere  ipsi  Aliperto  presbiter  et  Alti- 
pertu  Andree  ad  parte  predicto  monasterio. 
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Verwandten  als  ehemaliger  Unfreier  des  königlichen  Vaters 
direct  die  Hilfe  des  Königs  an  x).  Sind  der  überlieferten 
Fälle  der  Praxis  auch  nur  wenige,  so  ergibt  sich  aus 
ihnen  doch  das  Eine  gewiss,  dass  das  Königs ge rieht 
in  Kechtssachen  de  persona  der  Cleriker,  sei  es  in  reinen, 
sei  es  bei  Concurrenz  mit  Possessionssachen,  und  zwar 
selbst  beim  Streite  der  Cleriker  untereinander,  auch 
nach  dem  Edict  mehrfach  thatsächlich  ein- 
gegriffen hat. 

Die  vorgeführten  Zeugnisse  der  nachchlotharischen 
Praxis  erhalten  aber  erst  die  richtige  Beleuchtung  durch 
die  Gesetzgebung.  Schon  in  frühkarolingischer 
Zeit  fehlt  es  in  den  Capitularien  nicht  an  directen 
Belegen  für  die  Zuständigkeit  des  Königs.  So 
wurde  noch  im  selben  Jahre,  in  welchem  das  Chlotha- 
rische  Edict  auch  in  Italien  zur  Geltung  gebracht  wurde 2), 
ebendort  von  König  Pippin  sowohl  den  Aebten  als  den 
Bischöfen,  falls  sie  auf  ihren  Eeisen  irgend  Jemanden 
beschädigen,  eingeschärft,  auf  Reclamation  des  Beschä- 
digten sofort  die  gesetzliche  Busse  zu  leisten,  indem  sie 
sonst,  wenn  sich  der  Beschädigte  in  Folge  ihrer  Kenitenz 


!)  Jaffe  Bibl.  rer.  germ.  III  324  (a.  814  —  840):  ortavit  nie 
F.  (c  1  e  r  i  c  u  s)  cantare  in  illa  ecclesia ;  et  super  omnia  habere 
debuissem  medietatem  de  ille  deeima.  —  Nihil  inde  aeeepi,  unde 
nos  conventionem  habuimus.  —  Ille  —  cum  parentibus  suis  — 
flagellaverunt  me — ;  fecerunt  me  iurare,  ut  non  debuissem 
a  diebus  meis  reclamare  me  ad  vestram  pietatem  nee 
ad  missum  vestrum,  si  me  fecissent  iustitiam.  Tunc  petivi 
iustitiam  meam  ad  illos,  sed  minime  inveni.  Modo  —  depre- 
cor,  —  ut  iustitiam  meam  valeam  pervenire.  Quod 
non  possum  invenire  nee  iustitiam  nee  misericordiam  apud  illos, 
nisi  per  misericordiam  vestram;  et  pro  redemptione  animae  patris 
vestri,  cuius  servus  antea  fui. 

2)  Vgl.  oben  S.  205,  206.  —  Nach  Boretius  M.  G.  Gap.  I  194 
ist  Capit.  Mant.  aus  dem  Anfange  des  Jahres  787. 
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an  den  König  wenden  würde,  ausser  der  gesetzlichen 
Busse  auch  den  Königsbann  zahlen  müssten 1).  Nicht 
anders  wird  ein  Capitular  Ludwig' s  des  Frommen  auf- 
zufassen seiu,  wonach,  wie  die  Grafen,  so  auch  die  Bi- 
schöfe und  Aebte  vor  den  königlichen  Frohnboten  in 
jeder  Sache  persönlich  oder  vertreten  durch  einen  vicarius 
Kechenschaft  zu  geben  verpflichtet  sind2).  Von  beson- 
derem Interesse  sind  aber  in  dieser  Beziehung  die  von 
Karl  dem  Grossen  erlassenen  Bestimmungen  zur 
Entlastung  des  Königsgerichts.  Sie  wurden  ver- 
anlasst durch  entsprechende  kirchliche  Forderungen.  Ge- 
stützt  auf  einen   alten  Canon  von  Antiochia3),    wonach 


*)  Pippini  Capit,  Pap.  a.  787  oct.  c.  4  (M.  G.  Cap.  I  198): 
De  episcopis,  abbatibus,  —  vel  reliquis  hominibus,  — 
ubicumque  per  regnum  nostrum  pergunt,  nt  non  praesumant  — 
alicui  homini  suam  causam  tollere  nee  suuni  labo- 
ratum  — .  Et  si  aliquis  hoc  facere  praesumpserit,  —  et  ipse 
homo  ibidem  ad  eos  proclamaverit,  tunc  volumus,  ut  presenta- 
liter  ille  homo,  qui  hoc  malum  fecit,  hoc  quod  ad  ipsum  homiuem 
tulit,  ei  seeundum  suam  legein  emendet.  Et  si  hoc  evenit,  quod 
ipsa  causa  ibidem  seeundum  legem  presentaliter  eraendata  non 
fuerit,  et  ad  palatium  exinde  proclamatio  devenerit , 
tunc  volumus,  ut  ipse,  qui  hoc  malnm  fecit,  contra  ipsum  ho- 
minem,  qui  proclamavit,  suam  legem  emendet  et  ad  pala- 
tium nostrum  bann  um  componat,  pro  eo  quod  super  bannum 
nostrum  hoc  facere  ausus  fuit. 

2)  Capit.  miss.  a.  819  c.  28  (M.  G.  Cap.  I  291):  Ut  omnis 
episcopus,  abbas  et  cotnes  excepta  infirmitate  vel  nostra 
iussione  nullam  excusationem  habeat,  quin  ad  placitum  mis- 
sorum  nostrorum  veniat  aut  talem  vicarium  suum  mittat,  qui 
in  omni  causa  pro  illo  rationem  reddere  possit. 

8)  Coli.  Dionyso-Hadriana  Conc.  Antioch.  c.  1 1 :  Si  quis 
episcopus  aut  presbyter  aut  quilibet  regulae  subiectus  ecclesiae, 
praeter  consilium  et  litteras  episcoporum  provin- 
ciae  et  praeeipue  metropolitani  adierit  impera- 
torem,  tunc  reprobari  et  abiiei  oportere  — ,  quia  venerandi 
prineipis  auribus  molestiam  tentavit  inferre  contra  leges 
ecclesiae.    Si  igitur  adire  prineipem  necessaria  causa  deposcit,  hoc 


—     220     — 

Bischöfe,  Priester  und  andere  Cleriker,  die  sich  ohne 
Begleitschreiben  der  Provinzialbischöfe,  beziehuugsweise 
des  Metropoliten  an  den  Kaiser  gewendet,  zur  Strafe  für 
die  Belästigung  des  Monarchen  abgesetzt  werden  sollten, 
hatte  schon  das  Concil  von  Verneuil  von  755  unter 
gleichzeitiger  Berufung  auf  einschlägige  Bestimmungen 
eines  Concils  von  Carthago  den  Clerikern  verboten,  sich 
ohne  kirchlich- obrigkeitliche  Erlaubniss  mit  Hintansetzung 
des  geistlichen  Gerichts  von  irgend  einer  Anklage  im 
weltlichen  Gerichte  zu  reinigen,  und  zwar  desshalb,  damit 
in  solchen  Sachen  der  König  nicht  belästigt  werde1). 
Diese  kirchlichen  Wünsche  hat  nun  Karl  der  Grosse  im 
eigenen  Interesse  sanctionirt.  Bereits  in  der  Admonitio 
von  789  traf  er  eine  dem  genannten  Canon  von  Antiochia, 
auf  den  er  sich  ausdrücklich  berief,  ganz  analoge  Be- 
stimmung2), und  im  Frankfurter  Concil  von   794  inter- 


agatur  cum  tractatu  et  consilio  metropolitani  et  caeterorum  episco- 
porum.  —  Wörtlich  wiederholt  von  Conc.  Aquisgr.  a.  817  De 
instit.  canon.  c.  78  (Mansi  XIV  201). 

J)  Conc.  Vern.  a.  755  c.  18  (M.  G.  Cap.  I  36):  Ut  nullus 
elericus  ad  iudicia  laicorum  publica  non  conveniat  nisi 
per  iussionem  episcopi  sui  vel  abbatis  iuxta  canones 
Cartaginenses  — :  »Qui  relicto  ecclesiastico  iudicio  publicis  iu- 
diciis  se  purgare  voluerit,  etiamsi  pro  illo  fuerit  prolata  sen- 
tentia,  locum  suum  amittat.  Hoc  in  criminali  iudicio.  In  civili 
vero  perdat,  quod  evicit,  si  locum  suum  obtenere  voluerit  —  «. 
Et  maxime,  ne  in  talibus  causis  inquietudine  domno 
rege  faciant.  —  Diese  Stelle  des  Concils  von  Carthago  auf 
den  Fall  zu  beziehen,  dass  der  Cleriker  »Kläger«  ist,  wie  es  nach 
Rettberg  Kirchengeschichte  II  640  auch  Waitz  V.  G.  IV  448 
thut,  scheint  doch  in  keiner  Weise  gerechtfertigt. 

2)  Admon.  gen.  a.  789  c.  10  (M.  G.  Cap.  I  55) :  ut  epis- 
copus  vel  quilibet  ex  clero  sine  consilio  vel  lit- 
teris  episcoporum  vel  metropolitani  non  audeant 
r egalem  dignitatem  pro  suis  causis  clamare.  Vgl.  oben 
S.  207  N.   3. 
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pretirte  er  selbst  dieselbe  dahin,  dass  für  den  Fall,  als 
ein  Cleriker  dem  Bischof,  der  in  seiner  Diöcese  „  iustitiam 
facere"  soll,  nicht  gehorsam  wäre,  die  Streitsache  zu- 
nächst vor  das  Gericht  des  Metropoliten  und  der  Metro- 
politansynode  zu  kommen  habe,  und  dass  erst  dann, 
wenn  sie  auch  hier  nicht  zum  endlichen  Austrag  ge- 
bracht werden  könne,  Kläger  und  Beklagte  mit  einem 
schriftlichen  Bericht  des  Metropoliten  zum  Gericht  des 
Königs  kommen  mögen  l).  Es  ist  klar,  dass  die  Frank- 
furter Verordnung  ein  Ergänzungsgesetz  ist,  einerseits 
zum  Chlotharischen  Edict,  anderseits  zum  obgenannten 
Capitular  von  Mantua;  aber  ebenso  klar  ist  es,  dass 
damit  nicht  erst  die  Competenz  des  Königsgerichts  ge- 
schaffen wurde,  sondern  durch  diese  Bestimmung  viel- 
mehr das  bisher  unbeschränkte  Eecht  der  Parteien,  sich 
an  den  König  zu  wenden,  eingeengt  werden  sollte 2). 

Sind  die  vorgeführten  Bestimmungen  Karl's  des 
Grossen  nur  im  vorgenannten  Sinne  zu  verstehen  und 
sind  sie  in  der  ersten  karolingischen  Zeit  auch  von  der 
Kirche  nicht  anders  verstanden  worden 3),    so  waren  sie 


•)  Synod.  Franconof.  c.  6  (oben  S.  208  N.  2)  fährt  nämlich 
fort:  Et  si  aliquid  est,  quod  episcopus  metropolitanus  non  possit 
corrigere  vel  pacificare,  tunc  tandem  veniant  accusatores  cum 
accusato  cum  litteris  metropolitano,  ut  sciamus  veritatem  rei. 

2)  Vgl.  auch  Waitz  V.  G.  IV  475. 

3)  Vgl.  mit  Synod.  Franconof.  c.  6  die  vollkommen  analoge 
kirchliche  Verordnung  der  Statut.  Rhispac.  a.  799  c.  26  (M.  G. 
Cap.  I  228):  Ut  nullus  ex  clero  d.  regem  inquietare  audeat, 
antequam  notetur  causa  episcopo  suo.  Et  si  ille  minime  po- 
tuerit  definire,  tunc  dirigat  eum  ad  m  e  t  r  o  p  o  1  i  t  a  n  u  m  epis  - 
copum.  Et  si  ipse  non  potuerit  causam  ipsius  deliberare  cum 
consilio  metropolitani,  cum  litteris  commendatitiis  diri- 
gere  eum  studeat  ad  regem.  Vgl.  auch  Waitz  V.  G.  IV  475 
N.   1.    —    Da    Stat.    Rhisp.    c.  S    von    Possessionssachen    handeln 
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doch  ohne  Zweifel  sehr  geeignet,  gelegentlich  in  das 
Gegentheil  uminterpretirt  zu  werden.  Das  ist  auch  ge- 
schehen von  Benedict  Levita  und  Pseudo-Isidor,  auf  deren 
Bestrebungen  wir  uns  jedoch  hier  nicht  einlassen.  Da- 
gegen ist  nicht  zu  umgehen  ein  gleichfalls  im  pseudo- 
isidorischen  Geiste  geführter  diesbezüglicher  Streit  Hinc- 
mar's  v.  Reims  mit  König  Karl  dem  Kahlen,  und  zwar 
desshalb,  weil  derselbe  noch  in  spätkarolingischer 
Zeit  eine  sonst  nicht  wohl  zu  verstehende  die  Compe- 
tenz  des  Königsgerichts  in  Personalsachen  des  Clerus 
betreffende  Aeusserung  der  weltlichen  Gesetzgebung  ver- 
anlasst hat.  Der  Fall,  um  den  es  sich  handelte,  ist  kurz 
folgender  x).  Bischof  Hincmar  v.  Laon,  der  Neffe  Hinc- 
mar\s  v.  Reims,  hatte  einem  Vasallen  seiner  Kirche  ge- 
waltsamer Weise  Beneficien  entzogen  und  wurde  desshalb 
im  Jahre  868  beim  Könige  angeklagt.  Da  der  Beklagte 
ungehorsam  ausblieb,  ordnete  der  König  Beschlagnahme 
der  bischöflichen  Güter  an.  Hincmar  v.  Reims,  sich  der 
Sache  seines  Neffen  annehmend,  suchte  nun  dieselbe  so 
darzustellen,  als  ob  es  sich  um  eine  reine  Personalsache 
handelte  2),  in  der,  wie  er  durch  eine  Menge  von  Belegen 


(vgl.  oben  S.  170  N.  2),  so  kann  sich  die  Bestimmung  des  c.  26 
wohl  nur  auf  causae  de  persona  beziehen. 

')  Vgl.  über  diesen  Streit  neuestens  Schrörs  Hincmar 
S.  295  ff. 

2)  Hincmar  gibt  zu,  dass  in  Possessionssachen  die  Bischöfe 
ihren  Gerichtsstand  im  weltlichen  Gericht  haben.  Im  vorliegenden 
Falle  handle  es  sich  aber  nur  um  ein  »beneficium  propter  mili- 
tiam«,  das  die  betreffenden  »homines  militares*  zu  treuem  Dienste 
gegen  Kirche  und  König  verpflichte.  Diese  »beneficia  militiae« 
seien  nach  Art  der  »stipendia  et  roga,  quae  antea  —  dabantur 
militibus  de  publico«  zu  beurtheilen,  und  sei  es  daher  vollkommen 
ungerechtfertigt,  dass  Einer,  der  seinen  Dienst  nicht  zur  Zufrieden- 
heit der  Kirche  leiste,  diesen  »Sold«  sich  gerichtlich  usurpiren 
wolle:    Qui  ergo  —  stipendia  ecclesiae  —  accipiunt,  si  pro  illius 


—     223     — 

nachzuweisen  sich  bemüht,  die  Bischöfe  sowohl  nach 
kirchlichen  als  nach  römisch-fränkischen  weltlichen  Ge- 
setzen überhaupt  nur  vom  geistlichen  Gericht,  also  auch 
nicht  vom  Fürsten,  gerichtet  werden  dürfen l).  Zwar 
könne,  sagt  Hincmar,  nicht  geleugnet  werden,  dass  ein 
Laie  sich  über  einen  Bischof  eines  erlittenen  Unrechts 
wegen  beim  König  beschweren  dürfe.  Dem  König  stehe 
aber  darum  nicht  das  Recht  zu,  über  den  Bischof  öffent- 
lich zu  Gericht  zu  sitzen.  Vielmehr  möge  der  König, 
um  gemäss  den  Canones  auch  den  Laien  zur  Unterwerfung 
unter  das  „iudicium  electorum"  zu  zwingen,  „missi" 
abordnen,  damit  diese  mit  den  Bischöfen  gemeinsam  die 
Klage  in  geheimer  Verhandlung  nach  göttlichem  und 
weltlichem  Hecht  untersuchen,  und  falls  der  klagende 
Laie  abzuweisen  ist,  gegen  denselben  das  Urtheil  aus- 
sprechen, so  wie  es  die  geistlichen  Beisitzer  gegen  den 
angeklagten  Mitbischof  thun  werden,  falls  dieser  für 
schuldig   befunden  würde 2).     Hincmar  v.  Reims,    dessen 


salute  ac  quietis  honore  atque  defensione  sollicite  et  pro  viribus  non 
laborant,  indigne,  quin  et  iudicium  illa  sibi  usurpant.  Migne  125 
p.   1050,   1051;  Mansi  XVI  7G6,  767. 

*)  Das  Resultat,  zu  dem  Hincmar  durch  seine  Deductionen 
kommt,  fasst  er  in  die  Worte  zusammen:  De  —  rebus  ac  man- 
cipiis  —  episcopus  —  advocatum  publicis  iudiciis  dare 
debet.  Ex  capite  autem  suo  tarn  pro  c r i m i n e  quam  pro 
civili  causa  aut  apud  electos  iudices  —  aut  ipse  in  synodo 
coram  episcopis  debet  reddere  rationem  (Migne  125  p.  1048; 
Mansi  XVI  7G4).  —  Episcopi  non  in  consistorio  regum, 
non  in  praetorio  iudicum  nee  nisi  ab  episcopis,  in  synodo 
aut  in  privato  loco  a  primatibus  deputatorum  aut  a  se  electorum 
iudicum  iudicio  debent  aut  possunt  regulariter  iudicari  (Migne  125 
p.   1064;  Mansi  XVI  778). 

2)  Migne  125  p.  1050-1052;  Mansi  XVI  766—768.  Vgl. 
Schrörs  Hincmar  300  N.  26,  dessen  Behauptung,  dass  nach 
diesem  Modus  auch  thatsächlich  in  mehreren  anderen  Fällen  gegen 
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Beweisführung  in  diesem  Streite  ein  wahres  Meisterstück 
von  rabulistischer  Verteidigung  zu  nennen  ist *),  hat 
später  Papst  Hadrian  gegenüber  selbst  gestanden,  dass 
er  in  obigem  Streite,  angeblich  durch  seinen  Neffen  falsch 
berichtet,  nicht  gerade  mit  den  besten  Gründen  den 
König  der  Ungerechtigkeit  beschuldigt  habe  2).  Karl  der 
Kahle  hat  denn  auch,  obwohl  er  im  vorliegenden  Falle 
den  Vorstellungen  und  Bitten 3)  des  Metropoliten  nach- 
gebend Hincmar  v.  Laon  restituirte  und  die  weitere  Ent- 
scheidung der  Sache  einem  geistlichen  Gerichte  überliess4), 
im  kurz  darauf  folgenden  Reichstag  zu  Pistes  vom  Jahre 
869,  um  für  die  Zukunft  von  vornherein  den  staatlichen 
Standpunkt  zu  markiren,  kurz  und  bündig  erklärt,  dass 
er,  wenn  ein  Bischof  einem  Laien  Unrecht  zufügt  und 
dieser  sich  in  Folge  dessen  an  deu  König  wenden  sollte, 
seine  Pflicht  ganz  so  thun  werde,  wie  es  bisher  Recht 
und  Gewohnheit   war5),    insbesondere  aber  dann,    wenn 


den  Bischof  von  Laon  verfahren  wurde,  durch  die  beigebrachten 
Belege  keineswegs  als  erwiesen  erscheint. 

!)  Vgl.  diesbezüglich  Roth  Pseudo-Isidor  in  Zeitschr.  f. 
Rechtsg.  V  22. 

2)  Epist.  Hinein.  Rem.  ad  Hadrian.  IL  a.  871  (Mansi  XVI 
684) :  Et  (Hincmar  v.  Laon)  mandavit  mihi,  quod  d.  rex  eum,  et 
omne  episcopium  Laudunensis  ecclesiae  —  proscripserit  et  con- 
fiseaverit,  quia  ipse  saeculare  iudicium  adire  noluerit.  Ego  autem 
illi  ut  episcopo  credens,  scripsi  inde  d.  regi  plura  et 
minus  caute  reprehendens  illum  de  iniusto  iudicio. 
Et  quia  non  ita  se  res  habebat,  sicut  idem  Hincmarus  mihi  — 
dixerat:  assumpto  eo  mecum  veni  ad  d.  regem  et  una  cum  coepis- 
copis  nostris  —  d.  regem  ei  placabilem  feci. 

3)  Vgl.  vorige  Note. 

4)  Vgl.  Epist.  Hincm.  Rem.  ad  Carol.  Calv.  (Migne  126  p.  95). 
6)  Caroli  II.  conv.  ap.  Pictas  a.  869  c.  7  (M.  G.  Leg.  I  510): 

Ut  si  episcopi  suis  laicis  iniuste  fecerint,  et  ipsi  laici 
se  ad  nos  inde  reclamaverint,  nostrae  regiae  pote- 
stati  seeundum  nostrum  et   suuni  ministerium  ipsi  archiepiscopi 


der  beschädigte  Reclamant  ein  bischöflicher  Vassall  ist 1). 
Damit  waren  Hincmar's  Ausführungen  von  Karl  dem 
Kahlen  officiell  desavouirt 2) ,  und  im  Gegensatz  dazu 
durch  einen  letzten  gesetzgeberischen  Act  die  Compe- 
tenz  des  Königsgerichts  ausdrücklich  und 
principiell  gewahrt3). 

Ziehen  wir  aus  dem  Gesagten  das  Resultat,  so  ergibt 
sich  der  Satz,  dass  die  Cleriker  in  Rechtssachen 
de  persona,  obwohl  sie  seit  Chlothar  vom  Volks- 
gerichte befreit  waren,  nichtsdestoweniger  fortdauernd 
der  unbedingten  Gerichtsgewalt  des  Königs 
unterstanden  haben,  was  nicht  nur  staatlicherseits 
anhaltend  vertreten,  sondern  auch  kirchlicherseits  aner- 
kannt  wurde,   freilich   nicht,    ohne  dass  sich  bereits  im 


et  episcopi  obediant,  ut  secundum  sanctos  canones  et  iuxta  leges 
—  et  secundum  capitula  avi  et  patris  nostri  hoc  emendare  curent, 
et  sicut  temporibus  avi  et  patris  nostri  iusta  et 
rationabilis  consuetudo  fuit. 

1)  Adnunt.  Caroli  regis  a.  869  c.  2  (M.  Gr.  Leg.  I  511):  Et 
si  aliquis  episcopus,  abbas  aut  abbatissa  vel  cornes  ac  va9sus 
noster  suo  homini  contra  rectum  et  iustitiam  fecerit,  et  se  inde 
ad  nos  reclamaverit,  sciat,  quia  sicut  ratio  et  lex  atque 
iustitia  est,  hoc  emendare  faciemus. 

2)  Anderer  Meinung  ist  Schrörs  Hincmar  S02,  der  glaubt, 
Karl  der  Kahle  habe  auf  dem  Reichstag  zu  Pistes  »dem  von 
Hincmar  geforderten  Processverfahren  von  Neuem  die  gesetzliche 
Anerkennung  ertheilt«.  Liesse  sich  die  von  den  Laien  schlechtweg 
handelnde  Stelle  eventuell  im  Sinne  von  Schrörs  erklären,  so 
doch  gewiss  nicht  die  auf  die  »homines*  (vassalli)  Bezug  nehmende 
Stelle,  welche  mit  Rücksicht  auf  den  Fall  Hincmar  v.  Laon  zu- 
nächst in  Betracht  kommt.  Gegen  Schrörs  spricht  auch  Conv. 
Pist.  c.  6,  wo  Karl  der  Kahle  für  den  Fall,  als  Bischöfe  ihren 
Clerikern  (die  den  Canones  gemäss  als  Kläger  beim  weltlichen 
Richter  ohne  kirchliche  Erlaubniss  gar  nicht  auftreten  dürfen), 
Unrecht  thun,  bestimmt:  hoc  eorum  iudicio,  quorum  interest, 
emendare  procurent. 

3)  Vgl.  auch  Waitz  V.  G.  IV  446  N.  8. 

N  i  s  s  1 ,  Gerichtsstand  d.  frank.  Clerus.  15 
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Laufe  des  neunten  Jahrhunderts  im  Schoosse  der  frän- 
kischen Kirche  Regungen  bemerkbar  machten,  die  darauf 
hinarbeiteten,  den  Clerus  völlig  zu  eximiren. 

c)  Gegenseitiges  Verhältnis s. 

§  20. 

Es  ist  im  Vorausgehenden  dargethan  worden,  dass 
sich  seit  dem  Edicte  König  Chlothar's  II.  in  Personal- 
sachen der  Cleriker  Königsgericht  und  geistliches  Gericht, 
nicht,  wie  ursprünglich,  Volksgericht  und  Königsgericht 
in  die  Competenz  theilten.  Darf  das  Verhältniss  zwischen 
Volks-  und  Königsgericht  als  bekannt  vorausgesetzt 
werden,  so  gilt  nicht  das  Gleiche  vom  Verhältniss 
zwischen  geistlichem  und  Königs-Gericht. 
Wenn  man  sie  zergliedert,  lässt  sich  diese  Frage  auch 
so  stellen:  Wie  verhielt  sich  seit  Chlothar  das  geistliche 
Gericht  zum  Königsgericht  und  wie  umgekehrt  dieses 
zu  jenem? 

Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  nämlich  die  Stel- 
lung des  geistlichen  zum  Königsgericht,  so 
liegt  die  Antwort  nahe,  dass  das  geistliche  Gericht 
seit  Chlothar  an  Stelle  des  Volksgerichtes  verfassungs- 
mässig berufene  ordentliche  Rechtsinstanz  war.  Würde 
man  dem  geistlichen  Gerichte  diesen  Charakter  streitig 
machen,  so  käme  man,  da  die  Competenz  des  geistlichen 
Gerichts  jedenfalls  gänzlichen  Ausschluss  der  volksgericht- 
lichen Competenz  involvirte,  zur  Consequenz,  dass  es  seit 
Chlothar  in  Personalsachen  des  ganzen  fränkischen  Clerus 
vom  Standpunkte  der  öffentlichen  Gerichtsverfassung 
überhaupt  nur  eine  Rechtsinstanz  gegeben  habe,  nämlich 
das  Königsgericht,  was  gewiss  absurd  wäre.  Wenn  im 
Nachfolgenden  trotzdem  näher  auf  die  Sache  eingegangen 
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werden  wird,  so  soll  das  nur  desshalb  geschehen,  weil 
die  herrschende  Lehre,  welche,  Rechtssachen  de 
persona  und  de  possessione  nicht  unterscheidend,  hin- 
sichtlich aller  Civilsachen  die  Ausschliesslichkeit  der  Com- 
petenz  des  weltlichen  Gerichtes  (Volksgericht  und  Königs- 
gericht) behauptet,  dem  geistlichen  Gerichte  überall  bloss 
die  Bedeutung  einer  Güteinstanz  beilegt.  Mit  der 
Widerlegung  des  Irrthums  wird  sich  am  besten  der 
positive  Nachweis  verbinden  lassen,  dass  in  Personal- 
sachen des  Clerus  das  geistliche  Gericht  in  der 
That  Rechtsinstanz  und  zwar  ordentliche  Rechts- 
instanz gewesen  ist. 

Nirgends  erscheint  nach  den  Quellen  die  Anrufung  des 
geistlichen  Gerichts  in  Personalsachen  der  Cleriker  dem 
Privatbelieben  (Compromiss)  der  Parteien  anheimgestellt. 
Das  geistliche  Gericht  war  jedenfalls  kein  Schieds- 
gericht, sondern  wahres  Gericht,  das  heisst  Gericht 
mit  Jurisdictionszwang.  Die  Bischöfe  als  solche 
hatten  allerdings  keine  weltliche  Gewalt  und  demgemäss 
auch  keine  eigenen  Gerichtsbüttel.  Haben  aber  in  dieser 
Beziehung  schon  die  merovingischen  Canones  deutlich 
erkennen  lassen,  dass  in  Rechtssachen  de  persona  des 
Clerus  der  weltliche  iudex  auf  Geheiss  des  Bischofs,  dem 
in  solchen  Sachen  das  Gerichthalten  zustehe,  als  das 
den  geistlichen  Willen  vollziehende  Organ  einzuschreiten 
nicht  nur  berechtigt,  sondern  sogar  berufen  sei l) ;  so 
fordern  auch  karolingische  Canones  in  jedem  Falle  Gegen- 
wart der  Grafen  oder  ihrer  Stellvertreter  im  bischöflichen 
Gericht  und  zwar  zu  dem  ausgesprochenen  Zwecke,  damit 


J)  Siehe  insbes.  Conc.  Autissiod.  a.  585  c.  43  (oben  S.  114 
N.  2)  und  Conc.  Rem.  a.  680  c.  6  (oben  S.  204  N.  2).  Vgl.  auch 
Coric.  Cabilon.  a.  644—656  c.  11  (Mansi  X  1190). 

15* 
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sie  eventuell  die  geistlichen  Anordnungen  sofort  zwangs- 
weise durchführen  können l).  Wohl  nicht  anders  als 
eine  ausdrückliche  weltliche  Anerkennung  dieses  Ver- 
hältnisses ist  es  zu  nennen,  wenn  Karl  der  Grosse  ge- 
legentlich seiner  Bestimmungen  über  das  Reclamations- 
recht  vom  geistlichen  an  das  Königsgericht  auf  der 
Frankfurter  Synode  von  794  den  Grafen  dieselbe  Gegen- 
wart förmlich  gebietet2).  Das  geistliche  Gericht  hatte, 
wie  in  Disciplinarsachen 3),  so  auch  in  Personalsachen 
der  Cleriker  Gerichtszwang  auf  Grundlage  des  demselben 
zugesicherten  brachium  saeculare.  Der  Grund,  wess- 
halb  im  gegenwärtigen  Fall  der  Staat  dem  geistlichen 
Gerichte  seinen  Arm  lieh,  war  aber  kein  anderer  als 
der,  weil  das  geistliche  Gericht  nicht  bloss  auf  Grund 
der  Canones  von  Corporationswegen,  sondern  auch  auf 
Grund  der  Capitularieu,  also  mit  Zustimmung  des  Staates 
dazu  berufen  war,  Personalsachen  der  Cleriker  in  aller 
Regel  zu  entscheiden,  mit  anderen  Worten  als  ordent- 
liche Rechtsinstanz  zu  fungiren  nicht  nur  im  Sinne  der 
Kirche,  sondern  auch  innerhalb  des  Rahmens  der  öffent- 
lichen Gerichtsverfassung. 

')  Capit.  Aquisgr.  a.  828  Orat.  rel.  ad  imp.  c.  1  (M.  G.  Leg. 
I  826):  Et  si  possibile  est  aut  imperiali  servitio  non  detineantur, 
adsint  etiam  c o m i t e s ;  quod  si  illi  defuerint,  adsint  eorurn 
vice  tales  missi,  qui  adimplere  valeant  quaecum- 
que  utilia  corrigendi  studio  secundum  regulam  christiani- 
tatis  ibidem  inventa  fuerint.  Sunt  autem  plurimae  necessitates 
quae  aliter  emendari  non  possunt  nisi  in  nuiusmodi  conventu 
(Metropolitansy  node) . 

2)  Synod.  Franconof.  a.  794  c.  6  (M.  G.  Cap.  I  74):  Co- 
m i t e s  quoque  nostri  veniant  ad  iudicium  episcoporum. 
Vgl.  oben  S.  208  und  S.  221.  —  Waitz  V.  G.  IV  445  N.  S 
bezieht  diese  Stelle,  obwohl  zweifelnd,  auf  das  sg.  gemischte 
Gericht. 

3)  Vgl.  oben  S.  85. 
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Im  Zusammenhange  damit  steht  denn  auch,  dass 
das  Verfahren  im  geistlichen  Gericht,  soweit 
uns  dasselbe  aus  den  wenigen  Placita  bekannt  ist,  durch- 
aus nichts  von  einem  Güteverfahren  aufweist.  Es  dürfte 
im  Gegentheil  sogar  sehr  schwer  fallen,  dasselbe  von 
dem  im  Volksgericht  üblichen  Verfahren  zu  unterscheiden. 
Wie  im  Volksgerichte  sind  im  geistlichen  Personalgericht 
Hauptbeweismittel  Zeugen  und  Keinigungseid  mit  oder 
ohne  Eideshelfer;  wie  dort  ergeht  hier  ein  zweizüngiges 
Urtheil  auf  Keinigung  oder  Zahlung  von  compositio ;  wie 
im  Volksgericht  wird  im  geistlichen  Gericht  mit  fides 
facta  ein  Urtheilerfüllungsversprechen  abgegeben.  Der 
Unterschied  zwischen  beiden  ist  nur  der,  dass  dort  der 
ordentliche  weltliche  Kichter  (Graf,  Schultheiss),  hier  der 
Bischof  oder  sein  geistlicher  Stellvertreter  den  Vorsitz 
führt,  und  dass  hier  nicht  weltliche  Urtheilsfinder  ent- 
scheiden, sondern  der  Bischof  mit  seinen  Priestern,  die 
aber  völlig  die  Stelle  von  scabini  einnehmen *).  Nur, 
weil  das  geistliche  Verfahren  Eechtsver fahren  war, 
konnte  auch  Karl  der  Einfältige  für  die  Diöcesen  der 
Provinz  Narbonne  neuerdings  vorschreiben,  dass  in  allen 
Personalanklagen  die  Cleriker  nicht  von  den  Grafen  und 
iudices,  sondern  vielmehr  von  den  Bischöfen  „legaliter" 
gerichtet  werden  müssen2);  nur  weil  das  geistliche  Urtheil 
verbindliche  Kraft  hatte,  konnten  die  zu  Pavia  versam- 
melten Bischöfe  dem  König  Ludwig  II.  versprechen,  dass 


J)  Vgl.  Pardessus  Dipl.  II  223  a.  692  (oben  S.  209  N.  1) ; 
Mem.  di  Lucca  Vc  18  a.  902  (oben  S.  210  N.  1).  Vgl.  Ficker 
Forschungen  III  233.  —  Auch  Waitz  V.  G.  IV  447  N.  1  fasst 
die  mit  dem  Bischof  richtenden  Priester  der  Lex  Rom.  Cur.  Cod. 
Theod.  XVI  1,  8  (oben  S.  186  N.  1)  als  scabini  auf, 

2)  Vgl.  oben  S.  213  N.  1. 


—     230     — 

sie,  falls  Jemand  einen  Bischof  oder  Cleriker  beim  geist- 
lichen Richter  wegen  eines  erlittenen  Unrechts  anklagen 
würde,  in  Zukunft  mit  mehr  Gewissenhaftigkeit  als  bisher, 
die  Sache  „legitim"  hören  und  gemäss  dem  Schuld- 
befund den  unterliegenden  Beklagten  bestrafen  werden  l) ; 
nur  weil  das  geistliche  Gericht  Gericht  war  ganz  so 
wie  das  des  Grafen,  konnte  der  technische  Ausdruck  für 
das  Gerichthalten  beider  ebenderselbe  sein:  „iustitiam 
facere tf  2). 

Der  zweite  Punkt  bezieht  sich  auf  die  Stellung 
des  Königsgerichtes  zum  geistlichen  Gericht. 
Diese  Frage  fällt  zusammen  mit  der  Untersuchung,  unter 
welchen  Voraussetzungen  das  Königsgericht  dem  geist- 
lichen Gerichte  gegenüber  thätig  werden  konnte. 

Diesbezüglich  haben  wir  bereits  oben  Quellen- 
zeugnisse kennen  gelernt,  welche  darthun,  dass  der 
König  zunächst  für  den  Fall  einschritt,  als  die  Sache 
im  geistlichen  Gericht,  bei  welchem  sie  der  Kläger  an- 
hängig gemacht  hatte,  nicht  zum  Austrag  gebracht  wurde, 
also  als  ausserordentlicher  Richter.  Wir  meinen 
die  Urkunde  vom  Jahre  692 3)  und  die  Bestimmungen 
Karl's  des  Grossen  auf  der  Frankfurter  Synode  von 
794 4)  mit  der  kurz  darauf  folgenden  analogen  Ver- 
ordnung der  Statuta  Rhispacensia 5).     Was  die  Urkunde 


!)  Hludovici  II.  conv.  Ticin.  a.  855  Anträge  der  Bischöfe 
c.  2  (M.  G.  Leg.  I  4SI):  Caeterum  si  quislibet  laicorum  vel  cle- 
ricorum  contra  episcopum  aut  alicuius  ordinis  clericum  aliquid 
queritur,  noverit,  nos  paratos  esse  et  legitim  am  praebere 
audientiam  et,  si  quid  perperam  gessisse  probati  fuerint 
debita  animadversione  punire. 

2)  Siehe   namentlich   Synod.  Franconof.  c.  6    (oben   S.  208). 

3)  Oben  S.  209  N.  1 ;  S.  216  N.  1. 

4)  Oben  S.  208  und  221  N.   1.       6)  Oben  S.  221  N.   8, 
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von  692  betrifft,  so  kommt  nach  ihr  die  Sache  darum 
zu  einer  zweiten  Verhandlung  an  den  König,  weil  der 
,  Beklagte  das  bischöfliche  Urtheil,  welches  auf  Eeinigung 
oder  compositio  lautete,  nicht  erfüllen  wollte.  Ganz 
ähnlich  setzt  der  Frankfurter  Keichstag  für  den  Rechts- 
zug  vom  geistlichen  Gericht  an  den  König  voraus,  dass 
der  Beklagte  dem  Bischof  ungehorsam  sei  (non  oboedierit), 
und  dass  auch  das  Metropolitangericht  die  Sache  ent- 
weder gar  nicht  oder  doch  nicht  zur  Zufriedenheit  der 
Parteien  zu  schlichten  vermöchte  (non  possit  corrigere 
vel  pacificare).  Ebenso  lassen  die  Statuta  Rhispacensia 
den  König  als  Oberrichter  für  den  Fall  einschreiten,  als 
weder  der  Bischof  noch  der  Metropolit  die  Streitsache 
entscheiden  könnte  (minime  potuerit  definire,  non  po- 
tuerit  causam  deliberare).  Die  Ausdrücke  non  oboedire 
seitens  des  Beklagten,  non  se  pacificare  seitens  der  Par- 
teien, non  definire  (corrigere)  posse  seitens  der  Richter 
sind  nun  etwa  nicht  Ausdrücke,  welche  bloss  auf  das 
geistliche  Gericht  Anwendung  haben,  sondern  fassen 
allgemein  die  Gründe  zusammen,  aus  denen  eine  Sache 
von  einem  unteren  Richter  an  den  König  kommt 1).  So 
ist  nach  einem  Capitulare  Saxonicum2)  Ursache  einer 
Berufung    vom   Volksgericht   an   den   König,    dass    eine 


!)  Daher  ist  es  unrichtig  aus  Pardessus  Dipl.  II  228  (a.  692) 
den  Schluss  zu  ziehen,  dass  »das  bischöfliche  Gericht  kein  Gericht, 
das  bischöfliche  Beweisurtheil  kein  Beweisurtheil,  die  contuniacia 
im  bischöflichen  Gericht  keine  contuniacia  gewesen  sei*  (So hm 
Gerichtsb.  201). 

2)  Capit.  Saxon.  a.  797  c.  4  (M.  G.  Cap.  I  71):  Nam  si  fuerit 
aliquis  qui  in  patria  iuxta  quod  sui  convicini  iudicaverint  s  e  q  u  e 
pacificare  noluerit  et  ad  palatium  pro  huius  rei 
causa  venerit,  et  ibi  ei  fuerit  iudicatum  quod  iustum  iudi- 
cium  iudicassent,  —  sol.  24  ad  partem  regis  conponat. 
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Partei  ,se  paciöcare  noluerit";  so  wird  anderswo  den 
königlichen  Frohnboten  aufgetragen,  die  Sache  dem 
Könige  selbst  abzutreten,  wenn  sie  etwas  „per  se  emen- 
dare  nequiverint tf  *),  wenn  sie  es  „  per  se  minime  diffinire 
potuissent ■  2).  Wir  müssen  daher  sagen :  Wie  die  Ur- 
kunde von  692  für  die  merovingische  Zeit,  so  geben  die 
beiden  anderen  Zeugnisse  für  die  karolingische  Zeit  nicht 
nur  einen  Beweis  dafür,  dass  sowohl  Königsgericht  als 
geistliches  Gericht  zur  Entscheidung  von  Personalsachen 
der  Cleriker  competente  Gerichte  waren,  sie  zeigen  in 
gleicher  Weise,  dass  der  Eechtszug  vom  geist- 
lichen Personalgericht  (Bischofs-,  Metropolitan- 
gericht)  an  das  Königsgericht  unter  denselben  Vor- 
aussetzungen statthatte  wie  vom  Volksgericht. 

Dem  Volksgericht  gegenüber  war  aber  der  König 
nicht  nur  der  obere  Bichter,  sondern  der  Bichter  schlecht- 
hin. Xicht  weil  der  König  uncompetent  war,  in  jeder 
Sache  sofort  selbst  zu  richten,  sollten  zunächst  die  von 
ihm  eingesetzten  ordentlichen  Bichter  angegangen  werden, 
sondern  damit  das  Königsgericht  nicht  unnützer  Weise 
belästiget  werde.  Hatte  die  karolingische  Gesetzgebung 
für  unmotivirte  Belästigungen  desselben  sogar  Strafen 
festgesetzt,  so  blieb  es  doch  nach  wie  vor  Grundsatz, 
dass  der  König,  wenn  er  wollte,  jede  Sache  unmittelbar 
an  sich  ziehen  (evociren)  und  entscheiden  konnte  3).   Ganz 


*)  Capit.  miss.  a.  802  c.  19  (M.  G.  Cap.  I  101):  et  quod 
per  se  emendare  nequiverint.  in  praesentia  nostra  adduci 
faciant.  —  Vgl.  Capit.  miss.  ^pec.  a.  802  (?)  c.  59  (M.  G.  Cap.  I  104). 

2)  Urkunde  Lothar's  I.  a,  SSS  (Muratori  I  459):  Quam  rem 
dum  —  missi  nostri  per  se  minime  diffinire  potuissent, 
in  nostram  hoc  pleniter  deliberanda  iussimus  venire  pre- 
sentiam. 

3)  Vgl.  Waitz  V.  G.  IV  472  ff. 
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das  Gleiche  galt  nun  in  den  dem  geistlichen  Gericht  als 
ordentlichem  Gericht  zuständigen  Personalsachen  der 
Cleriker.  Auch  in  diesen  Sachen  war  der  König  nicht 
bloss  oberster  sondern  auch  unmittelbar  compe- 
tenter  Eichte r.  Für  die  merovingische  Zeit  gibt 
hiefür  einen  sprechenden  Beleg  eine  Gerichtsformel  der 
Marculfischen  Sammlung.  Nach  dieser  Formel l)  pflegte 
nämlich  der  König,  wenn  Aebte  oder  Cleriker  wegen 
einer  Personalsache  z.  B.  wegen  Baubes  direct  bei  ihm 
angeklagt  worden  waren,  und  er  die  Klage  angenommen 
hatte,  zwar  dem  betreffenden  Ortsbischof  zu  befehlen, 
den  Beklagten,  vorausgesetzt  dass  dieser  die  mitgetheilten 
Klagethatsachen  nicht  bestreiten  sollte,  in  Königsnamen 
zur  Leistung  der  gesetzlichen  emenda  zu  verhalten;  für 
den  Fall  aber,  als  der  Beklagte  den  königlichen  Auftrag 
nicht  sofort  erfüllen,  sondern  sich  lieber  mit  dem  Kläger 
in  einen  Streit  einlassen  wollte,  schreibt  der  König  nicht 
etwa  dem  Bischof  vor,  zunächst  selbst  Gericht  zu  halten, 
vielmehr  trägt  er  ihm  auf,  den  Widerspänstigen  ohne 
weiters  vor  den  König  zu  laden2).     Der  König  umgeht 


J)  Marculf  I  27  (M.  G.  Form.  59  =  Roz.  434):  Domino  — 
patri  illi  episcopo  ille  rex.  Uli  veniens  ad  presentiam  nostram 
suggessit,  quasi  abba  vester  aut  clericus  vel  homo  vester  ille 
eidein  servo  suo  per  forcia  tulisset,  vel  post  se  reteneat 
iniusti,  et  nulla  iustitia  cum  eodem  ex  hoc  consequere  possit. 
Propterea  —  petimus,  ut  — ,  si  taliter  agitur,  ipso  abbate 
vestro  illo  aut  clerico  presentialiter  constringatis, 
qualiter,  si  ita  agetur,  ac  causa  contra  iam  dicto  illo  legibus 
ßtudeat  emendare.  Certe  si  noluerit  et  aliquid  contra 
hoc  habuerit  quod  opponere,  ipso  illo  per  fideiussores  po- 
sito   tunc  ad  nostram  diregire  studeatis  presentiam. 

2)  Dem  Bischof  wird  in  dieser  Formel  auch  kein  »Güte- 
verfahren «  aufgetragen,  wie  auf  Grund  des  Auedrucks  » si  noluerit  * 
Sohm  Gerichtsb.  215  und  mit  ihm  Löning  II  518  N.  2  und 
G.  Meyer  in  Zeitschr.  f.  Rechtsg.  XV  g.  A.  112  annehmen.    Vgl. 
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hier  das  bischöfliche  Gericht,  trotzdem  dasselbe  durch 
das  Chlotharische  Edict  in  Personalsachen  der  Cleriker 
als  das  ordentliche  Gericht  anerkannt  worden  war.  Die 
Stellung  des  Königsgerichts  als  des  ausserordentlichen 
Gerichts  ist  eben  durch  Chlothar  in  keiner  Weise  ge- 
ändert worden.  Daher  ist  in  obigem  Falle  das  Vorgehen 
des  Königs  dem  Bischof  gegenüber  ganz  dasselbe,  welches 
nach  einer  andern  Marculfischen  Formel  in  Sachen,  die 
zur  Competenz  des  Volksgerichts  gehören,  unter  ähn- 
lichen Voraussetzungen  das  Vorgehen  des  Königs  dem 
Grafen  gegenüber  ist J).  Für  die  karolingische  Zeit  ist 
namentlich  von  Interesse  ein  Vergleich  der  Bestimmungen 
des  Capitulars  von  Mantua  vom  Jahre  787 2)  mit  der 
schon  oben  angeführten  kurz  darauf  folgenden  Verord- 
nung  König   Pippin's  von  Italien3).     Heisst  es  nämlich 


damit  Marculf  I  26  und  Marculf  I  29.  Der  Unterschied  zwischen 
Marculf  I  27  und  diesen  beiden  Formeln  ist  nur  der,  dass  hier 
Emendationsauftrag  und  eventuelle  Vorladung  direct  zugestellt, 
dort  durch  den  Bischof  vermittelt  wird. 

1)  Marculf  I  28  (M.  G.  Form.  60  =  Roz.  435):  Ille  rex  — 
illo  co mite.  Fidelis  —  suggessit,  eo  quod  paginsis  vester  illi 
eidem  terra  sua  —  per  fortia  tullisset  et  post  se  reteneat  iniusti, 
et  nulla  iustitia  ex  hoc  aput  ipsum  consequere  possit.  Propterea 
ordinatione  praesenti  ad  vos  direximus,  per  qua  omnino  iobemus, 
ut  ipso  illo  taliter  constringatis,  qualiter,  si  ita  agitur, 
ac  causa  contra  iam  dicto  illo  legibus  studeat  emendare. 
Certe  si  noluerit,  et  ante  vos  raecte  non  finitur,  me- 
morato  illo,  tultis  fideiussoribus  —  ad  nostram  eum  —  dire- 
gire  studeatis  presentiam.  —  Die  principielle  Verschie- 
denheit von  Marculf  I  27  und  I  28,  welche  (unter  Berufung  auf 
Brunner  Entstehung  der  Schwurgerichte  81)  Löning  II  513 
N.  2  zu  linden  glaubt,  kann  ich  schlechterdings  nicht  annehmen. 
Löning  übersieht,  dass  es  auch  in  Marculf  I  28  heisst:  , certe  si 
(der  Beklagte,  nicht  der  »Kläger*)  noluerit,  et  (in  Folge 
dessen)  ante  vos  rectae  non  finitur*. 

2)  Oben  S.  Hl  N.  2.       8)  Oben  S.  219  N.  1. 


—     285     — 

in  ersterem,  dass  Aebte  wie  andere  Cleriker  in  Rechts- 
sachen de  personis  suis  von  ihren  Bischöfen  gerichtet 
werden  sollen;  so  statuirt  letztere  sofort  wieder  einen 
Fall,  in  dem  es  dem  Beschädigten  erlaubt  sein  sollte, 
Aebte,  wie  Bischöfe,  falls  sie  nicht  freiwillig  den  ange- 
richteten Schaden  gutmachen,  direct  beim  König  um 
compositio  zu  klagen.  Das  Capitular  König  Pippin's 
steht  zum  Capitular  von  Mantua  genau  in  demselben 
Verhältniss,  wie  obige  Marculfische  Formel  zum  Chlo- 
tharischen  Edict.  Die  Uebertragung  der  Personalgerichts- 
barkeit über  den  Clerus  an  die  geistlichen  Gerichte  im 
Mantuaner  Capitular  beeinträchtigte  die  mittelbare  und 
unmittelbare  Competenz  des  Königsgerichts  ebenso  wenig, 
als  es  die  Exemtion  der  Cleriker  im  Edict  Chlothar's 
that.  Dasselbe  gilt  von  den  Verordnungen  Karl's  des 
Grossen  in  der  Admonitio  generalis  vom  Jahre  789 J) 
und  auf  dem  Frankfurter  Reichstag  vom  Jahre  794 2). 
Beide  haben  den  Zweck  in  Personalsachen  der  Bischöfe 
und  Cleriker  die  Reclamationen  an  den  König  zu  er- 
schweren3). Gewiss  war  aber  dadurch  das  principielle 
Recht  des  Königs,  in  jeder  Personalsache  der  Genannten 
auf  directe  Klagen  direct  einschreiten  zu  können,  ebenso 
wenig  berührt,  wie  durch  die  ungefähr  gleichzeitigen  Be- 
schränkungen des  Reclamationsrechts  vom  Volksgericht 4). 
So  erklärt  sich,  dass  bald  darauf  Kaiser  Ludwig  der 
Fromme    die    unbedingte    Competenz   der    Missalgerichte 


')  Oben  S.  207  N.  S.       2)  Oben  S.  208  N.  2. 

3)  Vgl.  oben  S.  220  —  221. 

4)  Vgl.  darüber  Waitz  V.  G.  IV  474,  475,  der  gleichfalls 
die  karolingischen  Bestimmungen  über  die  Reclamationen  vom 
Volksgericht  einerseits,  vom  geistlichen  Gericht  anderseits  auf 
eine  Linie  stellt. 
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selbst  über  Bischöfe  und  Aebte  decretirt x),  und  auch  die 
uns  bekannten  Missalplacita  gegeD  Cleriker2)  nirgends 
erkennen  lassen,  dass  die  betreffende  Sache  zuerst  in 
einem  geistlichen  Gericht  verhandelt  worden  wäre.  Was 
speciell  die  Bischöfe  betrifft,  so  hat,  wie  uns  bereits  be- 
kannt ist,  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahr- 
hunderts König  Karl  der  Kahle,  um  gegentheiligen 
Interpretationen  der  Gesetze  seiner  Vorgänger  entgegen- 
zutreten, ganz  wie  es  in  der  Verordnung  König  Pippin's 
geschehen  ist,  Fälle  in  Aussicht  genommen,  in  denen 
der  König  auf  directe  Klagen  auch  direct  vorgehen 
würde3).  Man  wird  daher  sowohl  für  die  merovingische 
als  für  die  karolingische  Zeit  ganz  unbedenklich  den 
Satz  aussprechen  dürfen :  Wie  dem  Volksgericht 
gegenüber  war  der  fränkische  König  auch  gegen- 
über dem  geistlichen  Personalgericht,  wenn- 
gleich nur  der  ausserordentliche  Richter,  so  doch  zu- 
gleich der  Richter  schlechtweg. 

Damit  beantwortet  sich  die  Grundfrage  des  gegen- 
wärtigen Paragraphen  von  selbst.  War  nämlich  das 
geistliche  Personalgericht  nicht  Güteinstanz,  sondern  wie 
das  Volksgericht  Rechtsinstanz,  geschah  der  Rechtsgang 
an  den  König  von  geistlichem  und  Volksgericht  unter 
den  nämlichen  Voraussetzungen,  war  die  Competenz  des 
Königs  beiden  gegenüber  ebendieselbe ;  so  war  auch  das 
rechtliche  Verhältniss  zwischen  geistlichem 
und  Königsgericht  dasselbe  wie  zwischen 
Königsgericht  und  Volksgericht. 


*)  Oben  S.  219  N.  2.       2)  Oben  S.  21G— 217. 
3)  Oben  S.  224  N.  5;  S.  225  N.  1. 
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cl)  Juristische  Construction 

§  21. 

Ueberl)licken  wir  die  bisherigen  Ergebnisse  unserer 
Forsch img,  so  ergibt  sich,  dass  im  Frankenreich  für  eine 
grosse  Classe  von  Kechtssachen  der  Cleriker  schon  seit 
Beginn  des  siebten  Jahrhunderts  die  ordentliche  Gerichts- 
barkeit an  ein  Gericht  übertragen  war,  welches  vom 
Standpunkt  der  öffentlichen  Verfassung  eigentlich  kein 
Gericht  war,  sondern  von  Haus  aus  nur  Gericht  von 
Corporationswegen.  Denn  ebenso  wenig  als  der  Metro- 
polit, war  der  Bischof  öffentlicher  Gerichtsbeamter,  ebenso 
wenig  als  die  Mitglieder  der  Metropolitansynode  sind  die 
geistlichen  Beisitzer  im  Bischofsgericht  als  Kepräsen- 
tanten  des  Volkes  anzusehen.  Und  doch  war  das  seit 
Chlothar  zur  Entscheidung  von  Kechtssachen  de  persona 
der  Cleriker  als  ordentliches  Gericht  competente  geist- 
liche Gericht  auch  wieder  kein  reines  Corporationsgericht. 
Wenngleich  der  geistliche  Vorsitzende  nicht  öffentlicher 
Beamter  war,  wenngleich  die  geistlichen  Urtheiler  nicht 
Repräsentanten  des  urtheilenden  Volkes;  vertrat  doch  das 
geistliche  Gericht  die  Stelle  des  ordentlichen  weltlichen 
Gerichts,  stand  das  geistliche  Gericht  dem  König  gegen- 
über in  ganz  demselben  Verhältnisse  wie  jenes,  und  war 
auch  das  Verfahren  im  geistlichen  Gericht  nicht  geist- 
liches, sondern  weltliches  Verfahren.  Es  fragt  sich,  wie 
dieser  exceptionelle  Zustand  vom  Standpunkt 
des  fränkischen  Verfassungsrechtes  aus  juri- 
stisch zu  definiren  ist? 

Um  diese  Frage  zu  beantworten,  sind  wir  hinge- 
wiesen, analoge  Bildungen  im  fränkischen  Eeiche 
zu    suchen.     Von    den    ursprünglichen    gesunden    Ver- 
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fassungseinrichtungen  des  Franken reichs,  welche  von 
diesem  aus  dem  germanischen  Zeitalter  herüber  ge- 
nommen worden  sind,  gibt  es  keine  einzige,  welche  mit 
unserem  Exemtionsverhältnisse  irgend  welche  Aehnlichkeit 
aufweisen  würde.  Dagegen  wird  durch  eine  Reihe  seit 
Beginn  der  Feudalzeit  sich  entwickelnder  abnormaler 
Institute  eine  frappante  Parallele  eröffnet.  Dahin  gehört 
namentlich  das  Seniorat  und  die  Immunität  *).  Diese  In- 
stitute geben  zugleich  einen  Fingerzeig  für  die  juristische 
Construction  des  uns  zunächst  interessirenden  Verhält- 
nisses. 

Bei  einem  Vergleiche  mit  dem  Seniorat  sind  aller- 
dings die  Verschiedenheiten  auf  dem  ersten  Blick  grösser 
als  die  Uebereinstimmung ;  charakterisirt  sich  doch  die 
Exemtion  der  Cleriker  in  Personalsachen  als  eine  gericht- 
liche, das  Seniorat  dagegen  als  eine  militärische  Ein- 
richtung. Nichtsdestoweniger  ist  der  Kern  der  Sache 
bei  beiden  Instituten  derselbe.  Da  wie  dort  handelt  es 
sich  um  Inanspruchnahme  fremder  Organe  zur  Lösung 
staatlicher  Aufgaben  an  Stelle  der  dazu  von  Haus  aus 
verfassungsmässig  berufenen  Organe.  Im  einen  Falle  ist 
es  das  geistliche  Gericht,  welches  an  Stelle  des  Volks- 
gerichtes in  Schuldsachen  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit 
im  Auftrage  des  Staates  ausübt;  im  andern  ist  es  die 
Privatherrschaft,  welche  über  ihre  Privatunterthanen  an 
Stelle  des  Grafen  das  Militärcommando  im  Namen  und 
Dienste  des  Staates  führt. 

Viel  näher  steht  das  geistliche  Exemtionsverhältniss 


*)  Vgl.  über  Seniorat  Roth  Beneficialwesen  875  ff.;  Feuda- 
lität  und  Unterthanenverband  205  ff.,  insbes.  816  ff.;  über  Im- 
munität Waitz  V.  G.  II  2.  Abth.  876  ff.;  IV  447  ff.;  Brunner 
in  Holtzendorffs  Encyclop.  214,  215. 
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dem  Imniunitäts Verhältnisse  und  zwar  zunächst  dem 
grundherrlichenlmmunitätsverhältnisse.  Die 
Entstehung  und  Bedeutung  der  grundherrlichen  Immu- 
uitäten  im  Allgemeinen  als  bekannt  vorausgesetzt,  kann 
es  sich  hier  nur  darum  handeln,  den  Berührungspunkt 
dieser  Einrichtung  mit  der  geistlichen  Exemtion  klar  zu 
legen.  Derselbe  liegt  sachlich  nicht  in  der  finanziellen, 
sondern  in  der  judiciellen  Seite  des  Immunitätsverhält- 
nisses, und  fällt  zeitlich  nicht  in  die  erste  Entwicklungs- 
phase sondern  in  die  Blüteperiode  der  Immunitätsgerichts- 
barkeit. Hiernach  fielen  die  causae  minores  (causae 
de  persona),  welche  ausser  den  Immunitäten  auch  der 
Schultheiss  entscheiden  konnte,  in  die  rechtliche  Cotn- 
petenz  des  Immunitätsherren  1).  Von  der  gewöhnlichen 
Centgerichtsbarkeit  unterschied  sich  die  Immunitäts- 
gerichtsbarkeit nur  dadurch,  dass  der  Immunitätsherr 
beziehungsweise  der  von  ihm  mit  der  Ausübung  der  be- 
treffenden Gerichtsgewalt  betraute  Vogt,  der  in  dieser 
Eigenschaft  wohl  auch  den  Namen  Centenarius  führte, 
nicht  ebenso  ein  Unterbeamter  des  Grafen  war,  wie  der 
öffentliche  Centenar2).  Trotzdem  blieb  aber  der  König 
auch  über  Immunitätsleute  oberster  und  unbedingter 
Kichter  im  Lande,  zumal  das  Verhältniss  von  Immunitäts- 
gericht und  Königsgericht  das  gleiche  war,  wie  das  von 
Volksgericht  und  Königsgericht3).    Haben  wir  da  nicht 


»)  Waitz  V.  G.  IV  453  N.  1. 

2)  Vgl.  Waitz  V.  G.  IV  467. 

8)  Pipp.  reg.  Capit.  a.  754—755  c.  7  (M.  G.  Cap.  I  82):  Et 
si  aliquis  homo  ad  palacium  venerit  pro  causa  sua,  et  antea 
ad  illuin  co  mit  ein  non  innotuerit  in  mallo  ante  racemburgiis, 
aut  de  causa  sua  ante  comite  in  mallo  fuit  ante  racemburgiis, 
et  hoc  sustinere  noluerit  quod  ipsi  ei  legitime  iudicaverint :  si  pro 
ipsis  causis  ad  palacium  venerit,  vapuletut;    et  si  maior  persona 
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ganz  ebendieselben  Verhältnisse,  wie  sie  seit  dem  Chlo- 
tharischen  Edict  für  Kechtssachen  de  persona  der  Cleriker 
im  Frankenreich  bestanden  haben?  Uebertragung  der 
Schultheissencompetenz  an  ein  Gericht,  welches  vom  Stand- 
punkt der  ordentlichen  öffentlichen  Verfassung  kein  Ge- 
richt war;  Ueberlassung  der  ordentlichen  Jurisdiction  in 
Kechtssachen  de  persona  an  eine  Gewalt,  welche  von 
Haus  aus  nur  private,  nicht  öffentliche  Gewalt  ist;  und 
doch  wieder,  weil  im  Auftrage  und  unter  Controlle  des 
Königs  stehend,  Uebung  öffentlicher,  nicht  privater  Ge- 
richtsbarkeit? Wenn  zwischen  der  Exemtion  der  Im- 
munitätsleute und  jener  der  Cleriker  ein  Unterschied  zu 
constatiren  ist,  so  ist  es  nur  der,  dass  dort  das  ordent- 
liche öffentliche  Gerichtsbarkeit  ausübende  Privatgericht 
ein  grundherrliches,  hier  ein  corporatives  (geistliches) 
Gericht  ist. 

In  gewissem  Sinne  noch  grösser  ist  die  Aehnlich- 
keit  der  bezüglichen  geistlichen  Gerichtsbarkeit  mit  der 
Gerichtsimmunität  für  ganze  Personenclas- 
sen,  wie  sie  in  karolingischer  Zeit  z.  B.  den  ins  Reich 
aufgenommenen  Spaniern  und  den  Forstleuten  im  Was- 
gau  zugestanden  wurde.  Den  Spaniern,  welche  unter 
Ludwig  ins  fränkische  Reich  geflohen  waren,   bewilligte 


fuerit,  in  regis  arbitrium  erit.  Et  si  reclamaverit  quod  legem 
ei  non  iudicassent,  tunc  licenciam  habeat.  —  Similiter  de 
ecclesiasticis,  si  ad  palatium  venerint  de  eorum  causa 
sibi  reclamare  super  eorum  senior e,  vapulentur,  nisi  senior 
suus  pro  sua  causa  transmiserit.  —  Hieraus  ergibt  sieb,  dass  der 
König  Berufungen  von  ecclesiastici  (Kircbleuten)  vom  Gericht 
ihres  Herrn  an  den  König  ganz  analog  behandelt  wissen  will, 
wie  Berufungen  vom  Volksgericht.  Vgl.  dazu  Waitz  V.  G.  IV 
461  N.   1   und  474  N.   1. 
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nämlich  der  Kaiser !),  geringere  Fälle  (causae  minores) 
unter  sich  nach  ihrer  Gewohnheit  zu  erledigen.  Nur  in 
grösseren  Sachen  (causae  maiores  sive  criminales),  und 
ausserdem  überall,  wenn  sie  von  ihren  Nachbarn  das 
heisst  von  Solchen,  die  nicht  zu  ihnen  gehörten,  in 
Crimiual-  oder  Civilsachen  belangt  wurden,  sollten  sie 
vor  das  Gericht  des  Grafen  kommen.  Den  Forstleuten 
im  Wasgau  hinwieder  wurde  das  Privileg  ertheilt 2),  all- 
jährlich Vorsteher  zu  wählen,  vor  denen  Klage  zu  er- 
heben war,  und  die  zu  richten  hatten,  falls  ein  Forst- 
mann, er  sei  frei  oder  unfrei,  kirchlich  oder  fiscal,  irgend 
Jemanden  ein  Unrecht  zugefügt,  jedoch  mit  ausdrück- 
lichem Vorbehalt  der  „  causae  criminales tf  an  das  Grafen- 
gericht. Wollte  ein  Forstmann  sich  dem  Gerichte  seiner 
Vorsteher    entziehen,    um    dem    Kläger    das   Kecht   zu 


*)  Constit.  de  Hispanis  I.  a.  815  c.  2  (M.  G.  Cap.  I  262):  Ipsi 
vero  pro  maioribus  causis,  sicut  sunt  honiicidia,  raptus, 
incendia,  depraedationes,  membrorum  amputationes,  furta,  latro- 
cinia,  alienarum  rerum  invasiones,  et  undecunque  a  vicino  suo 
aut  criminaliter  aut  civiliter  fuerit  accusatus  et  ad  placitum 
venire  iussus,  ad  comitis  sui  mall  um  omnimodis  venire  non 
recusent.  Ceteras  vero  minores  causas  more  suo,  sicut  hac- 
tenus  fecisse  noscuntur,  inter  se  mutuo  definire  non  pro- 
hibeantur.     Vgl.  ibid.  c.  8  und  Waitz  V.  G.  IV  458. 

2)  Form.  imp.  43  (M.  6.  Form.  319):  et  in  anno  tres 
ministros  constituant;  nisi  illi  comites  aut  alii  illis  quiddam 
quaesiverint,  aut  in  testimonium  dicendum  producti  fuerint,  super 
hoc  nullus  c o m e s  aut  iudiciaria  potestas  eos  de  qui- 
buslibet  rebus  distringere  praesumat,  exceptis  crimi- 
nalibus  causis  — ;  sed  quidquid  tarn  liberi  forestarii  quam 
servi,  ecclesiastici  aut  fiscalini,  praesumptionis  aut  inobedientiae 
errore  aut  cuilibet  nocuerint,  magistri  forestariorum 
illorum  iustitiam  faciant;  et  si  iustitiam  facere  detraxe- 
rint,  hoc  ad  nostram  noticiam  deducatur,  ut  nos  praesenti 
secundum  legem  et  iustitiam  facere  iubeamus,  et  illi,  qui  iustitiam 
(non)  facere  vel  differre  temptaverint,  dignam  correctionem  acci- 
piant.     Vgl.  Waitz  V.  G.  IV  457. 

27issl,  Gerichtsstand  d.  fränk.  Clerus.  16 
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schmälern,  so  sollte  die  Sache  an  den  König  gebracht 
werden,  damit  dieser  gegen  den  Renitenten  selbst  mit 
seiner  Gerichtsgewalt  einschreite.  Es  ist  klar,  dass  auch 
hier  nur  causae  de  persona  dem  Gericht  der  Forstmeister 
überlassen  sind.  In  beiden  Fällen  haben  wir  Exemtion 
vom  Volksgericht  in  Sachen,  die  zur  Schultheissencom- 
petenz  gehören,  nicht  vom  Königsgericht.  Es  begegnen 
also  auch  da  wieder  ganz  dieselben  Verhältnisse,  welche 
wir  in  Personalsachen  der  Cleriker  kennen  gelernt  haben; 
denn  ebenso  wenig  als  das  Gericht  der  geistlichen  Richter 
ist  das  der  Richter  über  die  Spanier  oder  der  Forstmeister 
in  den  Vogesen  Gericht  öffentlicher  Gerichtsbeamten. 
Das  Privileg  für  die  Spanier  unterscheidet  sich  zwar 
dadurch  wesentlich  von  der  Exemtion  der  Cleriker,  dass 
es  sich  nur  auf  Rechtssachen  der  Exemten  untereinander 
bezog.  Dafür  kennt  das  Privileg  für  die  Forstleute  diese 
Einschränkung  nicht.  Im  Uebrigen  stehen  beide  dem 
Chloth arischen  Gesetz  noch  näher  als  die  grundherr- 
lichen Immunitäten,  weil  ja  nach  dem  einen  wie  dem 
anderen  die  Grundlage  der  Exemtion  nicht  eine  terri- 
toriale, sondern  wie  beim  Clerus  eine  persönliche  war 1). 
.  Ist  dem  Gesagten  zufolge  die  Analogie  der  durch 
das  Chlotharische  Edict  für  Personalsachen  der  Cleriker 
geschaffenen  exceptio nellen  Gerichtszustände  mit  jenen 
fränkischen  Verhältnissen,  welche  man  als  Immunitäten 
zu  bezeichnen  pflegt,  nicht  abzuweisen,  so  wird  die  Be- 
hauptung nicht  allzu  kühn  sein,  dass  die  Exemtion 
der  fränkischen  Geistlichkeit  in  Personal- 
sachen selbst  als  Immunität  aufzufassen  sei.  Es 
entspricht    eine    solche   Auffassung    auch   durchaus   dem 


*)  Vgl.  auch  Waitz  V.  G.  IV  454,  472. 
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Geiste  der  fränkischen  Quellen.  Schon  die  Ausdrücke, 
welche  zur  Begründung  der  einen  wie  der  andern  Exem- 
tion  gebra  icht  wurden,  lassen  darüber  keinen  Zweifel 
aufkommen.  Namentlich  ist  die  Fassung  der  Immunitäts- 
verleihung an  die  Forstleute  im  Wasgau  fast  wörtlich 
mit  der  Eximirung  der  Cleriker  durch  Chlothar  überein- 
stimmend :  dort x)  wird  der  besondere  Personalgerichts- 
stand der  Forstleute  begründet  durch  das  an  die  ordent- 
lichen „  iudices tt  gerichtete  Verbot  des  „  distringere  fore- 
starios  de  quibuslibet  rebus  exceptis  criminalibus  causis", 
hier 2)  werden  die  Cleriker  in  Sachen  der  Schultheissen- 
competenz  an  Stelle  des  Volksgerichts  dem  Gerichte  des 
Bischofs  unterworfen  durch  Ausschluss  jedes  richterlichen 
„  distringere  clericos  de  civilibus  causis  praeter  criminalia 
negotia".  Auch  in  den  Immunitätsprivilegien  für  welt- 
liche und  geistliche  Grundherrn  bildet  das  Verbot  des 
„  distringere  homines K  durch  die  Grafen  und  deren  Unter- 
beamten einen  stehenden  und  wesentlichen  Bestandtheil3). 
Die  principielle  Gleichstellung  des  exemten  Gerichts- 
standes der  Cleriker  und  desjenigen  der  grundherrlichen 
Immunitätsleute  tritt  besonders  klar  hervor  in  einem 
Immunitätsprivileg  KarPs  des  Kahlen  für  die  Kirche  von 
Nevers4).     Es   ist  das  eine  Erneuerung  verloren  gegan- 


!)  Oben  S.  241  N.  2.       2)  Oben  S.  201   N.  2. 

3)  Vgl.  Waitz  V.  G.  IV  450. 

4)  Urkunde  vom  Jahre  841  (Bouquet  VIII  428).  Karl  d.  Kahle 
erneuet  für  die  Kirche  von  Nevers  die  verloren  gegangenen 
Immunitätsurkunden  »praeeipientes  atque  iubentes,  ut  nullus 
iudex  publicus  aut  quisbbet  iudiciariam  exercens  potestatem 
seu  ullus  fidelium  —  in  ecclesias  aut  loca  vel  agros  seu  reliquas 
possessiones  —  ad  causas  andiendas  vel  freda  exigenda  aut  man- 
sionaticos  sive  paratas  faciendas,  aut  fideiussores  alicui  tollendos, 
aut  canonicos  ipsius  matris  ecclesiae,  seu  eorum  facultates, 
fdve   ceteros   homines   tarn   ingenuos   quam   et   servos  super 

16* 
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gener  Immunitätsprivilegien.  Sie  enthält  wie  die  übrigen 
Immunitätsurkunden  das  Verbot,  dass  der  iudex  publicus 
in  die  Besitzungen  des  Bisthums  eintrete,  um  dort  von 
den  Immunitätsleuten,  seien  sie  frei  oder  unfrei,  Hinter- 
sassen oder  auch  nur  Vogteileute  Abgaben  zu  erheben, 
dort  Gericht  zu  halten  oder  die  Leute  mit  seinem  rich- 
terlichen Zwange  zu  verfolgen  (distringere).  Was  diese 
Urkunde  vor  anderen  auszeichnet,  ist  aber,  dass  unter 
den  vom  „  distringere "  der  öffentlichen  richterlichen  Be- 
amten Ausgenommenen  auch  die  canonici  der  bischöf- 
lichen Kirche  aufgeführt  werden.  Es  zeigt  das  deutlich, 
dass  das  Privileg  die  Gerichtsfreiheit,  welche  die  canonici 
besassen,  und  die  der  homines  ganz  auf  dieselbe  Linie 
stellte.  Diese  Gleichstellung  würde  an  sich  nicht  so  viel 
zu  bedeuten  haben,  wenn  sich  aus  der  Urkunde  nicht 
ergäbe,  dass  trotzdem  der  Gerichtsstand  der  „ canonici* 
und  der  „  ceteri  homines B  ein  völlig  verschiedener  war. 
Nachdem  nämlich  das  Privileg  den  öffentlichen  Beamten 
das  distringere  aller  derer,  die  auf  den  Besitzungen  der 
Kirche  einer  Exemtion  sich  erfreuen  sollten,  untersagt 
hatte,  fügte  es  zum  Schlüsse  hinzu:  Wenn  aber  irgend 
Jemand  eine  Klage  gegen  die  canonici  erheben  wollte, 
so  sollten  diese  (nicht  wie  die  ceteri  homines  vor  dem 
proprius  advocatus,  sondern  vielmehr)  vom  Bischof  selbst 
gerichtet  (distriugirt)  werden,  es  wäre  denn,  dass  es  sich 


ipsam  terram  commanentes  vel  consistentes,  vel  alios  ingenuos, 
qui  antiquitus  sub  defensione  ipsius  ecclesiae  constiterunt,  di- 
stringendos  vel  inquietandos,  nee  ullas  reddibitiones  aut  in- 
licitas  occasiones  requireudas,  nostris  neque  futuris  temporibus 
ingredi  audeat.  —  Si  quae  autem  causae  adversus  supra- 
dietae  ecclesiae  fuerint  ortae  canonicos,  a  proprio  distrin- 
gantur  episcopo,  nisi  forte  criminalis  fueriut  actionis,  de 
quibus  est  ratiocinauduin  proprio  eorum  advocato*. 
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um  eine  Criminalsache  handelte,  in  welchem  Falle  der 
Vogt  auch  für  die  canonici  (im  öffentlichen  Gericht) 
Rechenschaft  zu  geben  habe  1).  Die  Exemtion  der  cano- 
nici, sagt  uns  damit  das  Privileg  für  Nevers,  ist  Immu- 
nität, ganz  so  wie  die  Exemtion  der  kirchlichen  Hinter- 
sassen, aber  nicht  als  Grundherr  tritt  für  die  Cleriker 
der  Bischof  an  Stelle  des  Schultheissen  2),  sondern  eben 
nur  als  Bischof.  Mit  andern  Worten:  Die  Exemtion  der 
Cleriker  ist  Immunität,  aber  nicht  grundherrliche,  son- 
dern gleich  der  der  Forstleute  im  Wasgau  und  der  durch 
Ludwig  privilegirten  Spanier  Personalimmunität. 
Wie  verhält  sich  historisch  die  clericale  Per- 
sonalimmunität zu  den  übrigen  Gerichtsimmunitäten  des 
Frankenreichs?  Die  Frage  nach  dem  bezüglichen  Ver- 
hältnisse der  Personalimmunität  der  Cleriker  zu  jener 
der  Forstleute  im  Wasgau  und  der  der  Spanier  beant- 
wortet sich,  da  erstere  frühmerovingischen  Ursprungs 
ist,  letztere  aber  karolingisch  sind,  von  selbst.  Besteht 
zwischen  der  Exemtion  der  Forstleute  und  dem  Chlo- 
tharischen  Edict  überhaupt  ein  Zusammenhang,  so  ist 
erstere  nach  Obigem  nichts  Anderes  als  eine  fast  wört- 
liche Anwendung  des  für  Cleriker  bestimmten  Gesetzes 
Chlothar's  auf  die  Forstleute.  Was  das  zeitliche  Ver- 
hältniss  der  Exemtion  der  Cleriker  zu  der  anderen  Classe 
von  Immunitäten,  nämlich  den  grundherrlichen,  betrifft, 
so  wird  zu  erinnern  sein  an  die  Bestimmung  Chlothar's 


x)  Vgl.  Sohm  Gerichtsb.  265,  der  hier  gleichfalls  nur  an 
eine  Vertretung  durch  den  Vogt  (wenigstens  im  weltlichen 
Einleitungsverfahren)  denkt.    Zweifelhaft  Waitz  V.  G.  IV  444  N.  8. 

*)  Unsere  Urkunde  handelt  neben  Crirninalsachen  sicher  nur 
von  causae  de  persona,  nicht,  wie  Sohm  Gerichtsb.  214  annimmt, 
allgemein  von  Civilsachen. 
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über  den  Personalgerichtsstand  der  „homines  ecclesiae". 
Es  wurde  bereits  oben  l)  gezeigt,  dass  die  vorchlotha- 
rischeu  merovingischen  Concilien  den  Wunsch  ausdrückten, 
dass  homiues  ecclesiae  und  Cleriker  gleich  behandelt 
würden.  Wir  haben  aber  auch  gesehen,  dass  das  Chlo- 
thari*che  Gesetz  diesem  kirchlichen  Wunsche  nicht  ent- 
sprach, sondern  vielmehr  nur  das  Eine  zugestand,  dass 
gegen  die  kirchlichen  Hintersassen  der  öffentliche  Richter 
bei  Klagen  Auswärtiger  nicht  zu  Gericht  sitzen  sollte 
ohue  Zuziehung  des  betreffenden  geistlichen  Herrn  zum 
Mitvorsit/,.  Nach  dem,  was  wir  über  die  successive  Aus- 
bildung der  Immunitätsgerichtsbarkeit  in  den  Grundherr- 
schaften wissen 2),  müssen  wir  sagen,  dass  diese  erst  in 
der  Wiege  lag,  als  die  der  Cleriker  schon  vollausge- 
bildet dastand.  Später  allerdings  finden  wir  auch  die 
kirchlichen  Hintersassen  allenthalben  nicht  nur  beim 
Streite  derselben  unter  sich,  sondern  ebenso  beim  Streite 
Auswärtiger  gegen  solche  in  Sachen  der  Schultheissen- 
competenz  dem  Gericht  des  geistlichen  Herrn  unter- 
worfen. Dieser  Zustand  ist  dadurch  geschaffen  worden, 
dass  die  Nachfolger  Chlothar's,  was  dieser  allgemein 
durch  eine  Lex  communis  der  Kirche  zu  ertheilen  ver- 
weigerte, derselben  und  dann  auch  weltlichen  Gross- 
grundbesitzern durch  Privilegien  concedirten.  Diese  Pri- 
vilegien (Immunitätsprivilegien)  sind  daher  gar  nichts 
Anderes,  als  erst  vereinzelte,  dann  immer  häufiger  wer- 
dende Erfüllungen  des  bereits  zur  Zeit  Chlothar's  aus- 
gesprochenen kirchlichen  Wunsches  nach  Gleichstellung 
der  kirchlichen  Hintersassen  mit  den  Clerikern,  mit  an- 


«)  S.   202,   208. 

2)  Vgl.  für  die  merovingische  Zeit  auch  Löning  II  7:.  1    ft. 
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deren  Worten  nach  Eximirung  derselben  vom  Volks- 
gerichte in  Personalsachen.  Die  Exemtion  der  Cle- 
riker  war  das  Vorbild  für  sämmtliche  Gerichts- 
immunitäten des  Frankenreichs. 

Wir  kommen  zum  Schlüsse  und  sagen :  Die  durch 
das  Chlotharische  Edict  vom  Jahre  614  den  Clerikern 
in  Rechtssachen  de  persona  gesetzlich  gewährte  Exemtion 
vom  Volksgericht  ist  für  die  öffentliche  fränkische  Ver- 
fassung nichts  Geringeres  als  der  erste  Schritt  zur 
Feudalisirung  der  Gerichtsgewalt. 
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